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Barfuß oder Lackschuh?
Zum Verhältnis von Protest und
sozialer Ungleichheit

In einem Jahresrückblick zeichnete die Frank-
furter Rundschau das Jahr 2006 für die Bun-
desrepublik Deutschland als ein Jahr der Pro-
teste nach (FR 2006: 27). Diese Diagnose lässt
sich ohne Weiteres auf die letzten vier Jahre
ausdehnen. Ärzte demonstrieren gegen Arbeits-
bedingungen und Gesundheitsreform, Studie-
rende gegen Studiengebühren, Schülerinnen und
Schüler gegen die Bildungsmisere, Erwerbslo-
se gegen Hartz IV, viele Menschen gegen den
Irak-Krieg. Nimmt man die französischen Nach-
barn noch hinzu, deren Protestkultur immer
wieder als Vergleich für die hiesigen Proteste
dient und zumindest die Demonstrationen ge-
gen Studiengebühren inspirierte,1 wird die Lis-
te um die massiven Jugendproteste in den Ban-
lieues im Herbst 2005 ergänzt. Dieses Bild
verstärkt sich, werden sowohl die institutiona-
lisierten Proteste wie Arbeitskämpfe als auch
‚single issue‘-Proteste wie beispielsweise An-
lieger-Demonstrationen gegen Flughafenausbau
mit hinzugerechnet.

Parallel dazu ist in den letzten Jahren vor
allem im Zuge um die Debatten zur Zukunft des
Sozialstaates in der medialen Öffentlichkeit über
Gerechtigkeitsbegriffe und sozialstrukturanaly-
tische Kategorien wie ‚Prekariat‘ oder ‚Unter-
schicht‘ diskutiert worden. Vor allem im An-
schluss an die ersten PISA-Studien wurde der
Begriff der Chancengerechtigkeit aufgegriffen
und teilweise im Gleichklang mit dem neolibe-
ralen Agendasetting dem Begriff der Vertei-
lungsgerechtigkeit gegenübergestellt.2

Vor allem seitens der SPD wurde – öffent-
lich zugänglich – über zukunftsfähige Gerech-
tigkeitsvorstellungen philosophiert. Kurt Becks
Äußerung zum vermeintlichen Unterschichtpro-
blem, das anschließende Verleugnen der Exis-
tenz von Schichten, speziell einer Unterschicht,
und die Kurzveröffentlichung der Ergebnisse

der von der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES
2006) in Auftrag gegebenen Studie ‚Gesellschaft
im Reformprozess‘ sorgten für eine populär-
wissenschaftliche, medial sehr präsente Debat-
te über sozial-strukturelle Kategorien. Diese
wurde durch Ereignisse wie den ‚Ratschlag‘
Kurt Becks an den Erwerbslosen Henrico Frank,
er solle sich waschen und rasieren, dann bekä-
me er auch einen Job, gleichsam in Bilder ge-
gossen.

Beide öffentliche Diskurse, der über Pro-
testgeschehen und -ereignisse und der zu Ge-
rechtigkeit und sozialstrukturellen Verortungen,
laufen in der Wahrnehmung der Anti-Hartz IV-
Proteste zusammen und lassen einerseits sehr
schnell das Bild der protestierenden ‚Barfüße’
aufkommen, den Aufstand des ‚Prekariats’ dia-
gnostizieren und eine Rückkehr zu ‚alten’ Ver-
teilungskämpfen vermuten. Andererseits wur-
de durch die Darstellung der vermeintlichen He-
terogenität der Demonstrierenden gegen den
Irak-Krieg sowie durch das Auftauchen neuer
Protestgruppen – wie den Ärzten – das Bild
vermittelt, dass auch der ‚Lackschuh‘ das Pro-
test-Parkett betritt. Selbst wenn Ärzte für bes-
sere Arbeitsbedingungen und dabei unter ande-
rem für ein besseres Gehalt protestieren, zählen
sie weder materiell, kulturell noch symbolisch
– also ihr Prestige betreffend – zu den Depri-
vierten unserer Gesellschaft. Auch für die ver-
meintlichen ‚Barfuß‘-Proteste wurde nachge-
wiesen, dass es sich um überdurchschnittlich
gebildete ‚Barfüße‘ handelte (Rucht/Yang
2004). Wer also tanzt nun auf dem Protest-Par-
kett? Und wie gestaltet sich das Verhältnis von
sozialer Ungleichheit und Protest?

Diese Fragen möchte das Heft aufgreifen.
Sie gehören zu dem genuinen Bereich der Pro-
test- und Bewegungsforschung, die sich
geradezu über den Anspruch definiert, die Er-
kenntnis-Lücke zwischen (latenten) gesell-
schaftlichen Krisenphänomenen auf der Struk-
turseite und (manifestem) Protest auf der Ak-
teurs/Handlungsseite zu schließen (Bonacker/
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Schmitt 2004). Dennoch wurden sie selten ex-
plizit thematisiert und schon gar nicht im Lichte
aktueller Diagnosen. Einigkeit scheint lediglich
darin zu bestehen, dass die Lücke weder je all-
eine von der Struktur- noch von der Handlungs-
seite aus geschlossen werden kann. Zu verschie-
denen Paradigmen der Bewegungsforschung
(Hellmann 1999; Bonacker/Schmitt 2004) ha-
ben sich deshalb Ansätze und Heuristiken hin-
zugesellt, welche die erkenntnistheoretisch
ohnehin fragwürdigen Gegenüberstellungen
(wie Struktur/Handlung; Struktur/Kultur; Ra-
tionalität/Identität) überwunden wissen wollen
(Crossley 2002; Schmitt 2006).

Unabhängig davon, welcher Ansatz gewählt
wird, weist die Verknüpfung von Protest und
sozialer Ungleichheit drei Pfade auf, die hier
beschritten werden sollen. Erstens lässt sich fra-
gen, wie und unter welchen Bedingungen sozi-
ale Ungleichheit Protest hervorruft. Zweitens
kann betrachtet und analysiert werden, welche
Ungleichheiten sich im Protest selbst widerspie-
geln. Damit hängt die dritte Frage zusammen,
ob Protest selbst Teil oder reproduzierendes Ele-
ment sozialer Ungleichheit ist. Hiermit ist auf
Aspekte der sozialen Zusammensetzung von
Protest verwiesen und auf die Frage, wer ei-
gentlich Zugang zu Protest hat. Inwieweit klafft
die soziale Schere auch im bzw. durch den Pro-
test auseinander, möglicherweise sogar durch
den Protest gegen das Auseinanderklaffen der
Schere?

Mit einem Themenheft zu „Marginalisierung
und Mobilisierung“ hatte das Forschungsjour-
nal (2/1997) Fragen aufgeworfen, wie einerseits
Marginalisierte in Bewegung geraten und
andererseits Bewegungen marginalisiert wer-
den. Diese Aspekte werden hier nicht nur aktu-
alisiert aufgegriffen, sondern darüber hinaus
steht im Fokus, inwieweit Marginalisierung
selbst eine Funktion von Bewegung sein kann.
Das Heft soll also sowohl ‚Ermöglichungsbe-
dingungen‘ von Protest ausleuchten als auch
Delegitimierungen und Zugangsbarrieren aus-

weisen, die mit sozialer Ungleichheit zusam-
menhängen.

In der Aktuellen Analyse befasst sich Chris-
toph Butterwegge indirekt mit der Delegitimie-
rung von Protest, indem er aufzeigt, wie neoli-
berale Sozialstaatsreformen legitimiert werden
und Massenakzeptanz finden.

Es folgen in einem ‚Grundlagenblock‘ Bei-
träge, die sich mit der Sozialstruktur von Pro-
test beziehungsweise mit dem Verhältnis von
Protesten und sozialer Ungleichheit auseinan-
dersetzen. Dieter Rucht eröffnet den Themen-
schwerpunkt mit einer empirischen Skizze der
Protestlandschaft in Deutschland. Er verwen-
det dazu Ergebnisse aus Zeitungsanalysen, Vor-
Ort-Befragungen und Survey-Daten. Michael
Vester geht umgekehrt vor. Ausgehend von so-
zialstrukturanalytischen Beschreibungen der
bundesdeutschen Gesellschaft und der gesell-
schaftspolitischen Lager im Raum der Milieus
ergründet er die gesellschaftlichen Spannungs-
linien, an denen sich soziale Kämpfe entzün-
den. Der Beitrag von Lars Schmitt versucht aus
der Perspektive symbolischer Gewalt (Pierre
Bourdieu), Protest einerseits als Reaktion auf
symbolvermittelte Ausschlüsse zu verstehen,
andererseits aber aufzuzeigen, inwieweit Pro-
test selbst ungleichheitsverschleiernd wirken
kann. Fabian Virchow fragt sich in seinem Auf-
satz, ob ‚Springerstiefel‘ eher ‚Barfüße zieren‘
oder verkappte ‚Lackschuhe‘ darstellen. Er geht
also der Frage nach dem Verhältnis von Depri-
vation und rechten Protesten nach.

Der folgende Block ist den Protesten gegen
Hartz IV gewidmet, weil diese aufgrund ihres
Gegenstandes bereits eine Verbindung der Kom-
plexe ‚Ungleichheit‘ und ‚Protest‘ aufweisen.
Dieter Rink und Axel Philipps untersuchen die
Mobilisierungsframes, die bei den ‚Montags-
demonstrationen‘ deutlich wurden und ziehen
daraus Schlüsse, warum die Proteste nicht in
eine dauerhafte soziale Bewegung überführt
werden konnten. Karin Lenhart richtet ihren
Blick auf die Situation der von Hartz IV-betrof-
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fenen Frauen. Sie zeichnet in ihrer Auswertung
qualitativer Interviews sowohl mit Demonstra-
tionsteilnehmerinnen als auch mit Frauen, die
nicht mit auf die Straße gegangen sind, das Span-
nungsfeld zwischen Protest und politischer Ent-
fremdung nach. Den Blick auf Europa öffnet
Didier Chabanet. Er zeigt ländervergleichend
die jeweiligen Grenzen und Möglichkeiten von
Erwerbslosenprotesten in Europa auf und be-
nennt dabei sowohl nationalstaatliche als auch
europäische Rahmungen sowie lokale politische
Gelegenheitsstrukturen.

Die Frage im Titel unseres Themenheftes
wird bei Dieter Boris zugunsten der protestie-
renden ‚Barfüße‘ entschieden. Mit seiner Ana-
lyse lateinamerikanischer Bewegungen veran-
schaulicht er, dass die enge Verknüpfung von
Mittelschicht (Lackschuh) und Protest einer eu-
rozentrischen Perspektive geschuldet ist und
dass weltweit betrachtet die protestierenden ‚Bar-

füße’ überwiegen dürften. Der Themenschwer-
punkt wird abgeschlossen mit einem Dialog zu
den Ärzteprotesten. Lars Schmitt verdeutlicht,
inwieweit die Ärzteschaft die Voraussetzungen
für Protest idealtypisch erfüllt und dass mit den
Aktionen tieferliegende Probleme der Medizin
möglicherweise verschleiert werden. Er plädiert
für eine Abkehr vom Bild der ‚Götter in Weiß‘.
Frank Ulrich Montgomery, Chef des Marbur-
ger Bundes, entgegnet, dass das Mysterium des
Arztberufes gerade nicht schwinden dürfe und
verweist auf erhebliche Mängel in der Politik,
die die Leistungsbereitschaft und Patientenbin-
dung der Ärzte instrumentalisieren würde.

Es wurde hier bewusst darauf verzichtet, die
zentralen Begriffe ‚Protest‘ und ‚soziale Un-
gleichheit’ vorab näher zu bestimmen, weil zum
einen vor allem letzterer selbst in der wissen-
schaftlichen Sozialstrukturanalyse hochgradig
unterschiedlich definiert wird und zum anderen
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eine Vorwegnahme der Begriffsbestimmung
möglicherweise Relevantes aus dem Betrach-
tungsgegenstand ausschließen würde.3

Die Beiträge von Christoph Butterwegge,
Dieter Rink/Axel Philipps, Didier Chabanet und
Peter Hilger wurden erstmals im Rahmen des
Arbeitskreises Soziale Bewegungen auf dem
Politologentag 2006 in Münster vorgestellt.

Lars Schmitt (Marburg)

Anmerkungen
1 Es sei hier nur auf den Film ‚Kick it like Frank-
reich‘ sowie auf die Tatsache verwiesen, dass
Frankreich-Fahnen bei den Protesten gegen Stu-
diengebühren mitgeführt wurden.
2 Die Tatsache, dass verschiedene Themen, wie
in diesem Falle die Frage nach der Bildungsge-
rechtigkeit, auf der Angebotsseite in den unter-
schiedlichsten Medien präsent sind – der Stern
titelte im Juli 2003 gar mit „Das Märchen von
der Chancengleichheit“ – bedeutet nicht, dass
dieses Wissen auf der Nachfrage-Seite der Be-
troffenen auch ankommt. So ließe sich zeigen,
dass eine Rezeption der PISA-Studie trotz de-
ren medialer Omnipräsenz in bildungsfernen
Milieus kaum vorhanden ist. Und wenn doch,
dann verläuft diese Rezeption eher unter dem
Tenor „Deutschland ist schlecht“ (im internati-
onalen Vergleich) als „Deutschland ist unge-
recht“ (und darum schlecht). Deshalb ist es fahr-
lässig, von einer Präsenz in den Medien auf
eine Präsenz in den Köpfen zu schließen.
3 Zu Entwicklungslinien und Begriffen der So-
zialstrukturanalyse vgl. den Aufsatz von Peter
A. Berger (2003).
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Fragt man nach den Gründen, weshalb die
jüngsten Reformen zum Um- bzw. Abbau des
Sozialstaates (Einführung der ‚Riester-Rente‘,
Maßnahmen der ‚Agenda 2010‘, sog. Hartz-
Gesetze usw.) trotz zahlreicher und teilweise
beeindruckend großer Protestaktionen, etwa den
nicht nur auf die neuen Bundesländer be-
schränkten Montagsdemonstrationen, durch-
setzbar waren, gibt es drei Antworten, die im
Folgenden überprüft werden sollen:

(1) Die angebliche Notwendigkeit, den So-
zialstaat um- bzw. abzubauen, wurde – für viele
Menschen überzeugend – mit Sachzwängen
gerechtfertigt, denen die Regierungspolitik ganz
unabhängig von ihrer Orientierung irgendwie
Rechnung tragen müsse. Globalisierung und
demografischer Wandel, als vermeintliche ge-
sellschaftliche Entwicklungsprozesse, dienten
als zwei Große Erzählungen, mit denen eine
intellektuelle Legitimationsbasis für die Refor-
men geschaffen wurde.

(2) Mit den Plänen zum Um- bzw. Abbau
des Sozialstaates, also Konzepten wie der
sog. Hartz- und der sog. Rürup-Kommissi-
on und Gerhard Schröders ‚Agenda 2010‘,
häuften sich Bemühungen, die in der Gesell-
schaft bis dahin gültigen Gerechtigkeitsvor-
stellungen grundlegend zu verändern. Re-
formen der o.g. Art hätten sonst kaum Chan-
cen, auf Massenakzeptanz zu treffen und
nachhaltig zu wirken. Der dominierende
Gerechtigkeitsbegriff wurde in mehrfacher
Hinsicht modifiziert; sein Inhalt verschob
sich etwa von der Bedarfs- zur ‚Leistungs-
gerechtigkeit‘, von der Verteilungs- zur ‚Be-
teiligungsgerechtigkeit‘ und von der sozia-
len zur ‚Generationengerechtigkeit‘.

(3) Auf der parteipolitischen Ebene gibt es
eine ganz große (informelle) Koalition gegen
den bisher bestehenden Sozialstaat, die im Un-
terschied zu ihren Kritikern über eine Alterna-
tivkonzeption und zumindest eine Vision ver-
fügt, wie er künftig aussehen soll. Das neolibe-
rale Konzept ist nicht nur in sich schlüssig,
sondern knüpft auch geschickt an negative All-
tagserfahrungen der BürgerInnen mit der (So-
zial-) Staatsbürokratie an.

1 Sachzwänge als passive Legiti-
mationsgrundlage

Bei der vorgezogenen Bundestagswahl vom 18.
September 2005 erteilte die Mehrheit einem
noch radikaleren Um- bzw. Abbau des Sozial-
staates, wie ihn CDU/CSU und FDP propa-
gierten, eine klare Absage. Kaum hatten die
Koalitionsverhandlungen zwischen Union und
SPD begonnen, wurde der Sozialstaat jedoch
von zwei Seiten in die Zange genommen und
die Bevölkerung auf weiter reichende Leis-
tungskürzungen eingestimmt: Auf der Finan-
zierungsseite entdeckten die Leiter der zustän-
digen Facharbeitsgruppe, Roland Koch und Peer
Steinbrück, das ‚größte Haushaltsloch aller Zei-
ten‘, dem angeblich nur mit einem ‚Sparpaket’
in der Rekordhöhe von 35 bis 70 Mrd. Euro
beizukommen sei, und auf der Leistungsseite
machte der scheidende Wirtschafts- und Arbeits-
minister Wolfgang Clement rund 20% der Lang-
zeitarbeitslosen als ‚Parasiten‘ aus, weil sie das
mit Hartz IV geschaffene Arbeitslosengeld II
ohne Rechtsanspruch bezögen.

Als für die Probleme des Sozialstaates ur-
sächlich werden in der öffentlichen Diskussion

Christoph Butterwegge

Legitimationsmuster und Massenakzeptanz der Sozialstaatsreform
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regelmäßig vier Faktoren bzw. Entwicklungs-
determinanten genannt:

(1) Übertriebene Großzügigkeit: Der deut-
sche Wohlfahrtsstaat sei zu freigiebig in seiner
Leistungsgewährung, was ihn finanziell zuneh-
mend überfordere und das Gegenteil dessen
bewirke, was eigentlich intendiert sei. Arbeits-
losigkeit und Armut könnten nicht mehr wirk-
sam bekämpft werden, weil es sich für die Be-
troffenen kaum lohne, Erwerbsarbeit zu leisten,
wenn sich die Höhe der Lohnersatzleistungen
auf nahezu demselben Niveau bewege.

(2) Massenhafter Leistungsmissbrauch: Da
es keine wirksamen Kontrollen gebe, lasse sich
schwerlich verhindern, dass auch Menschen von
Sozialleistungen profitieren, die gar nicht an-
spruchsberechtigt seien. Gemäß der ‚Logik des
kalten Büfetts‘ bediene man sich selbst dann,
wenn kein Hilfebedarf existiere. So würden z.B.
medizinische Behandlungen nur deshalb in An-
spruch genommen, weil der Arztbesuch für ge-
setzlich Krankenversicherte (zumindest nach
Entrichtung der am 1. Januar 2004 eingeführten
‚Praxisgebühr‘ in Höhe von 10 Euro pro Quar-
tal) kostenfrei sei.

(3) Demografischer Wandel: Durch die sin-
kende Geburtenrate der Deutschen und die stei-
gende Lebenserwartung aufgrund des medizi-
nischen Fortschritts komme es zu einer ‚Ver-
greisung‘ der Bundesrepublik, die das ökono-
mische Leistungspotenzial des Landes schwä-
che und die sozialen Sicherungssysteme
(Renten-, Pflege- und Krankenversicherung)
überfordere. Dem könne nur mittels einer
(Teil-)Privatisierung auf der Beitrags- sowie
einer Leistungsreduzierung auf der Kostenseite
begegnet werden.

(4) Globalisierungsprozess und Standort-
schwäche: Infolge der sich dramatisch verschär-
fenden Weltmarktkonkurrenz müsse der krän-
kelnde ‚Standort D‘ entschlackt und der Sozial-
staat ‚verschlankt‘ werden, wolle man die
Konkurrenzfähigkeit und das erreichte Wohl-
standsniveau halten. Der (nordwest-) europä-

ische Wohlfahrtsstaat gilt neoliberalen Kritikern
als von der ökonomisch-technologischen Ent-
wicklung überholt, als Wachstumsbremse und
als bürokratisches Investitionshindernis.

Diesen (größtenteils ‚interessierten‘, d.h. von
Lobbyisten und neoliberalen Gegnern des So-
zialstaates gezielt verbreiteten) Missverständ-
nissen bzw. Fehlurteilen ist Folgendes zu erwi-
dern:

(1) Die empirische Wohlfahrtsstaatsfor-
schung hat nachgewiesen, dass die Bundesre-
publik – entgegen den dominierenden Medien-
bildern und dem davon geprägten Massenbe-
wusstsein – keineswegs den ‚großzügigsten‘
Sozialstaat Europas besitzt, sondern bei der Leis-
tungsgewährung im Vergleich mit den übrigen
14 EU-Altmitgliedsstaaten seit der Weltwirt-
schaftskrise 1974/76 und vor allem nach dem
Regierungswechsel Schmidt/Kohl im Herbst
1982 weit zurückgefallen ist und heute nur noch
im unteren Mittelfeld (Platz 8 oder 9) rangiert.
Die Sozialleistungsquote ist nicht höher als Mitte
der 1970er Jahre, obwohl es heute nicht zuletzt
aufgrund der deutschen Vereinigung viel mehr
Arbeitslose, regionale Disparitäten und Struk-
turprobleme gibt.

(2) Auch der Missbrauch des Wohlfahrts-
staates durch Nicht-Anspruchsberechtigte hält
sich trotz zahlreicher Berichte (vor allem der
Boulevardpresse) über spektakuläre Einzel-
fälle, ausgeprägter Vorurteile bezüglich sozi-
aler Randgruppen, die existenziell auf Sozial-
leistungen angewiesen sind, und des Stamm-
tischgeredes über ‚Sozialschmarotzer‘ in Gren-
zen. Alle seriösen Studien gelangen zu dem
Schluss, dass es sich bei dem allerorten be-
klagten Leistungsmissbrauch weder um ein
Massenphänomen handelt noch der Sozial-
staat dadurch finanziell ausgezehrt wird. Viel-
mehr lenkt man damit von einem größeren
Missbrauch in anderen Bereichen (Einkom-
mensteuererklärungen von Besserverdienen-
den und Kapitaleigentümern; Subventions-
schwindel) ab.
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(3) Die demografischen Entwicklungspers-
pektiven verdüstern sich in Öffentlichkeit und
Medien zu einem Schreckensszenario. Mittels
der Forderung nach (mehr) Generationengerech-
tigkeit werden soziale Ungerechtigkeiten inner-
halb aller Generationen in einen ‚Kampf von
Alt gegen Jung‘ umgedeutet. Der politische
Kampfbegriff ‚Generationengerechtigkeit‘ lenkt
von einer hier wie in anderen Teilen der Welt
dramatisch wachsenden Ungleichheit innerhalb
aller Generationen ab. Kinderarmut wird als
geistig-politischer Hebel benutzt, um Alte und
Junge, aber auch Eltern und Kinderlose gegen-
einander auszuspielen. Ähnliches gilt für Dis-
kussionen zum demografischen Wandel, zur
‚Vergreisung‘ unserer Gesellschaft und zu den
daraus (angeblich) erwachsenden Finanzie-
rungsproblemen für das Sozialsystem. Insofern
degeneriert die Demografie zur Ideologie und
fungiert als Mittel einer familien- und sozialpo-
litischen Demagogie. Dabei fehlen keine Ba-
bys, sondern BeitragszahlerInnen, die man durch
konsequente(re) Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, die Erhöhung der Frauenerwerbsquote, die
Erleichterung der Zuwanderung und/oder die
Erweiterung des Kreises der Versicherten ge-
winnen kann. Statt zu klären, wie man aus einer
Veränderung der Altersstruktur resultierende
Schwierigkeiten solidarisch (z.B. durch die
Aufhebung/Erhöhung der Beitragsbemessungs-
grenze und/oder die Verbreiterung der Basis des
sozialen Sicherungssystems, also die Einbezie-
hung von Beamten, Selbstständigen und Frei-
beruflern) bewältigen kann, benutzt man sie als
willkommenen Hebel zur Durchsetzung von
‚Sparmaßnahmen‘.

(4) Leistungskürzungen sind keine Sozial-
reform, sondern ein Rückfall ins vorletzte Jahr-
hundert, als die Gesellschaft aufgrund fehlen-
der Ressourcen ihre Mitglieder vor allgemeinen
Lebensrisiken nicht oder nur rudimentär zu
schützen vermochte. Heute ist sie jedoch so
reich wie nie und der Wohlfahrtsstaat für sozial
Benachteiligte wie für die Gesellschaft insge-

samt unverzichtbar. Gerade die Bundesrepub-
lik, deren Volkswirtschaft zu den Hauptgewinn-
ern des Globalisierungsprozesses zählt, kann
sich einen entwickelten Sozialstaat wegen ihres
wachsenden Wohlstandes nicht nur weiterhin
leisten, sondern darf ihn auch nicht abbauen,
wenn sie Demokratie und inneren Frieden be-
wahren sowie konkurrenzfähig bleiben will.

2 Wandlungen des Gerechtigkeits-
begriffs als aktive Legitimations-
grundlage

Ursprünglich nur eine Wirtschaftstheorie, ist der
Neoliberalismus längst zu einer Sozialphiloso-
phie, ja zu einer Art politischer Zivilreligion
geworden. Er hat, von mächtigen Interessen-
verbänden unterstützt, mittlerweile erreicht, dass
Gerechtigkeit hierzulande als normative Basis
des Sozialstaates erodiert. Die soziale Gerech-
tigkeit beinhaltet kaum mehr, dass BürgerIn-
nen, die es sich finanziell leisten können, über
den Staat als Sachwalter des Gemeinwohls die
Bedürftigkeit von Benachteiligten und Behin-
derten ausgleichen. Der neue Gerechtigkeitsbe-
griff ist eher versicherungsmathematischer Na-
tur: Jeder soll für sich selbst vorsorgen und
nach seinem persönlichen Risiko viel oder we-
nig dafür aufwenden müssen, um schließlich
das zu bekommen, wofür er eingezahlt hat.

Obwohl das Volksvermögen so groß und die
Kluft zwischen Arm und Reich so tief wie nie
zuvor ist, gilt die Forderung nach Umverteilung
heute als ideologisch verstaubt. Von der Not-
wendigkeit, ‚den Gürtel enger zu schnallen‘,
kann allerdings nur die Rede sein, wenn man
die ungerechten Eigentums-, Macht- und Herr-
schaftsverhältnisse in der Bundesrepublik ak-
zeptiert. Neoliberale und Lobbyisten haben die
soziale Gerechtigkeit als ‚Standortrisiko‘ kriti-
siert und diskreditiert, wodurch man diese in
dreifacher Beziehung deformiert:

(1) Statt der Bedarfs- wird die Leistungsge-
rechtigkeit zum Kriterium für sozialstaatliches

Christoph Butterwegge
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Handeln gemacht. Für neoliberale Ökonomen,
aber auch für etablierte Parteien und Politiker
stellt die soziale Gerechtigkeit im Grunde ein
Standortrisiko dar, weshalb sie die Freiheit vor-
ziehen und als Möglichkeit der Kapitaleigentü-
mer interpretieren, zu investieren, wie und wo
sie wollen. Das ganze Steuersystem soll darauf
ausgerichtet werden, sog. Leistungsträger zu
belohnen und noch mehr als bisher zu entlasten,
um den ‚Standort D‘ zu stärken. Mit dem Sozi-
alstaatsprinzip des Grundgesetzes ist ein sol-
ches Steuersystem schwerlich zu vereinbaren.
Es gehört vielmehr zu einem Konzept, das ‚Vor-
fahrt für Arbeit‘ fordert, aber letztlich Vorfahrt
für Arbeitgeber meint. ‚Gerecht‘ oder ‚sozial
ist, was Arbeit schafft‘, behaupten Politiker ver-
schiedener Parteien. Bei diesem Slogan handelt
es sich um eine moderne Sklavenhalterideolo-
gie, die nicht mehr nach dem Sinngehalt von
Erwerbsarbeit, den Arbeitsbedingungen und der
Entlohnung fragt, vom Anspruch der Stellenbe-

werberInnen auf Berufs- und Qualifikations-
schutz ganz zu schweigen. Außerdem gibt es
inhaltliche Berührungspunkte zum Rechtsextre-
mismus, die eigentlich zu denken geben müss-
ten. So schaltete der deutschnationale Medien-
zar und spätere Wirtschaftsminister Alfred Hu-
genberg im Februar 1932 Zeitungsanzeigen mit
der Behauptung: „Sozial ist, wer Arbeit schafft.“

(2) Gleichzeitig wird Verteilungsgerechtig-
keit als traditionelles Ziel sozialstaatlicher Poli-
tik durch Teilhabe- oder Beteiligungsgerechtig-
keit ersetzt. Entscheidend sei heute, dass Men-
schen einen gleichberechtigten Zugang zu
Bildungsinstitutionen und zum Arbeitsmarkt er-
hielten. So sinnvoll die Erweiterung des Ge-
rechtigkeitsbegriffs in Richtung von ‚Beteili-
gungsgerechtigkeit‘ sein mag, so wenig kann
Letztere als Ersatz dafür dienen, weil ihr durch
soziale Ungleichheit der Boden entzogen wird.
Ohne soziale Emanzipation gibt es keine um-
fassende politische Partizipation und ohne ein

Legitimationsmuster und Massenakzeptanz der Sozialstaatsreform
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größeres Maß an Verteilungs- keine Beteili-
gungsgerechtigkeit. Zu fragen wäre, weshalb
ausgerechnet zu einer Zeit, wo das Geld in fast
allen Lebensbereichen wichtiger als früher, aber
auch ungleicher denn je verteilt ist, an Bedeu-
tung für die Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben eingebüßt haben soll. Damit sie in Freiheit
(von Not) leben, ihre Bedürfnisse befriedigen
und ihre Pläne verwirklichen können, brauchen
Menschen nach wie vor Geld, das sie bei Er-
werbslosigkeit, Krankheit und im Alter als so-
ziale bzw. Entgeltersatzleistung vom Sozialstaat
erhalten müssen. Mehr soziale Gleichheit bzw.
Verteilungsgerechtigkeit bildet die Basis für
Teilhabechancen der benachteiligten Gesell-
schaftsschichten. Dies gilt beispielsweise für
Bildung und Arbeit. Ohne ausreichende materi-
elle Unterstützung steht die Chance, an Weiter-
bildungskursen teilzunehmen und die Arbeits-
marktchancen zu verbessern, für Erwerbslose
nur auf dem Papier.

(3) Zu den Schlagworten, die suggerieren
(sollen), dass sich die Fronten der gesellschafts-
politischen Auseinandersetzung abgeschliffen
hätten und neue Konstellationen entstanden sei-
en, denen sich die Analyse zuwenden müsse,
gehört der Vorwurf mangelnder Generationen-
gerechtigkeit. Häufig tut man so, als ob der ‚klas-
sische‘ Antagonismus zwischen Kapital und
Arbeit durch einen neuen Grundwiderspruch,
nämlich denjenigen zwischen Jung und Alt, ab-
gelöst und Klassenkampf durch einen ‚Krieg
der Generationen‘ ersetzt worden sei. Hierbei
handelt es sich um eine Dramatisierung des ge-
sellschaftlichen Verteilungskampfes, die – auf
dem Rücken von RentnerInnen ausgetragen –
von den eigentlichen Problemen, etwa der un-
gerechten Einkommens- und Vermögensvertei-
lung, ablenkt. Kinderarmut wird so missbraucht,
um die nachwachsende gegen die Rentnergene-
ration auszuspielen und der Letzteren einen
Verzicht auf Einkommenszuwächse oder Leis-
tungskürzungen abzuverlangen. Die soziale Po-
larisierung, Folge einer Umstrukturierung fast

aller Lebensbereiche nach dem Vorbild des Mark-
tes, wirkt sich auf sämtliche Altersgruppen gleich
aus: Armut geht mit wachsendem Wohlstand
und vermehrtem Reichtum einher; wenn man
so will, bildet sie dessen Kehrseite. Es gab noch
nie so viele Haushalte ohne materielle Sorgen
und noch nie so viele Kinder mit einem riesigen
Vermögen wie heute. Um mehr Freibeträge und
damit Steuervorteile für sich bzw. die eigene
Familie zu erlangen, übertragen reiche Eltern
einen Teil ihres Vermögens kurz nach der Ge-
burt auf ihre Kinder. Umgekehrt sind heute nicht
mehr so viele RentnerInnen von Armut betrof-
fen wie während der 1950er und frühen 1960er
Jahre, aber es gibt noch immer sehr viele Rent-
nerInnen, die mit Kleinstrenten auskommen oder
die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter
beanspruchen müssen. Die soziale Scheidewand
trennt also gar nicht Jung und Alt, sondern ver-
läuft immer noch, wenn nicht mehr denn je zwi-
schen Arm und Reich – unabhängig vom Le-
bensalter! Wenn ein Wohlfahrtsstaat demontiert
wird, seine Transferleistungen für Bedürftige
gesenkt und die gültigen Anspruchsvorausset-
zungen verschärft werden, obwohl das Brutto-
inlandsprodukt wächst und der gesellschaftli-
che Reichtum zunimmt, kann weder von sozia-
ler noch von Generationengerechtigkeit ernst-
haft die Rede sein. Denn offenbar findet eine
Umverteilung statt, von der gerade die Mitglie-
der bedürftiger Alterskohorten nicht profitie-
ren. Die von der Bundesregierung beschlosse-
ne Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangs-
alters von 65 auf 67 Jahre verschlechtert z.B.
die Arbeitsmarktchancen zukünftiger Generati-
onen eher. Wer wie die etablierten Parteien in
den Ruf nach ‚Generationengerechtigkeit‘ ein-
stimmt, müsste eigentlich darum bemüht sein,
dass auch künftig Heranwachsende einen hoch
entwickelten Wohlfahrtsstaat und das lange ge-
wohnte Maß an sozialer Sicherheit vorfinden,
statt die Letztere zu beschneiden und die Men-
schen einer privaten Daseinsvorsorge zu über-
antworten. Insofern widerlegt die Politik eine

Christoph Butterwegge
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Rhetorik, die weder mit den Grundwerten der
Parteiprogrammatik (Gerechtigkeit, Solidarität)
noch mit der Regierungspraxis übereinstimmt.

3 Das neoliberale ‚Umbau‘-Konzept

Bei der ‚Umbau‘-Diskussion geht es keines-
wegs um die Liquidation des Sozialstaates, viel-
mehr um seine Reorganisation nach einem neo-
liberalen Konzept, das von unterschiedlichen
Interessengruppen, Organisationen und Partei-
en vertreten wird. Dadurch findet es genug
Rückhalt in der Gesellschaft, um den Sozial-
staat grundlegend verändern zu können, und
zwar in mehrfacher Hinsicht:

(1) Aus dem Wohlfahrtsstaat wird ein „nati-
onaler Wettbewerbsstaat“ (Elmar Altvater/Joa-
chim Hirsch), der durch seine Politik die Kon-
kurrenzfähigkeit des ‚eigenen‘ Wirtschafts-
standortes, Wachstum und Beschäftigung för-
dern soll. Sozialstaatlichkeit, die eigentlich Ver-
fassungsrang hat, besitzt für Neoliberale keinen
Eigenwert mehr, sondern muss sich nach der
Standortlogik wirtschaftlichen und Machtinter-
essen unterwerfen. Dies zeigt sich bei Debatten
zur Lockerung des Kündigungsschutzes oder
zur Aufweichung des Flächentarifvertrages. Da
fast alle Gesellschaftsbereiche im Zuge einer
Ökonomisierung, Privatisierung und Liberali-
sierung nach dem Vorbild des Marktes umstruk-
turiert werden, hält die Konkurrenz auch Ein-
zug in den Sozialstaat (Beispiel: Wettbewerb
zwischen frei-gemeinnützigen und privat-ge-
werblichen Trägern im Bereich der ambulanten
Pflegedienste).

(2) Aus dem Sozialstaat wird ein Minimal-
staat. Der ‚schlanke Staat‘, wie er dem Neolibe-
ralismus vorschwebt, ist im Hinblick auf die
Sozialpolitik eher magersüchtig, aber keines-
wegs frei von bürokratischen Auswüchsen –
ganz im Gegenteil! Leistungskürzungen und die
Verschärfung von Anspruchvoraussetzungen
gehen mit Strukturveränderungen einher, die
nicht nur mehr Markt, sondern teilweise auch

mehr staatliche Administration bedeuten.
Beispielsweise werden für Zertifizierungsagen-
turen, Evaluationsbürokratien und Leistungs-
kontrollen aller Art womöglich mehr Sach- und
Personalmittel benötigt als vorher.

(3) Der neoliberale Residualstaat ist eher
Kriminal- als Sozialstaat, weil ihn die drasti-
sche Reduktion der Wohlfahrt zur Repression
gegenüber jenen Personengruppen zwingt, die
als Modernisierungs- bzw. Globalisierungsver-
liererInnen zu Opfern seiner rückwärts gerich-
teten ‚Reformpolitik‘ werden. Je weniger groß-
zügig die Sozialleistungen einer reichen Gesell-
schaft ausfallen, umso schlagkräftiger muss ihr
Sicherheits- bzw. Gewaltapparat sein. Nicht nur
in den USA wurden die Terroranschläge des
11. September 2001 als Vorwand für Einschrän-
kungen der Bürgerrechte benutzt, was die Mög-
lichkeiten verringert, Widerstand gegen soziale
Demontage zu leisten.

(4) An die Stelle des aktiven Sozialstaates,
wie man ihn bei uns bisher kannte, tritt – sehr
stark vom Kommunitarismus beeinflusst – ein
‚aktivierender‘, Hilfebedürftige nicht mehr ohne
angemessene Gegenleistung alimentierender
Sozialstaat. Der ‚welfare state‘ wandelt sich zum
‚workfare state‘, wenn man den Arbeitszwang
zum Dreh- und Angelpunkt der Beschäftigungs-
und Sozialpolitik macht. Ausgerechnet in einer
Beschäftigungskrise, wo Millionen Arbeitsplät-
ze – und eben nicht: Arbeitswillige – fehlen,
wird so getan, als seien die von Erwerbslosig-
keit unmittelbar Betroffenen an ihrem Schicksal
selbst schuld. Trotz des wohlklingenden Mot-
tos ‚Fördern und Fordern‘, das Leistungsgeset-
ze von Gegenleistungen der Begünstigten
abhängig macht, bemüht man sich gar nicht da-
rum, die Chancen sozial Benachteiligter zu ver-
bessern, wie man im Weiterbildungsbereich
sieht, wo sich die Bundesagentur für Arbeit
immer stärker auf Hochqualifizierte und relativ
leicht Vermittelbare konzentriert, denen kurze
Trainingsmaßnahmen im Unterschied zu den
sog. Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Lang-
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zeitarbeitslosen, Älteren und Berufsrückkehr-
ern) vielleicht nützen.

(5) Der deutsche Sozial(versicherungs)staat,
seit seiner Begründung durch Otto von Bis-
marck im Kern darauf gerichtet, die männlichen
Industriearbeiter mit ihren Familien vor Stan-
dardrisiken wie dem Tod des Ernährers, der In-
validität und der Armut im Alter zu schützen,
wird zu einem Fürsorge-, Almosen- und Sup-
penküchenstaat, der nicht mehr den Lebensstan-
dard seiner Klientel erhält, sondern ihr nur noch
eine Basisversorgung angedeihen lässt. Hartz IV
war mit seiner Abschaffung der Arbeitslosen-
hilfe, als ‚Zusammenlegung mit der Sozialhilfe‘
sehr unzureichend charakterisiert, ein wichtiger
Zwischenschritt auf diesem Weg und eine
historische Zäsur in der Entwicklung des Ar-
beits- und Sozialrechts. Man spricht von
‚Eigenverantwortung‘, ‚Selbstvorsorge‘ und
‚Privatinitiative‘, meint aber die öffentliche Ver-
antwortungslosigkeit sowie eine Mehrbelastung
von ArbeitnehmerInnen und RentnerInnen.

(6) Gleichzeitig wird das Gemeinwesen in
einen Wohlfahrtsmarkt und einen Wohltätigkeits-
staat gespalten. Auf dem Wohlfahrtsmarkt kau-
fen sich jene BürgerInnen, die es sich finanziell
leisten können, das für sie erschwingliche Maß
an sozialer Sicherheit (z.B. Altersvorsorge durch
Versicherungspolicen der Assekuranz). Ergän-
zend stellt der postmoderne Fürsorgestaat als
‚Grundsicherung‘ bezeichnete Minimalleistun-
gen bereit, die Menschen vor dem Verhungern
und Erfrieren bewahren, sie jedoch der Privat-
wohltätigkeit überantworten. Folgerichtig ha-
ben karitatives Engagement, ehrenamtliche Tä-
tigkeit im Sozial- und Gesundheitsbereich, per-
sönliche Spendenfreudigkeit und die Gründung
gemeinnütziger Stiftungen (wieder) Hochkon-
junktur.

(7) Die sozialpolitische Postmoderne trägt
beinahe mittelalterliche Züge und lässt einen
Rückfall in halbfeudale (Unter-)Versorgungs-
strukturen befürchten. Durch die Reindividu-
alisierung, Reprivatisierung und Rückverlage-

rung sozialer Risiken auf die Familien, wie sie
CDU-Generalsekretär Pofalla im August 2006
mit seiner Idee untermauerte, im Falle der Ar-
beitslosigkeit nicht nur – wie im Zweiten SGB-
II-Änderungsgesetz geschehen – die Eltern für
ihre erwachsenen Kinder, sondern auch die
volljährigen Kinder für ihre Eltern zahlen zu
lassen, lässt man Errungenschaften des gesell-
schaftlichen Modernisierungsprozesses hinter
sich.

Für die Gewerkschaften, Sozialverbände,
Arbeitslosenforen, Armutskonferenzen und
Bewegungen, die eine Demontage des Wohl-
fahrtsstaates, wie man ihn nach dem Zweiten
Weltkrieg schuf, zu verhindern suchen, ergibt
sich daraus die Notwendigkeit, die BürgerIn-
nen nicht nur mit aller Entschiedenheit auf die
negativen Konsequenzen des Prozesses für Be-
troffene, Wirtschaft und Gesellschaft (Vertie-
fung der Spaltung in Arm und Reich, sozial-
räumliche Segregation, Entsolidarisierung und
Entdemokratisierung) hinzuweisen, sondern
sich auch sehr viel intensiver mit den ihm
zugrunde liegenden Argumentations- und Le-
gitimationsmustern zu beschäftigen und
möglichst überzeugend auseinanderzusetzen.
Hauptziel muss es sein, ein größeres Mobilisie-
rungspotenzial als bisher zu erschließen und Ge-
genöffentlichkeit über die eigene Organisations-
basis hinaus zu schaffen.
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fessor und Leiter der Abteilung für Politikwis-
senschaft an der Universität zu Köln.
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Tagtäglich wird in Deutschland protestiert. Al-
lein in Berlin verzeichnen die Behörden pro Jahr
weit über zweitausend ‚Versammlungen und
Aufzüge‘. Dabei handelt es sich zumeist um
Protestkundgebungen und Protestmärsche. Wer
sind die Beteiligten? Gibt es ein charakteristi-
sches Profil derer, die sich zu Demonstrationen
und vielen anderen Formen des öffentlichen und
kollektiven Protests zusammenfinden? Welche
sozial-strukturellen Merkmale, welche politi-
schen Einstellungen weisen sie auf? Und auf
welche Quellen und Informationen kann man
sich stützen, um solchen Fragen nachzugehen?

Einen authentischen Eindruck von den Pro-
testierenden erhalten wir allenfalls als Passan-
ten, Neugierige oder aktive Teilnehmer an ein-
zelnen Protesten. Wichtiger sind die Hinweise
der Medien. Auf dieser Grundlage bekommt das
breite Publikum zumindest ein oberflächliches
und höchst selektives Bild davon, wer protes-
tiert: Wir erfahren oder ahnen, dass es sich bei
den Protestierenden beispielsweise um Arbeit-
nehmer, Studierende, Rechtsradikale, Bauern,
Ärzte, Feministinnen, Tierschützer oder Kur-
den handelt. Oberflächlich ist dieses Bild, weil
uns nur wenige und zudem meist schwer zu
quantifizierende Merkmale der Protestierenden
zu Gesicht kommen oder in den Medien berich-
tet werden. Selektiv ist dieses Bild, weil wir als
Konsumenten von Massenmedien, ganz zu
Schweigen von unserer eher seltenen Rolle als
Augenzeugen, nur einen kleinen Ausschnitt der
tatsächlich stattfindenden Proteste wahrnehmen.

Ein durchaus großer Teil der Proteste wird
von den Versammlungsbehörden im Zuge der
Anmeldung eines Protests bzw. durch die den
Protest begleitende Polizei registriert. Allerdings
werden hierbei nur sehr wenige Informationen
erfasst. Seit einigen Jahren werden sie auch nicht

Dieter Rucht

Zum Profil der Protestierenden in Deutschland

mehr flächendeckend in den Statistiken der Lan-
desinnenministerien zusammengeführt. Es feh-
len unter anderem Angaben über das Profil der
Protestierenden. Auch ist die Kategorisierung
in friedliche und unfriedliche Proteste nur grob
und beruht auf uneinheitlichen und/oder unprä-
zisen Kriterien.

Zeitungen und andere Massenmedien orien-
tieren sich stark an so genannten Nachrichten-
werten; sie berichten im Vergleich zu den Ord-
nungsbehörden nur über einen relativ kleinen
Teil der tatsächlichen Proteste. Erfasst werden
insbesondere solche, die sich durch Größe, Ra-
dikalität, Originalität und/oder die Beteiligung
prominenter Organisationen oder Einzelperso-
nen auszeichnen. Während lokale Medien und
insbesondere Lokalzeitungen noch über einen
nennenswerten Anteil der behördlich registrier-
ten und eine kleinere Menge nicht behördlich
erfasster Proteste berichten (im Falle Berlins
liegt dieser Anteil bei rund 25% bis 30%; ähnli-
che Werte ergab eine Studie zu Freiburg), wei-
sen bundesweit orientierte Zeitungen nur noch
eine Berichtsquote von wenigen Prozent auf.
Eine vergleichbare Quote wurde auch in den
USA und in Frankreich ermittelt. Berichtet wer-
den allerdings nahezu alle Massenproteste. So-
mit wird auch eine sehr große Teilmenge der
insgesamt Protestierenden durch Zeitungen er-
fasst. Berichtet werden auch viele der gewalt-
förmigen Proteste, zu denen sich aber nur ein
winziger Anteil aller Protestteilnehmer bereit
findet.

Die massenmedialen Darstellungen bieten in
der Regel nur unzulängliche Beschreibungen
der Protestierenden, zumeist in Form pauscha-
ler Klassifizierungen (z.B. „überwiegend ju-
gendliche Demonstranten“) oder mehr oder
weniger willkürlich herausgegriffener Merkmale

Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007
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(Hinweise auf Kleidung, Haarschnitt, Sprach-
muster usw.). Immerhin ist es gerade das von
den Massenmedien – wie lückenhaft auch immer
– gezeichnete Bild, das die Wahrnehmung der
Bevölkerung über das vermeintlich reale Pro-
testgeschehen am stärksten prägt. Proteste, über
die nicht berichtet wird, sind für die Mehrheit
der Bevölkerung – einschließlich der politischen
Entscheidungsträger – schlicht nicht existent.

Neben der mit sozialwissenschaftlichen Mit-
teln betriebenen Inhaltsanalyse von Massenme-
dien können weitere Verfahren Auskunft über
das Profil der Protestierenden geben. Zu nen-
nen ist vor allem die teilnehmende Beobachtung
von Protesten, die Befragung von Protestieren-
den vor Ort sowie die konventionelle, zumeist
repräsentative Aussagen anstrebende Umfrage-
forschung.

Die teilnehmende Beobachtung hat die Vor-
teile einer Information aus erster Hand und der
möglichen Kontextualisierung von Angaben
über das Profil von Protestteilnehmern.
Allerdings ist dieses Verfahren aufwendig, kann
deshalb nur fallweise und schon gar nicht ex
post betrieben werden. Auch vermag es lediglich
die äußerlich sichtbaren Merkmale der Protest-
teilnehmer zu erfassen.

Die erst seit wenigen Jahren vereinzelt, aber
immerhin systematisch und methodisch kon-
trolliert vorgehende Befragung von Protestteil-
nehmern am Ort des Protests per Interview oder
– auch nachträglich auszufüllendem – Fragebo-
gen hat den großen Vorzug, dass sie nicht nur
sehr detaillierte Informationen einholen kann,
sondern zudem deren Kontextbindung im Blick
behält. Jedoch erfordert sie ebenso wie die teil-
nehmende Beobachtung die Anwesenheit der
Forscher am Ort des Geschehens, zumeist ver-
bunden mit einem erheblichen Personaleinsatz,
da viele Protestierende in relativ kurzer Zeit von
den Interviewern angesprochen werden sollen.
Hinzu kommt vor allem bei Massenprotesten
die Schwierigkeit, zumindest annähernd eine
Zufallsstichprobe zu realisieren.

Bevölkerungsumfragen haben den (mögli-
chen) Vorteil der Repräsentativität der Daten,
im Falle von Telefoninterviews auch den Vorteil
ihrer Ortsungebundenheit. Ein gravierender
Nachteil ist aber, dass hier in aller Regel nur in
sehr pauschaler Weise und ohne konkrete Kon-
textbindung Informationen über Anlässe und
Inhalte des Protests gewonnen werden. So wird
etwa gefragt, ob man sich bereits an einer be-
stimmten Protestform, z.B. einer Unterschrif-
tensammlung – überhaupt oder in einem spezi-
fizierten Zeitraum – beteiligt hat.1 Noch weni-
ger aussagekräftig sind Auskünfte, die sich auf
eine eventuelle Protestbeteiligung in der Zukunft
beziehen.

Aus dem Gesagten folgt, dass es keinen
Königsweg gibt, um das Profil von Protestie-
renden zu erfassen. Somit bietet sich eine Kom-
bination mehrerer Quellen und Verfahren an,
welche sich partiell ergänzen, aber auch zusam-
mengenommen noch viele Fragen offen lassen.
Nur mit sehr aufwendigen Verfahren wäre ein
erheblicher Fortschritt des Wissens über die
Protestierenden zu erzielen.

1 Protestereignisanalysen

Die in erster Linie auf der systematischen Aus-
wertung von Zeitungen beruhende Protestereig-
nisanalyse (dazu Koopmans/Rucht 2002) ver-
mag nur andeutungsweise das Profil der Pro-
testierenden zu entschlüsseln. Hinweise darauf
liefern einerseits die Protestthemen und die Stoß-
richtung des Protests, zum anderen die groben
kategorialen Beschreibungen der Protestorga-
nisationen und der sozialstrukturellen Zusam-
mensetzung der Protestierenden, soweit derar-
tige Angaben überhaupt in den Berichtsquellen
zu finden sind.

Manche der Protestthemen lassen unmittel-
bare und valide Schlüsse auf die personelle Zu-
sammensetzung der Protestteilnehmer zu. So
ist etwa bei Protesten von Bauern oder Bergleu-
ten im Prinzip klar, wer hier protestiert, wenn-

Dieter Rucht



15

gleich damit noch nichts über die Verteilung
bestimmter Merkmale, etwa Altersgruppen, ge-
sagt ist. Bei anderen Protesten, z.B. denen von
Schülern oder von Studierenden, ist das Alter
evident, wenngleich auch in diesen Fällen ande-
re Merkmale wie z.B. die Geschlechtervertei-
lung noch offen bleiben. Bei wiederum anderen
Protestthemen, etwa Menschenrechte, Umwelt-
schutz und Frieden, kann nicht unmittelbar vom
Protestanliegen auf das Profil der Protestieren-
den geschlossen werden. Erst über den Umweg
zusätzlicher Erhebungen und Erfahrungswerte
wird deutlich, dass bei derartigen Protesten be-
stimmte Bevölkerungsgruppen stark überreprä-
sentiert sind.

Einige Anhaltspunkte zum Profil von Pro-
testierenden liefern Daten aus dem Prodat-Pro-
jekt, das sich auf Proteste im Zeitraum von 1950
bis – derzeit – 1997 bezieht (Rucht 2001). Es
beruht auf einer Stichprobe von Zeitungsarti-
keln aus der Frankfurter Rundschau und der

Süddeutschen Zeitung. Ergänzend dazu können
neuere Daten von 1993 bis 2003 herangezogen
werden, die auf einer Vollerhebung der in Ber-
lin erscheinenden tageszeitung basieren. In bei-
den Fällen wurden die lokalen und regionalen
Teile der Zeitungen ausgeklammert.

Innerhalb der großen Themenbereiche sind
nur drei Kategorien benennbar, die einen gro-
ben Rückschluss auf das Profil der Protestie-
renden zulassen. Dies betrifft die Bereiche Ar-
beit, Frauen und Bauern. In der Phase von 1950
bis 1989 sind Proteste, die sich auf den The-
menbereich Arbeit beziehen, hinter dem an der
Spitze stehenden Bereich Demokratie/Bürger-
rechte sehr stark vertreten, wobei ihr Anteil auf-
grund des Erhebungsverfahrens unterrepräsen-
tiert ist (Streiks werden nur unzureichend er-
fasst). Dagegen sind die Themenbereiche Frau-
en und Bauern sehr gering vertreten.

Für den jüngeren Zeitraum von 1993 bis
2003 ergeben sich, bezogen auf die genannten

Abbildung 1: Proteste nach größten Themenbereichen, BRD, 1993-2003 
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drei Kategorien, ähnliche Größenordnungen
(Abbildung 1). Die zusätzliche Kategorie ,Eth-
nien/Minderheiten‘, deren Bedeutung im Ver-
gleich zu früheren Jahren stark zugenommen
hat, ist im Hinblick auf die Zusammensetzung
der Protestierenden schwerlich interpretierbar,
da sie sowohl Proteste von ethnischen Minder-
heiten als auch Proteste für oder gegen ethni-
sche Minderheiten enthält.

Aussagekräftiger als Protestthemen sind
Angaben über die soziale Zusammensetzung der
Protestierenden, die allerdings in vielen Be-
richtsquellen vage bleiben und in rund 40 % der
Berichte über Proteste fehlen. Für die Phase
von 1950 bis 1989 (nur alte Bundesrepublik)
zeigt sich, dass die Arbeitnehmer, gefolgt von
Studenten und Jugendlichen, nach der Zahl der
Proteste die wichtigsten Akteure darstellen (Ab-
bildung 2).

In der darauf folgenden Phase (nun ein-
schließlich der neuen Bundesländer) bleiben die
Arbeitnehmer die Gruppe mit den häufigsten
Protesten. Nun aber stehen die Jugendlichen an

zweiter Stelle, gefolgt von den Migranten/Asyl-
bewerbern (Abbildung 3).

2 Vor-Ort-Befragungen von
Demonstrierenden

Die überwiegend standardisierte und quantitati-
ve Befragung von Demonstrierenden in größe-
rem Maßstab wird erst seit wenigen Jahren im
In- und Ausland praktiziert. In Deutschland sind
drei größere Befragungen, alle initiiert vom Ver-
fasser, durchgeführt worden. Dies betrifft eine
Demonstration gegen den bevorstehenden Irak-
krieg am 15. Dezember 2003 in Berlin sowie
Demonstrationen gegen das Hartz IV-Gesetz in
vier deutschen Städten (Berlin, Dortmund, Leip-
zig und Magdeburg) am 13. September 2004.
Eine weitere Befragung von Teilnehmern des
ersten Sozialforums in Deutschland im Juli 2005
in Erfurt erfolgte nicht im Rahmen eines Pro-
tests, aber zielte doch auf Personen und Grup-
pen, die – so einer der Befunde – in einem ho-
hen Maße über Protesterfahrung verfügen und
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eine Einbindung in Protestgruppen aufweisen.
In allen drei Fällen handelte es sich um stark
linkslastige Aktivitäten der jüngsten Vergangen-
heit, sodass sich eine Generalisierung der Er-
gebnisse verbietet.

Die Befragung der Anti-Kriegsdemonstran-
ten, die am selben Tag auch in sieben anderen
Ländern durchgeführt wurde, ergab für die Be-
fragten in Berlin (N=781) einen leicht überdurch-
schnittlichen Frauenanteil (53%; ebenfalls 53%
im Durchschnitt aller acht Länder). Die Kohor-
te bis 24 Jahre war in Berlin mit 24%, die von
25 bis 44 Jahren mit 36%, die von 45-64 Jahren
mit 31% und die ab 65 Jahren mit 7% vertreten.
Gemessen am Durchschnitt aller acht Länder
war die jüngste Kohorte in Berlin deutlich stär-
ker repräsentiert. Zudem waren unter den Pro-
testierenden in Berlin außergewöhnlich viele mit
hoher Schulbildung (61% mit Universitätsab-

schluss). Manuell Arbeitende waren mit 4%
stark unterrepräsentiert, Studenten dagegen –
im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung wie im
Verhältnis zu den Demonstrierenden in allen
acht Ländern – mit einem Anteil von 32% stark
überrepräsentiert. Hinsichtlich der hier betrach-
teten Merkmale entsprachen die Anti-Kriegsde-
monstranten im Wesentlichen dem Profil derer,
die in den 1980er Jahren als Anhänger Neuer
Sozialer Bewegungen identifiziert wurden
(Brand et al. 1986).

In mancher Hinsicht deutlich anders gestal-
tete sich die Zusammensetzung der Demon-
strierenden gegen Hartz IV (N=1025), handelt
es sich doch um eine Thematik, die – im Gegen-
satz zu den ‚postmaterialistischen‘ Themen der
Neuen Sozialen Bewegungen – eindeutig als
eine Frage materieller Verteilung anzusehen ist.
Der Frauenanteil betrug hier rund 40%; die Al-

Abbildung 3: Soziale Träger von Protesten, BRD, 1990-1997

Quelle: Prodat/WZB
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tersgruppe der 45-64-Jährigen war deutlich über-
repräsentiert, die Gruppe der über 64-Jährigen
zwar noch immer unterrepräsentiert, aber doch
mit rund 10% stärker vertreten als bei der Berli-
ner Demonstration gegen den Irakkrieg. Über-
raschend ist jedoch, dass sich auch die Hartz
IV-Demonstranten durch einen außergewöhn-
lich hohen Bildungsstand bzw. eine hohe beruf-
liche Qualifikation auszeichneten. Ein erwart-
bares Spezifikum der Demonstranten war der
große Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe (40%). Sozialhilfeemp-
fänger, die angeblich von Hartz IV wenig Nach-
teile zu erwarten hatten, waren mit einem Anteil
von 3% vertreten. Wie schon beim Protest ge-
gen den Irakkrieg war auch bei den Hartz IV-
Demonstranten die Linksorientierung sehr
ausgeprägt(rund 70%).

Die beim bundesweiten Sozialforum in Er-
furt durchgeführte Befragung (N=317) ergab
ebenfalls einen unterdurchschnittlichen Frauen-
anteil (42,7%), einen im Vergleich zu den vor-
genannten Demonstrationen geringeren Anteil
der jüngsten Kohorte bis zu 24 Jahren (13,6%),
aber einen höheren Anteil der Kohorte ab 65
Jahren (10,2%). Erneut war die Quote von Per-
sonen mit hoher Schulbildung (74,2% mit Abi-
tur) und mit linker politischer Orientierung
(83,7%) sehr hoch.

3 Bevölkerungsumfragen

Bevölkerungsumfragen, die tatsächliche oder
zukünftig intendierte Protestbeteiligung einbe-
ziehen, sind seit der Political Action Studie (Bar-
nes et al. 1979) bis heute mehrfach (auch) in
Deutschland durchgeführt worden. Teilweise
wurden im Rahmen derartiger Umfragen auch
spezielle Protestthemen (z.B. Atomkraft oder
Frieden) angesprochen. Eine breitere und auch
Länder vergleichende Analyse, die sich auf zen-
trale Themenfelder der Neuen Sozialen Bewe-
gungen erstreckt, ist auf Grundlage von vier
Eurobarometer-Umfragen in den 1980er Jah-

ren möglich. Weitere Umfragedaten wurden
durch nachfolgende Eurobarometer sowie meh-
rere Wellen des World Value Survey bzw. des
European Value Survey bereitgestellt.

Hier soll lediglich eine kleine Auswertung der
Daten aus dem methodisch soliden und zudem
recht aktuellen European Social Survey von 2004
präsentiert werden. Auf Grundlage von drei Items
zur tatsächlichen Beteiligung an bestimmten Pro-
testformen wurden die Befragten in drei Grup-
pen klassifiziert: die häufig Aktiven, die selten
Aktiven und die Nicht-Aktiven.2

Auf dieser Basis zeigt sich, dass Frauen
lediglich unter den häufig Aktiven unterreprä-
sentiert sind (46,9%), während ihr Anteil bei
den beiden anderen Gruppen ungefähr dem der
Gesamtbevölkerung entspricht (51,9% selten
Aktive, 52,1% nicht Aktive). Dieses Ergebnis
ist bemerkenswert, lag doch in früheren Umfra-
gen die Frauenquote bei Protestaktiven meist
deutlich niedriger.

Unter den häufig Aktiven sind relativ mehr
jüngere Leute bis zum 24. Lebensjahr (15%) als
bei den weniger oder den gar nicht Aktiven
(10,2% bzw. 13,3%). Entsprechend sind unter
den häufig Aktiven auch weniger Leute aus der
ältesten Kohorte (10%) im Vergleich zu den Grup-
pen der nicht oder weniger Aktiven (18,0% bzw.
26,4%). Dieses Ergebnis steht im Einklang mit
Befunden aus vielen anderen Untersuchungen.

Der Bildungsstand von Protestierenden ist,
wie schon oft belegt, im Durchschnitt deutlich
höher als der der Gesamtbevölkerung. Dieses
Ergebnis, das vielfach für die Anhänger der
Neuen Sozialen Bewegungen ermittelt wurde,
gilt auch für die Gesamtheit der Protestieren-
den, also auch unter Einschluss der Proteste
von beispielsweise Arbeitern, Bauern und
Rechtsradikalen, also von Gruppen, die mut-
maßlich ein unterdurchschnittliches Bildungs-
niveau aufweisen. Im European Social Survey
ergibt sich eindeutig, dass mit dem Bildungsni-
veau auch die Protestneigung steigt. Dieser Zu-
sammenhang bestätigt sich auch für die Gesamt-
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heit aller in dieser Umfrage erfassten 24 euro-
päischen Länder.

Für das Haushaltseinkommen, das meist mit
der Bildung positiv korreliert, ergibt sich eben-
falls ein eindeutiger positiver Zusammenhang
mit der Protestneigung. Mit zunehmendem Ein-
kommen steigt auch der Aktivitätsgrad im Hin-
blick auf Protest. Entsprechend ist der Anteil
der Nicht-Aktiven in der höchsten Einkommens-
gruppe deutlich geringer als bei der mittleren
und erst recht bei der untersten Einkommens-
gruppe (Tabelle 1).

Hinsichtlich der Selbstverortung im Links-
Rechts-Spektrum zeigt sich, dass die häufig
Aktiven ganz überwiegend im linken Spektrum
angesiedelt sind (Tabelle 2). Protest ist nach wie
vor dominant eine Sache der politischen Lin-
ken. Dem stehen nur scheinbar die seit 15 Jah-
ren durchaus häufigen und teilweise sehr ge-
walttätigen rechtsradikalen und ausländerfeind-
lichen Proteste entgegen, welche der Prodat
zugrunde liegenden Definition von Protest auch
Anschläge, Verletzungen von Personen und

dergleichen einschließen. An solchen gewalttä-
tigen Protesten, so ein Resultat von Prodat, sind
im Durchschnitt nur wenige Menschen betei-
ligt. Dem entspricht auch das Ergebnis aus dem
European Social Survey.

4 Zusammenfassung und
Interpretation

Das Bild der Protestierenden im heutigen
Deutschland ist, entsprechend der Vielzahl von
Themen und Forderungen, äußerst vielgestal-
tig. Es fällt zunehmend schwer, den typischen
Demonstranten zu charakterisieren. Der noch
vor Jahrzehnten stark auf klassische soziale Trä-
ger konzentrierte und männlich geprägte Pro-
test (Arbeiter, Linksintellektuelle, Studenten,
spezifischen Belastungen ausgesetzte Groß-
gruppen wie Vertriebene und Kriegsheimkeh-
rer) ist in immer breitere Kreise eingesickert.
Neben den anhaltend wichtigen Großthemen
treten immer speziellere Betroffenengruppen
(Lesben, allein erziehende Väter, Fuhrunterneh-

Zum Profil der Protestierenden in Deutschland

Tabelle 1: Protestaktivität und monatliches Haushaltseinkommen (Prozentwerte)

Haushaltseinkommen (Euro)

Protestaktivität  
 

1000 1001-3000  3001 gesamt

Nicht aktiv 62,6 56,3 47,2 55,0

Gelegentlich aktiv 33,3 40,8 49,3 41,8

Sehr aktiv 4,1 2,9 3,4 3,2

Durchschnitt 100 100 100 100

Quelle: ESS 2004

Tabelle 2: Protestaktivität und Links-Rechts-Einstufung (Prozentwerte)

Protestaktivität Links Mitte Rechts Gesamt

Nicht aktiv 21,0 68,2 10,8 100

Gelegentlich aktiv 32,1 56,5 11,5 100

Sehr aktiv 63,6 32,5 3,9 100

Durchschnitt 26,9 62,2 10,9 100

Quelle: ESS 2004
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mer usw.) mit immer spezielleren Anliegen auf
den Plan. Auch greifen inzwischen selbst
vormals protestabstinente Gruppen, etwa Ärzte
und sogar Polizisten, zum Mittel des Protests
einschließlich des Straßenprotests. Hinzu
kommt, dass sich das Themenspektrum weit
über den nationalen Horizont bzw. die immer
schon andere Länder (mit) berührende Frage
von Krieg und Frieden hinaus erweitert hat, in-
dem zum Beispiel in Protesten die weltweite
Problematik von Flüchtlingsströmen, Umwelt-
zerstörungen, Menschenrechtsverletzungen und
sozialer Gerechtigkeit aufgeworfen wird. Zudem
werden auch sehr konkrete Probleme einzelner
und teilweise weit entfernter Länder, etwa die
Bedrohung indigener Stämme, die negativen
Folgen von Staudammprojekten, die Privatisie-
rung lokaler Wasserversorgung, zum Gegen-
stand von anwaltschaftlichen Protesten in
Deutschland und in vergleichbaren Ländern.
Schließlich mehren sich auch die Proteste, mit
denen Immigrantengruppen, z.B. Kurden, nicht
nur auf ihre Lage im Aufnahmeland, sondern
auch auf Probleme in ihren Herkunftsländern
aufmerksam machen.

Obgleich das Bild der Proteste immer viel-
fältiger und damit auch die Zusammensetzung
der Protestträger immer differenzierter wird, löst
sich das Gesamtbild doch nicht in eine unüber-
schaubare Zahl kleiner und kleinster Mosaik-
steine auf. Vielmehr sind drei große Themen-
schwerpunkte benennbar. Zum ersten konzen-
trieren sich viele Proteste auf Fragen der
Arbeitswelt und der sozialen Sicherung, also
Probleme, die vor allem in der Phase einer au-
ßergewöhnlichen wirtschaftlichen Prosperität
von den 1960er bis zu den 1980er Jahren bereits
als weitgehend gelöst angesehen wurden. Dabei
sind es in erster Linie die direkt und materiell
Betroffenen, die als Protestakteure in eigener
Sache auftreten. Zum zweiten spielen auch heu-
te noch die Themen der Neuen Sozialen Bewe-
gungen eine bedeutende Rolle, inzwischen ver-
stärkt um die Dimension von nicht nur auf ma-

terielle Aspekte beschränkte Fragen von globa-
ler Solidarität und Gerechtigkeit. Hier treten vor
allem Angehörige der gut gebildeten Mittelklas-
se aus dem Humandienstleistungssektor in Er-
scheinung, sei es in eigener Sache, sei es als
Sprecher bzw. Anwälte für benachteiligte Grup-
pen, sei es im Namen universeller Interessen.
Schließlich ist drittens, und eng mit den beiden
genannten Themenblöcken zusammenhängend,
auf das Konfliktfeld hinzuweisen, das mit dem
Erstarken rechtsradikaler und ausländerfeindli-
cher Tendenzen an Bedeutung gewonnen hat.
Gegen diese Tendenzen stellen sich nicht nur
organisierte Migrantengruppen, sondern auch
Linksradikale (darunter Antifa-Zirkel) sowie
Anhänger Neuer Sozialer Bewegungen und glo-
balisierungskritischer Gruppen.

Diese genannten drei Problemfelder schei-
nen sich in jüngster Zeit unter dem Vorzeichen
einer Debatte um einen weit gefassten Begriff
von (globaler) Gerechtigkeit enger zu verschrän-
ken. So gesehen erscheint die Dominanz Neuer
Sozialer Bewegungen, welche im Zeitraum von
1975 bis 1989 das Protestgeschehen in der Bun-
desrepublik ganz überwiegend bestimmten
(Kriesi et al. 1995), als eine historische Aus-
nahmesituation. Die alten Fragen von sozialer
Ungleichheit rücken erneut in das Zentrum po-
litischer Konflikte. Freilich sind es nicht aus-
schließlich alte Konflikte in altem Gewand.

Ein Rückblick auf das 19. und frühe 20. Jahr-
hundert würde verdeutlichen, dass sich die kon-
kreten Inhalte sozialer Ungerechtigkeit und mit
ihnen auch das Profil der Protestierenden stark
gewandelt haben. Die großen Proteste im da-
maligen Deutschland waren vor allem Proteste
zur Sicherung der (nackten) materiellen Exis-
tenz und zur Erlangung elementarer politischer
und sozialer Rechte. Herausragende Träger von
Protesten bildeten Teile der ‚Unterklassen‘
(allerdings selten das Lumpenproletariat), die
organisierte Arbeiterschaft sowie das radikalli-
berale Bürgertum. Im heutigen Deutschland
dagegen richten sich Proteste vor allem gegen
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(1) die Verschlechterung eines im historischen
und internationalen Vergleich relativ hohen Ni-
veaus materieller Existenz sowie (2) gegen die
Verletzung von im Prinzip bereits anerkannten
Standards und Rechten. Hierbei geht es, zuge-
spitzt gesagt, nicht um die Erkämpfung, son-
dern die konsequente Einhaltung und Univer-
salisierung von Rechten. Immer mehr Grup-
pen, Problemfelder und Regionen werden in
das Spektrum des Protests einbezogen; immer
mehr wird der Protest auch im Namen von Ab-
wesenden oder nicht Sprachmächtigen – den
Unterdrückten in fernen Regionen, den Asylbe-
werbern im eigenen Land, den künftigen Gene-
rationen – geführt. Immer mehr wird auch der
Protest vorausgeplant, professionalisiert und
mediengerecht inszeniert (Rucht 2003), zugleich
aber auch das Wissen um die Organisation von
Protest generalisiert und damit gleichsam de-
mokratisiert. Das Virus des Protests scheint auch
und gerade in modernen Demokratien unaus-
rottbar, werden doch nahezu alle Probleme als
von Menschen verursacht und damit auch von
Menschen behebbar, zumindest aber reduzier-
bar angesehen.

Dieter Rucht, Professor für Soziologie, ar-
beitet am Wissenschaftszentrum Berlin für So-
zialforschung. E-Mail: rucht@wz-berlin.de

Anmerkungen

1 Prinzipiell wäre es möglich, telefonische
oder schriftliche Befragungen auch im Hinblick
auf ein konkretes und eben stattgefundenes Pro-
testereignis durchzuführen. Allerdings müssten
dann sehr viele Kontakte erfolgen, um so erst
die tatsächlichen Protestteilnehmer zu ermitteln
und zu befragen.

2 Die Fragen bezogen sich auf folgende Ak-
tivitäten innerhalb der letzten 12 Monate: Betei-
ligung an einer Unterschriftensammlung, an ei-
ner legalen Demonstration und am Boykott be-
stimmter Produkte. Die Kodierung ist: keinerlei

Beteiligung = nicht aktiv; Beteiligung an einer
oder zwei Formen = selten aktiv; Beteiligung an
allen drei Formen = häufig aktiv. Nach der Häu-
figkeit der Beteiligung pro Aktivitätsform war
nicht gefragt worden. Somit ist nicht auszuschlie-
ßen, dass Personen, die sich sehr häufig lediglich
an einer oder zwei der drei Protestformen betei-
ligt haben, fälschlich als nicht oder selten aktiv
klassifiziert werden. Allerdings wird der hier
herausgefundene enge Zusammenhang zwi-
schen Protestneigung einerseits und hohem Bil-
dungsstand und Linksorientierung andererseits
auch durch andere Umfragen ermittelt, in denen
die Häufigkeit der Protestteilnahme berücksich-
tigt wurde.
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1 Materiell und ideell

Das Thema ‚Barfuss oder Lackschuh‘ spielt an
auf die Frage, ob Protest, Rebellion, Bewegung
von denen kommt, die es aufgrund materiellen
Mangels ‚nötig haben‘, oder von denen, die
durch ihre Ressourcen an Bildung, Einkommen
und Status bereits besser gestellt sind, also mög-
licherweise aus ‚ideellen‘ statt aus ‚materiellen‘
Motiven handeln.

Viele gehen von einer historischen Tendenz
zwischen diesen beiden Polen aus. ‚Früher‘, in
den ‚alten sozialen Bewegungen‘ der Arbeiter-
klasse, sei es um Fragen der Verteilung materi-
eller Güter gegangen, um die auch mit physi-
schen Gewaltmitteln gekämpft worden sei.
‚Heute‘ gehe es zunehmend um ‚postmateriel-
le‘ Ziele, auf die mit ‚symbolischen‘ Mitteln
gekämpft werde. Auf die Beobachtungen hin,
dass seit den 1990er Jahren die Ziele materiel-
ler ‚Verteilungsgerechtigkeit‘ doch wieder mehr
an Gewicht gewonnen haben, wurde betont, dass
auch diese zunehmend ‚symbolisch‘ ausgetra-
gen würden.

An dieses Modell knüpft schließlich auch
eine Motivationshypothese an. Bei den alten,
materiellen Verteilungskämpfen sei der Protest
umso kämpferischer gewesen, je größer die
Ausbeutung und Verelendung geworden seien.
Je elender, desto militanter! Bei den neuen, eher
symbolisch ausgetragenen Kämpfen sei dage-
gen Bildung und das mit ihr gegebene Selbst-
vertrauen ein Hauptmerkmal von Protesten: je
gebildeter, desto radikaler!

Allerdings: Die naive Unterscheidung von
‚früher‘ und ‚heute‘, die mit nur zwei variablen
Merkmalen (‚materiell‘ und ‚ideell‘) auskommt

und daraus vielleicht noch eine große histori-
sche ‚Tendenz‘, die ‚Zivilisierung‘ sozialer Kon-
flikte, ableitet, ersetzt noch nicht die wirkliche
geschichtliche Betrachtung gesellschaftlicher
Konfliktfelder. Dies lässt sich zunächst an den
intellektuellen Gruppen selber darstellen.

2 Die intellektuelle Perspektive

Dass Geschichte nun von Ideen oder mindestens
ideell motivierten Akteursgruppen (von ‚Philo-
sophenkönigen‘, ‚kritischen Aufklärern‘ oder
sachgesetzlich denkenden ‚Technokraten‘) ge-
macht werde, ist ein alter Traum der Intelligenz-
milieus. Er entspricht dem gehobenen sozialen
Ort, von dem aus die akademische Intelligenz
neben sich – auf die Milieus der wirtschaftli-
chen und politischen Macht – und unter sich –
auf die weniger vermögenden Volksmilieus –
blickt. Die Lebensführung und der Lebenslauf
der akademischen Intelligenz eignen sich für
eine symbolische Abgrenzung durch asketische
Tugenden. An der eigenen Lebensweise lässt
sich idealisieren, dass das Ziel eines wohldo-
tierten akademischen Aus- und Einkommens
unsicher ist und überhaupt erst erreichbar wird
durch die Tugenden des jahrelangen Aufschubs
oder der Sublimation roher materieller oder sinn-
licher Triebe. Aus dieser Perspektive können
sich die intellektuellen Milieus als Sitz der Bil-
dung und des Geistes nicht nur gegen die Mili-
eus von Besitz und Macht, mit denen sie um die
führende Rolle in der Gesellschaft konkurrie-
ren, abgrenzen. Die rohen Triebe, die sie nicht
leben dürfen, lassen sich auf die Volksmilieus
projizieren. Zugleich kann die eigene gehobene
Stellung dadurch dementiert werden, dass sie
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als Berufung zum helfenden Dienst stilisiert
wird, als Beitrag zur zivilisatorischen Hebung,
Bildung und Versittlichung der Volksmassen.
Wer diesem schmalen Pfad der Tugend nicht
folgt, dem mag dann die moralische Schuld am
eigenen Versagen zugeschrieben werden.

Nun offenbart die Alltagsmentalität dieser
akademischen Milieus, die in Bourdieus sozia-
lem Raum oben links, als sog. beherrschte Frak-
tion der herrschenden Klasse, verortet sind, diese
Züge keineswegs immer in einer weltanschau-
lich zugespitzten Form. Ein Teil dieser Milieus
ist zwar disponiert für religiöse und politische
Heilslehren, mit denen die Welt vor ihrem immer
drohenderen Verderben gerettet werden soll.
Wenn sie von der Politik abgedrängt werden,
können sie, so Weber, zum Kern spiritueller
oder weltanschaulicher Erweckungsbewegun-
gen werden. Andere Teile entwickeln ein beton-
tes karitatives oder helferisches Ethos, dem
wiederum bestimmte Berufsfelder entsprechen.
Für breitere Gruppen ist ein größerer weltlicher
Realismus angemessen, dessen Spektrum von
gehobenen, ästhetisch anspruchsvollen bis zu
bescheidenen oder ‚alternativen‘ Lebensentwür-
fen reicht.

Der Dualismus ‚materiell-ideell‘ ist selbst
ideologisch. Indem er der eigenen Position Un-
eigennutz zuschreibt, verdeckt er, dass auch die
eigenen kulturellen, ideellen und symbolischen
Praxisfelder Kampffelder sind, in denen es um
ungleiche soziale Chancen geht (Bourdieu 1983).
Er verdeckt gleichermaßen, dass asketische Ar-
beitshaltungen, Bildung, Solidarität und kultu-
relle Sublimierungen auch den anderen, ver-
meintlich materialistischen Milieus nicht fremd
sind. Tatsächlich tritt in allen Milieus beides
gemischt auf. Das eine ist die Deutung des an-
deren. Diese Ambivalenz ist aber schwer aus-
zuhalten, wenn damit die sinnlichen, eigennüt-
zigen Triebe als Schuld auf dem moralischen
Minuskonto verbleiben. Die Rechtfertigung des
Selbstbilds ist leichter bei dualistischen Welt-
sichten. Sie fällt leichter, wenn der verdrängte

eigene Anteil der Affekte übersteigert anderen
zugeschrieben wird. Daher die Selbstidealisie-
rung im Masse-Elite-Schema oder dem kindli-
chen Manichäismus, der die Welt in Gute und
Böse teilt und der sich so trefflich für ein ent-
sprechendes Publikum dramatisieren lässt.

3 Sozialer Strukturwandel

Die ernüchternde Seite dieser Milieus wird deut-
licher, wenn wir ihren prosaischen sozialstruk-
turellen Hintergrund betrachten. Bisher haben
vor allem jene Thesen öffentliche Dominanz
erlangt, die die Differenzierung der Sozialstruk-
tur nur aus einzelnen statistischen Merkmalen
zu den postmateriellen Werten, zu den Dienst-
leistungsberufen oder aus Fallstudien zu ein-
zelnen sozialen Gruppen ableiten. Dies mag
damit zusammenhängen, dass für die diskurs-
prägenden Milieus der Journalisten und Intel-
lektuellen solche Thesen besonders überzeugend
sind, die dem Kult des Individuums – wie Durk-
heim es nannte –, ihrer Alltagserfahrung eines
konkurrenzbestimmten Berufsfeldes und der
fragmentierenden Wirkung einer schnell wech-
selnden Tagesaktualität entgegenkommen. Ge-
rade das Selbstverständliche, Unhinterfragbare
der allgegenwärtigen Thesen der Fragmentie-
rung und Individualisierung macht ihre Sug-
gestivität aus und immunisiert sie gegen kriti-
sche Überprüfung.

Erstaunlich wenig beachtet werden die we-
nigen, aber herausragenden Forschungen, die
nicht nur Einzelaspekte, sondern auch die Ver-
schiebungen des Gesamtgefüges der Berufe,
Lebensstile und Milieus untersucht haben. Auch
wenn sie mit der Grundlage großer repräsenta-
tiver Datensätze eine hohe wissenschaftliche
Beweiskraft erlangt haben, werden ihre Resul-
tate gern als bloße ‚Meinung‘ behandelt. Dies
gilt auch für Gesamtanalysen wie die von Pierre
Bourdieu (1982), die überragende Prominenz
erlangt haben, oder von Walter Müller (1998a),
die die internationale Spitze der hochprofessio-
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nellen Großforschungsinstitute repräsentieren.
Trotz verschiedenartiger Ansätze haben Bour-
dieu wie Müller unabhängig voneinander er-
mittelt, dass das vertikale Klassengefüge sich
nicht auflöst, sondern sich in Gestalt von mo-
derneren, besser ausgebildeten, meist dienst-
leistenden ‚Klassenfraktionen‘ horizontal dif-
ferenziert. Beide gehen auch davon aus, dass
diese Klassenstellungen immer noch weitge-
hend, wenn auch nie vollständig, mit bestimm-
ten sozialen und politischen Grundorientierun-
gen verkoppelt sind.

Müller kann an großen Datensätzen nach-
weisen, dass der politische Einstellungswandel
nicht der Ausdruck einer Auflösung (Individu-
alisierung), sondern einer horizontalen Verschie-
bung oder Auffächerung (Differenzierung) der
oberen Erwerbsklassen ist. Diese Entdeckung
einer langfristigen horizontalen Differenzierung
der ‚Dienstklasse’ stellt eine wesentliche Wei-
terentwicklung von Goldthorpes vertikalem
Klassenmodell (das beispielsweise auch der ers-
ten PISA-Studie zugrunde lag) dar. Sie weist,
ganz ähnlich wie Bourdieu (1982), eine zuneh-
mende horizontale Klassenfraktionierung nach.
Müller belegt, dass neben der herkömmlichen
‚administrativen Dienstklasse‘ (den oberen staat-
lichen und wirtschaftlichen Managements), die
an strikten Autoritätshierarchien interessiert ist,
die moderneren Klassenfraktionen der ‚techni-
schen Experten‘ und der Humandienstleistun-
gen wachsen. Dies hat bedeutende politische
Konsequenzen: Während die ersteren, da sie an
strikten Autoritätshierarchien interessiert sind,
eher schwarz-gelb wählen, optieren letztere,
denen es um ihre berufliche Autonomie gegen-
über Staat und Unternehmen geht, eher rot-grün.

In parallelen Untersuchungen kann Müller
nachweisen, dass die horizontale Differenzie-
rung von einer erheblichen, im Wandel der Be-
rufsqualifikationen begründeten Bildungsexpan-
sion begleitet war, die allerdings (vor allem durch
das nach Herkunft sortierende Bildungssystem)
die Arbeitnehmermilieus von dem Aufstieg in

höhere Bildungs- und Berufswege abgelenkt
hat (Müller 1998b). Wenn beide Entwicklun-
gen zusammenhängen, dann handelt es sich um
die gleiche horizontale Differenzierung der Klas-
senstufung, die von Bourdieu (1982) für Frank-
reich, von Savage u.a. (1992) für Großbritanni-
en und von uns (Vester et al. 2001) für die Bun-
desrepublik nachgewiesen wurde.

Ein erster repräsentativer internationaler Ver-
gleich der horizontalen Klassendifferenzierung
wurde, angeregt durch H. Kriesi und durch
Müller, von Daniel Oesch (2006) erarbeitet.
Unsere eigenen Studien, die die horizontale
Berufsdifferenzierung nicht allein, sondern im
Zusammenhang mit der intergenerationellen
Veränderung des Habitus und der sozialen Be-
wegungen ebenfalls repräsentativ untersuchten,
bestätigten, dass die ‚Neuen Sozialen Bewe-
gungen‘ eben jener horizontalen Herausdiffe-
renzierung modernerer Klassenfraktionen nicht
nur auf der oberen, sondern auf allen Klassen-
stufen entsprachen (Vester et al. 2001). Dies
hat zu der These geführt, dass die neueren sozi-
alen Konflikte auf den Widerspruch zwischen
einer starken horizontalen Dynamik der Berufs-
gruppen, Milieus und Bildungsstandards und
der vertikalen institutionellen Ordnung, die die-
se Entwicklung bremst, zurückgehen, also auf
eine moderne Form des Konflikts, den Marx in
der etwas altmodischen Formel des Wider-
spruchs zwischen den dynamischen Produktiv-
kräften und den hemmenden Produktionsver-
hältnissen ausgedrückt hat (Vester 2006).

4 Soziale Praxis

Bourdieus Forschung geht in einem wichtigen
Punkt über die Feststellung der ‚objektiven‘, an
der Berufs- und Klassenteilung festgemachten
horizontalen Differenzierung hinaus. Die Klas-
senzugehörigkeit kann nach Bourdieu nicht di-
rekt aus den ‚objektiven‘ Merkmalen abgeleitet
werden. Gleichwohl werden seine Forschungs-
ergebnisse, auch bei manchen Anhängern, oft
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individualisierend verwertet, als handele es sich
bei den empirisch festgestellten Berufsmerkma-
len und den ökonomischen und kulturellen Ka-
pitalien um individuelle Einzelmerkmale, aus
deren jedem dann die Klassenzugehörigkeit ei-
nes Individuums abgeleitet werden könnte. Die
Mahnungen, diese Merkmale (zumal sie ja nur
Indikatoren und nicht die Sache selbst darstel-
len) nur im Zusammenhang und dann auch nicht
deterministisch zu verstehen (Bourdieu 1982:
176-182), bleiben unberücksichtigt. Unbeküm-
mert wird wiederholt, dass die Klassenzugehö-
rigkeit eines Individuums direkt aus der Aus-
stattung mit kulturellem und ökonomischem
Kapital oder aus der Berufsstellung abgeleitet
werden könne.

Bourdieu geht demgegenüber, in seiner Fall-
studie über die Klassenfraktion des ‚Staatsadels‘
(Bourdieu 2004; vgl. Geiling 2006), noch einen
Schritt weiter: Die Merkmale gehören nicht den
Einzelpersonen allein, sondern der Klasse oder
Klassenfraktion als ganzer. Die Angehörigen
des französischen ‚Staatsadels‘ sind nach Be-
ruf, Einkommen, politischer Orientierung usw.
ausgesprochen verschieden. Aber gerade diese
Heterogenität befähigt, als Ausdruck einer Ar-
beitsteilung, das Klassenmilieu dazu, allen Sät-
teln gerecht zu werden, auch tiefgreifende sozi-
ale Umstellungen und politische Erschütterun-
gen zu bewältigen und damit historisch zu über-
leben. Zu dieser Überlebensfähigkeit gehört
auch die Entwicklung flexiblerer Herrschafts-
techniken in den jüngeren, moderneren Manage-
ment-Fraktionen (Bourdieu 1982: 462-499).

Die komplizierte Frage, woran die Klassen-
zugehörigkeit zu erkennen sei, wird gelöst wie
der Gordische Knoten: Bourdieu durchtrennt
das Gewirr der Merkmale mit einem analyti-
schen Werkzeug, das ihren gemeinsamen Nen-
ner offen legt und damit in verblüffender Klar-
heit ordnet. Die Klassenzugehörigkeit wird nicht
an den Merkmalen, sondern nur an der Klas-
senzugehörigkeit selber festgemacht, d.h. an der
Klassenzugehörigkeit als Tätigkeit, als soziale

Praxis. Klassenzugehörigkeit ist damit gleich-
sam unmittelbar erfahrbar an der Art der Le-
bensführung, an den Mustern der Klassifikati-
ons- und Bewertungspraxis, an den Strategien,
über die soziale Stellungen an die nächste Ge-
neration weitergegeben werden, d.h. an den ‚Erb-
regeln‘ sowie den angestrebten Bildungs- und
Erwerbswegen. Die Merkmale sind wichtig, aber
nicht als selbstwirkende, ‚determinierende‘ Ur-
sachen, sondern als Mittel der Klassenzugehö-
rigkeit. Denn sie müssen erst praktisch erwor-
ben, vermehrt, genutzt, weitergegeben werden,
wenn sie dem Erhalt oder der Verbesserung ei-
ner bestimmten Lebensführung dienen sollen,
einer Lebensstellung im Gefüge der Gesell-
schaft, also bedingt durch die Relation zu den
anderen Milieus.

Die ‚Kapitalien‘ an Bildung, ökonomischem
Vermögen und sozialen Beziehungen, die sog.
Schichtmerkmale, sind nicht erste Ursachen der
sozialen Ungleichheit. Sie sind für Bourdieu
vielmehr, wie jedes Kapital, aufgespeicherte
gesellschaftliche Arbeitstätigkeit (wie Karl Marx
das sah), ähnlich wie jede gewichtige Masse
aufgespeicherte Energie ist (wie Max Planck
entdeckte). Aus der Kraft dieser langwähren-
den Arbeit beziehen sie ihre gesellschaftliche
Macht. „Die gesellschaftliche Welt ist akkumu-
lierte Geschichte“ (Bourdieu 1983: 183).

Dies gilt auch für das politische Handlungs-
feld. Soziale Bewegungen und soziale Instituti-
onen sind nicht einander ausschließende For-
men der gesellschaftspolitischen Willensäuße-
rung. Die Institutionen sind selber Ergebnisse
gesellschaftlicher Kämpfe und anhaltender Ar-
beit. Ihr stilles Funktionieren im Aushandlungs-
system der organisierten Interessen ist gerade
Ausdruck ihrer geballten Macht. Nur im Grenz-
fall müssen sie die von ihnen repräsentierten
sozialen Gruppen zu manifesten Protesten mo-
bilisieren, die gleichwohl in der Regel ein sym-
bolisches Muskelspiel bleiben. Offene Protest-
bewegungen sind insofern das oft beschwore-
ne ‚Warnsystem‘ dafür, dass die Arrangements
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zwischen den sozialen Gruppen erneuert wer-
den müssen. Oder es geht darum, dass die Re-
präsentanten ihre Mitglieder nicht mehr hinrei-
chend repräsentieren oder dass bisher ausge-
schlossene Gruppen in das ‚korporative‘ Aus-
handlungssystem der organisierten Interessen
aufgenommen werden müssen – so wie früher
die Gewerkschaften und Arbeiterparteien, spä-
ter auch Teile der Neuen Sozialen Bewegungen
die Aufnahme in diese sehr alte und immer
wieder erweiterte Ordnung erkämpft haben.
Soziale Bewegungen und Institutionen unter-
scheiden sich gleichsam als der verflüssigte und
der verfestigte ‚Aggregatzustand‘ sozialer Pra-
xis.

Dass alles gesellschaftliche Leben ‚wesent-
lich praktisch‘ ist und das Verhalten der Men-
schen daher auch nicht einfach, nach Art eines
‚anschauenden Materialismus‘, aus äußeren
Merkmalen abgeleitet werden könne, hat schon
Marx erkannt, bevor seine Lehre wieder in die
vulgärmaterialistische Doktrin zurückinterpre-
tiert wurde (Marx 1981 [1845]: 526f). Auch
Bourdieus praxeologisches Konzept wird immer
wieder auf diese Weise, nach dem Schema ‚ma-
teriell-ideell‘, fehlinterpretiert. Dies ist umso
peinlicher, als Bourdieu, was bei Marx noch
fehlt, ein theoretisches und methodisches Werk-
zeug entwickelt hat, mit dem die sozio-kulturel-
len Handlungsdispositionen nicht mehr in An-
lehnung an ‚materielle Merkmale der Klassen-
stellung‘, sondern direkt untersucht werden
können, das Konzept des Habitus.

Der Habitus umfasst die ganze innere und
äußere Haltung, die die Menschen gesellschaft-
lich erworben und verfestigt haben. Die soziale
Praxis wird organisiert durch den Habitus und
darüber auch vergleichsweise am zuverlässigs-
ten erkennbar. Wenn die scheinbaren ‚hard facts’
der Schichtungsmerkmale oder Kapitalsorten
die Klassenzugehörigkeit der Individuen eher
nur ungenau angeben können, liegt es nahe, in
der Forschung von der Analyse des Habitus
auszugehen. Dies ist versucht worden in unse-

ren Untersuchungen zu den zwei Habitusebe-
nen, dem Feld der Milieus (in dem es um die
alltägliche Lebensführung geht) und dem politi-
schen Feld (in dem es um die Teilung nach ge-
sellschaftspolitischen Lagern geht).

5 Das Feld der Milieus

Mit Erstaunen haben manche darauf hingewie-
sen, dass die politischen Teilungen weder mit
den Teilungen nach Berufsgruppen noch mit
den sozio-kulturellen Teilungen nach Milieus
übereinstimmen. Mit dem Hinweis darauf wur-
de oft triumphierend die These bekräftigt, dass
die sozialen Zusammenhänge ihre Bindekraft
verloren und die Individuen freigesetzt hätten,
ihre Lebensstile und Milieus und auch ihre ge-
sellschaftspolitische Parteinahme frei zu wäh-
len und zu verändern.

Unsere Gegenthese geht von zwei Argumen-
ten aus. Zum einen waren die politischen Lager-
bildungen noch nie direkt aus den Berufs- und
Milieuteilungen ableitbar, weil sie (wie unten
im 6. Abschnitt dargelegt wird) auf einer davon
relativ getrennten Handlungsebene, im Feld der
politischen Kämpfe, entstehen und wirken. Zum
anderen ist zwar unbestreitbar, dass die sozia-
len Zusammenhänge weniger formell organi-
siert sind und dass es auch wichtige Differen-
zierungen der Berufsgruppen und der Lebens-
stile gibt, dass aber damit gleichzeitig die Gra-
vitation verinnerlichter Verhaltensmuster, die
Wirkung sozialer Kontrolle, die Grenzsetzun-
gen durch ungleiche materielle und institutio-
nelle Ressourcen und die Mechanismen der Ver-
erbung des sozialen Status nicht außer Kraft
gesetzt worden sind. Soziale Milieus sind dem-
nach nicht vollständig beliebig gewählte Lebens-
stil-Gemeinschaften, sondern Teil einer sozia-
len Gesamtgliederung, deren Beziehungsgefü-
ge ihnen Grenzen auferlegt.

Schon das klassische Konzept von Émile
Durkheim (1988 [1893/1902]) definiert soziale
Milieus doppelt: ,objektiv‘ als Zusammenhang
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von Beziehungen (der Verwandtschaft, Gemein-
de und Berufsgruppe) und ,subjektiv‘ durch die
Herausbildung eines gemeinsamen ‚Korpus
moralischer Regeln‘ und deren Verinnerlichung
in einem gemeinsamen ‚Habitus‘, durch den sie
ihre Identität gegen andere abgrenzen. Im All-
tagsleben sind auch heute noch äußere Lebens-
stellung und innerer Habitus relativ eng ‚ver-
koppelte‘ Elemente einer ‚Lebensführung‘ (We-
ber) oder ‚Lebensweise‘ (Williams), durch die
die Milieus, Schichten oder Klassen sich
voneinander abgrenzen und innerlich zusam-
menhängen. Umfassende empirische Studien
(Bourdieu 1982 [1979], Vester et al. 2001
[1993]) haben für Frankreich wie für die Bun-
desrepublik nachgewiesen, dass der Habitus-
typ immer noch eng auf das jeweilige Berufs-
feld abgestimmt ist, allerdings auf dynamische
und flexible Weise, gleichsam über ein Gummi-
band. Die Verschiedenheit der äußeren Ressour-
cen und der inneren Dispositionen, die den
Milieus zur Verfügung stehen, ist – nach dem
Ansatz von Bourdieu – detailliert empirisch un-
tersucht (Vester et al. 2001; Vögele et al. 2002:
267-409). Die beigefügte ‚Landkarte‘ (Abb. 1)
gibt einen stark vereinfachten Überblick. Selbst
die vereinfachte räumliche Gliederung drückt
die ‚Arbeitsteilungen‘ der Milieus aus. Vertikal
ist die Gesellschaft ständisch dreigeteilt in eine
privilegierte, eine nicht-privilegierte und eine
unterprivilegierte Schichtungsstufe. Horizontal
teilt sie sich auf jeder Stufe nach ‚Klassenfrak-
tionen‘. Nach rechts sind die Milieus zugeord-
net, die an Einordnung in traditionelle Autori-
tätshierarchien orientiert sind, nach links die
Milieus, die auf eigene Arbeitsleistung, Bil-
dungskapital und Autonomie setzen.

Diese Raumgliederung hat eine erstaunlich
verfestigte Form. Die Gesellschaft teilt sich in
hauptsächlich fünf Milieu-Großgruppen, die
ihren Platz im sozialen Raum schon seit Gene-
rationen weitergeben und daher als ‚Traditions-
linien‘ gelten können. Gleichwohl gibt es ge-
wisse Bewegungen, als Ausdruck vor allem der

beruflichen Umstellungen und des vermehrten
Bildungserwerbs der jüngeren Generationen. Sie
drängen – ähnlich einer sich häutenden Schlan-
ge – auch gegen die äußeren Schranken, durch
die sich andere Traditionslinien gegenüber Neu-
zugängen ‚abschließen‘. Die hierarchische stän-
dische Ordnung steht jedoch im Konflikt mit
dem zunehmenden, Gleichberechtigung einfor-
dernden Kompetenzerwerb in den Volksmili-
eus. Die oval eingerahmten Bildungskennzif-
fern in der Abbildung zeigen auch in der Mitte
eine dynamische Bildungsbeteiligung, die aber
nach oben ‚ausgebremst‘ wird.

(1) Oben grenzt sich eine nach allen Stan-
dards privilegierte bürgerliche ‚Oberschicht‘
(um 20%) durch distinktive Lebensstile ab. Bis
auf das kleine ‚gehobene Dienstleistungsmili-
eu‘, in dem sich die Aufsteiger der technischen
Expertenberufe und der sozialen Dienstleistun-
gen befinden, hat sie ihre soziale Stellung seit
Generationen gegen Neuzugänge gesichert.
Auch die junge kulturelle Avantgarde (außen
links) ist überwiegend Domäne jüngerer Ober-
schichtangehöriger. Über die Generationen ver-
festigt hat sich auch die horizontale Teilung in
eine Traditionslinie von Macht und Besitz
(rechts) und eine Traditionslinie der akademi-
schen Intelligenz (oben links). Doch beide Tra-
ditionslinien haben sich seit 1945 innerlich er-
heblich verändert, durch Anpassung an höhere
Bildungsstandards und modernere Lebensstile.

(2) Die Volksmilieus der Mitte (knapp 70%)
grenzen sich durch eine respektable Lebensfüh-
rung und eine sichere und geachtete Berufsstel-
lung nach unten ab. Sie grenzen sich auch nach
oben ab, als Arbeitnehmer und ‚kleine Leute‘,
die es durch eigene Leistung zu etwas gebracht
haben. Sie sind daher sensibel gegenüber Privi-
legierungen, die die Grundsätze der Leistungs-
gerechtigkeit und Statussicherung verletzen, wie
dies etwa die Absenkung des Arbeitslosengel-
des auf Sozialhilfeniveau (‚Hartz IV‘) tut. Ho-
rizontal sind zwei verfestigte Traditionslinien
zu unterscheiden. Die kleinbürgerliche (rechts)
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Abb.  1    Soziale Milieus in Westdeutschland – 2003 – 
                und die ständische Stufung der Bildungswege 
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trägt ständisch-konservative Züge. Denn viele
Angehörige stammen aus Familien von Klein-
besitzenden, die sich auf Arbeitnehmerberufe
umstellen mussten, aber ihre Sicherheit immer
noch von der Einordnung in Hierarchien erwar-
ten. Die moderne Traditionslinie (links) setzt
dagegen auf Autonomie, erworben durch eine
planvolle Lebensführung, gute fachliche Arbeit,
Ausbildung und Leistung sowie gegenseitige
Hilfe. Ein Mensch soll nach seinen Werken,
seiner Arbeit beurteilt werden und nicht nach
seiner Zugehörigkeit zu bestimmten Ge-
schlechts-, Alters- oder Volksgruppen. Daneben
(weiter links) findet sich eine ‚erlebnisorien-
tierte‘ Milieufraktion, die sich jugendspezifisch
gegen die Pflicht- oder Arbeitsethik der beiden
großen Traditionslinien, d.h. ihrer Eltern, ab-
grenzt, aber gleichwohl auch arbeitnehmerisch
orientiert ist.

In der großen Mitte ist die horizontale Bil-
dungs-, Berufs- und Lebensstildynamik beson-
ders ausgeprägt. In beiden Traditionslinien sind
junge Milieufraktionen der sogenannten ‚mo-
dernen Arbeitnehmer‘ rasch gewachsen. Sie
besetzen die konventionellen Dienstleistungen
(‚Modernes Kleinbürgerliches Arbeitnehmermi-
lieu‘) und die moderneren Dienstleistungen
(‚Modernes Arbeitnehmermilieu‘) mit mittlerem
Qualifikationsniveau. Letztere Gruppe hat eine
hohe Abiturquote erreicht, die aber mehr für
Fachschulbesuch als für Aufstieg in akademi-
sche Berufe genutzt wird. Die Volksmilieus sind
nicht mehr bildungsfern, sondern zur Hälfte über
die Hauptschule hinausgelangt, allerdings auf
dem weiteren Weg in die höhere Bildung abge-
bremst. Die andere, ‚untere‘ Hälfte freilich ist
von sozialen Schieflagen bedroht.

(3) In den unterprivilegierten Volksmilieus
(gut 10%) hat sich seit Generationen die Erfah-
rung sozialer Ohnmacht verfestigt. Entsprechend
setzen sie weniger auf planmäßige Lebensfüh-
rung als auf die flexible Nutzung von Gelegen-
heiten und die Anlehnung an Stärkere. Diese
Milieus, für die lange ungelernte und unstetige

Beschäftigungen typisch waren, hatten in der
alten Bundesrepublik wie auch in der DDR
erstmals dauerhafte, wenn auch körperlich be-
lastende, Beschäftigungen finden können. Heute
sind viele dieser Arbeitsplätze in andere Länder
verlagert. Als gering Qualifizierte finden die
Angehörigen des Milieus schwer neue Jobs.
Viele sind dauerarbeitslos bzw. stärker in pre-
kären Wirtschaftszweigen aktiv.

Insgesamt zeigt sich, dass Bildungsstan-
dards ein wichtiger Indikator für die potentielle
Beteiligung an Politik und sozialen Bewegun-
gen sind. Aber sie sind wieder eher ein Mittel,
nicht die Ursache der Partizipation. Ebenso fin-
den sich geringe Bildungsstandards vor allem
bei den unterprivilegierten Milieus, bei denen
geringe Ressourcen und ein resignativer Habi-
tus schon immer der Grund waren, auch bei
extremer materieller Not bei Anlehnungs- und
Gelegenheitsstrategien zu bleiben und sich nicht
selbstständig an sozialen Protestbewegungen zu
beteiligen. Abnehmende soziale Standards kön-
nen nur bei den ‚respektablen‘ und bei den ‚dis-
tinktiven‘ Milieus zum Anlass von Protest wer-
den. Denn diese sehen sich aufgrund ihres Ha-
bitus und ihrer bisherigen sozialen Stellung
dazu berechtigt. Allerdings gilt dies nicht al-
lein für die akademisch gebildeten Milieus,
sondern auch für die beruflich qualifizierten
Milieus der Mitte, auch wenn diese im Nor-
malfall auf ihre gewerkschaftlichen und ande-
ren Interessenverbände setzen und nur im Kon-
fliktfall, der zudem oft auch durch das Auslau-
fen von Tarifverträgen geregelt ist, ‚mobili-
siert‘ werden müssen.

6 Das politische Feld

Zwischen dem Feld des Alltagslebens und dem
Feld der Politik und der Diskurse besteht ein
‚epistemologischer Bruch‘ (Bourdieu), sie fol-
gen verschiedenen Logiken. Die sozialen Tei-
lungen knüpfen an die Organisation des Lebens
und Arbeitens im Feld der Alltagspraxis an. Die
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Sozialintegratives Lager (ca.  13%)

Traditionell-Konservatives Lager (ca.  14%)Radikaldemokratisches Lager (ca.  11%)

Gemäßigt-Konservatives Lager (ca.  18%)

Skeptisch-Distanziertes Lager (ca.  18%) Enttäuscht-Autoritäres Lager (ca.  27%)

agis.uni-hannover.de

Abb. 2 Die gesellschaftspolitischen Lager
der Bundesrepublik Deutschland
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politischen Teilungen etwa zwischen liberalen,
konservativen, sozialdemokratischen und an-
deren ‚Lagern‘ gehen auf historische Groß-
konflikte im politischen Feld zurück. In diesen
haben sich politische Allianzen, Klientelver-
hältnisse und Fronten gebildet, die sich
wiederum über eigene Institutionen, Weltan-
schauungen usw. tradieren. Nach der klassi-
schen Wahlforschung (Lepsius 1993 [1966],
Lipset/Rokkan 1967) können die soziale Land-
karte und die politische Landkarte nicht oder
nicht völlig deckungsgleich sein, da sich ver-
schiedene Konfliktfronten oder ‚cleavages‘
überschneiden.

Der Integrationszusammenhang der klassi-
schen Lager, wie Lepsius ihn beschreibt, war
weitgehend formell institutionalisiert. Vereine
und Interessenverbände sowie gemeinsame Bil-
dungs- und Medienstrukturen schufen eine prak-
tische Erfahrung, die die Klientele aus den Volks-
milieus miteinander und mit den Führungsgrup-
pen verband und sich über weltanschauliche und
kulturelle Vergemeinschaftungen verinnerlich-
te. Für die Führungsaufgaben wurden im politi-
schen Feld eher gebildete, im politischen Kampf
kompetente Personen und Gruppen gebraucht.
Die Führungsgruppen entstammten daher in der
Regel den verschiedenen Fraktionen der oberen
Milieus. Eine Ausnahme bildeten, wie viele Stu-
dien bestätigen, die Gewerkschaften, die ihre
Führungsgruppen in aller Regel aus den Mili-
eus der Facharbeit und der praktischen Intelli-
genz rekrutierten. Mit der Zunahme der allge-
meinen Bildungsstandards entstand allerdings
in neuerer Zeit das Potential für weitere ähnli-
che Veränderungen.

Kaum strittig ist, dass diese formell gemein-
schaftsbildenden Institutionalisierungen der
Lager durch verschiedene gesellschaftliche Ent-
wicklungen vor allem nach 1945 auf kleinere
oder informellere Kerne zurückgedrängt wor-
den sind. Um nachzuprüfen, ob diese aus histo-
rischen Kämpfen hervorgegangenen Lagerglie-
derungen noch in den informellen Vergemein-

schaftungen und den Mentalitäten fortbestehen,
haben wir die in der Bevölkerung verbreiteten
Vorstellungen, wie die soziale Ordnung insge-
samt gegliedert sein soll, erhoben (Vester et al.
2001: 58-64, 249f, 427-491; Vester 2001). Ge-
funden wurden sechs grundlegende ‚Ordnungs-
modelle‘. Unser Schaubild zeigt, wieder in sti-
lisierender Vereinfachung, diese Ordnungsmo-
delle in der Gesellschaft der Bundesrepublik.
Sie sind, für Westdeutschland, 1991 zum ersten
Mal auf der Grundlage einer großen repräsenta-
tiven Stichprobe empirisch gewonnen worden.
Nachfolgende Befragungen haben, auch für
Ostdeutschland, bestätigt, dass es sich um lang
anhaltende Grundüberzeugungen handelt (vgl.
u.a. Vester 2001).

Bemerkenswert ist, dass sich trotz der Of-
fenheit der Befragung sechs in sich relativ kon-
sistente Vorstellungen von einer gerechten so-
zialen Ordnung kristallisiert haben, die an die
großen historischen und auch neuen Cleavages
und Lagerbildungen anknüpfen. Die sechs ge-
sellschaftspolitischen Lager haben Schwerpunk-
te in bestimmten Klassenmilieus, sind aber nicht
deckungsgleich mit ihnen. Vielmehr verteilen
sie sich jeweils vertikal bzw. diagonal über ver-
schiedene Milieus (Abb. 2). Es handelt sich also,
wie bei den klassischen ‚Lagern‘, immer noch
um Koalitionen verschiedener Milieufraktionen
über die Milieugrenzen hinweg.

Im rechten Teil des sozialen Raums liegt eine
noch relativ intakte Formation von zwei kon-
servativen Lagern, die Hochburgen der CDU/
CSU und des rechten Flügels der SPD sind.
Nach dem konservativen Modell sozialer Ge-
rechtigkeit können alle sozialen Gruppen Soli-
darität beanspruchen, aber nicht in gleichem
Maße, sondern hierarchisch abgestuft nach Be-
sitz, Bildung, Geschlecht und Ethnie. Das Mo-
dell folgt dem Patron-Klient-Muster: Loyalität
muss durch paternalistische Fürsorge vergolten
werden. Das Lager der Gemäßigt Konservati-
ven (ca. 18%), mit Schwerpunkt bei den klein-
bürgerlichen Arbeitnehmern, legt das Modell
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eher arbeitnehmerisch aus und ist hier durchaus
auch konflikt- und streikfähig. Auch hat sich
ein Drittel dieses Lagers moderneren und tole-
ranteren Lebensstilen zugewandt. Dies übt
Druck aus auf das Lager der Traditionell-Kon-
servativen (ca. 14%), das in der Rolle des ‘Pa-
trons‘ ist.

Im linken Teil des sozialen Raums finden
sich zwei etwas heterogenere arbeitnehmerische
Lager, die Hochburgen der SPD und des sozia-
len Flügels der CDU/CSU sind. Das Lager der
Sozialintegrativen (ca. 13%) tritt für gleiche
Rechte aller sozialer Gruppen ein, d.h. sowohl
für die ,materielle‘ Verteilungsgerechtigkeit für
Arbeitnehmer und Unterprivilegierte als auch
für die ,postmateriellen‘ Rechte der Zivilgesell-
schaft, der Frauen, Ausländer, der Natur usw.
Das Lager stützt sich vor allem auf die moderne
Reformintelligenz, die nicht nur oben, sondern
auch in den mittleren Milieus der Sozialberufe,
der Gewerkschaften und der Kirchen verankert
ist. Es ist sowohl in gewerkschaftlichen wie in
sozialpolitischen und zivilgesellschaftlichen
Konflikten und Protesten besonders aktiv. Räum-
lich ist es einem anderen Lager nahe, den Skep-
tisch-Distanzierten (ca. 18%), die vor allem aus
den Volksmilieus der Facharbeit kommen und
ein Modell der Solidarität auf Gegenseitigkeit
vertreten. Wer zu Produktivität und Sozialstaat
beiträgt (und wer unverschuldet in Not ist), soll
auch daran teilhaben. Beide Lager sind in ihren
Vorstellungen von Solidarität von der Politik
stark enttäuscht. Sie sind vor allem gewerk-
schaftlich und im sozialen Nahbereich konflikt-
und protestfähig.

Ein drittes Paar von komplementären Lagern
entspricht besonders dem ideologischen Gegen-
satz von ,Elite‘ und ,Masse‘ oder ,ideell‘ und
,materiell‘. Das Lager der Radikaldemokraten
(ca. 11%), links oben im sozialen Raum, vertritt
emphatisch die postmateriellen Ideale, während
es für materielle Ungleichheiten eher unsensi-
bel ist. Es ist die Hochburg der Partei der ,Grü-
nen‘ und zivilgesellschaftlicher Proteste, aber

auch eines gewissen progressiven Neolibera-
lismus. Dass das Lager kaum Anhänger unter-
halb der oberen und aufsteigenden Milieus hat,
liegt offensichtlich an einer elitistischen Ideolo-
gie, die die eigene höhere Position mit einer
puritanischen Arbeitsethik rechtfertigt, die den
Volksmilieus abgesprochen wird. Ihm entge-
gengesetzt ist das Lager der Enttäuscht-Autori-
tären, mit beklemmenden 27%. Es vereint die
Verlierer der ökonomischen Modernisierung,
insbesondere ältere und teilweise jüngere Mili-
eus mit wenig Bildungskapital und  unsicheren
Zukunftsperspektiven. Sie verarbeiten ihre Aus-
grenzung – anders als die demokratische Mitte
– nach autoritärem Muster, mit Ressentiments
gegen Ausländer, alles Moderne und die Politi-
ker, die ihre Fürsorgepflichten vernachlässigen.
Sie wollen gegen die Risiken des Strukturwan-
dels durch eine protektionistische Wirtschafts-
politik und eine restriktive Zuwanderungspoli-
tik geschützt werden. Aus Realismus wählen
sie traditionell meist CDU/CSU und SPD. Sie
sympathisieren aber teilweise auch mit auslän-
derfeindlichen Protesten. Regionalwahlen zei-
gen, dass – wie in anderen Ländern Europas –
rechtspopulistische Parteien hier fast 20% Pro-
teststimmen gewinnen können.

Die von den Bundestagsparteien ausgehen-
den Versuche, das sozialstaatliche Modell der
Bundesrepublik mit neoliberalen Elementen aus-
zuhöhlen, haben seit Beginn der 1990er Jahre
zu einer hohen politischen Verdrossenheit und
neuen sozialen Spannungen und Konflikten
geführt, die besonders Verluste der großen
Volksparteien nach sich zogen. Insbesondere
wurden die Konflikte zwischen Kapital und
Arbeit und um den Rückzug des Staats aus der
Sozialpolitik revitalisiert. Viele Milieus sahen
die Grundprinzipien des deutschen Sozialmo-
dells gefährdet: die Statussicherung und die
Leistungsgerechtigkeit, nach dem Grundsatz
‚Leistung gegen Teilhabe‘. Die Sparpolitik der
Unternehmen und des Staates macht auch
inzwischen vor den einst privilegierten sozialen
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Gruppen, etwa den Ingenieuren, technischen
Experten, Polizeibeamten, Klinikärzten usw.,
nicht Halt. In ihren Motivationen mischen sich
ständische und arbeitnehmerische Momente. Es
ist damit zu rechnen, dass soziale Konflikte, an
denen die höher und hochqualifizierten Berufs-
gruppen teilnehmen, von der Ausnahme zum
Normalfall werden.

Michael Vester (geb. 1939), ist Professor für
Politische Wissenschaft i.R. an der Universität
Hannover. E-Mail: m.vester@agis.uni-
hannover.de
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„Wenn Sie sich waschen und rasieren, finden
Sie auch einen Job.“ Der in dieser oder ähnli-
cher Form getätigte Ausspruch des SPD-Vor-
sitzenden und Ministerpräsidenten von Rhein-
land-Pfalz, Kurt Beck, gegenüber dem Hartz
IV-Empfänger Henrico Frank hat für großes
Aufsehen gesorgt. Ohne an dieser Stelle in ana-
lytische Details und eine moralische Diskussi-
on einsteigen zu wollen, lässt sich an dieser
Szene doch einiges über soziale Ungleichheit,
Protest und Symbole verdeutlichen. Kurt Beck
sprach das aus, was der neoliberale Diskurs mit
großer Wirkmächtigkeit suggeriert: nämlich,
dass eigenes Engagement der von Arbeitslosig-
keit Betroffenen über den Zugang zu der Insti-
tution ‚Erwerbsarbeit‘ entscheide. Durch Becks
Appell an ‚Eigenverantwortlichkeit‘ wird aber
nicht bloß der von Henrico Frank vorgebrachte
Protest delegitimiert, sondern es wird deutlich,
dass Zugehörigkeiten und ‚Zugänge‘ über Sym-
bole vermittelt werden. Ein ‚gepflegtes Äuße-
res‘ solle den Zugang zu Erwerbsarbeit ermög-
lichen und mag für sich genommen schon ein
Moment der gesellschaftlichen Teilhabe sein. In
diesem Falle wurde diese Symbolik von Pro-
testierenden aufgegriffen, die sich nach der Skan-
dalisierung durch Boulevardmedien vor der
Mainzer Staatskanzlei versammelten, um sich
öffentlich rasieren und frisieren zu lassen. Wur-
de damit die herrschende kollektive Symbolik
bestätigt? Wurde ihr eine andere entgegenge-
setzt? Wer wird dadurch integriert, wer ausge-
schlossen?

Im Folgenden soll versucht werden, Pro-
test und soziale Ungleichheit über das Kon-
zept der symbolischen Gewalt (Pierre Bour-
dieu) in einen analytisch-heuristischen Zusam-

menhang zu setzen. Es geht also darum, einen
‚Spiegel‘ zu entwickeln, mit dem empirische
Befunde geordnet werden können bzw. mit
dem betrachtet, empirisches Material erst zu
sozialwissenschaftlichem Material wird (Kel-
le/Kluge 1999: 25-37). So beleuchtet kann ein
doppelter Zusammenhang zwischen sozialer
Ungleichheit und Protest ausgemacht werden,
der in Klaus Eders Analyse der Neuen sozia-
len Bewegungen unter dem Aspekt der kollek-
tiven Identitätsentwicklung bzw. -behauptung
bereits anklingt (Eder 1998; 2000).

Eder zeigt in seiner historisch-soziologi-
schen Untersuchung auf, dass sich die Ge-
schichte moderner Gesellschaften als Ge-
schichte der Verdrängung von physischer Ge-
walt zugunsten symbolischer Gewalt erzählen
lässt. Neue soziale Bewegungen handelten in
dem Paradox, einerseits auf symbolische Ge-
walt und damit verbundene Dominanzverhält-
nisse bzw. Ausschlüsse von Definitionsmacht
zu reagieren, andererseits dazu aber selbst kol-
lektive Identitätsbildungsprozesse in Gang set-
zen zu müssen, die ihrerseits Identitätsgrenzen
markieren und damit selbst eine ausschließen-
de Wirkung haben. Diese beiden Seiten der
Ambivalenz sollen hier näher betrachtet wer-
den: Protest kann einerseits als Funktion sozi-
aler Ungleichheit begriffen werden. Hierbei ist
offensichtlich, dass es sich nicht um eine di-
rekte Kausalbeziehung handelt. Nicht überall
und immer, wo soziale Ungleichheit ausge-
macht wird, entsteht Protest. Andererseits kann
soziale Ungleichheit auch als Funktion von
sozialem Protest gesehen werden. Damit ist
gemeint, dass Protest selbst durch ihm eigene
sozialstrukturelle Merkmale und zugehörige
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Symboliken soziale Ungleichheit abbildet und
vor allen Dingen gerade dort reproduziert, wo
soziale Ungleichheit durch den Bezug auf das
‚Gleiche‘, ‚Universelle‘ verschleiert wird. Die-
se Verschleierung der sozialen Genese von
Ungleichheit z.B. durch die Suggestion von
und Forderung nach freiem Zugang (zu Bil-
dung, Arbeit, Software etc.), Demokratie, Par-
tizipation und Gleichheit ist das, was Bour-
dieu mit dem Konzept symbolischer Gewalt
zu fassen versuchte (Bourdieu/Passeron 1973,
Bourdieu 2005: 63ff).

In einem ersten Schritt soll dieser Ansatz als
‚Spiegel‘ vorgestellt werden, um dann in einem
zweiten Schritt die Entstehung von sozialem
Protest in diesem Spiegel zu betrachten. Es lässt
sich vermuten, dass durch die Verschleierung
und Naturalisierung von sozialer Ungleichheit
und damit einhergehenden Ausschließungspro-
zessen potenzielle Ungleichheits-Konflikte eher
als individualisierte Konkurrenzkämpfe, als
psychische Konflikte oder gegen Sündenböcke
ausgetragen, denn als kollektiver Protest vor-
gebracht werden. Es sollen von daher Faktoren
benannt werden, die dazu beitragen, ‚Krise‘ oder
‚Ungleichheit‘ in sozialen Protest zu überfüh-
ren.

In einem dritten Schritt wird dann gefragt,
inwieweit durch die Sozialstruktur des Protests
und (gegen)kulturelle Identitätsbildung seiner-
seits Symbole hervorgebracht werden, die so-
ziale Ungleichheit dokumentieren und eventu-
ell (re-)produzieren. ‚Protest‘ lässt sich in die-
ser Hinsicht also nicht nur als Folge symboli-
scher Gewalt oder als ‚Antwort‘ auf diese kenn-
zeichnen, sondern kann selbst unter dem As-
pekt betrachtet werden, inwieweit er zur Ver-
schleierung sozialer Ungleichheit beiträgt. Dies
soll nicht in zerstörerischer Absicht gesche-
hen. In einem abschließenden Teil werden viel-
mehr Überlegungen angestellt, welche Hinwei-
se das Betrachten von Protest und Ungleich-
heit in diesem ‚Spiegel‘ symbolischer Gewalt
für Protestmobilisierung bzw. die Herstellung

einer gewünschten Gegenöffentlichkeit liefern
kann.

1 Symbolische Gewalt als ‚Spiegel’

Um symbolische Gewalt in Anlehnung an Pier-
re Bourdieu als ein ‚Funktionsprinzip‘ von Ge-
sellschaften vorzustellen, das es diesen ‚ermög-
licht‘, soziale Unterschiede nicht in einem ma-
nifesten Konflikt münden zu lassen, müssen
zunächst die Begriffe Sozialraum und Habitus
erläutert werden.

Die Gesellschaft der BRD ist hierarchisch
strukturiert. Chancen auf – wie auch immer be-
messene – Lebensqualität sind ungleich verteilt
nach verschiedenen Gruppenzugehörigkeiten.
Frauen haben geringere als Männer, Kinder aus
bildungsfernen Milieus geringere als Akademi-
kerkinder, Kinder mit Migrationshintergrund
geringere als autochthone. Diese verschiedenen
Gruppenzugehörigkeiten weisen natürlich Über-
schneidungen und Wechselwirkungen auf. Sie
übersetzen sich auf der Handlungsebene nicht
unbedingt in bewusste Strategien, sondern ‚be-
gegnen’ den Akteuren als wahrscheinlichkeits-
theoretische Barrieren bzw. Möglichkeiten. Die-
ser Wahrscheinlichkeitsraum lässt sich mit Bour-
dieu als Sozialraum visualisieren, der gewis-
sermaßen drei ineinander projizierte Räume dar-
stellt.

Der erste Raum charakterisiert die soziale
Lage von Menschen nach der klassischen ‚me-
ritokratischen Triade‘ der sozialen Ungleich-
heitsforschung aus Einkommen, Bildung und
Beruf (als Überblick zur Ungleichheitsforschung
vgl. Berger 2003). Oben befinden sich Akteure,
die ein hohes Gesamtvolumen an Kapital besit-
zen. Damit ist eine wie auch immer verrechnete
Summe aus ökonomischem Kapital und kultu-
rellem Kapital gemeint. Links in diesem Raum
lassen sich Akteure darstellen, deren persönli-
ches Schwergewicht dieses Kapitals eher auf
der kulturellen Seite liegt, rechts hingegen be-
finden sich diejenigen, die mehr ökonomisches
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als kulturelles Kapital besitzen (Bourdieu 1982:
171-276).1 Sichtbar wird die so konzipierte
Ungleichheit allerdings erst über Symbole wie
Sprache, Körperhaltungen, Hobbys, Kleidung,
präsentierte Geschmäcker etc. Diese Symbole
sind selbst hierarchisch angeordnet und diese
Hierarchie ist mehr oder weniger allen Akteu-
ren im Sozialraum vertraut.

Damit ist der zweite Raum, der sogenannte
Raum der Lebensstile, benannt, der mit dem
Raum der ‚objektiven Lagen‘ korrespondiert.
Wir erkennen, dass diese oder jene Kleidung
für ‚etwas Besseres‘ steht als eine andere. Wir
erkennen dies in der Regel auch als normal,
natürlich, gerecht, verdient etc. an und verken-
nen gleichzeitig, dass diese Hierarchie sozial
gemacht ist. Dies liegt u.a. daran, dass im Ver-
gleich zu Arbeitermobilisierungen im 19. und
frühen 20. Jahrhundert die Symbolisierungs-
möglichkeiten enorm gestiegen sind. Das abso-
lut angewachsene Wohlstandsniveau und die,
absolut gesehen, höhere Bildungsbeteiligung
(Fahrstuhleffekt) der Unter- und vor allem der
Mittelschicht haben für größere Wahlmöglich-
keiten der Lebensstilisierungen gesorgt. Damit
wird allerdings gleichzeitig eine größere Wahl-
freiheit suggeriert, die so ohne Weiteres nicht
gegeben ist.

Damit bin ich beim dritten Raum bzw. beim
Habitus-Begriff angelangt. Der Sozialraum
bleibt nicht nur etwas Äußerliches, sondern
Menschen verinnerlichen beim Aufwachsen die
über Symbole zum Ausdruck gebrachten Struk-
turen. Diese werden Teil ihrer Identität. Diese
verinnerlichten Muster des Wahrnehmens, Den-
kens, Fühlens, Handelns und Bewertens sind
das, was Bourdieu als Habitus (Bourdieu 1974,
1982, 1987; Krais/Gebauer 2002) bezeichnet.
Menschen wählen, um Dissonanzen zu vermei-
den, andere Menschen, Situationen, Symbole
so aus, dass diese möglichst zu ihrem Habitus
passen, also zu dem, was sie bereits verinner-
licht haben. Um einen Habitus-Struktur-Konf-
likt zu vermeiden, empfiehlt man denn auch dem

‚Schuster, bei seinen Leisten zu bleiben‘ (vgl.
Schmitt 2006).

Als oft übersehenes Bindeglied zwischen der
objektiven Lage (Einkommen, Bildung, Beruf)
und subjektiven bzw. kollektiven Symbol-Per-
formanzen (Lebensstile) fungiert der individu-
elle Habitus, der allerdings seinerseits sozial
hervorgebracht und von den Strukturen bzw.
Symbolen seiner Erzeugung abhängig ist. Wenn
beispielsweise ein ungelernter Arbeiter einen
Millionengewinn im Lotto einfährt, steigt er im
Raum der sozialen Lagen auf. Er befindet sich
dann oben rechts, weil er ein hohes Gesamtvo-
lumen an Kapital besitzt, dessen relatives
Schwergewicht auf der ökonomischen Seite
liegt. Dennoch wird dieser ungelernte Arbeiter
nicht postwendend einen ‚Geschmack‘ an den
Tag legen, der dieser Position mit hoher Wahr-
scheinlichkeit im Raum der Lebensstile ent-
spricht. Er wird nicht sofort anfangen, klassi-
sche Musik zu hören, zu Opernbällen zu gehen
etc. Dies ist seinem Habitus und dessen Träg-
heit zu verdanken, was Bourdieu (1982: 237 ff)
als Hysteresis bezeichnet. Der Zusammenhang
der drei Räume ist also wahrscheinlichkeitsthe-
oretischer Natur und nicht als kausal-mechanis-
tische Verbindung zu begreifen. Auf die Kritik
des Bourdieuschen Ansatzes durch neuere so-
zialstrukturelle Konzepte, die sich eher dem ‚Ent-
strukturierungs-Paradigma‘ zuordnen (vgl. die
Diskussion von Konietzka 1994), kann an die-
ser Stelle nicht eingegangen werden. Es sei nur
darauf hingewiesen, dass auch aktuellere Un-
tersuchungen die ‚Vertikalität‘ und ‚Horizonta-
lität‘ sozialer Ungleichheit bestätigen, selbst
wenn sich horizontale Verschiebungen ergeben
haben (Vester et al. 2001).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass
soziale Ungleichheit über Symbole abgebildet
wird. Die Vielfalt und vermeintlich freie Zu-
gänglichkeit dieser Symbole sind ein Grund
dafür, dass soziale Ungleichheit kaum als ille-
gitim empfunden wird. Sie erscheint vielmehr
als gerecht, legitim, frei gewählt, verdient, na-
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türlich etc. So gesehen tendieren Menschen
sogar dann eher dazu, selbst auf dieser Symbol-
Leiter nach oben zu klettern, als gegen dieses
‚Spiel‘ und seine Regeln aufzubegehren, wenn
sie mit schlechteren Karten ausgestattet sind.
Potentielle Klassenkämpfe werden in individu-
elle Konkurrenzkämpfe überführt (Bourdieu
1982: 261-276; Schwingel 1993: 85-166;
Schmitt 2006). Ein zweiter Grund für die rela-
tiv reibungsfreie Reproduktion sozialer Un-
gleichheit ist die Komplizenschaft von Habitus
und Struktur. Menschen begehren gegen sozia-
le Ungleichheit auch deshalb eher selten auf,
weil ihr Habitus – der unter Bedingungen sozi-
aler Ungleichheit entstanden ist – zu den vorge-
fundenen Verhältnissen ‚passt‘. Auf diese ‚Mit-
täterschaft’ der Benachteiligten kann symboli-
sche Gewalt aufbauen. Sozialpsychologische
Ansätze sprechen von „oppression as a coope-
rative game“ (Sidanius/Pratto 1999).

Symbolische Gewalt kann also als Funkti-
onsprinzip moderner Gesellschaften verstanden
werden, das Ungleichheitskonflikte latent hält
beziehungsweise dazu beiträgt, dass sie sich
bestenfalls in sublimierter Form als symbolische
Auseinandersetzungen auf der Bühne manifes-
tieren. Was bedeutet das nun für das Verhältnis
von Protest und sozialer Ungleichheit?

2 Protest als Folge symbolischer
Gewalt

Die bisherigen Ausführungen liefern eher eine
Erklärung dafür, weshalb in Relation zu objek-
tiven Ungleichverteilungen von Ressourcen und
Chancen wenig und selten protestiert wird. Be-
trachtet man neoliberale Diskursstrategien, die
soziale Ungleichheiten individualisieren und als
je selbst verantwortet erscheinen lassen (vgl.
Butterwegge in diesem Heft), verstärkt sich die
Frage, wie sozialer Protest dann überhaupt zu-
stande kommt.

Die Bewegungsforschung beantwortet die-
se Frage traditionellerweise sehr unterschied-

lich. Es liegen verschiedene Ansätze vor, die
entweder eher auf die Struktur- oder eher auf
die Akteursseite fokussieren. Zahlreiche Über-
sichten differenzieren zwischen einem US-ame-
rikanischen Strang, der seinen Ausgangspunkt
in der Massenpsychologie des ‚Collective Be-
havior‘ findet, und einem europäischen Strang,
dessen Basis im weitesten Sinne in der marxis-
tischen Geschichtsphilosophie zu sehen ist.
Ohne hier auf die verschiedenen Paradigmen
näher eingehen zu wollen, besteht mittlerweile
erstens weitestgehend Konsens darüber, dass
keiner dieser Ansätze alleine die ‚Lücke‘ zwi-
schen latenter Konfliktlage und Protest zu schlie-
ßen vermag. Zweitens versuchen neuere Ansät-
ze die Gegenüberstellungen von Struktur/Hand-
lung, Rationalität/Irrationalität, Strategie/Iden-
tität zu überwinden (vgl. als Beispiel: Crossley
2002; sowie zur Paradigmen-Übersicht: Bon-
acker/Schmitt 2004; Hellmann 1999).

Das bedeutet einerseits, dass es nicht aus-
reicht, Protest allein als Folge, Ausdruck und/
oder Bearbeitung gesellschaftlicher Krisen zu
verstehen. Andererseits ist Protest nicht aus-
schließlich eine Frage der politischen Gelegen-
heitsstrukturen, der rationalen Abwägung der
Akteure, der Ressourcenmobilisierung, des Fra-
mings, ‚resonanzfähiger Kommunikation‘ oder
einer sozialstrukturell ungebundenen Konstruk-
tion kollektiver, (gegen-)kultureller Identitäten.

Es scheinen vielmehr mehrere Vorausset-
zungen für die Entstehung von Protest zusam-
mentreffen zu müssen: Erstens muss eine ‚ob-
jektive Krise‘, z.B. in Form einer Ungleich-
verteilung von Bildungschancen, Erwerbsar-
beit, finanziellen Mitteln etc. vorliegen, die zum
Ausschluss an gesellschaftlicher Teilhabe füh-
ren kann. Zweitens müssen Menschen unter
diesen benachteiligten Bedingungen, die sich
statistisch erfassen lassen, leiden. Ein Nach-
weis des „alltäglichen Leidens an der Gesell-
schaft“ (Bourdieu et al. 1997) lässt sich eher
durch qualitative Untersuchungen erbringen.
So hat eine Arbeitsgruppe um Franz Schultheis
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und Kristina Schulz (2005) eine deutsche Rep-
likationsstudie zu dem französischen Original
‚Das Elend der Welt‘ mit dem Titel ‚Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung‘ vorgelegt, die
eindrucksvoll das subjektive Leiden an gegebe-
nen Verhältnissen zum Ausdruck bringt. Dass
dieses Leiden keine selbstverständliche Folge
einer Benachteiligung ist, offenbart unser ‚Spie-
gel‘: Durch symbolische Gewalt ist die soziale
Genese von Benachteiligung verschleiert und
eine benachteiligte Position bzw. eine benach-
teiligende Situation wird durch die Komplizen-
schaft von Habitus und Strukturen möglicher-
weise als etwas ‚Normales‘, sogar die eigene
Identität Stärkendes erlebt. Doch selbst wenn
Leid empfunden wird – dies ist eine dritte Vo-
raussetzung –, muss dieses erst fremdattribu-
iert und darf nicht als selbst verschuldet wahr-
genommen werden. Dies ist notwendig, damit
die Akteure ihren potentiellen Protest als legi-
tim wahrnehmen. Die Präsenz des neolibera-
len  Diskurses wirkt hier als zusätzliche Barri-
ere.

Dieser hat seine Entsprechungen in Sozial-
und Erziehungswissenschaften, die z.T. auf ei-
ner missbräuchlichen Anwendung der Indivi-
dualisierungsthese Ulrich Becks aufbauen.2

Roland Roth (2005: 13) verweist in diesem Zu-
sammenhang auf „eine Kultur der Selbstzurech-
nung“, die bereits in der Schule eingeübt werde.
Diese Erschwernisse der Fremdattribution füh-
ren dazu, dass Konflikte selten in Form kollek-
tiven Protests gegen gesellschaftliche Macht-
verhältnisse, sondern eher individualisiert aus-
getragen werden bzw. einer Sündenbocklogik
folgen. „Nicht zuletzt deshalb sind solidarische
Kulturen der Benachteiligten und Ausgegrenz-
ten in unseren Breiten so selten. Stattdessen do-
miniert das Bedürfnis nach ‚negativen Klassifi-
kationen‘, nach Menschengruppen, auf die man
hinabschauen kann“ (Roth 2005: 14).

Menschen kämpfen entweder innerhalb der
für sie relevanten Felder um ökonomisches und
kulturelles Kapital sowie vor allem um Aner-

kennung und Definitionsmacht (symbolisches
Kapital). Oder sie erleiden psychische Konflik-
te, weil ihre verinnerlichten kulturellen Muster
(Habitus) nicht zu denjenigen passen, die ein
konkretes Feld fordert.3 Wenn diesen Barrieren
zum Trotz kollektiver Protest erfolgen soll,
müssen weitere Voraussetzungen gegeben sein:
Zum einen bedarf es offenbar nicht nur materi-
eller Ressourcen, wenn man bedenkt, dass so-
wohl die Aktiven der Neuen Sozialen Bewe-
gungen als auch diejenigen, die in den letzten
Jahren in der BRD demonstriert haben, über-
durchschnittlich gebildet waren (vgl. Brand et
al. 1985; Rucht 2004; Rucht/Yang 2004 sowie
Rucht in diesem Heft). Herauszufinden, ob Bil-
dung an sich statistisch eine Voraussetzung dar-
stellt, oder ob sie vielmehr Zeugnis eines relativ
‚legitimen Habitus’ ist, der mit größerem Selbst-
bewusstsein ausgestattet ist, bleibt weiteren so-
zialstrukturanalytischen Untersuchungen des
Protests vorbehalten (zu einer historisch-empi-
rischen Skizze vgl. die Überlegungen von Mi-
chael Vester in diesem Heft).4

Zum anderen müssen kollektive Identitäts-
bildungsprozesse stattfinden, damit Protest
auch in kollektiver Form vorgebracht wird.
„Auch wenn sich diese Gemeinsamkeiten (so-
zio-kulturelle Ähnlichkeiten der Akteure der
NSB; L.S.) vermittelt über den Habitus an so-
ziale Lagen bzw. Herkünfte zurückbinden las-
sen, so leitet sich der Protest im Gegensatz zu
klassischen sozialen Bewegungen erstens nicht
unvermittelt aus einer deprivierten Klassenla-
ge ab und zweitens müssen Protestierende da-
her aufgrund des Mangels an kollektiver De-
privationserfahrung ihre kollektive Identität erst
erzeugen. Habitusaffinitäten müssen auf der
expressiv-symbolischen Ebene in gemeinsa-
me Lebensstile überführt werden, die nach
außen das Gegenkulturelle symbolisieren und
nach innen kollektive Identität stiften“ (Bon-
acker/Schmitt 2004).

Inwieweit die Anti-Hartz IV-Proteste sich
wieder eher aus kollektiven Deprivationser-
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fahrungen herleiten lassen, wäre zu untersu-
chen. Für Roland Roth (2005) ist dies
zumindest eine Erklärung dafür, dass in Ost-
deutschland deutlich stärker gegen Hartz IV
demonstriert wurde als im Westen, weil hier
durch symbolische Gewalt nicht alles delegiti-
miert werden kann, sondern ein offensichtli-
ches Maß an struktureller, kollektiver Ausgren-
zung vorliegt. Dem widerspricht nicht, dass auch
die Protestierenden im Osten überdurchschnitt-
lich gebildet waren und dass es zur Überfüh-
rung dieser Proteste in eine soziale Bewegung
kollektiver Identitätsbildung und anschlussfä-
higer Mobilisierungsframes bedarf (Rink/Phi-
lipps in diesem Heft).

Mit dieser Fokussierung auf habituelle und
symbolische Aspekte soll die Notwendigkeit
materieller Ressourcen für die Aufrechterhal-
tung von Protest nicht unter den Tisch gekehrt
werden. Roth (2005: 14f) weist explizit darauf

hin, dass „selbst wenn solche psychischen und
habituellen Barrieren von den Betroffenen über-
wunden werden, (...) sie sich rasch in einem
Mobilisierungsparadox (befinden)“. Damit ist
die ressourcenbezogene Abhängigkeit der Pro-
testierenden von externen Unterstützern ange-
sprochen.

Soziale Ungleichheit zieht also – zumindest
in der BRD – nicht direkt sozialen Protest nach
sich. Sie erscheint vielmehr im Gewand sym-
bolischer Gewalt. Dort, wo unter bestimmten
Voraussetzung die „verborgenen Mechanismen
der Macht“ (Bourdieu 1992) doch zum Gegen-
stand kollektiver Auseinandersetzungen werden,
wo also individualisierte Konkurrenzkämpfe
(zumindest kurzfristig) in Klassenkämpfe im
Bourdieuschen Sinne rücküberführt werden,
weist dieser Protest – der symbolischen Logik
folgend – zwangsläufig selbst Aspekte symbo-
lischer Gewalt auf.
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3 Protest als Teil symbolischer
Gewalt

„Identitätspolitik ist also ein Mechanismus der
Entstehung und Ausweitung symbolischer
Macht in modernen Gesellschaften. Es ist diese
Eigenschaft, die Identitätspolitik zu einem Di-
lemma für soziale Bewegungen macht, die ge-
rade gegen Macht angehen, die sich machtkri-
tisch verstehen und Machtstrukturen aufbrechen
wollen“ (Eder 2000: 193f). Dieses Dilemma
liegt vor allem darin, dass soziale Bewegungen
durch die eigene Anwendung symbolischer
Gewalt möglicherweise gerade diejenigen aus-
schließen, für die gesprochen werden soll.

Der Zusammenhang zwischen Bildung und
Protestneigung gilt nicht nur für vermeintlich
postmaterialistische Gegenstände, sondern auch
für neu entfachte Verteilungskämpfe, wie sie in
den Anti-Hartz IV-Protesten zum Ausdruck ka-
men. Ohnehin scheint die Gegenüberstellung
von materialistischen und postmaterialistischen
Werten in diesem Zusammenhang wenig sinn-
voll und das Wertewandeltheorem (Inglehart)
zumindest in Teilen theoretisch und empirisch
fragwürdig (vgl. Thome 1985; Vester 1989).
Selbst für ökologisches Engagement der 1980er
Jahre konnte gezeigt werden, dass vermeintlich
‚alte‘ Werte wie Pflichtbewusstsein hier als
Motivationsgrundlage von Bedeutung waren.
Zudem lässt sich der Versuch, das Wertewan-
deltheorem auf Modernisierungskrisen zu be-
ziehen, als tautologisch ausweisen (Schmitt
2002).5

Unabhängig davon, ob die Protestgegenstän-
de eher in Verteilungskonflikten (Anti-Hartz IV-
Demos) ausgemacht werden, in klassischen
Themen der Neuen Sozialen Bewegungen (Frie-
densdemonstrationen) oder in einer transnatio-
nalisierenden Konvergenz beider (z.B. Globa-
lisierungskritik), gilt das Prinzip der De-
legation bzw. der ‚Sprachrohre‘. Das heißt, dass
es Menschen gibt, die sprechen und solche, für
die gesprochen wird. „Nicht alle verfügen über

die Mittel zur Produktion einer persönlichen
Meinung. Die persönliche Meinung ist ein Lu-
xus. Es gibt in der gesellschaftlichen Welt Leu-
te, die ‚gesprochen werden‘, für die man spricht,
weil sie selbst nicht sprechen, für die man Fra-
gen stellt, weil sie selbst sie nicht stellen kön-
nen. Im großen Spiel der demokratischen Mys-
tifikation geht man heute soweit, ihnen Gele-
genheit zu geben, auf Fragen zu antworten, die
sie selbst nicht hätten aufwerfen können. Man
veranlasst sie damit zu falschen Antworten, die
vergessen lassen, dass sie keine Fragen haben“
(Bourdieu 1993: 216).

Auch bei solchen Protesten, in denen nach-
weislich viele vom Protestgegenstand direkt
Betroffene engagiert sind, gilt, dass hinter der
relativ hohen Bildung der Protestierenden im
Vergleich zur gesamten repräsentierten Gruppe
z.B. der Erwerbslosen mit großer Wahrschein-
lichkeit ein relativ ‚legitimer Habitus‘, ein Min-
destmaß an Selbstbewusstsein steht. Bereits die
Tatsache des Protestierens (und der Delegation)
an sich – unabhängig davon, mit welchen Sym-
bolen gearbeitet wird und welche Mobilisie-
rungsframes verwendet werden – ist also bereits
ein Symbol, das besagt: Hier finden sich Men-
schen zusammen, die sich trotz Delegitimie-
rungsstrategien durch die ‚Gegnerseite‘ legiti-
miert fühlen, die Stimme zu erheben. Dieses
Symbol ist im Sozialraum nicht ganz unten an-
gesiedelt. Damit erscheint – im Spiegel symbo-
lischer Gewalt betrachtet – eine symbolische
Kluft zwischen Sprechenden und ‚Fürgespro-
chenen‘, die soziale Unterschiede markiert, er-
kennbar macht, aber deren sozialen Ursprung
gleichzeitig verschleiert.

Das Beispiel um die Interpretation der gro-
ßen Berliner Anti-Irakkriegs-Demonstration
vom 15. Februar 2003 mag dies verdeutlichen:
Dieter Rucht hat gezeigt, dass die Teilnehmer-
Innen erstens in sich sozialstrukturell homoge-
ner waren, als es das medial präsentierte Bild
vom ‚bunten Blumenstrauß‘ („der Querschnitt
der Bevölkerung demonstriert gegen diesen
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Krieg“) suggerierte. Zweitens war die Gruppe
der Demonstrierenden der Sozialstruktur der
Neuen Sozialen Bewegungen der 1970er und
1980er ähnlicher als vermutet: stark überdurch-
schnittlich gebildet, im weitesten Sinne im sozi-
alen Dienstleistungssektor tätig, politisch ver-
meintlich ‚links‘ orientiert (Rucht 2004; Brand
et al. 1986).

Die mit diesen Befunden aufgeworfene Aus-
sage, dass die Demonstrierenden eben nicht den
Querschnitt der Bevölkerung repräsentieren,
wurde dahingehend kritisiert, dass Umfragen
zufolge doch ‚alle‘ gegen diesen Krieg seien.
Aus der Tatsache, dass nur bestimmte Men-
schen die Form der Demonstration wählen, dürf-
te nicht geschlossen werden, dass der Protest
keine Repräsentation der Gesamtbevölkerung
sei (Strutynski 2004). Diese Diskussion zeigt
das ganze Dilemma. Es ist eben ein Unterschied
zwischen: ‚alle denken oder wollen das Glei-
che‘ und ‚alle sind das Gleiche‘ bzw. damit zu-
sammenhängend ‚alle symbolisieren das Glei-
che‘. Selbst wenn das, was die Protestierenden
an Meinung vorgetragen haben, in diesem Falle
dem entspricht, was viele denken, werden letz-
tere durch erstere nicht repräsentiert. Ganz im
Gegenteil kann die Suggestion von Gleichheit
durch die Symbolisierung von Meinung („alle
sind gegen diesen Krieg“) dazu führen, die Un-
gleichheit zwischen Protestierenden und
‚Stimmlosen‘ zu verschleiern (Schmitt 2004).

Freilich kann aus der vergleichsweise ho-
hen Bildung nicht oder nur sehr bedingt auf die
Sozialstruktur geschlossen werden. Es lässt sich
weder umstandslos eine Verortung nach klassi-
schen sozialstrukturanalytischen Konzepten
vornehmen, die soziale Klassen bzw. Schichten
als handlungsstrukturierend verstehen und die-
se weitestgehend über die ‚meritokratische Tri-
ade‘ aus Bildung, Einkommen und Beruf defi-
nieren. Noch können ohne Weiteres Plätze in
neueren milieutheoretischen Modellen ausge-
wiesen werden, die zum Teil Einstellungen und
Verhalten bereits als Elemente der Sozialstruk-

tur ausmachen, bzw. die wenigstens die klassi-
sche Vertikalität um horizontale Ungleichheits-
vorstellungen6 und -verschiebungen ergänzen.
Derartige Konzeptanreicherungen ändern nichts
an der Tatsache, dass ein sozialstruktureller As-
pekt von Protest – nämlich Bildung – wahr-
scheinlichkeitstheoretisch auf eine symbol- und
handlungsrelevante Komponente, den Habitus,
verweist.

Kollektiver Protest – dies gilt auch für bür-
gerschaftliches Engagement (vgl. Munsch 2005)
– hat damit die ausschließende Wirkung, die
Eder als Zwangsläufigkeit der ‚modernen‘ Ver-
schiebung von physischer in Richtung symbo-
lischer Gewalt diagnostiziert.

4 Konsequenzen für die
Mobilisierung

„Noch immer erscheint es als ‚soziologisches
Wunder‘, wenn arme Leute auf die Straße ge-
hen“ (Roth 2005: 13). Dieses Wunder der pro-
testierenden ‚Barfüße‘ mag auf lateinamerika-
nische Bewegungen zutreffen (Boris in diesem
Heft). Roland Roth bezieht seine Aussage je-
doch vorwiegend auf die Anti-Hartz IV-Protes-
te hierzulande. Im Lichte der in diesem Beitrag
herausgestellten Heuristik symbolischer Gewalt
erscheinen diese Proteste weniger als Wunder.
Schon eher wundersam wäre es, wenn bildungs-
arme Leute auf die Straße gingen. Bildung
scheint enger mit einem protestgeneigten Habi-
tus verknüpft als ökonomisches Kapital. Auch
wenn – den Titel dieses Heftes aufgreifend –
‚Barfuß‘ oder ‚Lackschuh‘ jeweils Symbole
darstellen, die eher mit ökonomischem Kapital
assoziiert sind als mit Bildung, bleibt der pro-
testierende, gebildetere Habitus nicht ohne sym-
bolische Entäußerung, d.h. auch er ist in seiner
sozialräumlichen Position wahrnehmbar.

Die hier aufgezeigte ‚symbolische Falle‘ soll
an dem Eingangsbeispiel verdeutlicht werden:
Wahrscheinlich ist für Kurt Beck das ‚unge-
pflegte Äußere‘ ein Symbol für eine seiner Auf-
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fassung nach vermeintlich selbstgewählte Rand-
ständigkeit. Protestierende haben durch ihre öf-
fentliche Wasch- und Rasieraktion diese Sym-
bolik aufgegriffen und damit verstärkt, selbst
wenn dies ironisch gemeint war. Dass dieser
symbolische Anschluss stattfand, ist nur zu ver-
ständlich. Wer lässt sich schon gerne und kol-
lektiv unterstellen, man sei ungewaschen. Au-
ßerdem stand ja ein ‚Job-Versprechen‘ im Raum,
abgesehen davon, dass Becks Hypothese nicht
nur moralisch verwerflich, sondern empirisch
unhaltbar ist, weil waschen und rasieren defini-
tiv keine Arbeitsplätze schafft.

Eder zufolge gibt es nur die beiden Mög-
lichkeiten, dass entweder die vorherrschende
Form symbolischer Gewalt bestätigt und mit
Vergütungswünschen versehen wird (‚wir ha-
ben uns gewaschen und rasiert, jetzt wollen wir
einen Job‘), oder dass eine gegenkulturelle Iden-
tität erzeugt wird, welche die etablierte Definiti-
onsmacht in Frage stellt und damit selbst Iden-
titätsgrenzen erzeugt, die so eng gezogen sind,
dass keine breite Gegenöffentlichkeit entstehen
kann, obwohl ‚ausreichend‘ Menschen negativ
von der vorherrschenden symbolischen Gewalt
betroffen sind. Ein Ausweg kann nur annähe-
rungsweise darin bestehen, das Funktionsprin-
zip symbolischer Gewalt selbst zum reflexiven
Gegenstand von  Veränderungsgesuchen zu
machen.

Es ginge folglich darum, „eine symbolische
Revolution herbeizuführen, welche die notwen-
dige Voraussetzung für eine wirkliche Verände-
rung (...) ist“ (Bourdieu 1997). Bourdieu be-
zieht diesen Zusammenhang zwar auf die Ge-
schlechterverhältnisse, doch haben diese für ihn
exemplarischen Charakter für die Darstellung
des Funktionsprinzips symbolischer Gewalt.
Um den „Scharfblick der Ausgeschlossenen“
(Bourdieu 1997a: 196ff) emanzipatorisch nut-
zen zu können, muss thematisiert werden, in-
wieweit dieser Blick selbst aus der Richtung
erfolgt bzw. den Denkweisen entspringt, die für
den Ausschluss verantwortlich sind. Sich der

eigenen verinnerlichten (Habitus) und äußeren
Grenzen (Struktur) bewusst zu werden, ist con-
ditio sine qua non für deren Überwindung. Dies
hat – zugegeben – zunächst desillusionierenden
Charakter, aber „die verborgenen Mechanismen
der Macht“ (Bourdieu 1992) zu überwinden,
bedeutet, diese zunächst sichtbar zu machen,
und das heißt, die herrschende symbolische
Gewalt genauso zum Gegenstand zu machen
wie die eigene habituelle Distanz zu den ‚Stimm-
losen‘.

Lars Schmitt (geb. 1972) ist Soziologe und
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Zentrum für
Konfliktforschung der Philipps-Universität
Marburg. E-Mail: lars.schmitt@staff.uni-
marburg.de

Anmerkungen

1 Diese knappen Ausführungen zu Bourdieus
Sozialraum-Konzept stellen eine grobe Verein-
fachung dar (vgl. ausführlicher Krais 2005). Es
wurde darauf verzichtet, die Kapitalbegriffe zu
differenzieren und vom Marxschen Kapitalbe-
griff abzugrenzen. Auch wurde die dritte Di-
mension (Laufbahn- oder Zeitachse) ausgespart.
Selbst unter Berücksichtigung dieser Achse liegt
allerdings kein Raum im mathematischen Sinne
vor, weil die Kapitalvolumenachse eine absolu-
te ist, die sich auf alle Punkte im Raum bezieht,
wohingegen die Kapitalverteilung eine relative
ist, die sich auf eine konkrete Person oder Be-
rufsgruppe bezieht. Das heißt, dass beispiels-
weise ein Rechtsanwalt, der in diesem Raum
oben in der Mitte liegt, nicht unbedingt weniger
ökonomisches Kapital besitzt als ein Kleinbau-
er, der viel weiter unten, aber auch weiter rechts,
also auf der ‚ökonomischen Seite‘ angesiedelt
ist. Dieses ‚Raum-Problem‘ wurde nach mei-
nem Kenntnisstand in der Bourdieu-Rezeption
noch gar nicht benannt, lediglich die Frage nach
den Kapitalverrechnungsregeln wurde aufge-
worfen (etwa Hartmann 1999).
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2 Dirk Konietzka (1994) hat diese Umdeu-
tung der Individualisierungsthese in eine ‚Indi-
viduierungsthese‘, die dann eine freie Gestal-
tung der eigenen Lebensstilisierung postulieren
kann, in einigen Teilen der Lebensstilforschung
ausgemacht. Ullrich Bauer (2002, 2004) kriti-
siert mit Bourdieu das erziehungswissenschaft-
liche Konzept der Selbstsozialisation, das frei
gestaltende Subjekte unterstellt. Zusammen mit
Uwe Bittlingmayer (2004) weist er auch im
Reden von der ‚Wissensgesellschaft‘ ungleich-
heitsverschleiernde Aspekte nach. Helmut Bre-
mer (2004) sieht im Konzept des selbstgesteu-
erten Lernens einen Ansatz, der die habituelle
Unterschiedlichkeit von ‚Selbsten‘ verschleiert.

3 Eine Systematisierung dieser verschiede-
nen Konfliktaustragungsformen unter dem As-
pekt symbolischer Gewalt liegt mit dem Kon-
zept von Habitus-Struktur-Konflikten vor
(Schmitt 2006), dessen Berücksichtigung für
die künftige Protestforschung vielversprechend
erscheint.

4 Bildung könnte sich auch lediglich als ein
Teilaspekt von ‚Integration‘ erweisen, die mög-
licherweise ihrerseits einen Faktor darstellt.
Betrachtet man unter diesem Aspekt die Jugend-
proteste in den französischen Banlieues vom
Herbst 2005 (Schmitt 2006a), fällt auf, dass die
Jugendlichen über ein Minimum an Integrati-
onsressourcen verfügen. Sie sind Staatsbürger
und sprechen französisch. In einem persönli-
chen Gespräch bestätigte mir der inzwischen
leider verstorbene ehemalige Directeur der Zeit-
schrift ‚Mouvements‘, Gilbert Wassermann,
dass es diesen Jugendlichen nach deren Emp-
finden gar nicht an Integration mangele, son-
dern an Zukunftsperspektiven.

5 Damit wird weder die Bedeutung hedonis-
tischer Haltungen für die Neuen Sozialen Be-
wegungen bestritten noch eine gesamtgesell-
schaftliche Verschiebung in Richtung moderni-
sierter Milieus in Frage gestellt.

6 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen,
dass neben der generellen uneinheitlichen Ver-

wendung sozialstrukturanalytischer Begrifflich-
keiten durch Politik und Medien, wie die Ende
2006 aufgeworfene ‚Unterschicht-Debatte‘ zeigt,
auch innerhalb des fachwissenschaftlichen Dis-
kurses zum einen sehr unterschiedliche Begrif-
fe verwendet werden und zum anderen mit dem
gleichen Begriff Unterschiedliches gemeint
wird. So weist der Terminus der horizontalen
Ungleichheit mindestens drei Auslegungen auf:
(1) Ungleichheiten jenseits der meritokratischen
Triade aus Einkommen, Bildung und Beruf. Hier
sind u.a. die Variablen Geschlecht und Alter zu
nennen. Bei dieser Vorstellung stellt sich die
Frage, wie die Horizontalität ausgemacht wer-
den kann, wo doch bezüglich dieser Variablen
z.T. große Zusammenhänge mit den vermeint-
lich vertikalen Verteilungen zu beobachten sind.
(2) Eine zweite Deutung betrifft die Verortung
von sozialen Milieus. Hier sind Milieus einer-
seits klassisch vertikal verortet. Horizontale
Ungleichheit meint dann andererseits die Un-
terschiede im Modernisierungsgrad der Mili-
eus (traditionelle Milieus vs. modernere alter-
nativ-hedonistischere Milieus; vgl. Vester et al.
2001). (3) Damit hängt eine dritte Variante des
Begriffs zusammen, die aber nicht völlig mit
der zweiten identisch ist, nämlich die horizonta-
le Achse in Bourdieus Sozialraum, die nach der
relativen Ungleichverteilung von ökonomi-
schem und kulturellem Kapital fragt (Bourdieu
1982: 171-276).
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Insbesondere im Zusammenhang mit den Pro-
testen gegen die Hartz-IV-Gesetze im Jahre
2004, aber auch anlässlich von Demonstratio-
nen am 1. Mai ist die extreme Rechte in der
Bundesrepublik in den vergangenen Jahren öf-
fentlich als Akteur mit Stellungnahmen und kol-
lektiven Artikulationsangeboten zu Aspekten
sozialer Ungleichheit in Erscheinung getreten.
Ob es sich dabei um den Protest von Deprivier-
ten gehandelt hat, darüber liegen bisher keine
validen – etwa im Feld erworbenen – sozialwis-
senschaftlichen Erkenntnisse vor.

Um zumindest zu begründeten Vermutun-
gen zu gelangen, ist es notwendig, sowohl den
Untersuchungsgegenstand präziser zu fassen,
als auch das in diesem Kontext relevante Ver-
ständnis von Deprivation und Protest zu be-
stimmen. Hierzu ist zunächst daran zu erinnern,
dass insbesondere die Wahl entsprechender Par-
teien in der (wahl)soziologischen Forschung wie
in der politischen Debatte häufig als ‚Akt des
Protestes‘ verstanden wird. Dabei werden die
Dimensionen ‚Protestwahl‘ und ‚Überzeu-
gungswahl‘ gegenübergestellt. Den folgenden
Ausführungen liegt – auch unter Berücksichti-
gung etymologischer Aspekte (protestari = öf-
fentlich bezeugen, verkünden) – ein ‚Protest‘-
Verständnis zugrunde, bei dem die Kritik bzw.
Ablehnung von politischen Entwicklungen und
Entscheidungen individuell oder kollektiv von
nicht-staatlichen Akteuren in öffentlich sichtba-
ren Formen vollzogen und mit der Formulie-
rung eines gesellschaftlichen bzw. politischen
Anspruchs verbunden wird. Da Teile der extre-
men Rechten insbesondere seit Mitte der 1990er
Jahre der Aktionsform ‚Demonstration‘ in ih-
rem Aktionsrepertoire besondere Bedeutung
beigemessen und eine spezifische ‚Demonstra-

tionspolitik‘ entwickelt haben (Virchow 2006),
muss sie als Protestakteur ernst genommen
werden.

Das Deprivationskonzept hat in der Rechts-
extremismusforschung eine lange Tradition.
Susanne Rippl und Dirk Baier haben die dabei
verwendeten verschiedenen Deprivationsansätze
bezüglich ihrer Referenzebenen (Akteur – Wahr-
nehmung – Inhalt) und bedeutender Subdimen-
sionen differenziert (Rippl/Baier 2005). Be-
zeichnet der Begriff Deprivation (lat. de-‚priva-
re‘ = berauben) allgemein den Zustand der Ent-
behrung, eines Entzuges von etwas Vertrautem,
eines Mangels oder das Gefühl einer Benach-
teiligung, dann muss zunächst festgehalten wer-
den, dass sich Deprivation nicht nur auf (reale
oder imaginierte) materielle und soziale, son-
dern auch auf politisch-institutionelle Benach-
teiligungen beziehen kann.

Die folgenden Ausführungen diskutieren
zunächst die Relevanz politisch-institutioneller
bzw. sozialer und materieller Deprivation für
den manifesten Rechtsextremismus, wenden
sich dann der Frage nach der vergesellschaften-
den Funktion bzw. den Prozessen und Mecha-
nismen kollektiver Identitätskonstruktion durch
Proteste bzw. Teilnahme an Protesten zu und
skizzieren abschließend einige Überlegungen zur
weiteren Forschung in diesem Feld.

1 Politische Deprivation

Fokussiert man zunächst auf die Dimension
politisch-institutionelle Deprivation, so kann mit
Decker und Brähler (2006), die in ihrer reprä-
sentativen Untersuchung zu extrem rechten Ein-
stellungen politische Deprivation (als Einfluss-
faktor) mit Aussagen wie „Leute wie ich haben

Fabian Virchow
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sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regie-
rung tut“ und „Ich halte es für sinnlos, mich
politisch zu engagieren“ erfasst haben, davon
gesprochen werden, dass diese Form der De-
privation statistisch bedeutsam positiv mit der
Ausprägung rechtsextremer Einstellungen kor-
reliert (Decker/Brähler 2006: 88). An anderer
Stelle notieren die Autoren, dass gefestigte
Rechtsextreme sich jedoch durch eine niedrige
politische Deprivation auszeichnen, was
möglicherweise auf unterschiedliche Gruppen
innerhalb der extremen Rechten verweise (Deck-
er/Brähler 2006: 160f). Die weniger politisch
Deprivierten wären dann jene, die politisch ak-
tiv sind. Zu solchen Aktivitäten, so meine ich,
kann insbesondere auch die Teilnahme an De-
monstrationen gehören, die in zahlreichen Pu-
blikationen der extremen Rechten als Akt der
Selbstermächtigung geschildert wird.

Zugleich findet sich jedoch auch in diesem
Kontext ein Diskurs, in dem subjektive kollek-
tive politische Deprivation markiert wird. Dabei
nehmen sich Akteure der extremen Rechten hin-
sichtlich der Möglichkeit der Ausübung von
Grundrechten bzw. der Gleichbehandlung in
sozialen Interaktionskonstellationen als in be-
trächtlichem Ausmaß benachteiligt wahr (vgl.
etwa Klein 2003: 179ff). Diese Sichtweise wird
nicht nur in den Medien der extremen Rechten
transportiert, sondern ist auch Gegenstand und
explizites Motto zahlreicher Demonstrationen
dieses politischen Spektrums (gewesen).1 Zu-
künftige soziologische/sozialpsychologische
Untersuchungen hätten daher verschiedene As-
pekte möglicher institutioneller Deprivation zu
berücksichtigen und nach deren Korrelationen
zu extrem rechten Einstellungen einerseits und
zu entsprechenden Aktivierungen (etwa in Form
der Teilnahme an Protestaktionen) andererseits
zu fragen. Hinsichtlich der Frage, inwiefern eine
subjektive Deprivation mit objektiver instituti-
oneller Deprivation in Verbindung steht, ist zu
bedenken, dass die organisierte extreme Rechte
gewissen Stigmatisierungsprozessen ausgesetzt

(Dudek/Jaschke 1984; Loos 1996), zugleich je-
doch anderen (partei)politischen Akteuren
gleichgestellt und damit politisch-institutionell
integriert ist, z.B. über die staatliche Parteienfi-
nanzierung, die Ausstrahlung ihrer Wahlwerbe-
spots in Rundfunk und Fernsehen oder bezüg-
lich der Verbreitung ihrer Agitation in Publika-
tionen. Gemessen an den zahlreichen politischen
Äußerungen und Handlungen extrem rechter
Akteure kann derzeit nicht von ihrer umfassen-
den objektiven politisch-institutionellen Depri-
vation gesprochen werden.

2 Soziale Deprivation

In Bezug auf die Bedeutung von objektiver bzw.
subjektiv wahrgenommener sozialer Deprivati-
on für die Teilnahme an öffentlichen Protestak-
tionen wäre im Sinne eines annäherungsweisen
Verfahrens zunächst zu klären, ob unter den
Personen, die extrem rechte Einstellungen auf-
weisen, statistisch signifikant solche anzutref-
fen sind, die objektiv oder subjektiv sozial de-
priviert sind. Trifft dies zu, so ist in einem zwei-
ten Schritt zu untersuchen, ob sich dies auch in
der Teilnahme an Demonstrationen widerspie-
gelt. Trifft die grundlegende Annahme nicht zu,
so schließt dies eine überproportionale Beteili-
gung deprivierter Anhänger dennoch nicht aus,
da es sein könnte, dass sich insbesondere die-
ses Segment der Mitglied- bzw. Anhängerschaft
von öffentlichen Aktionen zu sozialpolitischen
Fragestellungen angezogen fühlt und entspre-
chend stark vertreten ist.

Dass die extreme Rechte seit etwa Mitte der
1990er Jahre die sogenannte ‚soziale Frage‘
verstärkt thematisiert, ist inzwischen verschie-
dentlich untersucht worden (Ptak 1999; Grum-
ke/Klärner 2006; Virchow 2007). Dabei geht es
dieser nicht um eine Infragestellung oder gar
Überwindung der Grundlagen bürgerlich-kapi-
talistischer Wirtschaftsform (z.B. des Eigentums
an Produktionsmitteln); vielmehr zielen die po-
litischen und sozialen Interventionen von NPD
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und neonazistischen Netzwerken darauf ab, die
verbreitete Unzufriedenheit über die Massenar-
beitslosigkeit, den Abbau der sozialen Siche-
rungssysteme sowie die Zukunftsunsicherheit
großer Teile der Bevölkerung mit völkisch-nati-
onalistischen Sichtweisen aufzuladen. Mit ei-
nem verkürzten Kapitalismusverständnis und
der Reduzierung der Idee des Sozialismus auf
den Gedanken der (Volks)Gemeinschaft ver-
binden sich der Angriff auf die Gewerkschaften
und die politische Linke sowie die Propagie-
rung des Modells einer klassen-versöhnlichen,
ständischen und nach nationalstaatlicher Autar-
kie strebenden völkischen Gemeinschaft, in der
Arbeit als ‚Dienst an Volk und Nation‘ ideali-
siert wird. Bei öffentlichen Aktionen und in den
auf Breitenwirkung angelegten Propagandamit-
teln zur sogenannten ‚sozialen Frage‘ tauchen
diese Vorstellungen und Argumentationsfigu-
ren jedoch meist nur schlagwortartig auf.

Eine – hier im Detail nicht leistbare – Unter-
suchung der Sozialstruktur der WählerInnen,
Parteimitglieder und Aktiven der organisierten
extremen Rechten hätte in diachroner und syn-
chroner Perspektive nicht nur die verschiede-
nen Parteien der extremen Rechten zu unter-
scheiden, sondern auch die von Bundesland zu
Bundesland, von Stadt zu Stadt im Zeitverlauf
unterschiedlichen Kontexte und differenten So-
zialstrukturen zu berücksichtigen sowie den
Faktor Deprivation zu messen. Während etwa
Stöss im Falle der REP2 für die 1980er Jahre
konstatiert, deren – meist männliche – Anhän-
ger zählten „eher zum unteren Drittel der Ge-
sellschaft, das unter den negativen Begleitum-
ständen der Modernisierung leidet, für sich kei-
ne Berufs- bzw. Zukunftsperspektiven sieht und
sich von den regierenden Parteien (...) im Stich
gelassen fühlt“ (1990: 107), hat das Allensba-
cher Institut für Demoskopie in einer Befra-
gung 1989 festgestellt, dass sich 30% der
älteren REP-AnhängerInnen und 50% der Jün-
geren als ökonomische ‚Gewinner‘ der zurück-
liegenden Jahre sehen (Noelle-Neumann 1989).

Falter merkt auf der Grundlage kumulierter
Daten (für den Zeitraum 1990 bis 1993/94) be-
züglich der Stimmabgabe für die REP an, dass
diese in erheblichem Ausmaß davon bestimmt
sei, dass extrem rechte Einstellungen mit sub-
jektiver sozialer und politischer Deprivation ein-
hergehen (Falter 1994: 147). Im Falle der DVU3

lässt sich für die Bürgerschaftswahl 1991 in
Bremen feststellen, dass dort BewohnerInnen
statusniedriger Wohnquartiere überproportional
der extremen Rechten ihre Stimme gaben (Din-
se 1992: 27; 42). Holtmann sieht Anzeichen
dafür, dass soziale Deprivation auch beim Wahl-
erfolg der DVU in Sachsen-Anhalt 1998 eine
Rolle gespielt hat (Holtmann 2002: 44-46). Und
hinsichtlich der Bundestagswahl 1998 diagnos-
tiziert eine Forschergruppe eine mit dem Grad
der subjektiv empfundenen gesellschaftlichen
Benachteiligung zunehmende Bereitschaft, ei-
ner Partei der extremen Rechten die Stimme zu
geben. Allerdings: „Ausgesprochen hohe Stim-
menanteile vermögen REP, NPD und DVU je-
doch nur unter denjenigen Befragten zu erzie-
len, die sowohl eine rechtsextreme Weltsicht
besitzen als auch sich zu den Benachteiligten
der Gesellschaft zählen: In diesem schmalen
Bevölkerungssegment können die rechtsextre-
men Parteien immerhin bis zu einem Drittel der
Stimmen auf sich vereinigen. Da erst das Zu-
sammentreffen beider Faktoren, Deprivation und
Rechtsextremismus, diese Wirkung hervor-
bringt, erscheint das Vorliegen eines Interakti-
onseffekts plausibel. Allerdings bedarf diese
Feststellung mit Blick auf die neuen Bundes-
länder einer Relativierung: Hier führen rechts-
extreme Orientierungen auch bei ökonomischer
Saturiertheit zu einer beträchtlichen Unterstüt-
zung rechtsextremer Parteien“ (Arzheimer et al.
2000: 238).

Legen diese Befunde nahe, dass neben ideo-
logischen Übereinstimmungen auch (subjekti-
ve) soziale Deprivation für die Unterstützung
extrem rechter Parteien bei Wahlen bedeutsam
sind, so sagt dies freilich noch nichts darüber
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aus, ob aus diesem Personenkreis auch die Teil-
nehmenden an den von der extremen Rechten
angebotenen Protestaktionen gegen die (Folgen
der) Globalisierung, Hartz IV oder Arbeitslo-
sigkeit kommen. Diese Angebote werden zudem
fast ausschließlich von der NPD und neonazis-
tischen Netzwerken unterbreitet (und erfreuen
sich im Vergleich zu anderen Themen überdurch-
schnittlicher Beteiligung (Virchow 2006)), so
dass sich die Frage stellt, ob das Gros der Sym-
pathisantInnen und Mitglieder von DVU bzw.
REP, die einen an Wahlen und parlamentari-
schem Prozedere ausgerichteten politischen
Habitus pflegen, in einem solchen Fall nicht
erhebliche Übersetzungsleistungen erbringen
müsste. Diese ließen sich zwar in Einzelfällen
beobachten, insgesamt gibt es angesichts des
von NPD und neonazistischen Netzwerken fa-
vorisierten und kommunizierten Images der ‚Tat-
und Kampfgemeinschaft‘ jedoch erhebliche or-
ganisationskulturelle Differenzen. Auch wenn
daher die Wahrscheinlichkeit, dass REP- und
DVU-Mitglieder derzeit in größerer Zahl an
Protestaktionen teilnehmen, eher gering ist, so
ließe sich dies verlässlich nur empirisch klären.

Geht man – auf der Grundlage und in den
Grenzen der oben vorgestellten Studien – davon
aus, dass subjektiver wie objektiver sozialer
Deprivation eine wichtige Bedeutung bei der
Unterstützung extrem rechter Organisationen
zukommt, so ergibt sich daraus nicht automa-
tisch eine entsprechende Beteiligung an den öf-
fentlichen Aktionen. Andererseits könnte eine
überproportionale Beteiligung sozial deprivier-
ter SympathisantInnen und AnhängerInnen der
extremen Rechten dadurch zustande kommen,
dass sich insbesondere dieses Segment von öf-
fentlichen Aktionen zu sozialpolitischen Frage-
stellungen angezogen fühlt und entsprechend
stark vertreten ist.

Auch wenn hierzu keine repräsentativen
empirischen Ergebnisse vorliegen, liefern Beo-
bachtungen im Feld doch entsprechende An-
haltspunkte.

Dieser Effekt könnte dadurch verstärkt wer-
den, dass situierte Mittelschichtangehörige die
Teilnahme an Demonstrationen, die durch neo-
nazistische Stilelemente geprägt sind, vermei-
den, weil das Bekanntwerden ihrer Teilnahme
zu Verlust an sozialem Kapital führen könnte.

3 Des/Integration

Aus der Bewegungsforschung ist die Bedeu-
tung der Teilnahme an Protestaktionen für die
Integration von Individuen in die Bewegung
seit langem bekannt. Soweit sich Teile der ex-
tremen Rechten – insbesondere NPD und neo-
nazistische Netzwerke – in der Bundesrepublik
Deutschland als soziale/politische Bewegung
konstituieren oder als damit verbundenes Mili-
eu ansprechbar sind, lassen sich verschiedene
Integrationsmodi erkennen. Hierzu gehört an
prominenter Stelle die Musik, die als Rechts-
rock nicht nur via CDs und Live-Konzerten
bedeutsam ist, sondern auch im Rahmen von
öffentlichen Protestaktionen eingesetzt wird.
Musik ist dabei Transporteur politischer Bot-
schaften, eines Lebensgefühls und von Verhal-
tenserwartungen. Sie ist wichtiger Bezugspunkt
der interpersonalen Kommunikation und damit
Teil eines Prozesses, den Inowlocki (2000) in
anderem Zusammenhang als ‚sich in die Ge-
schichte hineinreden‘ charakterisiert hat.

Auch die Partizipation an Demonstrationen
kann unter dem Gesichtspunkt der Integration
betrachtet werden. Die erste Teilnahme an einer
von der NPD organisierten öffentlichen Aktion
kann dabei als Initiation verstanden werden, bei
der die Möglichkeit in Kauf genommen wird,
dass die Einbindung in Strukturen und Aktivi-
täten der extremen Rechten Nachbarn, Lehre-
rinnen oder Kollegen bekannt wird. Mehrmali-
ge Teilnahme an Demonstrationen, die die Er-
fahrung polizeilicher Maßnahmen oder der
verbalen bzw. physischen Konfrontation mit Ge-
gendemonstranten einschließen kann, trägt zur
Aneignung spezifischer Verhaltensweisen und
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habitueller Erwartungen bei. Die im Rahmen
der Demonstrationen gehaltenen Reden bieten
den neu in die Bewegung eingetretenen Perso-
nen Orientierung bzgl. weltanschaulicher
Grundlagen und aktuellen Geschehens. Das
Ausmaß der den Rednern entgegengebrachten
Anerkennung spiegelt deren Fähigkeiten zu
politischer Analytik wie Rhetorik und den in
der Bewegung erreichten Grad der Anerken-
nung, der etwa von der Ableistung vergangener
Haftstrafen bestimmt sein kann.

Die Mehrzahl der Demonstrationen von
NPD und neonazistischen Netzwerken bleibt
insofern politisch isoliert, als spontane Beteili-
gung aus der Bevölkerung bisher eine Ausnah-
me ist. Zu dieser Situation tragen nicht selten
polizeiliche Maßnahmen bei; zugleich jedoch
wirken die bei den Aufmärschen praktizierte
Aura der Gewalt und der Gestus der Radikalität
abschreckend. Beide dienen der Inszenierung
als fundamentale Systemopposition. Diese ver-
mag jedoch nicht darüber hinwegzutäuschen,
dass ein beträchtlicher Teil der Bewegungsun-
ternehmer in der Regel soweit gesellschaftlich
integriert ist, dass diese qua persönlich verfüg-
barer Ressourcen oder aufgrund ihrer Stellung
im Organisationsgefüge materiell abgesichert
sind.

4 Forschungsperspektiven

Angesichts der geschilderten Einschränkungen
bezüglich der Generalisierbarkeit der Ergebnis-
se der sozialwissenschaftlichen Untersuchun-
gen (Bacher 2001) lässt sich zunächst festhal-
ten, dass die Frage danach, ob an den von der
extremen Rechten organisierten Protestaktivitä-
ten in überproportionalem Maße sozial depri-
vierte Personen teilnehmen, nicht mit gesicher-
ten Erkenntnissen zu beantworten ist. Zwar
sprechen hierfür einige Faktoren, wie z.B. der
beträchtliche Anteil solcher Personen im neona-
zistischen Bewegungsmilieu sowie die starke
Aktionsorientierung dieser politischen Strö-

mung, wobei letztere auch zur (partiellen) Kom-
pensation subjektiver politischer Deprivation
durch Akte der Selbstermächtigung beitragen
mag.

Um die ursprünglich aufgeworfene Frage
empirisch gesättigt(er) beantworten zu können,
sind verschiedene Zugänge ins Feld denkbar,
die sich sinnvoll ergänzen können. Hierzu ge-
hört zunächst die klassische, auf Fragebogen
gestützte Befragung von TeilnehmerInnen an
öffentlichen Aktionen der extremen Rechten.
Von besonderem Interesse wären dabei frühe-
re und aktuelle Organisationszugehörigkeiten
oder -affinitäten, die mit der Beteiligung an
den Aktivitäten verbundenen Erwartungshal-
tungen, Beweggründe für die Teilnahme (all-
gemein an derartigen Aktionsangeboten wie
konkret zu spezifischen politischen Themen),
subjektive und objektive soziale wie politisch-
institutionelle Deprivationslagen (vgl. Rippl/
Baier 2005: 652) sowie weitere sozio-struktu-
relle Merkmale. Ergänzend bieten sich ethno-
graphische Verfahren sowie biographisch-nar-
rative Interviews (vgl. Köttig 2006: 260ff) an,
die – zu einer ‚dichten Beschreibung‘ synthe-
tisiert – erheblich zum Verständnis der mit den
Protestaktionen verbundenen integrierenden
und identifikationsstiftenden Prozesse beitra-
gen und deren Verknüpfung mit Deprivations-
lagen aufhellen können.

Fabian Virchow (geb. 1960) ist Soziologe
und promovierter Politikwissenschaftler und
vertritt derzeit eine Professur für Friedens- und
Konfliktforschung an der Philipps-Universität
Marburg. E-Mail: Virchow@staff.uni-
marburg.de

Anmerkungen

1Im Zeitraum 1998 bis 2004 wurden 123
Demonstrationen mit diesem Themenschwer-
punkt durchgeführt; an ihnen beteiligten sich
im Durchschnitt knapp 200 Personen (vgl. Vir-
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chow 2006: 79). In den Erhebungszeitraum fiel
beispielsweise das NPD-Verbotsverfahren.

2REP – Abkürzung für die 1983 gegründete
Partei Die Republikaner.

3DVU – Abkürzung für die 1987 zunächst
als DVU/Liste D gegründete, später als Deut-
sche Volksunion firmierende Partei.
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Einleitung

Sozialstaatsproteste haben in den letzten Jahren
europaweit und insbesondere auch in Deutsch-
land zugenommen und erfahren mittlerweile eine
hohe Aufmerksamkeit durch Politik, Medien und
Wissenschaft. In Deutschland kommt dabei den
Anti-Hartz-IV-Protesten vom Sommer 2004
eine herausgehobene Bedeutung zu. In diesem
Kontext war bereits von einer Bewegung gegen
Sozialabbau, die sich seit Anfang der 2000er
Jahre in Deutschland und anderen Staaten der
Europäischen Union formiere, die Rede. Sie
wird als Bündnis zwischen Gruppen und Orga-
nisationen der neuen sozialen Bewegungen (wie
beispielsweise attac) und Verbänden der traditi-
onellen sozialen Bewegungen (wie linkssozia-
listischen und kommunistischen Parteien sowie
Gewerkschaften) beschrieben (vgl. Rein i. E.).

In diesem Beitrag stehen die Mobilisierungs-
strategien und thematischen Rahmungen der
Anti-Hartz-IV-Proteste in Ostdeutschland im
Mittelpunkt. In diesem Zusammenhang beschäf-
tigen wir uns mit folgenden Fragen: Entsteht
hier tatsächlich eine soziale Bewegung? Gelingt
es den Akteuren, sich über einzelne Episoden
hinaus zu vernetzen? Lässt sich die Mobilisie-
rung auf Dauer stellen und steigern? Haben die
Proteste eine neue Qualität gegenüber früheren
Arbeitslosenprotesten? Wo lassen sich die Pro-
teste im politischen Spektrum verorten (links
oder rechts)?

Dieter Rink/Axel Philipps

Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-IV-Demonstrationen 2004

Struktur. Proteste gegen arbeitsmarkt- bzw. so-
zialpolitische Maßnahmen sind aber nichts
Neues in Ostdeutschland. Bereits kurz nach der
Wende kam es dort zu Protestwellen: Auf die
zahlreichen Betriebsschließungen und Massen-
entlassungen Anfang der 1990er Jahre reagier-
ten die Belegschaften mit Protesten, wilden
Streiks und Demonstrationen (vgl. Breitenborn/
Rink 1991; Burchardt 2001; Gabriel 1995). Um
den sich verschärfenden arbeits- und sozialpo-
litischen Kämpfen den Druck zu nehmen, führ-
te die Bundesregierung damals das Programm
Aufschwung Ost ein, das neben Investitionszu-
lagen vor allem großzügige arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Maßnahmen enthielt (z.B. AB-
Maßnahmen, Vorruhestandsregelung). Das Aus-
laufen vieler AB-Maßnahmen innerhalb dieses
Programms im Jahr 1993 provozierte dann er-
neute Proteste.

Seitdem sind bundesweit vor allem Demons-
trationen gegen Sozialleistungskürzungen zu
nennen: 1995 organisierten verschiedene Er-
werbsloseninitiativen aus dem gesamten Bun-
desgebiet in Bonn eine Kundgebung mit 3.000
Teilnehmern. 1998 strahlten Proteste der Er-
werbslosen in Frankreich in benachbarte Staa-
ten aus. In Deutschland beteiligten sich immer-
hin 40.000 bis 60.000 Menschen in 200 bis 350
Städten an Arbeitslosenprotesten (vgl. KOS
1998). Die überproportional hohe Beteiligung
und Mobilisierung in den neuen Bundesländern
war bereits damals auffällig und wird auf den
Arbeitslosenverband (ALV) als starkem Akteur
zurückgeführt. Dieser Verband ist in Ost-
deutschland flächendeckend vertreten und ver-
bindet die Arbeit und das Angebot für Erwerbs-
lose mit Beschäftigungsförderungen (vgl. Roth
2001, Reister/Nikolaus/Klippstein 2000). Auf

1 Vorgeschichte

Die Montagsdemonstrationen gegen Hartz IV
entwickelten sich im Sommer 2004 eher spon-
tan und weitgehend ohne organisatorische
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europäischer Ebene formieren sich seit Ende
der 1990er Jahre so genannte Euromärsche.
Dahinter verbergen sich Aktionstage und De-
monstrationen gegen Sozialabbau in verschie-
denen europäischen Städten (Amsterdam 1997,
Köln 1999, Paris 2000 und Brüssel 2001) (vgl.
Rein i. E.).

Die Kritik und der Protest an Hartz IV1 ent-
zündeten sich vor allem an zu starken Kürzun-
gen (u.a. daran, dass das Arbeitslosengeld II
auf einem Niveau unterhalb der früheren Ar-
beitslosenhilfe angesetzt wurde, dass die Lauf-
zeit des bisherigen Arbeitslosengeldes auf ma-
ximal ein Jahr begrenzt wurde), an verschärften
Zumutbarkeitskriterien (dass man jede Arbeit
annehmen muss) und an den erweiterten Zu-
griffsrechten auf Vermögenswerte der Arbeits-
losen (z.B. Versicherungen) sowie an zusätzli-
chen Kontrollmöglichkeiten.

2 Die Anti-Hartz IV-Demonstrationen
2004

Die große Welle der Anti-Hartz-IV-Proteste
nahm in Magdeburg ihren Ausgang. Der Lang-
zeiterwerbslose Andreas Ehrholdt initiierte dort
am 26. Juli 2004 die erste Demonstration, die
spontan 600 Teilnehmer mobilisierte. Bereits in

der folgenden Woche stieg die Zahl der Protes-
tierenden in Magdeburg auf mehr als 5.500.
Ähnliche Entwicklungen der Teilnehmerzahlen
waren danach auch in anderen Städten, vor al-
lem in Ostdeutschland, zu verzeichnen. So
wuchsen die Demonstrationen und Kundgebun-
gen rasch zu einem Massenprotest an, an dem
sich in der Hochphase ungefähr 70.000 Men-
schen in mehr als 200 Städten und Gemeinden
im gesamten Bundesgebiet beteiligten. In Mag-
deburg kamen auf dem Höhepunkt am 9. Au-
gust ca. 15.000 Menschen, in Rostock zwei
Montage später 5.000 zusammen und in Leip-
zig waren es am 30. August 20.000-30.000. In
westdeutschen Städten konnten nicht annähernd
so viele Menschen mobilisiert werden. So wa-
ren es in Dortmund auf dem Höhepunkt am 23.
August ca. 1.200 Teilnehmer. Der Grund für
die überproportionale Beteiligung in Ost-
deutschland dürfte in der stärkeren Betroffen-
heit Ostdeutscher infolge der hohen Arbeitslo-
sigkeit und weniger in der Mobilisierungsfä-
higkeit des (ostdeutschen) Arbeitslosenverban-
des (ALV) liegen.

Die Entwicklung der Teilnehmerzahlen ver-
lief in Form einer Welle und lässt sich für Leip-
zig recht anschaulich zeigen (siehe Diagramm).
Hier beteiligten sich aus dem Stand ca. 10.000
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Menschen an der ersten Montagsdemonstrati-
on am 9. August. In den folgenden Wochen
wuchs die Zahl der Protestierenden schnell auf
über 20.000 Menschen an, flaute dann aber nach
dem Höhepunkt am 30. August auch ebenso
rasch wieder ab. Ende September waren es dann
nur noch circa 1.000 Menschen, die sich mobi-
lisierten. Im Oktober wurden die Proteste zwar
fortgesetzt, die Teilnehmerzahl betrug aber nur
noch einige hundert.

Auch wenn die meisten Anti-Hartz-Demons-
trationen ab Mitte September 2004 kaum noch
Zulauf erfuhren und aus der Berichterstattung
verschwanden, hielten die Organisatoren der
Proteste an einer Mobilisierung bis in die un-
mittelbare Gegenwart fest. Diese extreme Kon-
tinuität auf äußerst niedrigem Niveau (Teilneh-
merzahlen am 6. November 2006 in Magde-
burg ca. 25, in Leipzig ca. 40-50) konnte zwar
in einigen Städten aufrechterhalten werden, hat
aber keinerlei Resonanz in der Öffentlichkeit.2

Für die soziale und politische Zusammen-
setzung der Anti-Hartz IV Proteste ist eine Be-
fragung der Protestteilnehmer in Dortmund,
Berlin, Magdeburg und Leipzig am 13. Sep-
tember durch das Wissenschaftszentrum Berlin
(WZB) im Verbund mit anderen Wissenschaft-
lern aufschlussreich.3 Demnach kamen die De-
monstrationsteilnehmer vorwiegend aus Ost-
deutschland, waren männlich, im Schnitt zwi-
schen 50 und 55 Jahren alt, hatten im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung ein hohes Bildungsni-
veau und waren politisch deutlich links orien-
tiert. Außerdem gab ein gutes Drittel aller Be-
fragten an, in einer politisch oder sozial enga-
gierten Gruppe bzw. Organisation aktiv zu sein
(vgl. Rucht/Yang 2004). Allerdings muss ein-
schränkend gesagt werden, dass sich die Zu-
sammensetzung der Beteiligten zum Zeitpunkt
der Befragung schon deutlich verändert hatte.
Während sich im August noch überproportio-
nal Betroffene aus der Unterschicht – das ‚ab-
gehängte Prekariat‘ – spontan an den Protesten
beteiligt hatten, war der Kreis der Mobilisierten

am 13. September 2004 schon deutlich auf die
politisch Aktiven im Umfeld von Parteien und
Organisationen geschmolzen. Daher ist es
besonders bemerkenswert, dass die Protestie-
renden, die angaben, bei der nächsten Wahl eine
rechte Gruppierung (DVU, NPD, Republika-
ner) wählen zu wollen, in einigen Städten einen
überproportionalen Anteil unter den Demonst-
rationsteilnehmern bildeten: Leipzig 8,3%, Dort-
mund 8,2% und Magdeburg 6,2%, Berlin
allerdings nur 3,9%. Die relativ hohe Wahlnei-
gung für rechte Gruppierungen kann als deutli-
ches Indiz für die Beteiligung des ‚abgehängten
Prekariats‘ bzw. der neuen Unterschicht an den
Protesten gelten (vgl. Hofmann/Rink 2006). Die
Beteiligung von rechtsradikalen Gruppen, die
sich bei den Demonstrationen zudem in einem
zumindest auch teilweise rechts gesinnten Um-
feld bewegten, stellt ein Novum für Sozialstaats-
proteste dar und ist anscheinend ein ostdeut-
sches Spezifikum.

Weiterhin ist bemerkenswert, dass die Anti-
Hartz-IV-Proteste von einem Einzelnen initiiert
wurden und häufig – insbesondere in Klein-
und Mittelstädten – den Charakter eines sponta-
nen Protests trugen.4 Erst nach und nach betei-
ligten sich vielfach andere Gruppen – insbeson-
dere Erwerbslosen-Initiativen – an der Mobili-
sierung und verbreiterten die soziale Basis. Aus
den Protesten gingen in ihrem Verlauf auch di-
rekt eigene Mobilisierungsnetzwerke hervor,
wie insbesondere die Foren für Arbeit und sozi-
ale Gerechtigkeit bzw. Sozialforen.5 Außerdem
existiert ein Städtenetzwerk der Montagsde-
monstrationen, dem über 100 Städte angehö-
ren,6 wobei der Link auf die Internetseite
www.protest2006.de als Zeichen der bundes-
weiten Vernetzung gelten kann. Diese Seite spiel-
te auch bei der Vorbereitung der Großdemonst-
ration gegen Sozialabbau am 3. Juni 2006 in
Berlin eine wichtige Rolle, an der sich ca. 20.000
Menschen beteiligten. Diese Demonstration bil-
det allem Anschein nach den Abschluss der 2004
eingeleiteten Protestepisode.
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3 Framing und Mobilisierungs-
strategien

Anti-Hartz-Demonstrationen den Vorwurf des
Missbrauchs ein und führten zu einer kontro-
versen Diskussion.

Bemerkenswert am Sozialforum Leipzig ist
allerdings, dass es als Organisator bzw. als
Plattform der Demonstrationen im Hintergrund
blieb. Das Forum stellte den Protestumzügen
zwar ein Banner mit dem Schriftzug „Leipzi-
ger Montagsdemonstration/ Mensch(en)
würde(n) Arbeit(en)!“ voran. Außer diesem
Motto fanden sich aber keine weiteren Forde-
rungen oder Themen, so dass das Forum als
eigenständige politische Kraft praktisch nicht
in Erscheinung trat.

Diese Schwäche des Sozialforums Leipzig
kann auf mehrere Gründe zurückgeführt wer-
den: Erstens versäumten sie es, verschiedene
Forderungen und Kräfte zu bündeln. Zweitens
verhinderte der eigene Anspruch, als Plattform
zu fungieren, dass das Forum den Demonstrati-
onen eine klare Richtung wies und den Protest
radikalisierte. Drittens impliziert ihr Motto ein

Die thematische Rahmung durch die beteiligten
politischen Gruppierungen stellt einen interes-
santen Aspekt der Sozialstaatsproteste dar. Das
Spektrum der teilnehmenden Organisationen
reichte dabei von anarchistischen Gruppen wie
der Freien ArbeiterInnen Union (FAU) bis zu
rechten Gruppierungen. Dazwischen lassen sich
Gewerkschaften, linke Parteien (PDS, WASG),
Sozialforen, das Bündnis für Solidarität (BüSo)
und religiöse Gruppen verorten. Aus diesem
Angebot haben wir drei Gruppierungen bzw.
Organisationen ausgewählt, die an den Mon-
tagsdemonstrationen im Sommer 2004 teilnah-
men und zu den Protagonisten zählten: das So-
zialforum Leipzig, die PDS und rechte Grup-
pen.7 An diesen drei Beispielen möchten wir
exemplarisch deren Bezugnahme auf das Pro-
testthema und ihr Mobilisierungsframing ana-
lysieren. Dabei stützen wir uns auf Fotodoku-
mentationen der Plakate und Losungen insbe-
sondere der Leipziger Anti-Hartz-IV-Proteste
sowie auf Zeitungsmeldungen und Internetbe-
richte über die Demonstrationen in verschiede-
nen ostdeutschen Städten.

Das Sozialforum Leipzig spielte bei der Ini-
tiierung der Leipziger Proteste die zentrale Rol-
le. Es hat die Montagsdemonstrationen in der
Regel angemeldet und war wesentlich an der
öffentlichen Diskussion über die Ziele der Pro-
teste beteiligt. Das Sozialforum versteht sich
selbst als eine Plattform der politischen Artiku-
lation, greift den Gedanken des ‚Forums‘ vom
Herbst 1989 wieder auf und will soziale Anlie-
gen öffentlich thematisieren.8 Die Nähe zu den
Montagsdemonstrationen des Herbstes 1989
wurde auch in den Forderungen deutlich, Par-
teipolitikern keine Stimme geben zu wollen:
„Keine Parteipolitiker als Redner bei Leipziger
Montagsdemonstrationen. Dort kommen nur
Betroffene zu Wort.“9 Diese symbolischen Be-
zugnahmen auf den Herbst 1989 brachten den

Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-IV-Demonstrationen 2004
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Wortspiel mit den Bedeutungen ‚Menschen
würden arbeiten‘ und ‚Menschen Würde Ar-
beit‘, die eine Verbindung zwischen der Mög-
lichkeit zu arbeiten und Würde herstellt. Damit
wurde aber kein erkennbarer Bezug zu den kon-
kreten Zielen und Forderungen der Demonst-
ranten bezüglich der Einführung von Hartz IV
hergestellt. Viel eher erschien es als eine Bitte
an die Regierung, Arbeitsplätze zu schaffen,10

was dem Protest die Schärfe nahm. Diese Punkte
trugen letztendlich dazu bei, dass die Forderun-
gen und Ziele der Demonstrationen insgesamt
relativ konturlos blieben, und verhinderten eine
Steigerung und Radikalisierung der Proteste. In
dieser Situation brauchte die Regierung nur ab-
zuwarten, bis die Proteste abschwellen sollten
und der Unmut verpuffte.

Anders als die Sozialforen trat die PDS zwar
nicht als Organisator von Montagsdemonstrati-
onen auf. Sie beteiligte sich aber aktiv an den
Protesten und war mit Fahnen, Plakaten und
Bannern sichtbar anwesend. Ihre Teilnahme
nutzte sie jedoch eher als Gelegenheit ihre Po-
pularität auszudehnen.
So schlossen ihre For-
derungen unmittelbar an
die der Demonstrations-
teilnehmer an, d.h., die
PDS machte sich die
schlichte Zurückwei-
sung des Reformpro-
gramms bzw. des Hartz-
IV-Gesetzes zu Eigen.
Sie präsentierte Losun-
gen wie „Hartz IV ist
Armut per Gesetz. Weg
damit!“ oder „2010 x
Nein! Gerecht geht
anders.“ (siehe Fotos).

Diese Forderungen
waren zwar anschlussfä-
hig an die Haltung der
Protestierenden, sie re-
produzierten damit aber

nur den Appell, dass die dominierenden Grup-
pen dafür verantwortlich seien, jegliche Form
von Erschwernis oder Notlage von den Schwa-
chen der Gesellschaft fernzuhalten. Dieses Ver-
ständnis eines Fürsorgeprinzips erinnert an die
moralische Ökonomie der Armen (vgl. Philipps
2005).

Ihre Teilnahme an den Montagsdemonstra-
tionen und die Aufnahme der Forderungen der
Protestteilnehmer hatten aber den Effekt, dass
die PDS den Protest vor allem in Großstädten
dominierte und politisch nutzen konnte. So zei-
gen die Ergebnisse der Befragung bei den De-
monstrationen vom 13. September 2004, dass
die PDS eine hohe Zustimmung in Ost- wie
Westdeutschland erfuhr: Auf die Sonntagsfrage
zum Wahlverhalten entschieden sich in Ost-
deutschland 49% für die PDS, in Westdeutsch-
land waren es immerhin 34%. Damit ist es der
PDS vor allem auch im Westen gelungen, den
Anschluss an das dort existente Protestpotenti-
al herzustellen. Die Proteste bereiteten so der
Westausdehnung der PDS politisch den Boden.
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57

An den Anti-Hartz IV-Protesten nahmen aber
nicht nur linke Organisationen und Parteien teil,
die bei derartigen Demonstrationen traditionell
zum Protestspektrum gehören, sondern
erstmals haben rechte Gruppierungen die Ge-
legenheit genutzt, sich als Unterstützer und le-
gitime Vertreter der Demonstranten zu präsen-
tieren. So formulierte etwa Udo Voigt, der Vor-
sitzende der NPD in der ‚Deutschen Stimme‘ –
dem Presseorgan der Partei: „Die historische
Aufgabe der nationalen Opposition besteht heu-
te darin, die sich formierende Volksbewegung
mit allen Kräften zu unterstützen und diese in
nationalistische Gesinnungsbahnen zu len-
ken.“11 In einem Internetbericht des ‚Thüringer
Heimatschutzes‘ heißt es: „Der nationale Wi-
derstand in Thüringen wird in den nächsten
Wochen weiter den Volksprotest auf der Straße
mit allen Mitteln unterstützen.“12

Zum Selbstverständnis der Akteure des ‚na-
tionalen Widerstands‘ gehören politische Posi-
tionen, die zuvor dem linken Spektrum zuge-
ordnet wurden. Sie treten nunmehr als antika-
pitalistisch, antiglobal und insbesondere auch
als Verteidiger des Sozialstaats auf, wobei sie

einen klaren Bezug zu einer völkischen Einheit
(Deutsche) herstellen. Es gab zwar vor allem in
ostdeutschen Großstädten Versuche, die rech-
ten Gruppierungen auszugrenzen (verbal oder
symbolisch, z.B. mit einem Absperrband), trotz-
dem gelang es diesen, ihre Parolen und Positio-
nen in einigen Demonstrationszügen zu zeigen.
Außerdem bewegten sie sich vor allem in Klein-
und Mittelstädten durchaus in einem ihnen wohl-
gesinnten Umfeld (s.o.).13 Wo ansonsten hohe
Auflagen für rechte Kundgebungen und Umzü-
ge eine öffentliche Präsenz erschweren, konn-
ten sie bei den Montagsdemonstrationen Öffent-
lichkeit finden. Beispielsweise war es rechten
Gruppen in Eisenach möglich, die Worte ‚Nati-
onal‘ und ‚Sozialismus‘ in einem Zusammen-
hang unzensiert zu verwenden. Dort hieß es:
„Dieses System ist asozial/ Unser Sozialismus
national/ Nationaler Widerstand Eisenach“.
Normalerweise gehört es zu den polizeilichen
Vorgaben, eines der beiden Wörter abzudecken.
Ein Ausschnitt an mitgeführten Bannern zeigt
die rechte Präsenz in weiteren Städten: „Wider-
stand gegen das System sozialen Terrors u. sei-
ne Perspektive/ Zwangsarbeit und Hungerlohn-
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Sklaverei“ (Leipzig; siehe Foto), „Hartz IV ist
asozial/ es dient nur dem Kapital“ (Jena) oder
„Unsere Agenda heißt Widerstand/ Kapitalis-
mus abschaffen! Globalisierung bekämpfen!“
(Suhl). Das letztgenannte Transparent führte
kurzzeitig sogar die Montagsdemonstrationen
in Suhl am 9. August 2004 an. Die NPD erhob
in der unmittelbaren Mobilisierungsphase den
Kampf gegen Hartz IV zum zentralen Wahl-
kampfthema in Sachsen. Dieses flexible Rea-
gieren auf den Unmut im Allgemeinen und die
Proteste im Besonderen wurde auch deswegen
so reich belohnt, weil der Protest von Seiten der
Volksparteien und überwiegend auch vom DGB
keine Unterstützung erfuhr.14 Die Anti-Hartz-
IV-Proteste lieferten der NPD ein zündendes
und populistisch verwertbares Thema und eine
politische Bühne, was ihr in Sachsen ermög-
lichte, sich als Protestpartei zu etablieren.

Zwar hatte die NPD keine Möglichkeit, ihre
Position als politische Opposition auf Sozial-
staatsdemonstrationen im Vorfeld der Landtags-
wahlen in Mecklenburg-Vorpommern zu zei-
gen, aber auf ihren Wahlplakaten, Faltblättern
und in ihrem Aktionsprogramm machten sie
Hartz IV zum zentralen Wahlkampfthema. Dort
forderten sie: „Die Hartz IV-Gesetze sind abzu-
schaffen“ (Aktionsprogramm) oder „Hartz IV
muss weg!“ (Wahlzeitung der NPD). In diesem
Zusammenhang stellten sie sich auch wieder als
„Gegenbewegung“ zu dieser „menschenfeind-
liche[n] Politik“15 der Regierung vor.

4 Fazit und Ausblick

Zunächst muss festgestellt werden, dass die
Proteste ihr eigentliches bzw. zentrales Ziel, die
Abschaffung von Hartz IV, nicht erreichten. Es
gab lediglich geringfügige Änderungen am Ge-
setz, z.B. die Ost-West-Angleichung. Die Pro-
teste hatten dafür eine Reihe von indirekten bzw.
‚Nebenwirkungen‘ im politischen Bereich, in-
dem sie die Abspaltung des Protestpotentials
von der SPD und die Gründung der WASG

beförderten. Damit ebneten sie der Westausdeh-
nung der PDS den Weg und markierten die Bil-
dung einer neuen politischen Gruppierung im
Westen. Auf der anderen Seite mündete der Pro-
test im Falle von Sachsen direkt in die Land-
tagswahlen ein und trug hier wesentlich zum
Wahlerfolg der NPD bei. Die NPD konnte mit
über 9% in den Landtag einziehen und sich als
neue Protestpartei etablieren.

Der Versuch der Initiierung einer ähnlichen
Bewegung wie im Herbst 1989, die sich vor
allem als basisdemokratische Plattform versteht
und sich in Anknüpfung an die damaligen Bür-
gerbewegungen auch als ‚Sozialforum‘ bzw.
‚Forum für Frieden und Gerechtigkeit‘ bezeich-
net, muss dagegen als gescheitert betrachtet
werden. Es gelang nicht, den Protest zu stei-
gern und ihn in eine breite Massenbewegung zu
überführen. Der wesentliche Unterschied zu vo-
rangegangenen Sozialstaatsprotesten lag aber
nicht in diesem symbolischen Bezug zu den
Montagsdemonstrationen und dem Geist der
Bürgerbewegungen vom Herbst 1989.16 Die
Anti-Hartz-IV-Proteste von 2004 haben des-
wegen einen anderen Charakter als vorange-
gangene Sozialstaatsproteste, weil es hier spon-
tan zu einer Protestwelle kam, in der die Grup-
pe der Prekarisierten ihrem Unmut Luft machte.

Die Anti-Hartz-IV-Proteste sind zwar –
insbesondere durch die Nutzung der Montags-
demonstrationen – erstmals eine kollektive Epi-
sode in der losen Kette der Sozialstaatsproteste,
kommen darüber allerdings nicht hinaus. Die
Gründe dafür liegen darin, dass es ihnen – wie
oben gezeigt – an klaren Forderungen, an trag-
fähigen politischen Bündnissen und einer über-
greifenden Solidarisierung mit den Betroffenen
mangelt (vgl. auch Roth 2001; Krätschmer-
Hahn 2004; Wolski-Prenger 1997). Dieser Pro-
test ließ sich nicht steigern bzw. radikalisieren,
er verebbte im Prinzip nach einer kurzen Welle.
Erstaunlich ist freilich die Ausdauer eines klei-
nen Kerns der Aktivisten: In einer Reihe von
Städten ist die Protestepisode mit z.T. mehr als
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hundert Montagsdemonstrationen sehr lang,
wenngleich mit Blick auf die Teilnehmerzahl
auf einem extrem niedrigen Niveau und unter-
halb der Wahrnehmungsschwelle der Öffent-
lichkeit. Eine soziale Bewegung macht sie
jedenfalls noch nicht aus.

Schließlich muss auf das neue Phänomen auf-
merksam gemacht werden, dass die Themen der
Sozialstaatsproteste von Rechtsradikalen als Mo-
bilisierungsframe genutzt und die Demonstratio-
nen selbst zum Gegenstand rechter Mobilisierung
gemacht wurden (‚Querfrontstrategie‘). Bis auf
einige Kleinstädte, wo es den Rechten gelang, die
Demonstrationen mit ihren Parolen und Forde-
rungen zu dominieren, spielten diese zwar noch
keine wichtige Rolle, aber es ist ihnen gelungen,
aus ihrem engen Mobilisierungsmilieu auszubre-
chen und sich neue Themen zu erschließen.

Oberflächlich gesehen fungierten die Anti-
Hartz-IV-Proteste als Ventil, um ‚Dampf abzu-
lassen‘. Genauer betrachtet, machen sie nicht nur
Verschiebungen in der politischen Tektonik sicht-
bar, sondern verweisen auch auf tiefer liegende
Deklassierungsprozesse, in dem sie erstmals der
Gruppe der Prekarisierten eine größere Öffent-
lichkeit verschafft haben – wenn auch nur kurz-
zeitig. Falls es den Rechten gelingen sollte, diese
Gruppe im Rahmen von Sozialstaatsprotesten
stärker zu politisieren und zu mobilisieren, könnte
dies ihr Gefährdungspotenzial für die politische
Kultur in Deutschland erheblich steigern.

Dieter Rink ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Helmholtz-Zentrum für Umweltfor-
schung – UFZ Leipzig-Halle. E-Mail:
dieter.rink@ufz.de

Axel Philipps promoviert am Institut für So-
ziologie der Universität Leipzig. E-Mail:
philipps@sozio.uni-leipzig.de

Anmerkungen

1Das Hartz-Konzept ist eine Bezeichnung
für Vorschläge der Kommission ‚Moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt‘, die unter
der Leitung von Peter Hartz zusammengestellt
wurden und die die Reform der Arbeitsmarkt-
politik in Deutschland zum Ziel hatten. Das
‚Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt‘ (kurz Hartz IV) mit Wirkung vom
1. Januar 2005 hat die Zusammenführung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslo-
sengeld II (kurz ALG II) zum Gegenstand.

2Eine Ausnahme bildet ein SPIEGEL-Bei-
trag vom März 2006 über die fortgesetzten
Montagsdemonstrationen.

3An dieser Befragung, die in Leipzig durch
eine Fotodokumentation ergänzt wurde, waren
auch die Autoren beteiligt.

4In Leipzig knüpften die Montagsdemonst-
rationen im Sommer 2004 dagegen lose an eine
Serie von Demonstrationen der Jahre 2002 und
2003 gegen den Irak-Krieg an. Sie konnten dabei
teilweise auch auf Mobilisierungsnetzwerke
zurückgreifen, die während dieser Proteste ent-
standen waren.

5 Dabei ist interessant, dass neben dem aus
verschiedenen Demonstrationszyklen schon
bekannten Wiederanknüpfen an den Herbst
1989 auch der Gedanke des Forums wieder
auftauchte (die bekannteste Bürgerbewegung
nannte sich ‚Neues Forum‘).

6Das Netzwerk der Montagsdemonstratio-
nen präsentiert sich im Internet durch eine Viel-
zahl an Homepages und Links. Dieses Angebot
wird ergänzt durch lokale Internetseiten der
Montagsdemonstrationen für einzelne Städte:
www.montagsdemo-[Stadtname].de.

7Siehe Berichte der Leipziger Volkszeitung
im August/September 2004.

8Damit verband sich die Hoffnung auf eine
ähnlich breite und revolutionäre Bewegung, wie
es im Herbst 1989 der Fall gewesen ist.

9So der Sprecher des Sozialforums Winfried
Helbig in der Leipziger Volkszeitung vom 19.
August 2004, S. 16. Diese Haltung führte dann
auch zum Konflikt mit dem Aktionsbündnis,
einem Verbund aus WASG, der Gewerkschaft
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Verdi Nordsachsen und dem Arbeitslosenver-
band Sachsen, die zur Veranstaltung am 30.
August Oskar Lafontaine (zu dieser Zeit noch
SPD-Mitglied) als Sprecher einluden. Das So-
zialforum regierte darauf mit einem Appell an
Lafontaine, „nicht das Wort zu ergreifen“, da es
eine „parteipolitische Instrumentalisierung der
Protestbewegung“ darstelle.

10Ähnliche Forderungen artikulierte auch der
ostdeutsche Arbeitslosenverband, die WASG
oder die neu gegründete Partei (Freie Bürger für
Soziale Gerechtigkeit) von Andreas Ehrholdt.

11Ausgabe September 2004, S. 4.
12August 2004.
13In manchen Regionen initiierten und do-

minierten die Rechten die Montagsdemonstrati-
onen, so etwa in Vorpommern (mündliche Aus-
kunft von Dierk Borstel, Universität Greifs-
wald, der in Vorpommern ein Forschungspro-
jekt über Strategien rechter Gruppierungen
durchführt).

14 Auf lokaler Ebene beteiligten sich allerdings
Ortsverbände einiger Einzelgewerkschaften an
den Protesten.

15Siehe Aktionsprogramm der NPD 2006.
16Wenngleich die Nutzung der Montagsde-

monstrationen als basisdemokratische Instituti-
on durchaus zur raschen Ausweitung der Pro-
teste in der Anfangsphase beitrug: Sie eigneten
sich nahezu ideal für die Anti-Hartz-IV-Protes-
te, da die Kosten gering und die Beteiligungs-
schwellen niedrig sind (Ort, Zeit und Route sind
bekannt).
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1 Versuch und Irrtum

Die im ‚Vierten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt‘, besser bekannt unter
Hartz IV, formulierten Neuregelungen wurden
von der rot-grünen Bundesregierung als „größ-
te Sozialreform in der Geschichte der Bundes-
republik“ (Bundesregierung 2004: 9) gepriesen.
Tatsächlich handelte es sich um eine radikale
Zäsur in der Sozialstaatsverfassung Deutsch-
lands. Doch diese mit heißer Nadel gestrickte
Umbaupolitik ist in vielerlei Hinsicht ein unge-
deckter Wechsel. Schon der Einblick in die Nie-
derungen der praktischen Umsetzung offenbart
ein komplexes Netz verschiedener Problembün-
del, dem Politik und Verwaltung mit reparatur-
gesetzgeberischen Maßnahmen auf Bundesebe-
ne und lokalem Krisenmanagement Halt zu ge-
ben versuchen. Tatsächlich hatte der für die
Gesetzgebungsinitiative verantwortliche Ar-
beitsminister Wolfgang Clement (SPD) unter
der Hand eine zehnjährige Experimentierphase
ausgerufen. Im Sinne einer ‚experimental go-
vernance‘, also durch Versuch und Irrtum, ge-
koppelt an Evaluierungsprogramme, um die
‚best practice‘-Beispiele herauszufiltern, wur-
den so bereits Anfang 2005 rund 6,12 Millio-
nen Betroffene, Tendenz steigend (Bundesagen-
tur 2006), quasi als Versuchspersonen zwangs-
verpflichtet.

Wir wissen inzwischen, dass Hartz IV, ge-
messen an den großen Versprechungen der Hal-
bierung der Arbeitslosigkeit und der verbesser-
ten und passgenauen Betreuung der Langzeitar-
beitslosen, gescheitert ist und sich zwei Jahre
nach Einführung als „Sanierungsfall“ (Hesse
2006) präsentiert. Besondere Erwartungen an
die Neuregelungen hatten die wenigsten Betrof-
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fenen. Im Gegenteil, Hartz IV steht als Syno-
nym für eine unpopuläre Politik, die selbst Teile
der eigenen Wählerschaft verprellte. Doch die
Bundesregierung tat dies nicht ungestraft, wie
die politischen Verschiebungen im Sommer und
Herbst 2005 zeigten, als es zu einer Parteineu-
gründung und vorgezogenen Bundestagswah-
len kam. Ein erster ernster Hinweis für ein Miss-
trauensvotum vieler Bürgerinnen und Bürger
war bereits die Protestwelle vom Sommer und
Herbst 2004 gewesen, als bis zu 180.000 Pro-
testierende in bis zu 100 Orten in ganz Deutsch-
land ihrem Ummut friedlich Luft machten. Es
handelte es sich dabei offensichtlich in erster
Linie um Proteste derer, die direkt oder indirekt
von den Reformen betroffen waren und Flagge
zeigen wollten (Rucht/Yang 2006). Diese Pro-
testwelle, immerhin eine der größten seit Beste-
hen der Bundesrepublik (Roth 2005a), kam
ebenso wie die Mobilisierungen zu diversen
Großkundgebungen in Berlin überraschend.
Armuts- und Arbeitslosenproteste gehören eher
zu den Ausnahmeerscheinungen in den Protest-
mobilisierungen der Bundesrepublik (Roth
2005). Erstaunlich war auch der Umstand, dass
die Beteiligung von Frauen, vor allem in Ost-
deutschland, im Vergleich zu Protesten bei an-
deren Themen überdurchschnittlich hoch war
(Rucht/Yang 2006). Viele von ihnen ahnten
wohl, dass sie der Beschwichtigungsrhetorik
der Bundesregierung und dem im Gesetz ver-
ankerten Grundsatz des Gender Mainstreaming
zum Trotz möglicherweise besonders viel zu
verlieren hatten.

Tatsächlich markiert Hartz IV als zentrale
Komponente des bundesdeutschen Sozialstaats-
umbaus, der auf der Grundlage neo-liberaler
Glaubenssätze und mittels Aktivierungsstrate-
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gien faktisch ein Sozialstaatsabbau ist, einen
Traditionsbruch. Ziel ist die Reduzierung der
Wohlfahrtsausgaben in Kombination mit der
Selbstverpflichtung der Bürgerinnen und Bür-
ger bei der sozialen Absicherung. Damit einher
geht die Delegitimierung der Ansprüche auf
soziale Rechte, die im Nachkriegsdeutschland
einen immer größeren Stellenwert bekommen
hatten (Kaufmann 1973).

Doch die Anti-Hartz-Proteste ebbten nahezu
so schnell, wie sie entstanden waren, ab, just in
der Zeit, in der Hartz IV als Melange von insti-
tutionellem Chaos, Zwang und Ermessenswill-
kür der JobcentermitarbeiterInnen zu wirken
begann. Analysen, die u.a. aufgrund einer Di-
rektbefragung im September 2004 von Protes-
tierenden in je zwei west- und ostdeutschen Städ-
ten erstellt wurden (Rucht/Yang 2006; Roth
2005), zeigen auf der Makroebene die Gründe
für diesen Niedergang auf.

Im vorliegenden Beitrag wird am Beispiel
einer als Panel angelegten Befragung von Hartz
IV-betroffenen Frauen im Berliner Bezirk Mitte
den Gründen auf der individuellen Ebene nach-
gespürt, weswegen betroffene Frauen demons-
trierten oder zuhause blieben. Zweimal gaben
25 Hartz-IV-Empfängerinnen, im Sommer 2005
und 2006, Auskunft über ihre Haltung gegenü-
ber den Protesten. Der Befund ist ernüchternd.
Die Folgenlosigkeit der Proteste im politischen
Betrieb, kombiniert mit der Infragestellung der
Proteste als legitimes Anliegen durch die Mas-
senmedien, war für die meisten teilnehmenden
Frauen sehr enttäuschend. Für sie entpuppen
sich die Demonstrationen im Nachhinein als
‚Enttäuschungsmaschinen‘ und verstärken die
politische Frustration – von anhaltender politi-
scher Mobilisierung keine Spur. Die nichtteil-
nehmenden Frauen hatten vorab die Erwartung,
dass Proteste wirkungslos bleiben werden, und
blieben deshalb trotz vielfach geäußerter Sym-
pathie den Demonstrationen fern. Viele Einschät-
zungen dieser Frauen deuten auf massive politi-
sche Entfremdungsprozesse hin. Sie entspre-

chen dem, was Wilhelm Heitmeyer und Jürgen
Mansel als „Demokratieentleerung“ beschrie-
ben haben, „wonach Menschen (...) den not-
wendigen Interessenausgleich etwa im Zusam-
menhang mit dem Um- und Abbau der Sozial-
systeme nicht mehr gesichert wissen, morali-
sche Prinzipien durch politische Eliten verletzt
sehen und deren Lösungskompetenz für soziale
Probleme anzweifeln“ (Heitmeyer/Mansel 2003:
35).

2 Frauen und Hartz IV

Dass die Betroffenenperspektive kein Maßstab
der Hartz-Reformen war und ist und Entspre-
chendes gar nicht intendiert war, zeigt nichts
besser als die Ignoranz gegenüber geschlechts-
spezifischen Auswirkungen, die sich durch den
gesamten sogenannten Reformprozess hin-
durchzieht und bis dato anhält (Kurz-Scherf et
al. 2005: 65). Unter dem Druck von Frauenver-
bänden, GleichstellungspolitikerInnen und Wis-
senschaftlerInnen wurde wohl formal dem Pos-
tulat des Gender Mainstreaming (Meuser/Neu-
süß 2004; Behning/Sauer 2005) nach dem
Amsterdamer Vertrag von 1997 Rechnung ge-
tragen, der auf EU-Ebene zur Gleichstellung
von Frauen in Beruf und Beschäftigung ver-
pflichtet. Diese sei laut SGB II „als durchgän-
giges Prinzip zu verfolgen“ (SGB II, Abs. 1,
Satz 3). Dieser hart umkämpfte Anspruch im
Sinne des Gender Mainstreaming bedeutet je-
doch im Kern „die bewusste Zurkenntnisnah-
me geschlechtsspezifischer Benachteiligung“
(Münder 2005: 29ff). Nun ist die Strategie des
Gender Mainstreaming, in die zwar Forderun-
gen der einstigen Frauenbewegung und -politik
eingebaut wurden, von begrenzter Reichweite,
indem diese um ihre emanzipatorische Stoßrich-
tung gebracht wurden (Hofbauer/Ludwig 2005).
Doch selbst die begrenzten Vorgaben nach Be-
teiligung, Zugang und Integration von Frauen
in die Arbeitswelt werden innerhalb des Geset-
zes konterkariert und weisen schon auf der for-
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mal-rechtlichen Ebene eine geschlechtsspezifi-
sche Schieflage auf (Fuchsloch 2003; Berghahn/
Wersig 2006).1

Tatsächlich haben Frauen, deren Eingliede-
rung in die Arbeitsgesellschaft und damit Teil-
habe an den Fortschritten und Errungenschaf-
ten der Gesellschaft sich in Deutschland bereits
vor Hartz IV als „Schnecke“ (Schmid 2004:
140) präsentierte, im Kontext der Agenda 2010
ganz offensichtlich besonders viel zu verlieren.
Sie waren bereits in der Vergangenheit die Stief-
kinder einer Sozial- und Arbeitsmarktpolitik
(West), die, abgeleitet aus einer historisch ge-
wachsenen speziellen Familien- und Eheord-
nung, den ‚männlichen Ernährer‘ ins Zentrum
der Gesellschaftsordnung rückte und der Ehe-
frau, die unentgeltlich Reproduktionsarbeit zu
leisten hat, allenfalls einen, darüber hinaus noch
schlecht bezahlten, Zuverdienst zubilligte (Ger-
hard 2001).

Jetzt, so der Grundtenor der feministischen
Kritik, würden bereits „erreichte Modernisie-
rungsgewinne hinsichtlich der Aufhebung tra-
dierter Muster geschlechtsspezifischer und -hie-
rarchischer Arbeitsteilung wieder rückgängig“
gemacht oder in Frage gestellt (Kurz-Scherf et
al. 2005: 65). Neben den mit Hartz II eingeleite-
ten Regelungen zur Neuordnung geringfügiger
Beschäftigungsverhältnisse und der Förderung
der ‚ICH-AG‘ mit ihren besonderen ge-
schlechtsspezifischen Fallstricken (vgl. Kurz-
Scherf et al. 2005: 65ff) steht die mit Einfüh-
rung des SGB II verstärkte Geltung des Subsi-
diaritätsprinzips, also der Vorrang privater Ver-
sorgung durch Familie oder Partnerschaft vor
staatlicher Unterstützung, im Zentrum feminis-
tischer Kritik (Berghahn/Wersig 2006).

Ein Großteil derer, die aufgrund von Part-
nereinkommen ‚ausgesteuert‘ wurden, sind
weiblich (Becker/Hauser 2006). Außerdem ge-
ben neben den gesetzlichen Regelungen auch
erste Erfahrungen in der Umsetzung der Be-
fürchtung Nahrung, wonach eine scheinbar ge-
schlechtsneutrale Förderpolitik in den Jobcen-

tern letztlich der Stärkung patriarchaler Struk-
turen Vorschub leistet. In erster Linie erhalten
Männer Arbeitsplatzangebote bzw. werden ih-
nen überdurchschnittlich qualitativ bessere
Qualifizierungen angeboten, oder die Maßnah-
mestrukturen sind so ausgestaltet, dass sie mit
Fürsorgeleistungen, also etwa der Betreuung
von Kindern, schwer in Einklang zu bringen
sind (Lenhart 2007). Letzteres ist, zumal in
Deutschland, geschlechtsspezifisch mit ‚weib-
lich‘ konnotiert. Der gegenwärtige Aufschwung
auf dem Arbeitsmarkt geht, das belegen Zahlen,
an den Langzeitarbeitslosen weitgehend vorbei.
Doch bei genauerer Betrachtung sind es vor
allem die langzeitarbeitslosen Frauen, denen der
Wiedereintritt in Beschäftigung nicht gelingt
(Bundesagentur für Arbeit 2006a: 28).

3 Frauen und Hartz IV-Proteste

Die soziale Teilhabe von Frauen ist mit den po-
litischen Neuordnungen im Gefüge des sozial-
staatlichen Arrangements offensichtlich unter
verstärkten Druck geraten. Ihre Teilnahme an
politischer Willensbildung ist dadurch wieder
stärker gefährdet. Von einem Parteiensystem,
welches vor allem die Interessen der Eliten ver-
tritt, ist wenig Einsatz für die sozial schwachen
Bevölkerungsgruppen zu erwarten. Um die de-
mokratische Repräsentation ‚schwacher Inter-
essen‘ ist es schlecht bestellt, denn die Barrie-
ren sind hoch (Roth 2005). Zum einen sind es
die psychischen Mechanismen einer Selbstzu-
schreibung der eigenen Lage, die mit der Dauer
der Arbeitslosen- bzw. Maßnahmekarriere und
der wiederholten Phasen zwischen Hoffnung
und Absturz zunehmen. Zum anderen mangelt
es gerade den ärmeren Bevölkerungsgruppen
häufig an einer genügenden Ressourcenausstat-
tung mit Geld, Infrastruktur, Wissen und Mo-
bilität, die Beteiligung erleichtert (Roth 2005:
13).

Um so überraschender war das ‚soziologi-
sche Wunder‘ der Montagsdemonstrationen.

Hartz IV-betroffene Frauen: zwischen Protest und politischer Entfremdung
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Über diesen sichtbaren Protest wissen wir dank
einer Demonstrationsbefragung am 13. Septem-
ber 2005 in vier Städten eine ganze Menge
(Rucht/Yang 2004).

Diese Umfragen geben Hinweise darauf,
warum die Protestwelle früh zum Erliegen kam
(Rucht/Yang 2006), obwohl mit der faktischen
Umsetzung der Hartz IV-Gesetzgebung die Pro-
testgründe nur noch offensichtlicher wurden.
Demnach änderten im Spätsommer 2004, nach
einer kurzen Phase der Irritation und kleinen
Nachbesserungen, führende Regierungspoliti-
ker, an der Spitze der verantwortliche Wirt-
schaftsminister Wolfgang Clement (SPD), ih-
ren Ton. Die wachsende Präsenz politischer
Organisationen wurde als politische Instrumen-
talisierung und Angstmobilisierung diffamiert
und die Protestierenden selbst heftig kritisiert.
Zugeschrieben wurden ihnen „mangelnde In-
formiertheit, politische Verführbarkeit, falsches
Anspruchsdenken und Rückwärtsgewandtheit“
(Rucht/Yang 2006: 28). Sympathisanten wur-
den damit von einer Beteiligung abgeschreckt,
so der Befund. Hinzu kamen an einigen Orten,
so auch in Berlin, massive Konflikte rivalisie-
render bzw. konkurrierender politischer Grup-
pen, die unter den Demonstrationswilligen Ver-
wirrung stifteten. Auf eine tragfähige eigene
Infrastruktur konnten die Protestierenden
zumeist nicht zurückgreifen. Potentielle Verbün-
dete, allen voran die Gewerkschaftsspitzen, ver-
sagten der Bewegung ihre Unterstützung und
die öffentliche Anerkennung des Protests.

Als weiterer demobilisierender Faktor wird
von Rucht und Yang die Haltung der Massen-
medien genannt, die ab der zweiten August-
hälfte 2004 eine tendenziell negative Bericht-
erstattung betrieb. Während die Protestwelle
ihren Höhepunkt faktisch noch gar nicht er-
reicht hatte, wurde sie von den Massenmedien
bereits ‚abgeschrieben‘. Was zunächst als po-
sitive Rückkoppelung funktioniert hatte, näm-
lich die Berichterstattung der Medien und die
wachsende Protestbereitschaft, war nun auf-

gehoben und quasi ins Gegenteil verkehrt wor-
den.

Eine nach Geschlecht differenzierte Aus-
wertung der Protestdaten2 zeigt, dass Frauen
etwa ein gutes Drittel der Demonstrationsteil-
nehmenden stellten und dabei Frauen mit ost-
deutschem Hintergrund offensichtlich demons-
trationsfreudiger als ihre Geschlechtsgenossin-
nen aus dem Westen waren. So liegt der Frau-
enanteil an den Protestierenden in den beiden
ostdeutschen Städten Leipzig und Magdeburg
um rund 10% höher als in Berlin und Dort-
mund. Wo, wie im Osten, ein Drittel der er-
werbsfähigen Bevölkerung vom Arbeitsmarkt
ausgeschlossen sei, verliere der „Individuali-
sierungszauber“ an Kraft, so Roland Roths
Erklärung der Ost-West-Unterschiede (Roth
2005: 13). 39% der teilnehmenden Frauen ga-
ben an, verheiratet zu sein. Ob sich hinter die-
sem hohen Anteil viele der sogenannten Nicht-
leistungsempfängerinnen verbergen, von de-
nen der weitaus größere Teil in den neuen
Ländern vermutet wird? Entsprechend ihrer
männlichen Kollegen sind Frauen, wenn
überhaupt, PDS-Mitglied, insgesamt aber
weitaus weniger politisch aktiv in Gewerk-
schaften, Bürgerinitiativen etc. als männliche
Demonstrationsteilnehmer.

4 Politische Bewältigungsstrategien

Wir wissen damit wenig, aber immerhin etwas
über diejenigen Frauen, die protestierten. Doch
was wissen wir über die Frauen, die nicht de-
monstrierten? Wie denken sie über die Protes-
te? Eine Annäherung an diese Frage erfolgt mit
dem Einblick in das Leben von Frauen im Ber-
liner Bezirk Mitte im Rahmen einer qualitativen
Befragung, die im Kontext der explorativen
Fallstudie unter dem Titel „Soziale Bürgerrech-
te unter Druck. Die lokale Umsetzung von Hartz
IV in frauenspezifischer Perspektive“3 durch-
geführt wurde. Dabei wurde zum einen die lo-
kale Implementationsebene des SGB II und der
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Aufbau der institutionellen Strukturen, speziell
das Jobcenter Mitte, unter geschlechtssensiblen
Gesichtspunkten in den Blick genommen, zum
zweiten wurden im Rahmen eines Panels von
Hartz IV-betroffene Frauen nach ihren Erfah-
rungen und ihren Bewältigungsstrategien im
Zusammenhang mit der Neujustierung der So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik vor Ort befragt.
Während 2005 30 von Hartz IV-betroffene Frau-
en interviewt werden konnten, wurden 2006
nochmals 25 dieser Frauen nach den Verände-
rungen im Zeitverlauf befragt.4

Obwohl Fragen nach Protestverhalten und
politischen Einstellungen nicht im Zentrum der
Befragung standen, geben die gemachten Aus-
sagen Einblick in die Frage nach dem (fehlen-
den) Protestverhalten angesichts der ‚größten
Sozialreform‘ der BRD.

Von den 25 Frauen, die im Sommer 2005 als
auch im Sommer 2006 befragt werden konnten,
gaben acht Frauen an, an den Hartz IV-Demons-
trationen teilgenommen zu haben, 17 vernein-
ten eine Teilnahme. Bei den Befragten handelt
es sich zu einem überwiegenden Teil um Frau-
en, die sich politisch nicht gänzlich abstinent
verhalten, knapp die Hälfte hat Erfahrungen mit
ehrenamtlichem Engagement. Ohne hier auf die
Arbeitsorientierung der Frauen und ihr arbeits-
marktorientiertes Engagement eingehen zu kön-
nen, sei betont, dass sie allesamt nichts mit je-
nen von einzelnen Parteienvertretern und in der
Medienlandschaft ausgemachten ‚Sozialschma-
rotzern‘ und ‚Parasiten‘ in der ‚sozialen Hän-
gematte‘ gemein haben.

4.1 Die Demonstrations-
teilnehmerinnen

Fünf der teilnehmenden Frauen stammen aus
Westdeutschland bzw. Westberlin, drei Frauen
haben eine Ostbiografie, von denen zwei politi-
sche Aktivistinnen sind. Je vier Frauen haben
einen akademischen bzw. mittleren Bildungs-
abschluss.

Eine Frau nahm nur einmal teil, stellte ihre
Teilnahme dann sofort wieder ein: „Weil ich fand
die Sprüche, Hartz IV muss weg, ein bisschen
dumm. Ich habe auch nicht die Zeit. Aber ich
finde ja gut, dass mal reformiert wurde, aber
was ich schlecht an Hartz IV finde, ist das Tem-
po, das ist unfair den Betroffenen gegenüber“
(Kerstin L., 49, Akademikerin, Westdeutsche).

Drei Frauen waren zwei- bis viermal dabei.
Als Gründe, weswegen sie ihre Teilnahme ein-
stellten, äußerten sie: „Ich habe das Gefühl, dass
die Resignation sich so breit macht. Wenn ich
so richtig massiv betroffen wäre, (...) weiß ich
nicht, wahrscheinlich hätte ich dann auch keine
Kraft. Irgendwie ist es wie Laufen gegen Wind-
mühlen. Ich glaube, es gibt diese Montagsde-
monstrationen noch, aber da laufen dann 100
Hanseln. Und am Anfang machte das schon
den Eindruck, das sind einige. (...) Doch das
ging ziemlich schnell den Bach runter. Und ich
weiß gar nicht so genau, warum, denn der Zu-
stand hat sich ja nicht verändert, eher verschlech-
tert.“ Sie leitet das Gefühl der Resignation auch
aus ihren Erfahrungen mit dem Engagement in
einer Anwohnerinitiative ab, wo „eindeutig ge-
gen das Votum der Anwohner entschieden wur-
de“ (Mareike M., 41, Westdeutsche, Akademi-
kerin, Aufstockerin). Eine andere Befragte äu-
ßerte zusätzlich zum Gefühl der Resignation ihr
Unbehagen an den Mitstreitern: „(...) das redu-
zierte sich dann allmählich so auf Leute, die
mehr oder weniger schon abgerutscht sind, mit
Alkohol oder so. Die Resonanz war ja auch
dermaßen gering“ (Ulrike S., 52, Nichtleistungs-
empfängerin wegen Partnereinkommen, Nicht-
wählerin).

Vier Frauen nahmen mehr als fünfmal an
den Demonstrationen teil. Für eine Befragte,
die zunächst sehr intensiv beteiligt war, gab die
Übernahme der Demos durch ‚Funktionäre’
(„die sind auf der Straße und nicht mehr das
normale Volk. Das kippte ja um.“) den Aus-
schlag, ihre Teilnahme zu beenden (Karin H.,
50, Akademikerin, Ostbiografie). Von allen acht
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Teilnehmerinnen äußerten nur zwei eine unein-
geschränkt positive Haltung hinsichtlich der
Montagsdemonstrationen. Eine von ihnen meint:
„Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich habe auch
nicht mehr die Information gekriegt, wie das
weiter ging. (...) Ich würde weiterlaufen, auch
wenn da bloß zwei stehen. Ich würde als dritte
Person mitlaufen“ (Anna F., 61). Im zweiten
Interview äußert sie die Vermutung: „Wenn ich
wüsste, wann die Demos sind, da würde ich
wieder jeden Montag hin rennen, (...) die Pres-
se unterdrückt das ja auch. Die schreiben mit
Absicht nichts mehr darüber.“ Sie bedauert, dass
sich die Deutschen, anders als die Franzosen,
nicht stärker wehren.

Zwei der Frauen gaben im zweiten Inter-
view an, wieder demonstrieren zu wollen, wenn
es sich um eine einmalige Aktion handelt. „Wenn
das nicht so ein Dauerläufer wird, wie es schon
mal war, die sich dann totgelaufen hat. (...) Weil,
ohne den Anspruch zu haben, dass ich was ver-
ändern kann, aber einfach, dass es doch mög-
lich ist zu mobilisieren, damit die sehen, ja, die
Leute sind da. Dass die nicht den Eindruck krie-
gen, ist alles so interesselos, ist alles so scheiß-
egal“ (Heidi G., 49, Westdeutsche). Die andere
Befragte äußert: „Am 3. Juni beteilige ich mich.
Aber ich brauche nicht unbedingt irgendwelche
Rituale und gehe nicht mit 20 Leuten links und
rechts von der Polizei bewacht jeden Montag
spazieren“ (Karin H.).

Daraus ist zu schließen, dass es eine neue
Initiative möglicherweise schwer haben würde,
massenhaft und möglichst noch auf Dauer mo-
bilisieren zu können. Dies zeigt v.a. der Ein-
blick in die Einstellungsmuster der nichtteilneh-
menden Frauen, die überwiegend Sympathie für
die Proteste äußerten.

4.2 Die Nichtteilnehmerinnen

Von den 17 Frauen, die zum Zeitpunkt der ers-
ten Befragung angegeben hatten, nicht an den
Demonstrationen teilgenommen zu haben, äu-

ßerten 11 Frauen Sympathie für die Bewegung.
Als Gründe, weswegen sie dennoch nicht teil-
genommen haben, gaben mehrere Befragte Zeit-
probleme an, in erster Linie aufgrund von Kin-
derbetreuungserfordernissen und/oder man-
gelnder Informationen über Zeitpunkt und Ver-
lauf der Proteste. Drei der Sympathisantinnen
äußerten die Meinung, es bringe nichts, auf die
Straße zu gehen. „Offenbar geht es uns noch zu
gut, die Franzosen stehen auf, die gehen und
die gehen alle“ (Simone S., 42, Westberlinerin).
Eine andere betonte: „Ich hätte Interesse an den
Hartz IV-Demos gehabt, aber ich wusste von
Anfang an, dass die Regierung entschlossener
ist als die Demonstranten. Demonstrationen sind
schon sinnvoll, um auf das Problem aufmerk-
sam zu machen. Allerdings bezweifle ich, dass
durch Demonstrationen, wenn die Regierung
so entschlossen ist, irgendetwas geändert wer-
den kann. Das muss durch andere Weise ge-
schehen, ich weiß zwar nicht wie“ (Nina S.,
57).

Mehrere Frauen nannten weitere Kritikpunk-
te. Zum einen zeigen sie sich von der immer
negativer ausgerichteten Medienberichterstat-
tung beeindruckt. Zum zweiten teilen sie von
Anbeginn medial verbreitete Vorbehalte gegen
die Nutzung der Form der Montagsdemo.

Darüber hinaus wurden sowohl die Slogans
als auch die politische Botschaft abgelehnt und
die Übernahme durch Funktionäre kritisiert:
„Also, ich habe immer ein schlechtes Gewissen
gehabt, ich war da noch nie. Aber ich fand das
schon sehr richtig. Die sind doch immer am
Alexanderplatz vorbei gezogen und da habe ich
mal gehört, wie eine Frau, eine Rednerin rief:
‚es gibt in Berlin zehn Familien, die so und so
viele Millionen haben. Wenn die jetzt jeder eine
Million abgeben würden, dann könnten wir (...)’
so. Dann habe ich gedacht, nee, das kann ich
nicht. Da kann ich nicht mitlaufen. Das ist mir
einfach zu naiv.“ Im zweiten Interview erinnert
sie wieder die Szene mit der Demonstrations-
rednerin: „Solange da so ein Unsinn geredet
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wird und das die Frontfrauen und -männer von
dieser Geschichte sind, dann möchte ich mich
da jetzt nicht unbedingt einsortieren. Also, nicht
wirklich. Ich lehne das nicht grundsätzlich ab,
auf die Straße zu gehen, nee. (...) Diese Berufs-
arbeitslosen, nee, geht mal ohne mich“ (Susan-
ne F., 43, Ostdeutschland, Akademikerin).

Negative Erfahrungen mit früheren Versu-
chen, sich politisch einzubringen, wirken ebenso
(nach) wie aktuelle: „Außerdem habe ich so eine
Erfahrung gemacht. Ich war mal in Neukölln
bei einer Arbeitsloseninitiative mit einer Freun-
din. Aber ich habe gemerkt, wenn ich mich zu
viel damit befasse, ist das für meine Psyche
nicht gut. Weil da sind sehr verhärmte Leute,
und es ist für mich schon schwierig genug, den
Alltag so hinzukriegen, dass ich nicht nur heu-
le, weil ich finde, das macht depressiv, so ein
Leben. Und ich finde, das zieht zu sehr runter,
das war mir zu negativ, der Ansatz. Das waren
schon Berufspolitiker“ (Mirella S., 38 I., West-
deutsche, ehemalige Hausbesetzerin und Gor-
lebenaktivistin).

In einem Fall glaubte eine Befragte zum Zeit-
punkt der Protestwelle, von Hartz IV nicht be-
troffen zu sein. Sie ist eine von vier sympathi-
sierenden Frauen, die im zweiten Interview an-
gaben, im Lichte ihrer gemachten Erfahrungen
im Jahresverlauf vielleicht doch öffentlich de-
monstrieren zu wollen, würde es eine Neuauf-
lage geben: „Ich meine, es ist doch so, wenn ich
immer wieder und immer wieder irgendwas auf
meinen Rücken geknallt bekomme und mich
nicht wehre und mich immer mehr beuge, dann
bekomme ich immer mehr drauf, aber wenn ich
mich aufrichte und demonstriere und sage, es
reicht jetzt, dann regt man vielleicht zumindest
zum Nachdenken an“ (Nina S., 57). Vier der
Sympathisantinnen äußern sich zur zweiten
Befragung weit resignativer als zur ersten.
Sechs der Nichtteilnehmerinnen lehnten die
Hartz IV-Demonstrationen ab, darunter zwei
Frauen, die dem Mobilisierungsgedanken nicht
grundsätzlich negativ gegenüber stehen. Eine

Befragte äußerte inhaltliche Vorbehalte: „Nee,
ich habe sie nicht verstanden. Nee, ich war nicht
dabei.(...) Ich habe nicht verstanden, warum
genau da auf die Straße gegangen wird. Um das
am Beispiel meines Dilemmas zu sagen, wenn,
was häufig kritisiert wird an Hartz IV, wenn
man viel angespart hat, dass man das zuerst
verbrauchen soll, dass man Freibeträge haben
darf (...). Das sind Beträge, die habe ich einfach
gar nicht. (...)Wir jammern auf einem extrem
hohen Niveau, und ich finde es nicht gerecht-
fertigt. Einerseits. Und andererseits gibt es die-
jenigen, die unverschuldet ihre Arbeit verlieren.
Das stört mich wahnsinnig. Oder der Herr
Ackermann (...)“ (Herlinde P., 44, Westdeut-
sche, Dritte-Welt-Aktivistin).

Eine weitere Befragte meint, Demonstratio-
nen seien etwas für die junge Generation: „Ganz
ehrlich, als ich jung war und in Paris studiert
habe, da bin ich viel demonstrieren gewesen.
Leider Gottes, in Deutschland bringt es nichts.
In Frankreich können sie was bewegen, hier ist
nichts“ (Sybille S., 52, südamerikanische Ab-
stammung, deutsche Staatsbürgerschaft).

Vier Frauen lehnen Demonstrationen als
Mittel politischer Auseinandersetzung grund-
sätzlich ab. Teilweise wurde der Niedergang der
Protestwelle zur Bestätigung der eigenen Hal-
tung: „Ich glaube auch nicht, dass es was ge-
bracht hat. Ich kann so Demos auch nicht ver-
stehen. Erwartungen habe ich sowieso keine“
(Sarah O., 44, Engländerin).

Eine andere Befragte erklärt: „Nein (...). Ich
sage mal, für mich wäre das verschwendete Zeit
gewesen. Das juckt kein Schwein, ob da 500
oder 1000 Leute stehen. Ich blockiere anderer
Leute Leben damit. Ich produziere ein negatives
Bild, denn das sind keine subversiven Elemente
oder Asoziale. Und ich bewirke an den Regel-
mechanismen gar nichts. Ich muss schon hin-
gehen und sagen, so geht’s“ (Gesa M., 37).

In dieser Gruppe werden Demonstrationen
mehrfach mit Gewalt in Verbindung gebracht
und deshalb abgelehnt. Eine Befragte äußerte
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explizit, mit „Berufsarbeitslosen“ nichts zu tun
haben zu wollen: „Auch so Arbeitsloseninitiati-
ven, ich habe meine Vorurteile. Das sind immer
dieselben Leute, die man da trifft. Die gegen
alles sind, die immer gegen alles angehen müs-
sen und die auch immer wieder dasselbe sagen“
(Cornelia M., 46).

5 Politische Entfremdung

Die Protestbereitschaft der befragten Frauen
ist, bei aller Sympathie für die Mobilisierun-
gen, großteils eher gering, und sie ist selbst
bei den meisten Teilnehmerinnen der Demos
vom Sommer und Herbst 2004 gebrochen. Der
Diffamierung und Stigmatisierung, mit der die
politischen Eliten auf die Proteste reagierten
und die durch Teile der Medienöffentlichkeit
verstärkt wurden, hatten die direkt Betroffe-
nen wenig entgegen zu setzen. Sich als sol-
cherweise beschimpfte ‚Sozialschmarotzer‘
und ‚Parasiten‘ auf der Straße zu ‚outen‘, dazu
bedarf es besonderer Kraft und Unterstützung
innerhalb einer sozial stabilisierenden Grup-
pe. Es ist kein Zufall, dass diejenigen, die ihre
Erfahrungen mit Hartz IV offensiv vertreten,
politische Aktivistinnen sind, eingebunden in
ein dichtes Netz Gleichgesinnter.

Langzeitarbeitslosigkeit als Hauptursache
für Armut mit ihren vielfältigen Begleiterschei-
nungen setzt schleichend Ausgrenzungsmecha-
nismen in Gang, führt etwa zur Verarmung so-
zialer Kontakte, steht für den Verlust an sozia-
ler Anerkennung und gefährdet in besonderer
Weise die psychische Stabilität. Zwei Drittel
der insgesamt 30 befragten Frauen berichteten
2005 von psychischen Problemen im Verlaufe
ihrer Arbeitslosigkeit, von depressiven Ver-
stimmungen bis hin zum klinischen Befund.
Gerade im Herbst 2004 spitzte sich die Situa-
tion für die Betroffenen zu. Sie mussten ihre
Anträge auf Hartz IV stellen, obwohl weder
die juristischen noch die personellen oder in-
stitutionellen Strukturen bereit standen. Die mit

der Reform einhergehende sehr tief reichende
Verunsicherung gilt zuweilen bis heute, weil
noch immer vereinzelt allein die Leistungsge-
währung nicht funktioniert. Wer im Jobcenter
um sein Geld kämpfen muss und dem Vermie-
ter erklären soll, dass die Miete nicht fristge-
recht gezahlt werden kann, wer jenseits des-
sen mit der schwierigen Bewältigung eines
Alltags in Armut zu tun hat, dem bleibt wenig
Kraft und Ausdauer, für die eigenen Belange
auf die Straße zu gehen.

Bei den meisten interviewten Frauen domi-
nierte eine Mischung aus Wut und Ohnmacht
im Hinblick auf die politischen Verhältnisse:
„Meine Erwartungen (an die Politik, K.L.) sind
gleich null. Die sitzen in Sphären, die sind so
weit weg von allem. Also wer diese Situation
nicht lebt, der – das ist, wie willst du jemandem
erklären, wie Vanilleeis schmeckt. Das kannst
du nicht“ (Mirella S., 38, Nichtwählerin). Der
Chef der Deutschen Bank, Ackermann, oder
die Aktiengewinne großer Unternehmen waren
das Synonym für eine Umverteilungspolitik von
unten nach oben. Allein fünf Frauen forderten
explizit eine Grundsicherung, drei weitere lehn-
ten dies ab, weil sie Geld für geleistete Arbeit
wollen. Doch dass in Deutschland ein Gerech-
tigkeitsproblem vorhanden ist, darin waren sich
die Betroffenen im Grundsatz einig: „Das klingt
immer nach Sozialismus, wenn man sagt, alle
sollen gleich sein“ (Cornelia M., überzeugte
CDU-Wählerin).

Mehrere Frauen erwarteten für die Zukunft
politische Unruhen. Denn „die Leute, die da
oben sitzen und den Bezug zu unten nicht mehr
haben, dass die begreifen, so geht es nicht“ (Nina
S.). Andere betonten, „es gärt, aber es wird nicht
explodieren, da kommt nichts“ (Brigitte S.). Den
einen dienen die französischen Unruhen in den
Pariser Banlieus als positiver Bezugspunkt, wie
es sein könnte, wenn sich mehr Menschen mit
radikaleren Mitteln wehren: „Wie in Frankreich,
dass da mal ein Punkt erreicht ist, wo man sagt,
so, jetzt müssen wir zusammenhalten und jetzt
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müssen wir es denen da oben doch mal zeigen.
(...) Die sind so satt und blind. (...) Das (Wäh-
len, K.L.) ist für mich nur noch Leute verar-
schen, blankes Volkverarschen“ (Bärbel S.,
Nichtwählerin).

Die befragten Frauen sind nicht unpolitisch,
im Gegenteil; auch wenn mehrere betonten, es
falle ihnen mittlerweile sehr schwer, sich mit
Politik überhaupt noch zu beschäftigen: „Das
vergeht mir immer mehr. (...) Ich kann nicht mal
mehr Zeitungen kaufen, nicht wegen dem Geld,
sondern weil ich diese ganzen Lügen, ich kann
sie nicht mehr lesen“ (Bärbel S.). Auch waren
einige Frauen bei Einführung von Hartz IV nach
eigener Darstellung besser über das SGB II und
ihre Rechte informiert als die Jobcentermitar-
beiterInnen.

Allein fünf der zweimal befragten 25 Frau-
en äußerten explizit eine politische Absicht hin-
ter der Bereitschaft, sich für die Interviews zur
Verfügung zu stellen. Für zwei Nicht-Teilneh-
merinnen, die den Hartz IV-Protesten auch
nicht positiv gegenüber stehen, erscheint das
Gespräch für die wissenschaftliche Aufarbei-
tung gleichsam als Alternative: „Ich muss schon
hingehen und sagen, so geht’s. Das ist einer
der Gründe, warum ich hier bin (zum Inter-
view, K.L.). Es ist doch wichtig, dass das alles
mal bekannt wird, was da so passiert“ (Gesa
M.). Das Interview wurde zum quasi offiziel-
len und wichtigen Termin, dem man Bedeu-
tung beimaß und für den man andere wichtige
Tätigkeiten hinten anstellte. Bei aller Belas-
tung, die das Reden über das eigene Schicksal
auslöste, dominierte das positive Gefühl, dabei
mit den eigenen Belangen ernst genommen zu
werden und damit das zu bekommen, was ih-
nen ansonsten verwehrt wird, nämlich Aner-
kennung.

Karin Lenhart ist promovierte Politologin
und lebt in Berlin. E-Mail: Karin.Lenhart@
gmx.de

Anmerkungen

1Während sich mehrere Forscherteams längst
mit allen möglichen Fragestellungen hinsicht-
lich der Effekte von Hartz IV beschäftigen (vgl.
http://www.wipol.de/hartz{evaluierung. htm),
läuft eine geschlechtsspezifische Evaluierung
gerade erst an.

2Die Auswertung der Daten nach ge-
schlechtsspezifisch relevanten Aspekten besorg-
te Mundo Yang (WZB), dem ich dafür danke.

3Die Studie wurde von Januar 2005 bis De-
zember 2006 vom ‚Berliner Programm zur För-
derung der Chancengleichheit für Frauen in
Forschung und Lehre’ gefördert.

4Es ergab sich ein deutlicher Mittelschicht-
bias, den zu erläutern hier nicht der Raum bleibt.
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1 Arbeits(losen)Politiken auf der
nationalen und europäischen
Ebene

Ende 2004 waren fast 20 Millionen Menschen
in den 25 Ländern der erweiterten Europäischen
Union (EU) arbeitslos, was 9% der Erwerbs-
bevölkerung ausmacht. Die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit fällt in den Mitgliedsstaaten
sehr unterschiedlich aus und verdeutlicht, dass
der politische Wille und das Maß der Interven-
tion stark variieren. Arbeitsmarktpolitische Aus-
gaben in den EU-Ländern entsprechen nicht den
Arbeitslosenraten, sondern offenbaren vielmehr
divergierende Strategien. Beispielsweise waren
die Ausgaben in Dänemark, Holland und Bel-
gien zwischen 1985 und 2002 konstant hoch –
und im Falle Belgiens sogar relativ unabhängig
von den sich verändernden Arbeitslosenzahlen
–, während sie in Großbritannien und Italien
strukturell niedrig ausfielen, auch im Falle hö-
herer Arbeitslosigkeit (Lefresne/Tuchszirer
2004). Der Zugang zur Arbeitslosenunterstüt-
zung in Großbritannien wird stetig erschwert,
weshalb immer mehr Menschen der Sozialhilfe
zufallen und sich vom Arbeitsmarkt weiter ent-
fernen: Zwischen 1992 und 2001 verdoppelte
sich die Zahl derjenigen, die Leistungen wegen
Erwerbsunfähigkeit aufgrund langfristiger Er-
krankung beanspruchten, auf fast 2,8 Millio-
nen. Diese Situation ist nicht nur in Großbri-
tannien, sondern auch in den USA und zuneh-
mend innerhalb der EU bekannt. Sie führt zum
Absinken der Erwerbsquoten und zur Verschär-
fung sozialer Exklusion zugleich. Auf dieses
Problem reagieren die EU-Länder mit unter-
schiedlichem Erfolg.

Didier Chabanet

Die politischen Konsequenzen von Arbeitslosigkeit und prekärer
Beschäftigung in Europa

Die dürftigen Ergebnisse auf dem Arbeits-
markt und die Schwierigkeiten bei der Integra-
tion von Währungs- und Wirtschaftspolitik ha-
ben den Ruf nach einer Intensivierung und Ab-
stimmung dieser Bemühungen auf europäischer
Ebene verstärkt. Das ‚Delors White Paper‘ von
1993 war ein größerer Schritt in diese Richtung
und die Basis für das weitere Vorgehen. Die
vom Europäischen Ministerrat vorgelegte ‚Es-
sener Strategie‘ vom Dezember 1994 bildete
die Grundlage für die Definition gemeinsamer
Indikatoren und die Schaffung einer im Jahre
1996 gegründeten permanenten Kommission für
Beschäftigung und Arbeitsmarkt, deren Aufga-
be die Bestimmung von ‚best practices‘ war.
Von Bedeutung war der Amsterdamer Vertrag,
der Beschäftigung zu einer Priorität machte und
entscheidende Maßnahmen einführte. Auf
Grundlage eines multilateralen Überwachungs-
prozesses schlagen die Europäische Kommis-
sion und der Ministerrat den einzelnen Mitglieds-
staaten seitdem ‚Richtlinien‘ vor und beauftra-
gen sie mit der Abfassung von  ‚Nationalen
Aktionsplänen‘, die in Form eines Arbeitsbe-
richtes jährlich bewertet werden. Zusätzlich
wurde die Entscheidungsfindung im Minister-
rat durch die Einführung des Systems der qua-
lifizierten Mehrheit erleichtert.

Im November 1997 entwarf der Luxembur-
ger ‚Beschäftigungs‘-Gipfel dann die Europäi-
sche Beschäftigungsstrategie (EBS), die eine
offene, d.h. nicht-bindende Koordinierungsme-
thode einführte und hierdurch Bedingungen
schuf, um die programmatischen Ziele der EU
mit den Maßnahmenpaketen der Mitgliedslän-
der abzugleichen. Auf dem Lissaboner Gipfel
vom März 2000 verkündete die EU schließlich
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ihr Ziel, bis 2010  „die wettbewerbsfähigste und
dynamischste wissensbasierte Wirtschaft der
Welt zu werden, die zu ununterbrochenem und
nachhaltigem Wirtschaftswachstum mit mehr
und besseren Arbeitsplätzen sowie stärkerem
sozialen Zusammenhalt fähig ist.“1 Vor diesem
Hintergrund wurde eine Beschäftigungsrate von
70% als primäres Ziel festgelegt. Allerdings
haben mehrere Bewertungen, darunter insbe-
sondere der Bericht der Taskforce für Beschäf-
tigung vom November 2003, die Alarmglocken
läuten lassen, dass die EU die selbst gesteckten
Ziele nicht erreichen wird. Ein solches Schei-
tern hat dramatische Konsequenzen für die Zu-
kunft Europas, da es die Grenzen der Integrati-
onsmechanismen hervorhebt und Zweifel an der
Fähigkeit der EU nährt, eine wettbewerbsfähi-
ge Wirtschaft zu schaffen, die mit den anderen
Weltmächten mithalten kann. Darüber hinaus
sind die politischen Kosten außerordentlich
hoch, da die Mehrheit der Bürger die europäi-
sche Einigung danach bewertet, ob die EU in
der Lage ist, die ökonomischen und sozialen
Probleme zu lösen. Einem gnadenlosen Para-
dox folgend versucht sich die EU zu einer Zeit
mit effizienteren Mitteln der sozialen und politi-
schen Kontrolle auszustatten – hier vor allem
durch den Entwurf einer Verfassung –, zu der
die von ihr proklamierte Arbeitsmarktflexibili-
sierung unter Beschuss gerät und die anvisier-
ten Maßnahmen nicht weiterverfolgt werden
können.

2 Massenarbeitslosigkeit und politi-
sches Verhalten

Der weitverbreitete Unmut über Arbeitslosig-
keit und prekäre Beschäftigung hat wichtige
Rückwirkungen auf Wahl- und politisches Ver-
halten. Eines der ältesten und meist belegten
Axiome der Wahlsoziologie ist die Annahme,
dass unzureichende soziale Integration – zumeist
die Konsequenz von Arbeitsplatzverlust – sei-
nen Ausdruck in einer Tendenz zum politischen

Rückzug findet (Verba et al. 1978). Folglich
nehmen Arbeitslose überall in Europa seltener
an Wahlen teil als der Durchschnitt ihrer er-
werbstätigen Mitbürger. In Frankreich war wäh-
rend des Wahljahres 2002 mit seinen Präsident-
schafts- und Parlamentswahlen „der Prozent-
anteil der systematischen Wahlabsentisten unter
den Erwerbslosen 2,5 mal so hoch wie unter
den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, und
1,5 mal so hoch wie unter den in der Privatwirt-
schaft unbefristet Erwerbstätigen.“ (Pierru
2005: 189) Hinzu kam, dass sich 30% der Ar-
beitslosen nicht als Wähler registrieren ließen
(Pierru 2005: 182). In allen EU-Ländern ist das
Vertrauen der Erwerbslosen in Institutionen und
Politiker viel niedriger als im Durchschnitt der
Bevölkerung (Pierru 2005: 195). Diese Erosi-
on politischer Bindungen ist weitestgehend un-
sichtbar, denn sie findet ihren Ausdruck ten-
denziell außerhalb des politischen Feldes, un-
tergräbt aber Europas Demokratien ernsthaft.
Die städtischen Unruhen, die in periodischen
Abständen in einer Reihe von Ländern ausbre-
chen, erinnern uns eindrucksvoll an die Hoff-
nungslosigkeit und das Misstrauen gegenüber
politischen Institutionen bei den Menschen, die
eine langfristige soziale Marginalisierung erlei-
den.

Darüber hinaus findet die äußere Rechte ihre
Stammwählerschaft unter den sozialen Grup-
pen, die den Risiken der Marktwirtschaft am
stärksten ausgesetzt sind: in Deutschland, Bel-
gien, Dänemark, Frankreich, Italien, Norwegen
und den Niederlanden besteht diese Wähler-
schaft zu 62% bis 80.6% aus Arbeitern und
Angestellten (Minkenberg/Perrineau 2005: 86-
87). Im Laufe der letzten Jahre ist eine Ver-
schiebung der Wählerschaft zu beobachten,
wonach die traditionellen Linkswähler (vor al-
lem Arbeiter und Erwerbslose) der Verführung
der extremen Rechten erliegen, während bür-
gerliche Schichten (die so genannten ‚bobos‘
bzw. ‚bourgesois bohèmes‘ oder die ‚lili‘ bzw.
‚libéraux libertaires‘) diese Lücke schließen und
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vermehrt Links wählen. Bei der erstgenannten
Wählerwanderung scheint sich größtenteils ein
Gefühl der Hilflosigkeit in den Arbeiterklassen
– und eben nicht nur unter den Erwerbslosen –
verantwortlich zu zeichnen, da sich letztere vor
allem politischen Gruppen mit innengerichteten
nationalistischen Plattformen zuwenden. In Eu-
ropa bedient die äußere Rechte die Ängste und
Frustrationen großer Teile der Bevölkerung, die
sich – auch wenn sie in den Arbeitsmarkt inte-
griert sind – der Welt und der internationalen
Konkurrenz ausgesetzt und darin bedroht füh-
len. Diese Tendenz ist äußerst beunruhigend,
denn sie impliziert, dass sich die gefährdeteren
Teile der europäischen Arbeitnehmerschaft zu-
nehmend von den Parteien mit Regierungsbe-
teiligung entfremden.

Auch die äußere Linke hat von diesem Un-
mut zu profitieren gewusst und seit Mitte der
1990er Jahre einige größere Erfolge verbuchen
können (Boy/Chiche 2005: 205-228). Ihre Er-
gebnisse bei den Wahlen zum Europaparlament
von 1999 und 2004 lagen in Schweden, Finn-
land und vor allem in Frankreich bei 10% bis
16% (Boy/Chiche 2005: 205-228) und belegen
die Stabilisierung einer gegen den ökonomischen
Liberalismus gewendeten Strömung auf hohem
Niveau. Dieses Phänomen ist kennzeichnend
für die EU der 15 und betrifft nicht die Länder
des ehemaligen Ostblocks, in denen die Erfah-
rungen mit dem Kommunismus links-revoluti-
onäre Bewegungen bleibend in Verruf gebracht
haben.

Diese politischen Phänomene drücken
insgesamt ein Misstrauen gegenüber der traditi-
onellen politischen Klasse aus und strafen die
Regierungsparteien auf ihre Weise für die Un-
fähigkeit ab, das Problem der Massenarbeitslo-
sigkeit einer befriedigenden Lösung zuzufüh-
ren. Die Eurobarometerumfragen zeigen, dass
76% der Europäer die Situation am Arbeitsmarkt
in ihrem Land als ‚schlecht‘ ansehen, im Ge-
gensatz zu nur 22%, die es anders einschätzen.2

Nur in fünf Mitgliedsländern – Irland, Däne-

mark, Großbritannien, Luxemburg und Zypern
– wurde die Situation am Arbeitsmarkt positiv
bewertet. Die Angst vor Firmenverlagerungen
ist vor allem in Frankreich (56%), Österreich
(47%) und Deutschland (45%) weit verbreitet,
aber sehr viel weniger in den baltischen Län-
dern und auf Malta (13-15%).3 Diese Ergebnis-
se zeigen, dass ökonomischer Wettbewerb eher
in den alten Mitgliedsländern als eine Gefahr
sozialen Rückschritts angesehen wird, während
in den neuen die Aufnahme in die EU als eine
Chance betrachtet wird, die Wettbewerbsfähig-
keit zu verbessern und Arbeit sowie Wohlstand
zu schaffen.

Bis vor kurzem hatten diese Ängste keine
ernsthaften Auswirkungen auf den Integrations-
prozess. Dänemarks ‚Nein‘ zum Maastrichter
Vertrag im Jahre 1992 und Irlands Absage an
den Vertrag von Nizza im Jahre 2001 verdeut-
lichten die Grenzen der Unterstützung des Eu-
ropäischen Einigungsprojektes, ohne diesen aber
nachhaltig behindern zu können. Die französi-
sche und niederländische Zurückweisung der
Europäischen Verfassung im April 2005 hinge-
gen, die sich auf solide Mehrheiten von 55%
bzw. 63% stützte, stellt ein bedeutenderes Hin-
dernis auf dem Weg zu einer politischen Union
Europas dar (Dehousse 2005). Diese Zurück-
weisung erwächst aus zwei radikal unterschied-
lichen nationalen Kontexten. In den Niederlan-
den, wo die Arbeitslosenraten im Jahre 2004 zu
den niedrigsten in der EU gehörten, war die
Antwort stärker von innenpolitischen Faktoren
bestimmt als von Ängsten gegenüber der Euro-
päischen Verfassung.4 In Frankreich hingegen
gehören die Arbeitslosenraten zu den höchsten
der EU, und immerhin 86% der Menschen be-
fürchteten im Herbst 2003, dass der europäi-
sche Integrationsprozess zu Firmenverlagerun-
gen führen würde (Cautrès/Denni 2005). Vor
diesem Hintergrund begründeten viele der fran-
zösischen Wähler ihre ‚Nein‘-Stimmen mit den
schädlichen Wirkungen der EU auf den Arbeits-
markt.
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Prekarität und soziale Exklusion erzeugen
eine wachsende Unzufriedenheit in Frankreich
wie auch in der Mehrzahl der EU-Mitgliedslän-
der. Diese Verärgerung ist umso ausgeprägter,
da Regierungswechsel häufig nicht dazu beige-
tragen haben, befriedigende Lösungen auf die-
se Probleme zu finden und damit Perspektiven
für eine bedeutsame Verbesserung der Lage auf-
zuzeigen. Der beschleunigte Integrationsprozess
der EU, der seit dem Maastrichter Vertrag von
1992 sehr ausgeprägt war und sich auch auf die
Umsetzung einer europäischen Beschäftigungs-
strategie auswirkte, wird oft, zu Recht oder zu
Unrecht, als ein Faktor der Verschlimmerung
dieser Situation wahrgenommen. In diesem
Zusammenhang führt die Stabilisierung der Ar-
beitslosigkeit auf hohem Niveau zu einer weit-
reichenden Diskreditierung der nationalen und/
oder europäischen Eliten mit ihren Maßnahmen
im Bereich des Arbeitsmarktes, vor allem unter
den Bevölkerungsgruppen, die dem internatio-
nalen Wettbewerb am stärksten ausgesetzt sind.
Zur gleichen Zeit wird ein immer größerer An-
teil der Bevölkerung mit Zukunftsängsten kon-

frontiert, wodurch sich die Wahrnehmung von
Arbeitslosigkeit und Exklusion verändert und
damit auch die Stigmatisierungseffekte zu ver-
blassen scheinen. Diese Gesamtkonstellation
bereitet den Boden für Arbeitslosengruppen, die
in der autonomen Mobilisierung einen mögli-
chen Weg sehen, ihre Interessen geltend zu ma-
chen. Diese Emanzipation wird überall in Euro-
pa begünstigt durch die Schwere des Problems,
durch die zumindest stillschweigende Unterstüt-
zung im öffentlichen Raum, von der sie immer
stärker profitieren, aber auch durch den genera-
lisierten Verfall der traditionellen Formen poli-
tischer Beteiligung, vor allem der gewerkschaft-
lichen Organisierung.

3 Die Organisierung der Arbeitslosen
in den Mitgliedstaaten

Ungeachtet der sich verschlechternden sozialen
Lage Benachteiligter galt die Mobilisierung Ar-
beitsloser lange Zeit als hochgradig unwahr-
scheinlich. Die zu überwindenden Hürden sind
in der Fachliteratur herausgearbeitet worden und

Didier Chabanet



75

stehen vornehmlich in Zusammenhang mit den
Spezifika einer Personengruppe, die den wir-
kungsmächtigen Kräften sozialer und politischer
Atomisierung üblicherweise ausgesetzt sind
(Richards 2002). Im Lichte der jüngeren Welle
kollektiver Aktionen Erwerbsloser müssen sol-
che Analysen allerdings kritisch hinterfragt wer-
den. Im Folgenden möchte ich einen kurzen
Überblick über die Aktionen in verschiedenen
europäischen Ländern – Belgien, Irland, Itali-
en, Finnland, Deutschland und Frankreich –
geben und Lehren benennen, die aus der Art
ihrer Funktionsweise in systematischerer Hin-
sicht gezogen werden müssen.5

Eine erste Ländergruppe, die aus Belgien und
Irland besteht, ist durch ein begrenztes, residu-
ales Mobilisierungspotenzial gekennzeichnet. In
Belgien sind annähernd 85% der Arbeitslosen
gewerkschaftlich organisiert. Diese außerge-
wöhnliche Situation ist das Ergebnis eines his-
torischen Kompromisses, der dazu geführt hat,
dass die Arbeitslosenunterstützung hauptsäch-
lich über die Gewerkschaften ausgezahlt wird.
In diesem System haben letztere stets darüber
gewacht, die Grundlagen der Unterstützung
Arbeitsloser zu verteidigen, und sei dies nur,
um einen wie auch immer gearteten Vorwand
zur Absenkung von Löhnen zu vermeiden. Auch
wenn die Arbeitslosigkeit seit Mitte der 1970er
Jahre beträchlicht gestiegen ist, so ist die sozia-
le Absicherung Arbeitssuchender doch auf ei-
nem Niveau weit über dem Durchschnitt der
anderen Länder gehalten worden. Beispiels-
weise ist Belgien das einzige Land der EU, wo
die Arbeitslosenunterstützung im Prinzip zeit-
lich nicht begrenzt ist. In den letzten Jahren sind
allerdings Maßnahmen der Einschränkung und
vor allem der Kontrolle eingeführt worden. Im
Visier stehen hier v.a. Lebensgemeinschaften,
da behördlich angenommen wird, dass Leis-
tungsbezieher, die mit anderen Personen eine
Haushaltsgemeinschaft bilden, weniger prekär
leben als allein lebende Erwerbslose. Die Er-
werbslosen haben diese Verfügung mit aller

Entschiedenheit angeprangert, da sie unange-
kündigte Hausbesuche zur Folge hatte und all-
gemein als eine Verletzung der Privatsphäre
wahrgenommen wurde. Die Regierung hat die-
se Praktiken in Reaktion auf die Proteste abge-
mildert. Belgien bietet folglich das Beispiel ei-
nes Wohlfahrtsstaates, der ein hohes soziales
Absicherungsniveau aufrecht erhält, auch wenn
der Arbeitsmarkt einen gravierenden Ab-
schwung durchlebt. Paradoxerweise leidet die
Mobilisierung Arbeitsloser an der Wirksamkeit
seiner Partner, an erster Stelle der Gewerkschaf-
ten, denn die Proteste können sich schwerlich
von einem Gefühl unter den Erwerbslosen näh-
ren, ignoriert und aus der verbandlichen Interes-
senvertretung herausgehalten zu werden. Selbst
wenn Reformen zur Einschränkung des Systems
der Arbeitslosenunterstützung umgesetzt werden,
so ist die Tendenz zum Protesthandeln begrenzt.
Gleichzeitig aber hat hier eine reduzierte und spo-
radische Mobilisierung im Allgemeinen starke
politisch-institutionelle Wirkungen.

Auch in Irland ging jede Phase eines sprung-
haften Anstiegs der Arbeitslosigkeit mit der
Entstehung von Organisationen Erwerbsloser
einher. So 1983, als die Dublin Unemployed
Alliance gegründet wurde, die sich schnell als
privilegierter Gesprächspartner der staatlichen
Stellen durchsetzte und vier Jahre später zur
Gründung der Irish National Organisation of
the Unemployed (INOU) beitrug. Diese ist ein
Repräsentationsorgan Erwerbsloser, das eine
rasche Expansion durchlebte: 1994 waren über
100 und 2003 bereits 180 Gruppierungen ange-
schlossen. INOU widmete ihre Arbeit im We-
sentlichen der Forderung nach sozialen Dienst-
leistungen für Arbeitslose oder der Bewertung
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, weshalb
sie sich kontinuierlich von Formen konfrontati-
ven Handelns abwandte. In einem Kontext star-
ker administrativer Zentralisierung und ange-
sichts der politischen Kultur Irlands, die sich
durch eine große Ehrerbietung gegenüber Au-
toritätsstrukturen auszeichnet, wurde ein Pro-
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test, der die Schwere des zu behandelnden Pro-
blems greifbar gemacht hätte, vereitelt. Der
INOU wurden zunehmend Verantwortlichkei-
ten im Bereich der Dienstleistung für Erwerbs-
lose anvertraut, weshalb sie als ein sozial be-
friedender Akteur betrachtet werden kann. Im
gleichen Zuge haben die Mitgliedsorganisatio-
nen ihre Forderungen abgemildert, zumal seit
1996 die massive Reduzierung der Arbeitslo-
sigkeit eine Phase eines bislang nie da gewese-
nen Wohlstands einläutete. Der irische Fall un-
terstreicht folglich, dass Arbeitslosenvereinigun-
gen nicht notwendigerweise eine mobilisie-
rungsaffine Handlungsorientierung auf den Plan
rufen, insbesondere wenn sie vom staatlichen
Apparat kooptiert werden.

Eine zweite Kategorie, in der Italien und Finn-
land zu verorten sind, deckt die Länder ab, in de-
nen die Mobilisierung der Erwerbslosen begrenzt
ist und auf mittlerem Niveau verbleibt. In Italien
konzentriert sie sich auf bestimmte städtische Ge-
biete des Südens, vor allem auf Neapel und Um-
gebung – eine Region, die seit mehreren Jahr-
zehnten von einer endemischen Arbeitslosigkeit
von über 30% betroffen ist. Ihre Anfänge gehen
auf den Juni 1975 zurück, als annähernd 2000
Arbeitslose, der Proteste in Neapel nach einem
Jahr überdrüssig, nach Rom marschierten und von
der Regierung empfangen wurden. Anlässlich die-
ses Treffens kündigte jene die Schaffung von
10.500 neuen Arbeitsplätzen zugunsten der pro-
testierenden Erwerbslosen an. Am gleichen Tage
erhielten 700 der protestierenden Arbeitslosen
Neapels von der Stadtverwaltung einjährige Ar-
beitsverträge, die aus einem Hilfsfonds der Regie-
rung finanziert wurden. Von diesem Erfolg ge-
stärkt, entstanden in Neapel zahlreiche Arbeitslo-
senräte, die mit den staatlichen Stellen auf lokaler
und nationaler Ebene die Bedingungen für eine
Einstellung ihrer Mitglieder aushandelten. Seit die-
ser Zeit sind diese Gruppen fest in der lokalen
politischen Landschaft verankert, so dass sie heu-
te von den staatlichen Stellen als legitimer Ge-
sprächspartner anerkannt werden. Sie spielen in

gewisser Hinsicht die Rolle einer Vermittlungs-
agentur, die zum Teil die Unzulänglichkeiten eines
Wohlfahrtsstaates abfedert, dessen Sozialleistun-
gen zu den niedrigsten in Europa zählen. Italien
stellt einen Sonderfall dar, der durch eine sehr
starke Regionalisierung der Proteste Erwerbslo-
ser gekennzeichnet ist. Ohne Zweifel gibt es in
Europa kein anderes Beispiel einer autonomen
Erwerbslosenbewegung, die mit einem solchen
Maß an politischer Anerkennung und einem so
wichtigen Einfluss rechnen kann. Zugleich ist die-
se Situation auf einen lokalen Handlungsradius
beschränkt und kontrastiert mit dem Fehlen einer
Mobilisierung im Rest des Landes.

In Finnland ist die Arbeitslosigkeit zwischen
1990 und 1994 von 3,2% auf 16,6% gewaltig
gestiegen, um sich bis zum Jahr 2000 auf einem
Niveau von über 10% zu stabilisieren. Dieser
Anstieg hat zur Verbreitung von Arbeitslosen-
gruppen geführt, von denen 200 alleine zwi-
schen 1990 und 1997 gegründet wurden, und
die sich unter dem Dach der 1991 geschaffenen
National Cooperation Association of the Un-
employed organisierten. Diese Gruppierungen
wurden von den mächtigen Gewerkschaften
weitreichend kontrolliert, die über wichtige Res-
sourcen verfügen und eine Schlüsselrolle im
öffentlichen Raum und in den institutionellen
Beratungs- und Entscheidungsfindungsprozes-
sen spielen. Dadurch konnten die Arbeitslosen
in entscheidender Weise an der Oppositionsbe-
wegung gegen die amtierende Regierung teil-
nehmen und die Maßnahmen zum Abbau eines
Sozialstaates anprangern, der bis dahin in aller
Welt für seine Generosität berühmt war. Kulmi-
nationspunkt dieser Bewegung bildete ein Pro-
test von 20.000 Personen, die dem Ruf der Er-
werbsloseninitiativen gefolgt waren und am 4.
November 1993 aus Anlass des ‚Revolutions-
Donnerstags‘ auf die Straßen gingen. Diese
Aktion ist die wichtigste nationale Demonstra-
tion nach dem Zweiten Weltkrieg und übertrifft
im Vergleich die 6.000 Personen bei weitem,
die sich 2002 zum landesweit größten Protest-
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ereignis gegen Nuklearwaffen zusammen fan-
den, oder die 10.000 Menschen, die 2003 ge-
gen den Krieg im Irak demonstrierten. Diesem
Protest war aber keine Zukunft beschieden, denn
als eine linke Regierungskoalition 1995 an die
Macht kam, entzogen die sympathisierenden
gewerkschaftlichen und parteipolitischen Kräfte
den Erwerbslosenorganisationen ihre Unterstüt-
zung und isolierten sie dadurch. Die finnische
Situation unterstreicht folglich die Möglichkei-
ten einer Mobilisierung Arbeitsloser, aber auch
die Fragilität ihrer Aktionen, da diese von außer-
gewöhnlichen politischen Umständen abhängen,
auf welche die Erwerbslosen wenig einwirken
können. Auch der finnische Fall ist paradox, da
die Arbeitslosen relativ gut organisiert waren, an
Massenaktionen teilnahmen und diese zuweilen
auch hervorrufen konnten, ohne die Protestdy-
namik jedoch steuern zu können, da diese auf
externen Rahmenbedingungen basierte.

Eine dritte Kategorie, zu der Deutschland
und vor allem Frankreich gehören, verweist auf
Fälle einer längerfristigen und weiträumigen
Mobilisierung. Frankreich ist zweifelsohne das
EU-Land, in dem dieses Protestphänomen am
deutlichsten sichtbar wurde. Arbeitslose sind in
den letzten zwanzig Jahren mehrfach in großer
Zahl mobilisiert worden und haben unter Be-
weis gestellt, dass sie zu anhaltendem Handeln
in gewissem Umfang befähigt sind. Ihre Orga-
nisierungen konnten auf einem Netzwerk auf-
bauen, das, obschon in manchen Regionen akti-
ver als in anderen, auf nationaler Ebene präsent
ist. Es gründet zudem auf Allianzen mit Ge-
werkschaften und Gruppierungen der äußeren
Linken, die die politische Isolierung Erwerbs-
loser schmälern halfen. Trotz beschränkter Res-
sourcen hat es die französische Arbeitslosenbe-
wegung geschafft, eine gewisse Handlungsau-
tonomie zu wahren. Die allererste ‚Nationale
Arbeitslosengewerkschaft‘ (Syndicat National
des Chômeurs, SCN) wurde 1982 auf Initiative
einer Handvoll links-katholischer Aktivisten
gegründet. Sie war die treibende Kraft hinter

dem Protestmarsch in Paris am 30. Mai 1985 –
mit ca. 5000 Personen die bislang größte De-
monstration des SCN. Interne Differenzen führ-
ten zur Schwächung, 1985 gar zur Aufspaltung
des SNC, aus der die ‚Nationale Bewegung der
Arbeitslosen und prekär Beschäftigten‘ (Mou-
vement National des Chômeurs et Précaires,
MNCP) hervorging. 1987 wurde die ‚Vereini-
gung für Arbeit, Information und Solidarität‘
(Association Pour l’Emploi, l’Information et la
Solidarité des chômeurs, APEIS) für Arbeits-
lose und prekär Beschäftigte durch kommunis-
tische Parteiführer aus den Pariser Vorstädten
gegründet. Und 1993 riefen Gewerkschaftler,
Abeitslosenverbände und Intellektuelle gemein-
sam ‚Handle gegen Arbeitslosigkeit!‘ (Agir con-
tre le Chômage, AC!) ins Leben. Erwähnung
verdient auch die Gewerkschaftsgliederung der
kommunistischen Confédération Générale du
Travail (CGT) zum Schutze Arbeitsloser, die
1983 gegründet wurde und vor allem im Süden
des Landes von entscheidender Bedeutung ist.
All diese Organisationen wurden nach 1982 in
nur einem Jahrzehnt gegründet – eine Zeit, die
durch Massenarbeitslosigkeit, neue Armut, dem
Scheitern einer linken Arbeitsmarktpolitik und
der Beschleunigung des europäischen Integra-
tionsprozesses mit dem Maastrichter Vertrag
gekennzeichnet war.

Im selben Jahrzehnt stieg der Mitglieder-
schwund der Gewerkschaften und das Miss-
trauen gegen politische Parteien in beträchtli-
chem Maße – zwei Faktoren, die der Autono-
mie sozialer Bewegungen zuarbeiten. Vor die-
sem Hintergrund erklärt sich die Bereitschaft
der Erwerbslosen, ihrer Unzufriedenheit Aus-
druck zu verleihen und sich selbst für ihre Sa-
che einzusetzen. Denn sie konnten nicht mit der
Unterstützung der etablierten Parteien rechnen
– eine Ausnahme bildeten in Einzelfällen die
trotzkistische Ligue Communiste Révolution-
naire (LCR) und die kommunistische Parti
Communiste Français (PCF) – und standen in
ständigem Konflikt mit den meisten Gewerk-

Die politischen Konsequenzen von Arbeitslosigkeit und prekärer Beschäftigung in Europa



78

schaften, außer der CGT. Unter diesen Bedin-
gungen konnten sie nur von einem positiven
öffentlichen Meinungsklima profitieren. Im
November und Dezember 1995 eröffnete sich
eine günstige Gelegenheit, als die Erwerbslo-
sen Teil der größten sozialen Protestbewegung
wurden, die das Land seit Mai 1968 gesehen
hatte. Im Winter 1997 und während des Jahres
1998 erkämpften sie sich schließlich einen Weih-
nachtsbonus über 200 Euro, ebenfalls begüns-
tigt durch ein generelles Klima beträchtlicher
sozialer Unruhe. Seitdem versuchen Erwerbs-
losenvereinigungen die Gerichte zu nutzen, um
die Kürzung von Sozialleistungen für Arbeits-
suchende anzufechten. Allerdings kollidiert dies
unweigerlich mit der staatlichen Weigerung, die
Repräsentativität dieser Organisationen anzuer-
kennen, da dieser Status rechtlich den Sozial-
partnern vorbehalten ist.

In Deutschland hat die Mobilisierung der
Erwerbslosen ebenfalls in beträchtlichem Maße
zugenommen, begünstigt durch eine Kombina-
tion aus steigenden Arbeitslosenzahlen und po-
litischen Reformen. In Folge der Wiederverei-
nigung weiteten sich die Proteste in beträchtli-
chem Maße aus, vor allem im Osten des Lan-
des, wo die Arbeitslosigkeit doppelt so hoch ist
wie im nationalen Durchschnitt. Auf Grund des
föderalen Systems verbreiten sich Arbeitslosen-
bewegungen auf der lokalen Ebene, erhalten aber
in Form nationaler Vereinigungen eine Struk-
tur, vornehmlich durch die BAG Erwerbslose,
die BAG Sozialhilfeinitiativen, die Koordinie-
rungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosen-
gruppen und den Arbeitlosenverband, der in
Ostdeutschland sehr stark ist. Im Jahre 1998
versammelten sich mehrere Tausend Erwerbs-
lose zu monatlichen Aktionstagen, die anste-
henden Bundestagswahlen vom September
1998 im Blick. Arbeitslose nahmen an Massen-
demonstrationen im November 2003 und April
2004 gegen die geplante Hartz IV-Reform teil
und waren maßgeblich an der Durchführung
der Montagsdemonstrationen in über 230 Städ-

ten während des Sommers 2004 beteiligt. Of-
fensichtlich hatte die Stärke der Erwerbslosen-
proteste mit der Reichweite der Reform zu tun,
denn dieses Vorhaben schürte die Angst des
sozialen Abstiegs unter Erwerbslosen und Ar-
beitnehmern. In diesem Zusammenhang spiel-
ten die Gewerkschaften, unter ihnen vor allem
der Deutsche Gewerkschaftsbund, eine wichti-
ge, aber ambivalente Rolle, da sie die Reform
nicht entschieden genug ablehnten. Zwar waren
ein Großteil der Erwerbsloseninitiativen ge-
werkschaftlich organisiert, dennoch war die
Opposition gegen das Reformvorhaben in der
Bevölkerung so weit verbreitet, dass die Pro-
teste der Kontrolle des mächtigen DGB entzo-
gen waren. Dieses Umfeld erleichterte es den
politisch aktiven Erwerbslosen, ihre Meinung
öffentlich kundzutun, da es vor allem das Stig-
ma neutralisierte, das gerade in Deutschland an
Arbeitslosigkeit geknüpft ist. Auch wenn sie
nicht mit dem gleichen Maß öffentlicher Unter-
stützung und politischer Kontakte wie die fran-
zösischen Erwerbslosen rechnen konnten, so
schienen sich die Arbeitslosen auch in Deutsch-
land zunehmend autonomen, oftmals eruptiven
Aktionsformen zuzuwenden.

Dieser Überblick über die europäische Pro-
testlandschaft eröffnet Einblicke in Aspekte der
Mobilisierung von Arbeitslosen. In den unter-
suchten Fällen scheinen Phasen eines hohen
Mobilisierungsniveaus Zeiten hoher Massen-
arbeitslosigkeit zu entsprechen, auch wenn
dieser Zusammenhang weder direkt noch auto-
matisch gegeben ist. Aus der tief sitzenden Un-
zufriedenheit der Bevölkerung entsprangen Er-
werbslosengruppierungen, die gegenseitige Hil-
fe und politische Bewusstwerdung in Gang setz-
ten und damit zu einem unerlässlichen Hebel
für den Übergang zu kollektivem Handeln wur-
den (Maurer 2001).

Die Unterstützung durch die Gewerkschaf-
ten ist ein wichtiges Mittel, um die organisatori-
schen Schwierigkeiten der Erwerbslosen aus-
zugleichen; aber sie kann auch der Emanzipati-
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on der Arbeitslosen als Gruppe im Wege ste-
hen. Die Uneinigkeit und Fragmentierung der
Gewerkschaften bietet den Erwerbslosengrup-
pen im Allgemeinen einen größeren Aktionsra-
dius, da diese Initiativen Rivalitäten ausnutzen
und durch eine Reihe möglicher Allianzen mehr
Handlungsspielraum erhalten können. Dennoch
kommen die Erwerbslosen in die Gefahr einer
Abhängigkeit, die ihrem Wunsch nach Autono-
mie entgegen steht. Sie sind hierbei auf eine
allgemeine politische Kräftekonstellation an-
gewiesen, über die sie keine Kontrolle haben.
Erwerbslose wurden in ihrer Protestbereitschaft
oftmals sogar von Seiten der Gewerkschaften
entmutigt, da letztere die gesellschaftliche Oppo-
sition in ihren Händen halten wollten. Folgen-
reich ist allerdings eine Spaltung, die sich heute
zwischen reformistischen Gewerkschaften
einerseits, die der Regierung nahe stehen und
Einschränkungen für Arbeitslose akzeptieren, und
Organisationen andererseits einstellt, die zwar
weniger politischen Einfluss genießen, aber in
einer Kultur des Widerstandes verwurzelt sind
und darin minoritäre Gruppen stützen.

Die Mobilisierung Erwerbsloser entwickelt
sich innerhalb regionaler Kontexte durch die
Konfrontation mit lokalen Akteuren – in der
Regel Arbeitsagenturen und Stadtverwaltun-
gen –, was aber der geographischen Expansion
nicht im Wege steht. Dezentralisierte politisch-
administrative Systeme – zu deren Inbegriff der
föderale Staat gehört – scheinen für kollektives
Handeln Arbeitsloser am günstigsten zu sein
(Bagguley 1991). Frankreich zeichnet sich in
diesem Sinne zwar durch relativ zentralisierte
politische Gelegenheitsstrukturen aus, die sich
aber mit einem teilweise dezentralisierten Sys-
tem der Arbeitslosenverwaltung und -unterstüt-
zung auf lokaler Ebene verbinden. Wir haben es
hier mit einem besonderen Fall zu tun, der die
Lebendigkeit der Brennpunkte regionaler Mo-
bilisierung erklären kann.

Da sie die konkreten Lebensbedingungen der
Erwerbslosen weitestgehend bedingen, sind

wohlfahrtsstaatliche Systeme auch ein entschei-
dendes Erklärungsmoment (Chabanet/Giugni
2005). Man könnte annehmen, dass ein restrik-
tiver Apparat Unzufriedenheit bei den Arbeits-
losen erzeugen und daher politische Mobilisie-
rung ermutigen würde. Allerdings wachsen die
Erwartungen der Erwerbslosen entsprechend
ihrer Rechte, weshalb es demzufolge zu akute-
ren Frustrationen und Protesten kommen dürf-
te, sobald diese Rechte in Frage gestellt oder
eingeschränkt werden. Es ist dies einer der Grün-
de, warum Proteste Erwerbsloser wesentlich
häufiger in Frankreich oder Deutschland vor-
kommen, als beispielsweise in Großbritannien
oder in den ärmsten und sozialstaatlich am we-
nigsten entwickelten Ländern der EU. Eine der
für die Mobilisierung der Arbeitslosen güns-
tigsten Konfigurationen besteht folglich aus der
Verbindung eines hohen Sicherungsstandards
mit Reformen, die eine Einschränkung von An-
spruchsberechtigungen vorsehen.

4 Schlussfolgerungen

Arbeitslosigkeit und Prekarität gehören zu den
beherrschenden Herausforderungen im heuti-
gen Europa, die eine wachsende politische Un-
zufriedenheit hervorrufen. Die Erwerbslosen
selbst sind, obschon sie als nicht mobilisierbar
galten, den Beweis angetreten, dass sie zu kol-
lektivem Handeln befähigt sind – je nach Land
mit mehr oder minder großem Erfolg. Ihre Pro-
testbereitschaft verdeutlicht, dass diese Bewe-
gung von endogenen Ressourcen und externen
Vermittlern aktuell profitiert hat, die in hohem
Maße notwendig waren, um ihr politisches Le-
ben einzuhauchen. Die Tatsache, dass die Pro-
teste durch eine größtenteils günstige öffentli-
che Meinung unterstützt wurden, ist ein Zei-
chen für die wachsende Unruhe, die die Proble-
me auf dem Arbeitsmarkt hervorrufen. Meine
Analyse unterstreicht aber die Komplexität der
Erklärungsfaktoren, denn die Mobilisierung
Arbeitsloser vermischt ökonomische, politische
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und institutionelle sowie auch kognitive oder
subjektive Dimensionen, die daher zu einer inte-
grierten Reflexion dieser Phänomene einladen.

Didier Chabanet ist Associated Research
Fellow bei Triangle, Institut für Politische Wis-
senschaften in Lyon. E-Mail: didierchabanet@
hotmail.com

Der Text und verwendete Zitate wurden aus
dem Englischen von Christian Lahusen über-
setzt. Er ist Professor für Soziologie, verglei-
chende Kultursoziologie und politische Sozio-
logie Europas an der Universität Siegen.

Anmerkungen

1http://ec.europa.eu/employment_social/
employment_strategy/index_en.htm

2Special Eurobarometer 215/Welle 62.1, Lis-
bon, (Februar 2005: 5).

3Special Eurobarometer 215/Welle 62.1, Lis-
bon, (Februar 2005: 32).

4Flash Eurobarometer, 172, The European
Constitution: Post-referendum survey in the
Netherlands, (2005: 15).

5Für diese Ausführungen stütze ich mich vor
allem auf einen Sammelband in Vorbereitung, der
sich der Mobilisierung der Arbeitslosen in Euro-
pa widmet und auf Beiträgen beruht, die in einer
Arbeitstagung an der University of Oxford am
10./11. Juni 2005 vorgestellt wurden. Ich bedan-
ke mich bei Jean Faniel, Frédéric Royall, Simone
Baglioni, Eeva Luhtakallio und Martti Siisiäinen
sowie Christian Lahusen und Britta Baumgarten
für ihre wertvollen Analysen Belgiens, Irlands,
Italiens, Finnlands und Deutschlands.
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Offenbar wird von nicht wenigen Sozialwis-
senschaftlerInnen angenommen, dass eine rela-
tiv verbreitete Affinität von sozialen Bewegun-
gen und Mittelschichten besteht. Diese Auffas-
sung hat sich hierzulande vermutlich während
der 1980er Jahre herausgebildet und gefestigt,
da in der Tat die sogenannten ‚Neuen Sozialen
Bewegungen‘ (Friedensbewegung, Ökologie-
bewegung und Frauenbewegung u.a.) weitge-
hend von der gebildeten Mittelschicht getragen
wurden. Allerdings kann bezweifelt werden, ob
diese Sichtweise verallgemeinerungsfähig ist;
umgekehrt könnte vermutet werden, dass sie
sich einer gewissen akademischen und euro-
zentristisch verkürzten Optik verdankt. Mit
Blick auf andere Teile der Welt ließe sich mei-
nes Erachtens sogar die Gegenthese formulie-
ren, dass fast überall in der Peripherie sich rele-
vante und größere soziale Bewegungen vor
allem aus Segmenten von Unterschichten re-
krutiert haben. Dies kann am Beispiel Latein-
amerikas demonstriert werden.

1 Historischer Abriss

Soziale Bewegungen im Sinne des Tenors der
Definition von Joachim Raschke1 hat es in La-
teinamerika seit der spanischen Conquista (und
möglicherweise auch schon zuvor) gegeben.
Proteste, Zusammenschlüsse und Aufstände von
unterschiedlichen Indígena-Gruppen oder Völ-
kern, von Sklaven, Bergarbeitern, Campesinos
usw. kamen im Laufe der fast 500-jährigen Ge-
schichte Lateinamerikas nach der Eroberung
durch die Europäer immer wieder vor, wurden
aber durch die auf ‚große Personen‘ und ‚Staats-
ereignisse‘ fixierte Geschichtsschreibung in der
Regel ‚übersehen‘. Gegenüber der Aufzählung

Dieter Boris

Soziale Bewegungen als Form des Unterschichtenprotests
Das Beispiel Lateinamerika

von häufig sozial und ökonomisch folgenlosen
Palastrevolutionen, Putschen und abrupten
Wechseln an der politischen Oberfläche blieb
die Geschichte der sozialen Bewegungen ‚von
unten‘ lange im Dunkeln der einschlägigen For-
schung. Dies ist aber auch zum Teil dem spon-
tanen und daher häufig wenig dauerhaften Cha-
rakter sowie den daraus resultierenden zahlrei-
chen Niederlagen dieser Bewegungen zuzu-
schreiben.

Sogenannte ‚Neue Soziale Bewegungen‘
sind auch in Lateinamerika in den 1960er und
1970er Jahren entstanden und haben sich erst
seit dieser Zeit systematisch artikuliert (so z.B.
Menschenrechtsgruppen, Frauenbewegungen,
Umweltbewegungen usw.). Gegenüber den so-
genannten ‚alten sozialen Bewegungen‘ (vor
allem Campesino- und Gewerkschaftsbewegun-
gen, teilweise auch indigene Bewegungen) sind
die neuen nicht nur oder nicht primär an materi-
ellen Verbesserungen und Zielen interessiert,
sondern ebenso an Fragen der Menschenwür-
de, des sozialen Status in den Beziehungen der
Geschlechter zueinander, der Natur- und Um-
welterhaltung. Diese Dimensionen schufen zum
Teil ganz neue Politikfelder, die sich vor allem
während der Militärdiktaturen eröffneten und
die von diesen neuen Bewegungen besetzt wur-
den. Dennoch sollte die Unterscheidung zwi-
schen alten und Neuen Sozialen Bewegungen
gerade in Bezug auf Lateinamerika nicht zu
scharf gezogen werden, da es insbesondere auf
diesem Subkontinent zwischen beiden sehr vie-
le Überschneidungen und Kontinuitätslinien
gab. Im Übrigen ist stets im Auge zu behalten,
dass sich in fast allen sozialen Bewegungen in
Lateinamerika früher und heute wesentlich stär-
ker als in Europa materielle und immaterielle
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Zielsetzungen in der Regel eng miteinander ver-
banden. Die wesentlich krassere soziale Un-
gleichheit und die zusätzlich durch die neolibe-
rale Politik akzentuierte Polarisierung brachte
fast zwangsläufig eine unterschiedliche soziale
Trägerschaft als Basis der sozialen Bewegun-
gen hervor. Zu Recht bemerkt die Berliner Sozi-
ologin Renate Rott: „Während in den westli-
chen Industrieländern soziale Bewegungen fast
ausschließlich von der nach dem Zweiten Welt-
krieg sehr stark angewachsenen Mittelklasse
getragen werden – und dann zumeist auch nur
von einer jüngeren Generation –, sind es in La-
teinamerika die Unterschichten, junge und alte
Menschen, die die Stärke der Bewegungen aus-
machen und materielle Forderungen nach ei-
nem Mehr an ökonomischer Mitbeteiligung stel-
len. Und sie sind zumeist in einer Situation der
politischen Bedrohung, der Nicht-Repräsentanz
und materieller Not entstanden, Verhältnisse, die
sehr verschieden von dem westeuropäischen
Sozialstaat der Nachkriegszeit sind“ (Rott 1992:
54).

Zudem ist der politische Hintergrund der
sozialen Bewegungen in Europa/Nordamerika
und in Lateinamerika während der 1970er und
1980er Jahre gänzlich verschieden gewesen.
Während in Europa und Nordamerika prozedu-
rale oder elektorale Demokratien im Sinne R.
Dahls (wenn auch teilweise mit steigender Poli-
tikverdrossenheit kämpfend) existierten, waren
zu jener Zeit in Lateinamerika fast überall Mili-
tärdiktaturen oder autoritäre Regime an der
Macht, die die herkömmlichen Formen politi-
scher Partizipation extrem beschnitten und da-
her neue Wege der Artikulation ‚von unten’ er-
zwangen. Das Verbot von politischen Parteien,
die Unterdrückung von Gewerkschaften und
Verbänden sowie die scharfe Zensur der Medi-
en führte zu neuen Ausdrucks- und Organisati-
onsformen. Im Kampf gegen die Militärdikta-
turen erlangten viele soziale Bewegungen (z.B.
die Menschenrechtsbewegungen, Frauenbewe-
gungen, religiös-soziale Bewegungen u.a.) eine

herausragende Rolle, wenngleich es sicherlich
falsch wäre, auf sie alleine die ‚Systemtransfor-
mation‘ zurückzuführen. Gewandelte externe,
internationale Bedingungen, stärkere Fraktio-
nierungen innerhalb des jeweiligen Bürgertums
(auch im Militär selbst) sowie mangelhafte bis
äußerst korrupte Regierungs- und Wirtschafts-
führung der jeweiligen Militärdiktaturen waren
die wichtigsten Gründe für die zunehmende
Ablehnung dieser Herrschaftsform und ihr
schließliches Abtreten. An der Aushandlung der
sogenannten Transitionsprozesse waren typi-
scherweise die sozialen Bewegungen und ihre
Repräsentanten nicht wesentlich beteiligt, son-
dern vielmehr die nun wieder entstehenden bzw.
allmählich wieder zugelassenen politischen Par-
teien.

Auf den ersten Blick ist es paradox, dass
fast alle sozialen Bewegungen während und nach
der Demokratisierung einen mehr oder minder
deutlichen Niedergang erlebten (Boris 1998:
103ff, 164ff). Dies hatte aber gute Gründe: In
den Übergangsprozessen waren relativ radika-
le, partikulare und basisdemokratisch veranker-
te Forderungen nicht besonders gefragt. Die tra-
ditionellen Parteien vertraten in der Regel vor-
sichtigere und diplomatischere Positionen, die
durch die sozialen Bewegungen eher gefährdet
schienen. Die früheren Machthaber, insbeson-
dere die Militärs, aber auch wichtige Kräfte in
der Unternehmerschaft und unter den Groß-
grundbesitzern sollten nicht allzu sehr provo-
ziert werden. Das Argument, die ‚Regierungs-
fähigkeit’ sei nur durch Kompromisse mit den
abtretenden Diktatoren möglich, wurde den
Forderungen der Repräsentanten sozialer Be-
wegungen immer wieder entgegen gehalten.
Vielfach wurden Initiatoren von sozialen Be-
wegungen auch durch die Parteien oder gar
über Regierungsämter und hohe Posten später
absorbiert. Auch einige Forderungen waren ge-
legentlich schon erfüllt worden. Die Argumen-
tation, dass der Hauptgegner nun verschwun-
den sei und dass viele Aufgaben der sozialen
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Bewegungen jetzt von der offiziellen Politik oder
der Justiz wieder übernommen werden könn-
ten, wurde vielfach akzeptiert. Die relative Pas-
sivität sozialer Bewegungen im Übergangspro-
zess selbst und unmittelbar danach war auch
nicht selten auf ihre Zersplitterung, auf die un-
terschiedlichen, heterogenen Zielsetzungen oder
schlicht auf den Mangel an politischen Vorstel-
lungen – jenseits ihres ‚Spezialbereichs‘ hinaus
– zurückzuführen.

2 Revitalisierung sozialer Bewegun-
gen in den 1990er Jahren

Die Periode von etwa Mitte der 1980er bis Mit-
te der 1990er Jahre war in fast allen Ländern
der Zeitabschnitt, in welchem der Übergang von
einer Militärdikatur zur formalen Demokratie
erfolgte und in dem zugleich der wirtschafts-
und gesellschaftspolitische Wechsel zu einem
neoliberalen Leitbild vollzogen wurde. Abgese-
hen von wenigen Ausnahmen in bestimmten
Ländern war dies eine Zeitspanne, die durch
den Niedergang und die Schwäche sozialer Be-
wegungen charakterisiert war. Seit etwa der
zweiten Hälfte der 1990er Jahre waren allerdings
in nicht wenigen Ländern des Subkontinents
die inneren Widersprüche des neoliberalen
Modells gewachsen und deren negative Aus-
wirkungen auf zunehmende Teile der Bevölke-
rung wurden sichtbar (Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit und des informellen Sektors, Erhöhung
der Armutsquote sowie generell eine vertiefte
Einkommens- und Vermögenspolarisierung).
Diese Widersprüche sowie deren verhältnismä-
ßig geringe Widerspiegelung auf der politischen
Ebene und die Abwesenheit von entsprechen-
den politischen Korrekturen führten gegen Ende
der 1990er Jahre zu einer Revitalisierung sozia-
ler Bewegungen in fast allen Ländern Latein-
amerikas.

Eine besondere Bedeutung kommt dabei den
neu entstandenen oder wiederbelebten indige-
nen Bewegungen zu, in denen ein hoher Anteil

von Abkömmlingen der Ureinwohner sich or-
ganisierte.2 Extreme Armut, fast vollständige
Abwesenheit politischer Partizipation und kul-
tureller Anerkennung sowie Gleichstellung
kennzeichnet ihre Lage bis auf den heutigen Tag
(Ströbele-Gregor 2006: 5ff). Auch die gegen
Ende der 1990er Jahre sich konsolidierende
Arbeitslosenbewegung in Argentinien (‚Pi-
queteros‘), die im Kontext von Privatisierungs-
prozessen und den u.a. dadurch ansteigenden
Arbeitslosenquoten entstanden war, kann
zunächst vornehmlich als Ausdruck eines mas-
siven Unterschichtenprotests begriffen werden.
Dieser führte dann allerdings im Zusammen-
hang mit der großen Krise von 2001/02 auch
dazu, dass bedeutende Teile der verarmten Mit-
telschichtsegmente bzw. derjenigen, die besser-
gestellt und vom Bankenzugang plötzlich aus-
geschlossen waren, (in anderen Protestformen)
mitgezogen wurden (Boris/Tittor 2006: 67ff).
Auch die Landlosenbewegung in Brasilien (Mo-
vimento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra,
MST) war gerade während der Regierungspe-
riode des – vormals als progressiv geltenden –
Präsidenten F.H. Cardoso (1995-2002) in hef-
tige Konflikte verstrickt, da dieser die ‚illega-
len‘ Besetzungen ungenutzter Landflächen
besonders drastisch zu sanktionieren versuch-
te. Dennoch gelang es dieser Bewegung unter
erschwerten ökonomischen und politischen
Bedingungen, ihren Einfluss auszudehnen und
ihre soziale Basis zu erweitern (Calcagnotto/
Gottwald 2003).

Diese drei sozialen Bewegungen (‚indige-
ne‘, Arbeitslosen- und Landlosenbewegung)
können seit der Jahrhundertwende als die
schlagkräftigsten und prägendsten sozialen Be-
wegungen in den jeweiligen Ländern (und
darüber hinaus) gelten. Bei aller Unterschied-
lichkeit der jeweiligen Entstehungsgeschichte,
der Aktionsformen und -forderungen kann als
Gemeinsamkeit festgehalten werden, dass ihre
soziale Basis sich nahezu vollständig aus Seg-
menten der Unterschicht rekrutiert; neue Akti-
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onsformen, eine deutliche politische Bündnis-
fähigkeit sowie die Entwicklung programmati-
scher Forderungen, die über das partikulare
Ursprungsziel hinausweisen, sind weitere Mo-
mente, die sie verbindet und die sie überdies für
weitere Teile von anders gelagerten Unterschicht-
segmenten und für Angehörige der Mittelschicht
interessant oder sogar als vorbildlich erschei-
nen ließ. Die in den einzelnen Ländern Latein-
amerikas unterschiedlich spürbaren Tendenzen
der Revitalisierung sozialer Bewegungen seit
Ende der 1990er Jahre lassen sich im Wesentli-
chen auf drei Ursachen zurückführen:

a) auf den Fortbestand oder gar die Ver-
schlimmerung der ökonomischen und sozialen
Probleme auch nach der Demokratisierung und
unter dem Druck neoliberaler wirtschaftspoliti-
scher Praktiken;

b) auf das Versagen und die Delegitimie-
rung traditioneller politischer Parteien; dies führ-
te fast überall zu einem Anstieg der ‚Politikver-
drossenheit‘ und zu einem Niedergang der tra-
ditionellen Parteien;

c) auf die Entstehung neuer Freiräume durch
den ‚Rückzug des Staates‘ neoliberaler Obser-
vanz und die Tendenzen der Dezentralisierung
politischer Herrschaft, welche basisdemokrati-
schen Experimenten Auftrieb verlieh (Boris
2002: 125ff).

3 Soziale Bewegungen und neue
‚Mitte-Links‘-Regierungen

Die Aufstiegsphase der sozialen Bewegungen
um die Jahrtausendwende führte bekanntlich zu
wichtigen Veränderungen auf der politischen
Ebene: Nach der Abwahl oder Vertreibung neo-
liberal orientierter Präsidenten oder Regierun-
gen gelangten in einer Reihe von Ländern wäh-
rend der ersten Jahre des neuen Jahrzehnts po-
litische Gruppierungen an die Schaltstellen der
Regierungstätigkeit, die ihre Akzente auf sozia-
len Ausgleich, Wiederaufwertung staatlicher
Regulierungskompetenzen sowie auf eine neue

Außen- und Außenwirtschaftspolitik setzten.
Die sogenannte anti-neoliberale Wende in Ve-
nezuela (1998/99), in Argentinien (2001/02),
Brasilien (2002/03), Uruguay (2004/05), Boli-
vien (2005/06), Ecuador (2006/07) sowie die
für die Linksparteien nur sehr knapp verlorenen
Wahlen in Mexiko, Costa Rica und anderswo
indizieren, dass mit den neuen Mitte-Links-Re-
gierungen in der Tat eine nicht unbedeutende
Machtverschiebung – auf der Ebene des politi-
schen Systems – stattgefunden hat.

Zweifellos ist die Intensität und Tragweite
dieser neuen Mitte-Links-Regierungen durchaus
unterschiedlich zu bewerten. Aber ihre Entste-
hung aus einer Krise und Delegitimierung vor-
heriger, nahezu unisono akklamierter neolibe-
raler Politiken sowie aus einer – mehr oder min-
der deutlich – vorgetragenen Offensive sozialer
Bewegungen scheint kaum zu bezweifeln zu
sein. Manche Regierungen bzw. Regierungs-
parteien (wie beispielsweise die PT in Brasili-
en, die MAS in Bolivien) sind solche, die aus
der Sammlung von verschiedenen sozialen Be-
wegungen hervorgegangen sind; in anderen
Fällen bilden (alte und neue) Bewegungen und
zugleich entstandene ‚organizaciones popula-
res‘ die Basis und die Hauptstütze der Mitte-
Links-Regierungen (wie z.B. in Argentinien,
Uruguay und Venezuela).

Natürlich kann es nicht ausbleiben, dass die
Beziehungen zwischen Regierungen und Be-
wegungen in der neuen Konstellation sich mo-
difizieren: Die Bewegungen differenzieren sich
selbst. Teile werden inkorporiert und zu Hilfs-
truppen und Durchführungsinstanzen der Re-
gierung transformiert (wie z.B. im Falle der so-
genannten ‚Bolivarischen Zirkel‘ in Venezuela),
andere gehen auf kritische Distanz zur Regie-
rung (wie z.B. die MST in Brasilien, Teile der
Piqueterobewegung in Argentinien). Da die Al-
ternativen zu den gegenwärtigen Mitte-Links-
Regierungen mit Sicherheit einer Restauration
neoliberaler Machtverhältnisse gleichkommen
(ein Weitertreiben der Regierungen zu deutli-
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cheren ‚linken‘ Politiken ist außer in Venezuela
und Bolivien nicht absehbar), versuchen in den
meisten Fällen die sozialen Bewegungen, zu ‚ih-
ren‘ Regierungen ein stets neu auszutarierendes
Verhältnis von Unterstützung/ Kooperation und
Kritik/ Konflikt zu bewahren.

Kaum ein Beobachter der lateinamerikani-
schen Szene hätte Anfang der 1990er Jahre eine
derartige Konstellation für möglich gehalten.
Selbstverständlich sind die Momente der Kon-
tinuität und Diskontinuität der gegenwärtigen
Mitte-Links-Regierungen Gegenstand heftiger
Diskussionen auf politischer und akademischer
Ebene. Nicht wenige Beobachter (übrigens in
verschiedenen Lagern) unterstreichen die Kon-
tinuitätsmomente (mit Zufriedenheit oder in der
Absicht heftiger Kritik, je nach Position). An-
dere sehen die Fortschritte eines anti-neolibera-
len Projekts allmählich entstehen und akzentu-
ieren die Lernprozesse der letzten Jahre und die
Schwierigkeit, grundlegende Veränderungen in
kurzer Zeit zu vollziehen. Die Verschränkung
von Veränderungen und relativer Konstanz der
Verhältnisse drückt sich z.B. in der Analyse des
argentinischen Politikwissenschaftlers Atilio

Boron aus: „Die Massen in den Straßen konn-
ten neoliberale Regierungen absetzen, aber nur
um sie durch andere zu ersetzen, die ihnen sehr
glichen. In vielen Fällen löste sich die zunächst
sehr eindrückliche populäre Bewegung wenig
später nach der Vertreibung der Regierung in
der Luft auf, ohne fähig gewesen zu sein, die
verschiedenen Strömungen zu einem neuen po-
litischen Subjekt zu synthetisieren, welches mit
notwendigen Attributen ausgestattet ist, um die
neuen Kräfteverhältnisse zu konsolidieren und
einen Rückfall in frühere Situationen zu verhin-
dern“ (Boron 2006: 301).

4 Theorieansätze und lateinameri-
kanische Realität

Versucht man – wenigstens stichwortartig – die
aufsteigende Linie und den aktuellen Höhepunkt
sozialer Bewegungen im Protestzyklus im heu-
tigen Lateinamerika mit den unterschiedlichen
theoretischen Ansätzen der herkömmlichen Be-
wegungsforschung (Hellmann 1999: 91ff) in
Beziehung zu setzen, so wird man nur grobe
und abgestuft relevante Hinweise finden kön-
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nen, was u.a. auf den gänzlich anderen gesell-
schaftlichen Hintergrund, vor dem diese ent-
standen sind, zurückzuführen ist. Gewiss bietet
die Feststellung einer – womöglich sehr lange
andauernden – Deprivierung (wie im Falle der
indigenen Bevölkerungsteile) für sich genom-
men noch keine ausreichende Begründung
dafür, dass das damit verbundene Gefühl der
Exklusion und Unterdrückung sich nun – just
seit den 1990er Jahren – vermehrt in Form or-
ganisierter sozialer Protestbewegungen Aus-
druck verschaffen müsste. Ähnliches ließe sich
auch von den Landlosen, den Arbeitslosen, den
Afro-Amerikanern in der Bevölkerung etc. sa-
gen.

Die soziale Exklusion und die vergleichs-
weise dauerhafte Unterprivilegierung musste
auf gesamtpolitische und mikropolitische Gele-
genheitsstrukturen treffen, in denen die Entfal-
tung von dauerhaften Protestbewegungen erst
wahrscheinlich wurde. Diese sind vor allem in
den relativen Misserfolgen der neoliberalen Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik zu sehen, die
auffallend stark und zunehmend mit den damit
verbundenen Versprechungen kontrastierten
(Boris 2001). Die ökonomisch-soziale Verun-
sicherung wurde noch durch die Untätigkeit der
politischen Parteien und die Zunahme vor allem
der Alltagskriminalität potenziert; die Degradie-
rungs- und Unsicherheitsfaktoren schienen sich
zu multiplizieren, eine grundlegende Wende
wurde offenbar von wachsenden Bevölkerungs-
teilen als unwahrscheinlich angesehen.

Die neoliberale Politik war aber auch durch
den mehr oder minder starken Rückzug des Staa-
tes aus der Wirtschaft und der Gesellschaft ge-
kennzeichnet. Dem Abbau korporativer und in-
terventionistischer Elemente entsprach die Ab-
lehnung der vollen staatlichen Verantwortung
beispielsweise für das Gesundheits- und Erzie-
hungswesen sowie für das Wohlergehen von
extrem unterprivilegierten Bevölkerungsteilen.
Teilweise sind die Zuständigkeiten von der zen-
tralstaatlichen Instanz auf nachgeordnete Stu-

fen (Bundesstaaten, Provinzen oder Gemein-
den) verlagert worden. Beide Tendenzen – Rück-
zug des Staates und Dezentralisierung von Ent-
scheidungen – haben aber auch neue Freiräume
für Bewegungen von unten gebildet, deren Zu-
standekommen wiederum von lokalen und re-
gionalen Initiativen abhing. Die meisten sozia-
len Bewegungen sind lokal, höchstens regional
orientiert und häufig auf sogenannte ‚single is-
sues‘ bezogen gewesen. Auf dieser Ebene der
dichten Kontakte und Kommunikationskanäle
konnte sich das Moment der Selbstverständi-
gung und Elemente von kollektiver Identität of-
fensichtlich wesentlich besser herausbilden als
durch makro-politische Programmpunkte. Es
wäre lohnend, die Hypothese zu überprüfen, ob
und inwieweit gerade die neoliberale Politik
solche dezentralen Basisaktivitäten – nolens
volens – mitbegünstigte, ja sie vielleicht erst
hervorgebracht hat, weil durch eben diese Poli-
tik die bisherigen kollektiven Akteure, die auf
nationaler Ebene zu agieren gewohnt waren, sehr
geschwächt wurden (Ströbele-Gregor 1994,
Campbell 2003 und Chávez/Goldfrank 2004).

Diese Kommunikationsprozesse, Selbsthil-
feleistungen, Solidaritätsbeweise der näheren
sozialen Umwelt sowie gewisse Erfolge las-
sen häufig theoretische Deutungsmuster ent-
stehen, die dem – teilweise regelverletzenden
– kollektiven Handeln eine neue Legitimität
verschaffen. Diese Momente – dauerhafte und
zunehmende Deprivation, politische Gelegen-
heitsstrukturen auf unterschiedlichen Ebenen
und die Entstehung sozialer, kultureller und
politischer Identitäten – scheinen in Lateiname-
rika wesentlich relevanter für die Erklärung
sozialer Bewegungen zu sein als die sogenannte
Ressourcenmobilisierungstheorie oder krude
Rational-Choice-Modelle, in denen Risiken/
Kosten und ‚Erträge‘/Belohnungen von Mo-
bilisierungsteilnahme von einzelnen Individu-
en angeblich gegeneinander aufgewogen wer-
den. Erst die spezifische Kumulierung von un-
terschiedlichen Elementen (und für die analy-
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tische Betrachtung: von Aspekten des Gegen-
standes in seiner zeitlichen Entwicklung) und
ihre relativ parallele Entfaltung vermögen rele-
vante Mobilisierungsprozesse sozialer Bewe-
gungen im gegenwärtigen Lateinamerika zu
erklären.

Dieter Boris (geb. 1943) ist Professor für
Soziologie an der Philipps-Universität Marburg.
E-Mail: boris@staff.uni-marburg.de

Anmerkungen

1„Soziale Bewegung ist ein mobilisierender,
kollektiver Akteur, der mit einer gewissen Kon-
tinuität auf der Grundlage hoher symbolischer
Integration und geringer Rollenspezifikation
mittels variabler Organisations- und Aktions-
formen das Ziel verfolgt, grundlegenderen so-
zialen Wandel herbeizuführen, zu verhindern
oder rückgängig zu machen“ (Raschke 1991:
33f).

2Außer in Bolivien und Ecuador, wo die in-
digenen Bewegungen sich am stärksten und
breitesten entfalteten, muss auch auf die Bedeu-
tungssteigerung indigener Bewegungen in Me-
xiko, Chile, Guatemala und Kolumbien hinge-
wiesen werden.
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Dass ‚Götter‘ protestieren, scheint auf den
ersten Blick ungewöhnlich, wird doch sozia-
ler Protest allgemein mit Deprivationserfah-
rungen, sozialer Benachteiligung und derglei-
chen, aber nicht mit ‚Göttlichem‘ in Verbin-
dung gebracht.

Im Folgenden sollen einige generelle Vor-
aussetzungen für die Entstehung von sozia-
lem Protest benannt werden, in deren Licht
die Ärzteproteste des Jahres 2006 in Deutsch-
land keinesfalls obskur erscheinen. Tieferlie-
gende Probleme des medizinischen Feldes und
dessen Verbindung zur Gesamtgesellschaft
werden – so die zentrale These dieser Skizze
– allerdings durch die Proteste nicht benannt,
sondern möglicherweise sogar verschleiert.

Sozialer Protest ist ein voraussetzungsrei-
cher Prozess: Es muss erstens so etwas wie
eine objektive Krise einer Gesellschaft oder ei-
nes ihrer Felder gegeben sein. Zweitens muss
sich diese Krise in subjektivem Leid, z.B. in
einer Erwartungsenttäuschung, niederschlagen.
Drittens dürfen potentielle Protestakteure die
Verantwortung für dieses Leid bzw. für die ‚ob-
jektive‘ Krise nicht sich selbst, sondern müs-
sen sie anderen zuschreiben. Die Verantwort-
lichkeit kann ‚dem Staat‘ oder einer bestimmten
Gruppe unterstellt werden, die in irgendeinem
Zusammenhang mit der Krise steht. Sie kann
aber auch auf andere Gruppen projiziert wer-
den, die dann als ‚Sündenböcke‘ fungieren.
Viertens verfügen Protestakteure – dies gilt
zumindest für Deutschland – über ein Mindest-
maß an ‚Ressourcen‘ wie z.B. Bildung. Fünftens

bedarf es auslösender Ereignisse und/oder an-
derer soziale Identität stiftender Symbole, da-
mit der Protest auch eine kollektive Form an-
nimmt (vgl. Schmitt 2006; Schmitt in diesem
Heft).

Betrachtet man mit diesem – freilich verein-
fachenden – Raster die deutschen Ärzteproteste
des Jahres 2006, wird offensichtlich, weshalb
diese sich über einen relativ langen Zeitraum
erstrecken konnten: Das medizinische Feld ist
in seiner Verwobenheit mit ‚der Gesellschaft‘
von manifesten Konflikten durchzogen, die nicht
losgelöst voneinander zu betrachten sind. Mit
steigenden Ausgaben und sinkenden Einnah-
men stellt sich nicht bloß die Frage nach der
Gesamtfinanzierung, deren Beantwortung mit
dem Gesundheitsfonds nicht nur bei Kranken-
kassen auf Widerstand stößt. Zugleich ist damit
die Gerechtigkeitsfrage mit der Diagnose einer
‚Zwei-Klassen-Medizin‘ aufgeworfen.

Subjektiv empfundener Unmut ist mindes-
tens auf der Ärzte-Seite ebenso vorhanden: eine
unzureichende Bezahlung und unzumutbar lan-
ge Dienstzeiten sowie nicht vergoltene Über-
stunden (siehe Montgomery, in diesem Dialog).
Bereits an dieser Stelle muss allerdings auf ein
‚relationales‘ Leiden hingewiesen werden. Das
heißt, es geht nicht nur um absolute Arbeitsbe-
dingungen, sondern um solche, die mit dem Maß
des Bildes der ‚Götter in Weiß‘ gemessen wer-
den. Es wird also nicht bloß mit den Bedingun-
gen des gleichen Berufsstandes im Ausland ver-
glichen, wie es in Abwanderungsdrohungen zum
Ausdruck kommt. Vielmehr genießt der Arztbe-
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ruf in Deutschland nach wie vor das höchste
Ansehen aller Berufe (Allensbach 2005). Die
Arbeitsbedingungen sind demgegenüber nicht
‚göttlich‘.

Dass die Misere bzw. die Möglichkeit, diese
zu beheben, bei anderen Akteuren angesiedelt
wird, ist offensichtlich. Die Ärzte können sich
nicht selbst ihre Honorare erhöhen, die Klinik-
ärzte den Personalmangel nicht durch modifi-
zierte Dienstpläne ausgleichen etc.

Auch das vierte Kriterium zur Entstehung
von Protest ist mehr als erfüllt. Ein Großteil der
Ärzte ist im Marburger Bund organisiert. Au-
ßerdem ist weit mehr als das nötige Maß an
Bildung gegeben. Zu dem hohen Bildungsgrad
tritt noch hinzu, dass verglichen mit anderen
Uni-Absolventinnen und Absolventen die Ärz-
teschaft im Durchschnitt eine höhere soziale
Herkunft aufweist, also mit einem sehr „legiti-
men Habitus“ (Bourdieu 1982) ausgestattet ist,
der es erlaubt, sich legitimiert zu fühlen, die
Stimme zu erheben. Über kollektive Identität
stiftende Symbole verfügt die Ärzteschaft
ohnehin, zu denen nicht zuletzt das Berufsethos
zählt.

Unter diesem Blickwinkel wird nicht nur
verständlich, weshalb die Ärzteproteste zustan-
de gekommen sind, sondern auch, warum sie
sich über einen längeren Zeitraum erstrecken
konnten und – gemessen an den Forderungen
der Ärzte – relativ erfolgreich waren.

Indem die Proteste vorwiegend auf die Ar-
beitsbedingungen und damit gewissermaßen auf
die soziale Lage der Ärzteschaft rekurrieren,
reagieren sie auf einen wesentlichen Missstand
des medizinischen Feldes. Gleichzeitig tragen
sie jedoch dazu bei, dass dessen tieferliegende
Probleme ausgeblendet und damit reproduziert
werden. Eine ‚Genesung des Ganzen‘ wird
durch die Befriedigung der partiellen Ärzteinte-
ressen – mehr Geld, bessere Arbeitsbedingun-
gen – unwahrscheinlicher.

Die Erfolgsbedingungen des Protests sind
gleichzeitig Teile des Problems.

Auch wenn es Ärzten selbst gar nicht recht
sein mag, wenn sie als ‚Götter in Weiß‘ be-
trachtet werden, weil es ihnen unerfüllbare Er-
wartungen an sie aufbürdet, wird dieses Bild
nicht zuletzt in Arzt-Patienten-Verhältnissen
größtenteils unbewusst reproduziert. Die Ent-
stehung dieses Bildes hat neben der hehren
Aufgabe des ‚Heilens‘ und dem hohen Grad an
realer und zugeschriebener Verantwortung vie-
le Gründe, wovon hier nur ein Aspekt heraus-
gegriffen werden soll: die soziale Rekrutierung
von Ärzten. Die Auswahlkriterien, die über den
Zugang zu einem Medizinstudium entscheiden,
scheinen zunächst neutralen Qualitätskriterien
zu entsprechen. Betrachtet man allerdings die
soziale Herkunft von Medizinstudierenden, fällt
auf, dass sie verglichen mit anderen Fächern
und erst Recht im Verhältnis zur Gesamtgesell-
schaft überdurchschnittlich hoch ist (BMBF
2003). Es ist bekannt, dass die Studienfach-
wahl von der sozialen Herkunft mitbestimmt
wird (Lührmann 2002: 103ff). Zum einen fließt
diese in die Auswahlkriterien Abiturnote sowie
früher noch in den ‚Medizinertest‘ mit ein und
auch die zunehmenden Bestrebungen hochschul-
autonomer Auswahlverfahren lassen keine her-
kunftssensiblen Verfahren erwarten. Zum an-
deren nehmen selbst bei gleicher Abiturnote
Angehörige bildungsferner Schichten viel sel-
tener ein Medizinstudium auf, sondern wählen
eher solche Fächer, deren Status nicht so ex-
trem weit weg ist von ihrer sozialen Herkunft
und damit ihrem Habitus, ihrer Identität. Dieser
Befund hat eine lange Geschichte, die dazu führt,
dass sich nicht nur ein inhaltlich-methodisch
geprägter (und intern nach Fachgebieten aus-
differenzierter) Fachhabitus herausbildet, son-
dern dieser zudem stark mit Elementen eines
bürgerlich-legitimen Habitus vermengt ist. Dies
wäre an sich gar nicht zu kritisieren, würde
dahinter nicht eine Ungleichverteilung von Bil-
dungschancen stehen und hätte es nicht weitest-
gehend unbemerkten Einfluss auf Arzt-Patien-
ten-Verhältnisse und gar auf Diagnosen und
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Therapien. Um es an einem beobachteten Bei-
spiel zu verdeutlichen:

Ein 73-jähriger Zimmergenosse, der aus ei-
nem Dorf der ländlichen Umgebung der Uni-
versitätsstadt stammt und einer Arbeiterfamilie
angehört, hatte während des Krankenhausauf-
enthaltes erhöhten Blutdruck. Er berichtete, dass
dies an der Aufregung in dieser ungewohnten
Umgebung läge, zumal er schlecht höre und
sonst seine Frau immer alles regele. Eigentlich
habe er nie hohen Blutdruck, hier ginge ihm
aber „schon die Pumpe“, wenn sich die „Weiß-
kittel“ nur näherten. Bei seiner Abschluss-Visi-
te meinte der Arzt, dass der Bluthochdruck me-
dikamentös behandelt werden müsse. Auf den
Einwand des Patienten, dass „es die Aufregung
sei“, entgegnete der Arzt, dass der Blutdruck
bislang jeden Tag in der Klinik erhöht gewesen
sei, so dass es nicht die Aufregung sein könne.

Ohne über diese Maßnahme medizinisch
urteilen zu können und wollen, zeigt die Szene

doch zweierlei: Der Arzt konnte sich offenbar
entweder nicht vorstellen, dass der Patient Sta-
tus- und Habitusunterschiede zum Arzt wahr-
nimmt und/oder dass diese wahrgenommenen
Unterschiede zu Aufregung und zu hohem Blut-
druck führen. Außerdem wird aus einer Wahr-
scheinlichkeitslogik auf den Einzelfall geschlos-
sen, obwohl die Einzelfalllogik ohne Mehrauf-
wand zugänglich gewesen wäre. Aus dem wahr-
scheinlichen Zusammenhang „bei vier Messun-
gen, viermal erhöhter Blutdruck = Bluthoch-
druckleiden“ wird auf den Einzelfall geschlos-
sen, obwohl dieser die Logik aufweist: „bei
Aufregung = hoher Blutdruck“.

Dieser erkenntnislogische Fehler ist nichts
Besonderes, sondern gehört zum ‚normalen’
quantifizierenden Denken in unserer Gesellschaft
dazu, weshalb er oft unbemerkt bleibt oder gar
als ‚wissenschaftlich‘ gewürdigt wird.

Mit diesem Beispiel sind Probleme ange-
sprochen, die mit der medizinischen Ausbildung
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zusammenhängen und die aufgrund von Fehl-
diagnosen hohe Folgekosten haben:
• Mehr als ‚Eignung‘ entscheidet soziale Her-

kunft über den Zugang zum Medizinstudi-
um. Dies sorgt – neben anderen Faktoren –
zur Reproduktion des Bildes der ‚Götter in
Weiß‘, welches zum einen Ansprüche und
Erwartungsenttäuschungen erzeugt, die An-
lass zu Protesten geben. Zum anderen exis-
tieren dadurch weniger ‚milieu- bzw. habi-
tussensible‘ Ärzte als möglich wären.

• Die medizinische Ausbildung selbst vermit-
telt zu wenig Vorstellung darüber, dass Men-
schen in unterschiedlichen Milieus leben und
diese auch verinnerlichen. Dies hat nicht nur
Einfluss auf die jeweiligen Wahrnehmungen
und Definitionen von Krankheit, sondern
auch auf das Arzt-Patienten-Verhältnis und
damit unkontrolliert auf Diagnosen und The-
rapien.

• Die medizinische Ausbildung ist erkenntnis-
theoretisch zu uninformiert, weshalb die fol-
genreiche Frage, wie sich Einzellfalllogiken
zu Wahrscheinlichkeitslogiken verhalten,
weitestgehend ausgeblendet bleibt.

Diese grundlegenden Mängel sind freilich nicht
auf das Feld der Medizin beschränkt. Doch ge-
rade dieses Feld wäre aufgrund seiner gesell-
schaftlichen Stellung geeignet, zu einer infor-
mierteren und emanzipierteren Gesellschaft bei-
zutragen.

Die Ärzteproteste sind vor den genannten
Hintergründen sehr verständlich, doch verhin-
dern sie mit ihrem ausschließlichen Rekurs auf
ärztliche Lagen und Arbeitsbedingungen einen
diagnostischen Blick auf das gesamte Feld. Sie
tragen damit – so richtig und wichtig die ge-
stellten Forderungen sind – zur Reproduktion
der ‚Feld-Krankheiten‘ bei. Die Tatsache, dass
der Marburger Bund sich zwar auch für das
übrige Klinkpersonal bessere Bedingungen
wünscht, aber separat für die Ärzteschaft
kämpft, verstärkt diesen Effekt der Status- und
Habitusreproduktion noch. Wären die ‚Götter

in Weiß‘ aufgrund einer veränderten Sozialstruk-
tur und Ausbildung des Feldes ‚nur’ wissen-
schaftlich und sozial qualifizierte Erdenwesen,
würde einiges im medizinischen Feld und in der
Gesellschaft genesen.

Lars Schmitt ist Soziologe am Zentrum für
Konfliktforschung der Philipps-Universität
Marburg. E-Mail: lars.schmitt@staff.uni-
marburg.de

Anmerkung

1Es wird in diesem Zusammenhang entwe-
der von Göttern oder Halbgöttern in Weiß ge-
sprochen. Selbst wenn letztere in der griechi-
schen Mythologie tragisch enden, ändert dies
nichts an dem Bild, das die hohe Selbst- und
Fremdeinschätzung des Berufsstandes symbo-
lisiert.
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Es gehört schon sehr viel dazu, ein so friedli-
ches Völkchen wie die Ärzte zum Streik zu trei-
ben. Die deutschen Arbeitgeber und Gesund-
heitspolitiker haben es geschafft. Aber haben
sie aus den Aktionen gelernt? Werden wir zu-
künftig von weiteren ‚Ärztestreiks‘ verschont
bleiben? Ich glaube nein, denn die Grundpro-
bleme ärztlicher Arbeit sind nur kaschiert, nicht
beseitigt.

Ärzte haben immer schon viel gearbeitet und
– zumindest als nachgeordneter Arzt im Kran-
kenhaus – nie viel verdient. Aber seit den 1990er
Jahren verzeichnen wir nicht nur eine erhebli-
che Zunahme von Arbeit insgesamt, wir stellen
auch fest, dass sich die Arbeit am Patienten er-
heblich verdichtet hat. Seit 1990 wurden nicht
ungestraft 10% der Krankenhäuser geschlos-
sen, 20% der Betten gestrichen, die Zahl der
Fälle um über 20% vermehrt und die Verweil-
dauer der Kranken um über ein Drittel gesenkt.
Hinzu kamen aber noch drei weitere Faktoren:
Zum einen konnte das DIW1 nachweisen, dass
der Nettolohn der Ärzte in zehn Jahren um 7,5%
gesunken ist, während andere Mitarbeiter 6%
mehr erhalten. Zum anderen hat die gesund-
heitspolitisch verantwortete Finanznot vieler
Krankenhäuser diese verleitet, Überstunden
zwar abzuverlangen, aber nicht zu bezahlen, und
zum dritten fehlen heute attraktive Perspekti-
ven, sei es in der Niederlassung, sei es in Dau-
erstellungen am Krankenhaus. In dieser explo-
siven Gemengelage das Weihnachtsgeld einsei-
tig zu streichen und die Arbeitszeiten ohne Lohn-
ausgleich anzuheben, war eine politische
Torheit, die ihresgleichen sucht. Die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder unter ihrem Vor-
sitzenden Hartmut Möllring hat diesen kapita-
len Bock gleichwohl geschossen.

Frank Ulrich Montgomery

Ärztestreiks in Deutschland – „...sag’ mir, was soll es bedeuten...“

Alle drei Probleme konnten aber durch die
Streiks nur teilweise angegangen, schon gar
nicht gelöst werden. So haben wir zwar, bezo-
gen auf die ‚alten‘ BAT-Gehälter vor 2003, den
Stand des Einkommens halten können – wir
haben aber nicht wirklich die notwendigen Ein-
kommenssteigerungen erkämpfen können. Wir
haben mit der Einführung elektronischer Zeiter-
fassungen die Abrechnung geleisteter Überstun-
den erleichtert, nicht aber wirklich gesichert. Die
Einführung längst überfälliger, von Europa ge-
forderter strenger Arbeitszeitbegrenzungen
wird aus ökonomischen Gründen immer wieder
verschoben. Schließlich: Die gesetzliche Rege-
lung zur Refinanzierung der nötigen Arbeits-
kosten im Krankenhaus steht noch aus. Auch
die Perspektiven für Krankenhausärzte sind
nicht rosiger geworden. Der absurde Ansatz der
völlig verfehlten Gesundheitsreform des Jahres
2006 macht den Berufsbereich noch unattrakti-
ver, zerstört Chancen und Hoffnungen.

Wir werden also schon bald weitere Ärzte-
streiks in Krankenhäusern erleben. Und ich pro-
gnostiziere, diese werden noch härter, länger
und ethisch problematischer werden.

Wir haben es bei den jungen Ärzten mit ei-
ner hochmotivierten, bestausgebildeten, kom-
petenten und aktiven Generation zu tun, die ar-
beiten will und Leistung von sich und anderen
fordert. Sie erwartet gesellschaftliche Anerken-
nung und Respekt – und sie verdient diese auch.

Die Gleichmacherei einer antiquierten Ge-
werkschaftspolitik à la ver.di kann intellektu-
elle Leistungsträger nicht befriedigen. Sie ra-
dikalisiert sie vielmehr. Nur so ist zu verste-
hen, dass allein die Ankündigung, nicht mehr
mit ver.di gemeinsam Tarifverhandlungen füh-
ren zu wollen, zu einer Zunahme der Mitglied-

Lars Schmitt und Frank Ulrich Montgomery
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schaft des Marburger Bundes um etwa 30%
führte.

Eine Gesundheitspolitik, deren Inkompetenz
und Handlungsunfähigkeit nur noch durch den
Willen zu Machterhalt und persönlichem (poli-
tischen) Vorteil verdeckt werden, stößt diese
Generation ab. Ihre Identifikation mit dem Sys-
tem und diesem Staat, seinen Krankenhäusern
und seinen Krankenkassen schwindet. Irgend-
wann wird dann auch die noch alles zusammen-
haltende Bindung an den Patienten nachlassen.
Bisher konnte Politik diese Bindung als Halte-
kraft fest in ihre Überlegungen einbeziehen. Man
konnte den Altruismus der Ärzte (das gilt in
gleicher Weise übrigens auch für Kranken-
schwestern) in die gesundheitspolitischen Bi-
lanzen als geldersetzenden Wert einstellen. Da-
mit aber wird bald Schluss sein.

Je mehr Ärztinnen und Ärzte genötigt wer-
den, sich wie ganz normale Arbeitnehmer zu
verhalten, je mehr sie auch sichtbar die norma-
len Instrumente des Arbeitskampfes für sich in
Anspruch nehmen müssen, desto mehr schwin-
det das Mysterium des Arztberufes.

Das mag manche Ideologen freuen, den Pa-
tienten und der Medizin aber schadet es.

Dr. Frank Ulrich Montgomery ist Kranken-
hausarzt an der Hamburger Universitätsklinik
und Vorsitzender der Ärztegewerkschaft Mar-
burger Bund. E-Mail: monti@montgomery.de

Anmerkung

1Deutsches Institut für Wirtschaftsfor-
schung, Wochenbericht Nr. 34/2005.
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ANALYSE
...................................................................................................................................

Body Politics
Körper und Straßenprotest

„Der Körper sind wir und jeder von uns“ er-
klärt ein italienischer Aktivist in Bezug auf die
Proteste gegen den G8-Gipfel in Genua 2001
(Azzellini 2001/2002: 28). Angesichts der
oftmals elementaren Körpererfahrungen beim
Straßenprotest kann die Thematisierung des
Körpers durch AktivistInnen kaum überraschen.
Nackter Protest gegen Pelzmäntel; die linke
Faust geballt; die Arme untergehakt Ketten bil-
den; AktivistInnen, die auf einer Wiese mit ih-
ren Körpern ein Peacezeichen formen oder als
‚menschliche Schutzschilde’ die Zerstörung von
Wohnhäusern verhindern – all dies sind Situati-
onen, in denen nicht nur für die AktivistInnen
selbst, sondern auch für die Öffentlichkeit der
Körper im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit
steht. Besonders augenscheinlich wird die Kör-
perlichkeit von Protest, wenn auf der Straße
deklamiert wird „mein Bauch gehört mir“ – body
politics also auch Inhalt des Protestes sind.

Bei Straßenprotesten geht es nicht nur um
die Masse der anwesenden Körper oder einen
Massenkörper, sondern auch um die Art, wie
der Körper zum Einsatz kommt. Wie wird mit
dem Körper Politik – body politics – gemacht?

Wie wird also nicht nur über, sondern insbe-
sondere auch mit dem Körper Politik gemacht?
Die grundsätzliche Frage dieser Ausgabe des
Forschungsjournals – ‚Barfuß oder Lackschuh?‘
– ist nicht nur eine Frage nach der sozialen Ver-
ortung der AktivistInnen, sondern kann gleich-
sam auf eine strategische Entscheidung für eine
Ausdrucksform verweisen. So erhielten Akti-
vistInnen noch im März 2001 in geliehenen Lack-
schuhen und dem entsprechenden Anzug Zu-
gang zum Pentagon, in dessen Eingangshalle
dann aus Protest gegen Militärpolitik ein ‚die-
in’ inszeniert wurde. Barfuß oder gar ganz nackt
zu protestieren, verschafft zwar nicht unbedingt

Zugang zu sonst verschlossenen Räumen, dafür
aber Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit und
insbesondere in den Medien, ohne dass damit
die soziale Lage der AktivistInnen unmittelbar
erkenntlich wäre.

Im Folgenden werden einige Facetten von
body politics im Straßenprotest aufgezeigt. Da-
mit soll dem Umstand Rechnung getragen wer-
den, dass der Körper zwar offensichtlich im Zu-
sammenhang mit Straßenprotesten eine Rolle
spielt, ihm jedoch in der Protest- und Bewe-
gungsforschung bisher kaum Aufmerksamkeit
gewidmet wurde.

‚Körper gegen Körper‘
Straßenproteste sind immer durch einen Einsatz
des Körpers gekennzeichnet, der schon insofern
elementar ist, als dass ohne den Körper Straßen-
protest kaum denkbar ist. Für die Teilnehmenden
ist Straßenprotest eine spürbare, körperliche Er-
fahrung.1 Bilder, wie die des Demonstranten, der
im Juni 1989 auf dem ,Platz des Himmlischen
Friedens‘ in Peking einem Panzer den Weg ver-
sperrt, gingen um die Welt. Straßenprotest kann
aber auch jenseits solcher in die Protestikono-
graphie eingegangenen Situationen extreme Kör-
pererfahrungen bedeuten – sei es durch die ge-
wählte Protestform, Gewalterfahrungen oder
schlicht die Witterung und örtliche Gegebenhei-
ten der Proteste: Internationale Gipfeltreffen in
abgelegenen Skiorten und Golfressorts wie jähr-
lich in Davos oder 2005 in Gleneagles / Schott-
land erfordern von DemonstrantInnen teilweise
stundenlange Nacht- und Nebel-, Berg- und Tal-
wanderungen und damit nicht selten sportliche
Höchstleistungen. Nicht zuletzt hängt die Ent-
scheidung, an einer Demonstration teilzunehmen,
auch davon ab, welchen Risiken die körperliche
Unversehrtheit ausgesetzt wird.

Straßenprotest kann den Körper auch exis-
tentiell bedrohen. Während der Tod von De-
monstrantInnen in vielen Ländern zu fast all-
täglichen ,Zwischenfällen‘ zählt, hat er in euro-
päischem Kontext zumindest bisher noch zu um-
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fangreicheren Reaktionen geführt.2 So löste der
Tod von Carlo Giuliani bei den Protesten gegen
den G8-Gipfel in Genua 2001 sowohl bei den
DemonstrantInnen selbst als auch in einer grö-
ßeren Öffentlichkeit einen Schock aus. Das Ri-
siko, dem der eigene Körper beim Straßenpro-
test ausgesetzt ist, war hier maximal gesteigert.
Die Gegenüberstellung ‚Körper gegen Körper‘
sei einkalkuliert gewesen – so ein Aktivist über
die Ereignisse in Genua. „Aber (...), dass die
GenossInnen Angst haben müssen zu sterben,
dass die Carabinieri schießen, es Angriffe mit
Tausenden Gasgranaten gibt... – das war nicht
einkalkuliert“ (zitiert nach Azzellini o.J.: 156).

Verletzung oder Tod eines Einzelnen wird auch
von anderen AktivistInnen körperlich erfahren –
dies impliziert zumindest die eingangs erwähnte
Vorstellung „[d]er Körper sind wir und jeder von
uns“ (Azzellini 2001/2002: 28). Wie in einem
Organismus ist der Einzelne essentieller Teil des
Ganzen. Die Bedeutung eines Kollektivkörpers
und kollektiver Körpererfahrungen rückt so ins
Zentrum der erlebten kollektiven Identität.

Inszenierung von Protest
„Selten zuvor war das politische und soziale Feld
so klar als visuell konstruiertes sichtbar“ (Holert
2004: 128). Inszenierungen sind visuelle Strategi-
en, sind Formen der Sichtbarkeit, die insbesondere
über den Körper und seine Ausdrucksmöglich-
keiten hergestellt werden. Inszenierung ist also
durch Körpergebundenheit gekennzeichnet und
richtet sich sowohl nach außen als auch nach innen,
wo sie zur Bestärkung kollektiver Identität bei-
trägt. Was innerhalb der Protestierenden als scho-
ckierend erfahren wird, wird mit ähnlichen Bil-
dern nach außen kommuniziert und dabei gleich-
zeitig intern aufgearbeitet. So wurde auch im
Gedenken an Carlo Giuliani bei verschiedenen
Demonstrationen sein Tod nachgestellt – eine
„Kommunikation durch Körper“ (Hellmann 1996:
238). Abgesehen davon gehört die Inszenierung
von Tod in so genannten ‚die-ins‘ insbesondere
zum Repertoire anti-militaristischer Proteste.

Ein nachgestellter tatsächlicher Tod zeigt
nachdrücklich, dass es sich bei Inszenierungen
im Rahmen von Protest nicht nur um ein Spiel
handelt.3 Vielmehr geht es um die Thematisie-
rung von Erlebtem, das auch in seiner Darstel-
lung nicht nur für das Publikum, sondern auch
für die AktivistInnen wiederum eine elementar
körperliche Dimension aufweist.

Körperliche Ausdrucksformen des Protests
können überdies neben dem symbolischen Gehalt
auch eine Schutzfunktion haben: Das gegenseitige
Unterhaken bei Demonstrationen symbolisiert z.B.
nicht nur eine kollektive Solidarität und Verbun-
denheit, sondern schützt tatsächlich auch die Ein-
zelnen vor Angriffen von außen. Die Ausstattung
mit Plexiglasschilden und aneinander gebundenen
aufgeblasenen Lastwagenschläuchen – die vor al-
lem in den letzten Jahren bei großen Protestereig-
nissen wie in Genua 2001 oder Cancún 2003 ange-
wandt wurde – soll zwar auch Schutz vor Verlet-
zungen bieten und wird zum Teil in expliziter An-
lehnung an militärische Formen, wie z.B. die römi-
sche Schildkrötentaktik, verwendet. Die Unange-
messenheit solcher ‚Bewaffnung‘ im Sinne eines
wirksamen Schutzes angesichts des Einsatzes von
Tränengas, Wasserwerfern und Schusswaffen durch
die Polizei rückt jedoch die symbolische Bedeu-
tung dieser Schutzmaßnahmen wiederum in den
Vordergrund: In einer solchen bizarr anmutenden
Gegenüberstellung wird die Symbolik eines Kamp-
fes zwischen David und Goliath heraufbeschwo-
ren. Neben dem Versuch, den Körper zu schützen,
handelt es sich also auch um die symbolische Dar-
stellung der eigenen Verletzbarkeit und des Bewusst-
seins über die eigene physische Unterlegenheit. Die
Bedeutung des Einsatzes des eigenen verletzlichen
Körpers wird damit hervorgehoben und der Kör-
per als einzig verbliebenes Mittel des politischen
Kampfes in Szene gesetzt: „Der Körper ist Waffe,
Subjekt und Objekt des politischen Kampfes“.4

‚Dressed for success‘
Jüngst veranlasste eine PR-Aktion der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung die Bildzeitung
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zu der Überschrift ‚Falsche Ärzte demonstrie-
ren gegen Gesundheitsreform‘ (Bild,
16.12.2006) und die Welt am Sonntag
(17.12.2006) sprach von ‚windigen Tricks‘. Für
Honorar hatten MitarbeiterInnen einer beauf-
tragten Werbeagentur in weißen Kitteln vor dem
Reichstag gestanden. Die Aufregung im Sprin-
gerkonzern bezog sich aber nicht nur auf die
Bezahlung von ‚DemonstrantInnen‘, sondern
spiegelte auch die Vorstellung von legitimen
Protestformen: nur ÄrztInnen dürfen in weißen
Kitteln protestieren. Ähnlich wäre wahrschein-
lich auch eine Demonstration von StudentIn-
nen, die aus Solidarität mit ÄrztInnen weiße
Kittel tragen, als illegitim angesehen und als
,falsch‘ betitelt worden.

Kleidung spielt für Protestinszenierungen
offensichtlich eine wesentliche Rolle (vgl. etwa
Grob 1988). Der Parka in der Studentenbewe-
gung oder der schwarze Kapuzenpullover der
Autonomen können dabei als zwei eher klassi-
sche Beispiele gesehen werden, Protest öffent-
lich sichtbar zu machen. Die zapatistische Sturm-
maske, die vor allem durch Subcommandante
Marcos Anfang der 1990er Jahre bekannt wur-
de, tauchte alsbald bei Protesten in Nordameri-
ka und Europa auf und wurde so zu einem Zei-
chen internationaler Solidarität. Parka, Kapu-
zenpullover und Sturmmaske sind gleichsam
Kleidungsstücke, die nicht nur symbolischen
Gehalt haben, sondern auch einen praktischen
Nutzen aufweisen: mit dem Parka war für we-
nig Geld ein warmes robustes Kleidungsstück
erworben, Kapuzenpullover und insbesondere
die Sturmmaske dienen vor allem der Anony-
misierung und damit dem Schutz vor polizeili-
cher Verfolgung. Anonymisierung und Unifor-
mierung spielen zudem eine wichtige Rolle,
wenn es um die (intendierte) Außenwahrneh-
mung als kollektiver Körper geht. AktivistIn-
nen der in Italien in den 1990er Jahren entstan-
denen Tute Bianche erklären das Tragen weißer
Overalls z.B. mit dem Unsichtbarmachen der
eigenen, personalen Identität zugunsten einer

kollektiven Identität. Durch die Uniformität soll
eine Vielfalt von Anliegen repräsentiert werden,
die ‚Einheit in der Vielfalt‘ – wie globalisie-
rungskritische Bewegungen allgemein oft dar-
gestellt werden.

Die Mischung aus körperlichem Symbol
und praktischem Gehalt wird auch in einer Er-
klärung der ,Überflüssigen‘ deutlich, die sich
im Zuge der Hartz-IV-Proteste in Deutschland
gründeten: „Die Überflüssigen tragen Trainings-
anzüge, denn sie haben noch viel Bewegung
vor sich“.5 Der Begriff der ‚Bewegung‘ ver-
weist hier in seiner Doppeldeutigkeit auf die
körperlich aktive Dimension sozialer Bewegun-
gen: der Körper und seine Ausdrucksformen –
so wird hier nochmals betont – ist aus Protest
nicht wegzudenken.

Protesthabitus
Inszenierung bei Straßenprotest bedeutet nicht
taktisches Handeln in einem rein kognitiven Sinn
bewusster Überlegungen und theoretischer Pla-
nung. Inszenierte Praktiken sind immer auch
geprägt durch körperlich erlernte Fähigkeiten
und Möglichkeiten. Protesthandeln ist damit
auch durch die verschiedenen Dimensionen so-
zialer Ungleichheit bedingt, die sich u.a. in Kör-
perhaltungen und Selbstwahrnehmungen wider-
spiegeln. Mit Pierre Bourdieu lässt sich dies als
Protesthabitus verstehen: angeeignete Fähigkei-
ten, die inkorporiert werden, sich also in den
Körper einschreiben (z.B. Bourdieu 1999, vgl.
auch Crossley 2002). Bourdieu hat diese ge-
sellschaftlich und kulturell konstruierten ‚fei-
nen Unterschiede‘, die sich unter anderem auch
am Körper und im Umgang mit dem Körper
abzeichnen, eindrücklich dargestellt (1987). Der
Habitus ist seinerseits jeweils an das entspre-
chende Feld – hier das Protestfeld – vorange-
passt. Strategisches Handeln ist mit Bourdieu
in diesem Sinne als ein der Situation – dem Feld
– angemessenes Handeln zu verstehen. Diese
Vorangepasstheit an das Feld bedeutet im Falle
des Protesthabitus eben gerade nicht angepasst
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zu agieren, also nicht den von der Öffentlich-
keit, Polizei etc. erwarteten Protestformen zu
entsprechen. So werden z.B. soziale Ungleich-
heit bzw. bestimmte Vorstellungen darüber auch
für die Inszenierung von Protest genutzt: Bei
den Protesten gegen IWF und Weltbank in Prag
2000 sorgte eine Gruppe von pink gekleideten
Feen für Verwirrung bei der Polizei, die nicht
auf eine Auseinandersetzung mit Märchenfigu-
ren eingestellt war und vor deren Staubwedeln
zurückwich. Mit der Farbe Pink, der Verklei-
dung als Feen und der Verwendung von Staub-
wedeln wurde hier auf ‚typisch weibliche‘ At-
tribute zurückgegriffen, deren Ironisierung
gleichsam eine sehr effektive, weil unerwartete
Protestform darstellte.

Sowohl vor als auch nach dem Protest fin-
det eine Auseinandersetzung mit dessen Effek-
ten statt. Die eigenen Taktiken und Strategien
werden reflektiert und entsprechend angewandt
oder verändert. Eine Besonderheit des Protest-
habitus besteht folglich darin, dass er durch
Reflexivität gekennzeichnet ist, was sich in ho-
hem Maße an den Selbstdarstellungen von und
Auseinandersetzungen unter AktivistInnen zeigt
(vgl. z.B. Amman 2005 und Harvie et al. 2005).

Zu berücksichtigen ist, dass Straßenproteste
durch ein hohes Maß an Spontaneität und Emo-
tionen und nicht zuletzt durch Gruppendynami-
ken bestimmt sind. Deshalb scheint es sinnvoll,
mit Elk Franke zwischen Reflexionen nach ei-
nem Protestereignis und solchen, die während
des Protests selbst stattfinden, zu unterschei-
den (2006: 202f). Inszenierte Praktiken lassen
sich in dieser Hinsicht als ein Denken durch
den Körper verstehen oder – wortwörtlich – als
‚eigensinnige‘ Gesten. So ist bei Protesten die
Wahrscheinlichkeit groß, dass Situationen au-
ßer Kontrolle geraten und die erhobene, geball-
te Faust eher ein spontaner Gefühlsausdruck
angesichts plötzlicher Polizeiübergriffe als eine
theoretisch durchdachte und geplante Geste ist.
Eine Konzeptionalisierung als ,Denken durch
den Körper‘ verweist gleichsam nochmals auf

den Aspekt des Körperschutzes, der oftmals Teil
inszenierter Protestpraktiken ist. Ein solches
Denken durch den Körper bekräftigen auch
AktivistInnen, die als Clownsarmee auftreten.
Hierbei geht es wiederum keineswegs nur um
Spiel und Maskerade, sondern um einen be-
wussten Umgang mit dem eigenen Körper und
seiner Verletzbarkeit: „Fearlessness comes from
escaping our bodies, forgetting that we are made
of flesh and blood and living in the pure ab-
straction of a mind“ (vgl. Harvie et al. 2005:
246f).

Körper in Bewegung
In Straßenprotesten werden verschiedene Di-
mensionen der Körperlichkeit sozialen Handelns
deutlich. Verletzbarkeit, Emotionen, Gewalt, per-
sonale und kollektive Identität, Inszenierungen
sind nur einige der Dimensionen, die body po-
litics auf der Straße ausmachen. Was macht
Körper aus? Und was macht den Protestkörper
aus? Wie wird der Körper eingesetzt? Wie wird
über ihn verfügt und von wem? Welche Selbst-
wahrnehmungen gehen damit einher? Welche
Bedeutung hat dies für Protesthandeln und all-
gemeiner für soziales Handeln? Diesen Fragen
systematisch nachzugehen legt nahe, Erkennt-
nisse aus der Protest- und Bewegungsforschung
mit sozial- und kulturwissenschaftlicher Kör-
perforschung zu verbinden. Für das Erfassen
der vielfältigen Dimensionen von Körpern im
Straßenprotest stellt dies sicher ein lohnenswer-
tes Unterfangen dar.

Andrea Pabst ist Soziologin und arbeitet
aktuell insbesondere zu Körper und Straßen-
protest im Rahmen globalisierungskritischer
Bewegungen. Kontakt: andrea.pabst@gmx.de

Anmerkungen
1 Das gilt wohlgemerkt sowohl für Demons-

trantInnen als auch für PolizistInnen.
2 Zu nennen wären hier auch intendierte

Selbsttötungen, wie die demonstrativen öffent-
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lichen Selbstverbrennungen des DDR-Pfarrers
Oskar Brüsewitz oder des tschechischen Stu-
denten Jan Palach. Die so genannten Selbst-
mordattentate, die jedoch vor allem verübt wer-
den, um andere Menschen zu töten, sind eine
weitere Dimension eines existentiellen Körper-
einsatzes für Protest.

3 Zur Auseinandersetzung mit dem Begriff
der Inszenierung im Rahmen von Straßenpro-
testen siehe auch Rucht 2003.

4 http://www.nadir.org/nadir/initiativ/agp/
free/links/whiteoverallsfi.htm, 20.12.2006.

5 http://www.ueberfluessig.tk, 20.12.2006.
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Aktivierung, Engagement und
Beteiligung

Die Politik nimmt seit einigen Jahren für sich in
Anspruch, Engagement zu fördern. Bürger-
schaftliches Engagement meint freiwillige Tä-
tigkeiten, die sich jenseits des Privaten vollzie-
hen, gemeinwohlorientiert sind und nicht für
Profit ausgeübt werden (Enquete-Kommission,
2002: 86-90). Hierzu zählen soziale, politische
und kulturelle Aktivitäten, aber auch solche aus
dem Umwelt- bis hin zum Sportbereich. Vor
allem impliziert dieses relativ neue Konzept,
dass in allen diesen Formen auch Beteiligung
eine Rolle spielt. In der Freiwilligencharta der
Stadt Münster heißt es beispielsweise: „Frei-
williges Engagement ist ein wesentliches Ge-
staltungselement moderner Solidarität und all-
täglich gelebter Demokratie“.1 Ähnliche For-
mulierungen finden sich vielerorts.

Bürgerschaftliches Engagement wird be-
sonders in vier Diskursen thematisiert (Hilger
2006). Es spielt eine zunehmende Rolle bei der
Wohlfahrtsproduktion. Ein zweiter zentraler
Bereich wird durch den Zusammenhang von
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Beteiligung und Demokratie benannt. Forschun-
gen zur ökonomischen Bedeutung des Nonpro-
fit Sektors und Überlegungen zu Verknappung
und Wandel von Erwerbsarbeit stellen Engage-
ment in einen ökonomischen Zusammenhang.
Und schließlich verweist die Thematisierung
von sozialem Kapital auf die Bedeutung von
Engagement für die soziale Integration lokaler
Gemeinschaften. Allein diese vier Bereiche ver-
deutlichen, dass in Bürgerengagement Poten-
ziale schlummern, die für politische Problem-
bearbeitungen von großer Bedeutung sind und
daher eine konturierte Engagementpolitik ange-
zeigt erscheinen lassen. Mich interessiert in die-
sem Zusammenhang die Frage, welches die Ele-
mente von Engagementpolitik sind. Zunächst
wende ich mich konzeptionellen Aspekten von
Aktivierungspolitik in Bezug auf Engagement
zu und stelle in der Folge zentrale Elemente der
Engagementpolitik Deutschlands vor. Abschlie-
ßend diskutiere ich den Zusammenhang von
Aktivierung und Beteiligung im bürgerschaftli-
chen Engagement.

Aktivierung von Bürgerengagement
Engagement ist kein Politikfeld im üblichen Sin-
ne. Bereiche wie Soziales, Arbeitsmarkt, Bil-
dung oder Familie sind durch eigene Ministeri-
en vertreten. Eine Untersuchung des Politik-
prozesses in solchen Feldern kann sich leicht
auf die entsprechenden Ministerien beziehen
und damit einen Rahmen für die Analyse ge-
winnen. Dies ist im Bereich Bürgerengagement
nicht möglich. Zusätzlich geht Engagement als
Tätigkeit in der Regel von einer konkreten Mo-
tivation aus und entwickelt sich häufig im loka-
len Raum. Damit wird Engagementpolitik zur
lokalen Politik. Unter diesen Voraussetzungen
mag es überraschen, dass sich auf Bundesebe-
ne durchaus eine Reihe von Maßnahmen fin-
den, die auf diesen Bereich gerichtet sind.

Als Rahmen für eine Analyse kann der so
genannte Tools of Government-Ansatz genutzt
werden. Ziel dieses Ansatzes ist es, die Band-

breite möglicher Politikinstrumente auszuloten
und die Eigenschaften gewählter Strategien
heraus zu stellen. Dieser Ansatz wurde wesent-
lich von Christopher Hood (1983) eingeführt,
der zwischen Instrumenten der Politikvermitt-
lung und solchen der Informationsaufnahme
unterscheidet, und diese dann jeweils nach den
vier Medien Recht, Geld, Kommunikation und
Organisation unterteilt.2 Der Ansatz wurde
inzwischen weiterentwickelt und auf eine be-
grenzte Zahl von Politikfeldern bezogen (Sala-
mon 2002). Zwar hat er eine Reihe von Kritiken
provoziert3, dennoch ist er als heuristisches In-
strument nutzbar, um ein bisher wenig etablier-
tes Politikfeld zu beleuchten. Der Ansatz legt
nahe, nach rechtlichen, monetären, kommuni-
kativen und organisatorischen Werkzeugen Aus-
schau zu halten.

(a) Zu den wichtigsten Maßnahmen gehö-
ren rechtliche Instrumente, mit denen grundle-
gende Bedingungen gesetzt werden, die die Basis
von zivilgesellschaftlichen Aktivitäten betref-
fen. Im Gemeinnützigkeits- und Steuerrecht-
recht wird definiert, welche Organisationsziele
als gemeinwohlfördernd gelten und welche Vor-
teile mit diesem Status verbunden sind. Zentral
sind die Möglichkeiten, Spenden unversteuert
verwenden zu dürfen sowie für Spendengeber
die Möglichkeit ihre Ausgaben von ihrer zu ver-
steuernden Bruttosumme abzuziehen. Welche
Rolle solche Aktivitäten spielen können, wird
durch öffentliches Recht wesentlich mitbestimmt.
Das Subsidiaritätsprinzip schreibt zivilgesell-
schaftlicher Aktivität hohe Priorität bis hin zum
Vorrang gegenüber staatlicher Organisation vor.
Damit eng zusammen hängt die Lizenzierung
von Initiativen durch die öffentliche Hand. Kran-
kenhäuser, soziale Betriebe oder Kinderläden
bedürfen einer Anerkennung durch die für die
Aufsicht zuständige Verwaltung, die es ihnen
erlaubt, in der gewünschten Art und Weise aktiv
zu werden, gezielt Freiwillige einzubinden und
gegebenenfalls finanzielle Unterstützung zu be-
kommen. Auch die Arbeitszeitgesetzgebung
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definiert Rahmenbedingungen. Es macht einen
Unterschied, ob eine 30- oder 42-Stunden Wo-
che Regelfall ist, wird damit doch die Verfüg-
barkeit freier Zeit wesentlich beeinflusst. Wei-
tere Maßnahmen sind Versicherungsregelun-
gen, die Engagierte im Unfall- oder Schadenfall
entlasten. Schließlich sind Vergütungsregelun-
gen zu erwähnen, die Kompensationen für fi-
nanzielle und zeitliche Auslagen vorsehen,
beispielsweise die Übungsleiterpauschale.

(b) Eine zweite Gruppe klassischer Steue-
rungsinstrumente umfasst die finanzielle För-
derung. Damit sind Subventionen für zivilge-
sellschaftliche Einrichtungen in Form so ge-
nannter ‚Block Grants‘ gemeint, also die Finan-
zierung auf der Basis bereitgestellter Service-
einheiten. Zunehmende Bedeutung bekommt
Projektfinanzierung. Hier werden Mittel für ein
begrenztes Vorhaben vergeben und mit stärke-
rer Kontrolle verbunden. Eine ähnliche Form
findet sich in Public-Private-Partnerships in
Form des Contracting Out. Hier konkurrieren
zivilgesellschaftliche Einrichtungen mit privat-
wirtschaftlichen Anbietern um öffentliche Auf-
träge. Neben der direkten Finanzierung besteht
die Möglichkeit, Kredite (bzw. Kreditgaranti-
en) der öffentlichen Hand zur Förderung von
Engagement einzusetzen. Einen Beitrag zur in-
direkten Finanzierung zivilgesellschaftlicher
Träger stellt auch die Subvention von Arbeits-
plätzen durch ABM-Mittel, Kombilohn oder
geringfügige Arbeitsgelegenheiten dar. Eine
restriktive Maßnahme besteht dagegen in der
Erhebung von Gebühren, beispielsweise für die
Erteilung von Lizenzen.

(c) Systematisch andere Wege werden be-
schritten, wenn symbolische Mittel der Aktivie-
rung eingesetzt werden. Hier sind zu allererst
Reden und Appelle zu erwähnen. Sie sind
vielleicht das klassische Mittel der Politik, ein
gewünschtes Verhalten der Bürger herbei zu
führen. Hinzu kommt die symbolische Aner-
kennung von Engagement durch Medaillen,
Orden und Zertifikate. Weitere Mittel sind die

Bereitstellung von Information über Engage-
ment beispielsweise in Netzportalen, Broschü-
ren oder Hotlines. Sie dienen ebenso der Infor-
mation über Engagement wie über Verhaltens-
kodexe, Empfehlungen und Benchmarking-Ver-
gleiche. Schließlich gehört auch die Ausübung
von Druck, beispielsweise die Drohung, die Be-
treuung alter Menschen sei nicht aufrecht zu
erhalten, zu den symbolischen Instrumenten der
Aktivierung von Engagement.

(d) Viertens hat der Staat die Möglichkeit
Institutionen einzusetzen, die Engagement di-
rekt organisieren und unterstützen. Dazu gehö-
ren beispielsweise Kommissionen, Einrichtun-
gen zur Erforschung von Engagement, und vor
allem die Reorganisation der Verwaltung durch
die Schaffung von Abteilungen, die direkt mit
dem Thema Engagement befasst sind. Weitere
organisatorische Maßnahmen bestehen in der
Schaffung von Netzwerken zur Koordinierung
zivilgesellschaftlicher Akteure sowie in der
Überlassung öffentlicher Infrastrukturen zur
zivilgesellschaftlichen Nutzung, beispielsweise
Räume und Plätze.

Eckpunkte deutscher
Engagementpolitik
Eine Reihe von Staaten haben in jüngster Zeit
Maßnahmen zur Aktivierung von Bürgerenga-
gement auf den Weg gebracht. Insbesondere in
England hat dieser Bereich starke Beachtung
gefunden (Kendall 2000). Nachdem ein so ge-
nannter Compact zwischen Regierung und drit-
tem Sektor 1998 eine neue Phase in den Staat-
Zivilgesellschaft Beziehungen eingeleitet hatte,
wurde im Frühjahr 2006 mit der Einrichtung
eines Ministeriums für den Dritten Sektor die
wohl bisher deutlichste Aufwertung von Enga-
gement vorgenommen. In Deutschland spielt
Engagement noch keine so ausgeprägte Rolle
im Regierungshandeln, es gibt allerdings durch-
aus eine Reihe von Programmen, die sich im
Kontext einer Engagementpolitik einordnen las-
sen.
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Den Hintergrund dieser Entwicklung bil-
det in Deutschland der Regierungswechsel zur
ersten Regierung Schröder, die als ‚Rot-Grü-
nes Projekt‘ angetreten war, eine Reform des
Verhältnisses von Staat und Gesellschaft auf
den Weg zu bringen (Schröder 2000). Auf die-
sem Wege sind vier Komponenten hervor zu
heben. Engagement spielt im Rahmen der Ver-
waltungsmodernisierung zwar eine untergeord-
nete Rolle. Das Programm ‚Moderner Staat –
Moderne Verwaltung‘ sieht aber die Verbesse-
rung der Schnittstelle Bürger/Verwaltung vor.
In diesem Zusammenhang ist der Begriff der
Koproduktion als Leistungserbringung im Zu-
sammenspiel von Bürger und Verwaltung ein-
geführt worden (Blanke/von Bandemer 1999:
324).

Zum zweiten hat das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFS-
FJ) die generelle Zuständigkeit für den Bereich
Bürgerengagement erhalten und eine Abteilung
für diesen Bereich aufgebaut. Parallel dazu hat
der Familienausschuss des Bundestages einen
Unterausschuss Bürgerengagement eingesetzt.
Dieser ist ein Ergebnis der Enquete-Kommissi-
on zum selben Thema und stellt erstmals eine
kontinuierlich arbeitende Anlaufstelle für ent-
sprechende Politikvorhaben bereit.

Drittens hat der Bereich der öffentlichen
Anerkennung erheblich an Bedeutung gewon-
nen. In einer Vielzahl von Reden haben Bun-
deskanzler, Bundespräsident, Fachminister und
Staatssekretäre das Thema Bürgerengagement
aufgegriffen. Daneben spielen Medaillen, Or-
den und Zertifikate für Engagierte eine immer
größere Rolle. Sie werden oftmals im Zusam-
menhang mit Festtagen oder -wochen zum The-
ma Bürgerengagement verliehen.

Als vierter Bereich wären verschiedene
rechtliche Veränderungen zu nennen. Dazu ge-
hören Regelungen im Vereinsrecht, zur Besteu-
erung, der Ausbau der Freiwilligendienste so-
wie Versicherungsabkommen zum Schutz von
Freiwilligen.

Die Bundesregierung nutzt damit ein breites
Spektrum an Maßnahmen. Besondere Bedeu-
tung haben symbolische Instrumente, die schnell
mobilisierbar sind und zum programmatischen
Aufbruch der Koalition passten. In der zweiten
Regierung Schröder, spätestens mit der Agenda
2010, haben diese Maßnahmen eine geringe
Rolle gespielt. Allerdings wurden in der Zwi-
schenzeit Freiwilligenfeste und Ehrungen etab-
liert. Sie haben sich mittlerweile einen festen
Platz erobert. Wichtig ist ebenfalls die enorme
Vernetzung unter Experten, die im Zuge der
Forschungsanstrengungen und Kampagnen
stattgefunden hat.

Endogen ist Engagement wesentlich durch
einen Strukturwandel in Richtung Lebenspha-
sen- und Projektbezogenheit, Semiprofessiona-
lisierung und Gratifikationserwartung bestimmt
(Hustinx/Lammertyn 2003). Die mit individu-
eller Wahl einhergehende Organisationsferne
stellt eine besondere Herausforderung für die
Aktivierung von Engagement dar, reicht es doch
nicht mehr aus, sich auf die Mobilisierung durch
etablierte Wohlfahrtsverbände und Vereine zu
verlassen. Trotz des verbalen Aufbruchs der
Rot-Grünen Regierung bleibt Engagementpoli-
tik in Deutschland jedoch stark auf etablierte
Organisationen ausgerichtet. Dies wird deut-
lich im Rahmen der faktischen Querschnitts-
verantwortung des BMFSFJ. Ein Arbeits-
schwerpunkt besteht in der Verbesserung der
organisierten, langfristigen Freiwilligendienste
wie dem Freiwilligen Sozialen oder Ökologi-
schen Jahr. Die große Koalition hat Engage-
ment in den Zusammenhang der Generationen-
beziehungen gestellt. Ein weiterer Schwerpunkt
ist die Förderung der Wohlfahrtsverbände, die
vor allem im Sozialbereich einen Großteil der
Aufgaben erledigen. Die Sportförderung, die in
der Zuständigkeit des Innenministeriums liegt,
weist in die gleiche Richtung.

Daneben spielt die symbolische Aktivierung
durch Reden, Veranstaltungen und Verleihun-
gen inzwischen eine erhebliche Rolle. Und
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schließlich sind viele der konkreten Maßnah-
men direkt oder indirekt auf den Arbeitsmarkt
bezogen. Dies wird bei den Zertifikaten für Frei-
willigentätigkeit und den so genannten ‚1-Euro
Jobs‘ deutlich, die auf die Verbesserung von
Beschäftigungschancen abzielen.

Beteiligung
Der Begriff des bürgerschaftlichen Engage-
ments vereinigt so verschiedene Bereiche wie
Politik, Soziales, Kultur oder Sport. Engage-
ment in diesen Bereichen folgt unterschiedli-
chen Logiken und dementsprechend müsste die
Förderung jeweils andere Aspekte betonen.
Darüber hinaus impliziert der Begriff, dass po-
litische Beteiligungsaspekte in jeder Form von
Engagement eine Rolle spielen. Im Selbstver-
ständnis der Engagierten rangiert Beteiligung
jedoch deutlich hinter anderen Gesichtspunk-
ten. Neben Spaß und Geselligkeit spielen Ler-
nen und Selbstverwirklichung eine zentrale
Rolle (Gensicke 2005: 102). Politisches Enga-
gement ist nur ein kleiner Bereich des weiten
Engagementfeldes.

Die Konjunktur des Begriffs in der öffentli-
chen Debatte verdankt sich aber gerade dem
Versprechen, das Bild vom auf Eigeninteressen
fixierten Besitzbürger zu ergänzen um den
Staatsbürger, der auch politisch Partei ergreift.
Zum Einen verweist der Begriff auf Formen
von Beteiligung, die über rein formelle Teilnah-
me hinausgehen. Engagement steht im Zentrum
von Demokratievorstellungen, die diese nicht
als formales Korsett von Regeln, sondern als
Regulationsmodus realer Interessen auffassen.
Man könnte hier von Vertiefung der Beteiligung
über Wahlakte hinaus sprechen. Zum Zweiten
legt Bürgerengagement eine Verbreiterung von
Demokratie in gesellschaftliche Sphären jenseits
des Politischen im engeren Sinne nahe. Bürger-
schaftliches Engagement zeigt sich nicht nur in
Ehrenämtern und Gremienarbeit, sondern wei-
tet den Horizont auf eine Vielzahl von Berei-
chen aus, in denen Bürger durch eigenes Mittun

zur Gestaltung ihrer unmittelbaren Umwelt bei-
tragen.

Theoretisch ist bürgerschaftliches Engage-
ment nicht auf Organisationen begrenzt, in der
Praxis ist dies aber häufig zu beobachten. So-
lange politisches Engagement in registrierten
Vereinigungen abläuft, bleibt es einschätzbar,
wird es dagegen bürgerschaftlich-spontan, wird
es potenziell unberechenbar. Daher ist es
durchaus nachvollziehbar, dass Politik an ge-
ordneter Wahlbeteiligung und sozialprodukti-
ver Hilfe größeres Interesse zeigt als an for-
dernden Bürgern, bei denen mitunter nicht
einmal klar ist, wessen Interessen sie eigentlich
vertreten. Ausblenden sollte sie letzteres den-
noch nicht.

Schlussbemerkung
Die Praxis der Engagementförderung steht da-
mit in einer deutlichen Spannung zur Beschwö-
rung der Bürgergesellschaft. Sie bewegt sich in
Richtung einer liberalen Lesart, die vor allem
Selbstorganisation und Leistungserbringung
betont. Damit bleibt der Gesichtspunkt der Ge-
meinwohlorientierung oftmals unterbelichtet.
Vielleicht ist aber auch der Begriff des bürger-
schaftlichen Engagements als solcher ein Irr-
weg. Er verbindet heterogene Bereiche, die kaum
gemeinsame Strukturmerkmale aufweisen oder
ähnliche Ziele verfolgen. Der Begriff sugge-
riert übergreifende Orientierungen, läuft in der
Praxis aber Gefahr, jede Tätigkeit von Bürgern
per se zu überhöhen. Damit verliert er aber das
Kriterium, um gutes von schlechtem Engage-
ment zu unterscheiden.

Peter Hilger ist Sozialwissenschaftler. Er lehrt
Politikwissenschaft an der Universität Helsinki
und arbeitet an einer Dissertation über Engage-
mentpolitik. Kontakt: peter.hilger@helsinki.fi.

Anmerkungen
1 Zitiert nach einer Broschüre des Freiwilligen-

zentrums Münster, Hervorhebung des Verfassers.

Pulsschlag



103

2 In ähnlicher Weise tauchen diese Instru-
mente als Regulierung, Finanzierung, Informa-
tion und Leistung bereits bei Renate Mayntz
(1980) auf. Anders als die generelle Gover-
nance-Debatte könnte man den Tools-Ansatz
als eher technokratisch bezeichnen. Er bietet
nicht die Gelegenheit zu umfassenden Interpre-
tationen der gesellschaftlichen Entwicklung. Von
der Steuerungsdebatte unterscheidet er sich
durch die Benennung konkreter Instrumente.
Steuerungstheorien haben eher die Wirkungen
grundlegender Mechanismen analysiert wie z.B.
positive und negative Koordinierung, Verhand-
lung, hierarchische oder Mehrheitsentscheidung
(Scharpf 1997).

3 Welche Instrumente zur Anwendung kom-
men, häng in der Praxis von Geschichte, recht-
lichem Rahmen und Ausbildung der Policy-
Maker ab, ist somit nicht frei wählbar. Auch ist
umstritten, was als Instrument angesehen wer-
den kann (vgl. die Beiträge in Peters/Nispen
1998 sowie Howlett/Ramesh 1995).
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Über die politische Rhetorik der
Playback-Generation

Zum Ende seiner politischen Karriere teilt das
grüne Alphatier noch einmal aus: Künftig wer-
de er hinten im Bundestag sitzen, nachdenken
und schweigen. Der letzte Live-Rock’n’Roller,
Frankfurter Taxifahrer, Buchhändler und Bun-
desaußenminister a.D. Joseph Fischer sieht in
der politischen Klasse die Stunde der Playback-
Generation gekommen.
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An Widerständen wachsen
Vergessen wir getrost diesen Versuch eines Dis-
tinktionsgewinns und horchen auf das Timbre,
das knarzende Reibeisen seiner Stimme. Dieser
Popstar hat unplugged-Auftritte immer genos-
sen. Er konnte elektrisieren. Auch wenn seine
Metaphern hölzern, windschief oder sentimen-
tal waren. Darauf aber kam es nie an. Als Red-
ner wuchs Fischer an den Widerständen, die
sich ihm entgegensetzten, da konnte er ein Kraft-
feld erzeugen, mitreißen und eine Stimmungs-
lage drehen. Das erinnert an die brasilianischen
Surfer, die sich bekreuzigen, bevor sie auf ih-
ren Brettern hinaus in die wilde Atlantikbran-
dung paddeln: Respekt vor dem Risiko und der
sportliche Mut, sich ihm zu stellen.

Fischers Bild trifft den Sachverhalt. Un-
plugged wirkt die Playback-Generation der Po-
fallas, Göring-Eckarts, Heilo- und Scholzoma-
ten, als hätte man ihr tatsächlich den Saft abge-
dreht, wie Fische auf dem Trocknen. Noch das
nachdenkliche Schweigen des zynischen Me-
lancholikers Fischer elektrisiert (denn ein
Schweiger ist er weißgott nicht). Welch ein
Kontrast zur grünen Fraktionsvorsitzenden Re-
nate Künast, die im Deutschlandfunk auf die
Frage, ob sie nun für oder gegen einen Untersu-
chungsausschuss sei, munter drauf los durch
die Gegend filibustert.

Opportunismus als Bewährungschance
Wir können den konstatierten Verlust an rheto-
rischer Substanz einem Generationswechsel
zurechnen, wenngleich dieser Begriff eine his-
torische Nebelkerze ist. Dem Straßenkämpfer
missfällt das Beliebige der neuen Generation
(ihre Variante der Gefallsucht). Wofür sie steht,
scheint unentscheidbar. Der Messdiener Fischer
ist protestantischer, als Herr von Klaeden je sein
wird. Von Klaedens ‚j’accuse‘ war schon Pose,
noch ehe er es ausgesprochen hatte.

Zurück zur Tagesordnung. Die geschmeidi-
ge Prosa der Playback-Generation nutzt ihr als
Echolot, um herauszufinden, was geht. Inso-

weit können wir die rhetorische Beliebigkeit auch
als klugen Opportunismus begreifen. Hierzu
gehört allerdings auch die Entschlossenheit,
Chancen zu erkennen und sie beim Schopf zu
packen. Davon aber kann bisher kaum die Rede
sein. Solange die Playback-Redner die Einsicht
in die Grenzen dessen, was sie politisch tat-
sächlich bewirken können, nicht aussprechen,
solange bleibt ihre rhetorische Prosa künstlich,
im schlechten Sinne unpolitisch. Ihre Prosa
trennt sich von einem Projekt, für das sie stehen
könnte. Sie steht wie das Grinsen ohne Katze
im leeren Raum.

Inzwischen macht sich Erleichterung breit.
Im Kabinett Davongekommene können ein Lied-
chen davon singen, nun also das Loblied auf die
Moderation anstelle der sieben Jahre geübten
Huldigung an die Alphatiere. Nicht die Kunst
des Überzeugens (das sei bekanntlich auch un-
fruchtbar), sondern der Platz in den täglichen
Charts, die kleine ausgekochte Pointe, die staats-
frauliche Mimik und die Staatsmanns-Rhetorik
des größten Oppositionsführers und begehrtes-
ten Wunschpartners aller Zeiten machen den
Unterschied.

Hinter der Effekthascherei winkt die gleiche
Logik, die das Publikum vom Auf und Ab der
Börsenkurse und des Politbarometers kennt.
Politische Großwetterlagen entziehen sich dem
eigenen Einfluss. Technisch versiert wirft die
Playback-Generation also die Windmaschinen an.
Andernorts verfolgt sie das Staatsanwaltschaf-
ten als Insidergeschäfte. Es ist an der Zeit, die
Kabinettsromane von Stendhal wieder zu lesen.

Bejammernswert sind nicht die situative
Komik und ihr Unterhaltungswert. Stünden sie
für eine Haltung, erfüllten sie ihren Zweck. Die
Playback-Generation entkoppelt den Sinn vom
Zweck ihres politischen Redens und Verhal-
tens. Kaum verwunderlich, dass ‚die Men-
schen‘, wie die Physikerin im Kanzleramt
gerne sagt, statt vom Souverän zu sprechen
(also ihren Wählern und Nichtwählern), of-
fenbar nichts verstehen wollen bzw. sich ihren
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eigenen Reim machen, aller Teamarbeit für
Deutschland zum Trotz.

Zu Beginn dieser übergroßen Koalition er-
tönt noch Freude über ihre rhetorische Nüch-
ternheit. Endlich auf dem Boden der Tatsachen
angekommen, erzeugt das Pathos dieser Nüch-
ternheit eigene Rauschzustände. Der Katzen-
jammer zwölf Monate später zeigt indes nichts
als Leere, weit und breit. Die Leere ist das Grund-
merkmal der politischen Playback-Rhetorik, er-
kennbar, wenn blitzartig ein Blick hinter die
Kulisse möglich ist. Diese Kaiser sind so nackt
wie schon lange nicht mehr.

Besonders auffällig war das im Berliner
Wahlkampf des früheren Redenschreibers Fried-
bert Pflüger. Staatssekretär a.D. Pflüger ist die
Inkarnation eines Playback-Redners, der mit der
gleichen Verve immer auch das Gegenteil von
dem sagen könnte, was er gerade erst in dekora-
tiver Pose als seine persönliche Überzeugung
verkündet hat. Das verbindet ihn übrigens mit
dem Regierenden Bürgermeister, den Mecht-
hild Küpper einmal als den Wiedergänger des
jungen Diepgen bezeichnet hat. Diese Eigen-
schaft ist das Erfolgsgeheimnis des Herrn Wo-
wereit. Dahinter arbeitet ein gut entwickeltes
Gespür dafür, was geht – oder eben nicht, ein
robuster Opportunismus.

Wäre die Leere das Ergebnis einer politi-
schen Strategie, wäre ihr manches abzugewin-
nen. Die Spiele sind vorbei. Das Brot noch nicht
rationiert. Der Apparat verrichtet seine Arbeit.
Die entleerte politische Rhetorik hält das Publi-
kum in milder Unzufriedenheit.

Der horror vacui
der rhetorischen Leere
Das Idyll ist leider zu schön, um wahr zu sein.
Hinter der dekorativen Leere wittern erfahrene
Paraoniker den horror vacui. Am erstaunlichs-
ten offenbart er sich in den perfekten Neben-
satzgirlanden der Bundesbildungsministerin
Annette Schavan. Vor ihrer hermetisch kalfater-
ten Prosa kapitulieren selbst nachfrageerprobte

Moderatoren des Deutschlandfunks: ‚Das las-
sen wir dann mal so stehen.‘ Nur die nieder-
rheinische Modulation vermittelt einen Rest an
Authentizität. Sich nicht angreifbar zu machen,
bietet keinen Ausweg aus der politischen Tra-
gik, nicht greifbar zu sein.

Hier stoßen wir zum Kern des Unbehagens,
das von Berlin-Mitte aus rhetorisch die Repub-
lik überzieht. Im Politik-Marketing wäre an die-
ser Stelle von unzureichendem Erwartungsma-
nagement zu reden. Früher hätte ein Kanzler
dazu gesagt: ‚Was kümmert mich mein dummes
Geschwätz von gestern?‘ Heute werden mit ei-
nem simplen Advokatentrick die Wähler dafür
haftbar gemacht, dass alles anders gekommen
ist: ‚Ihr habt das so gewollt!‘

Den Parteistrategen der schrumpfenden
Volksparteien ist unter den Bedingungen der
Großen Koalition ihr Gegenspieler abhanden
gekommen. Ungern aber möchten sie für Pro-
jekte in Haftung genommen werden, die der
Programmatik des bisherigen Kontrahenten zu-
gerechnet werden. Ein erstes Indiz, dass die
Dynamik des Wettbewerbs endlich auch inner-
halb der Regierung an Fahrt gewinnen könnte,
gibt die Mitte-Initiative des SPD-Vorsitzenden
Kurt Beck. Noch aber verharren die Vertrags-
partner im Kleinklein der Beschwörung des
Koalitionsvertrags und dem Mantra von gesund-
heitspolitischen ‚Eckpunkten‘, denen Sachver-
ständige attestieren, dass ihnen längst die Ge-
schäftsgrundlagen ihres Zustandekommens
abhanden gekommen seien.

Überschattet wird das backstage-Theater von
rhetorischen Hypotheken, an die nun zu erin-
nern ist. Es gehört zu den Ironien der Berliner
Republik, dass das Format der ‚Berliner Rede‘
dem lokalen Gastgewerbe zu verdanken ist. Mit
ihr wollte einst das erste Haus am Platz rheto-
risch Leben in die Bude bringen. Prompt ist der
damalige Bundespräsident Roman Herzog in
die Falle getappt und hat seine Ruck-Rede ge-
halten, ein fatales Dokument politischer Post-
potenz. Seither mäandern die seltsamsten Er-
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wartungen durch die Gegend, was große Reden
bewirken könnten.

Aus Vorsatz hinter den Möglichkeiten
zurückbleiben
Große Reden aber leben nicht allein von dem
Thema, der großen Sache (über deren Fehlen
Karl Heinz Bohrer klagt, sie sei hinter einem
Knäuel kleiner Sachen verschwunden) oder ei-
nem Manuskript, sondern von der Person des
Redners bzw. der Rednerin. Erlaubt sei an die-
ser Stelle deshalb der Versuch, die eigentümli-
che rhetorische Disziplin der Bundeskanzlerin
und des Vizekanzlers in den Blick zu rücken.
Strategen und genaue Beobachter der politischen
Kräftefelder sind sie unbestritten beide. Als
Physikerin verfügt Frau Merkel über ein me-
thodisch differenziertes Verständnis davon, wie
diskret oder auch sprunghaft Übergänge von
einem Systemzustand a in einen Systemzustand
b zustande kommen können. Auch ihre Fähig-
keit, Widerstände zu messen, hat sie so virtuos
wie kühl aus der Physik in die Politik übertra-
gen. Schon ihre Entscheidung, Physik zu stu-
dieren, können wir rhetorisch als spezifischen
biographischen Widerstand interpretieren. Wo-
gegen auch immer! Ihre Liebe zur Oper, dem
Kraftwerk der Gefühle, offenbart neben ihrem
rhetorischen Repertoire einen Charakter, den die
Engländer als extremely compartmentalized
beschreiben würden. Sie begnügt sich damit,
auseinander zu halten, was ihrer Meinung nach
nicht zusammen gehört, und bleibt aus Vorsatz
weit hinter ihren Möglichkeiten zurück. Aus
Erfahrung misstrauisch gegenüber der Verfüh-
rungskraft politischen Redens legt sie in ihrem
persönlichen Rede-Stil eine Gouvernantenhaf-
tigkeit an den Tag, die sie realpolitisch längst
hinter sich gelassen hat. Ihre Reden laufen oft
wie auf Stelzen durch die Landschaft, manchmal
gibt sie Vollgas, fast immer aber mit angezoge-
ner Handbremse.

Darin liegt erstaunlicherweise eine gewisse
Ähnlichkeit mit Vizekanzler Franz Müntefering,

dem Meister der kurzen Sätze. Der gelernte In-
dustriekaufmann aus Sundern verfolgt den
Grundsatz, nur 10 Prozent von dem zu sagen,
was er weiß. Damit setzt er auf hohe Eigenkapi-
talrendite und ist den von ihm beschworenen
Heuschrecken ähnlicher, als denen lieb sein
kann. Auch hier ist die angezogene Handbrem-
se unter der Oberfläche des trockenen Redners
immer zu spüren. Die subkutane Botschaft des
Münteferingschen ‚Wir können auch anders!‘
gehört zu den bisher uneingelösten Versprechen
dieser Regierung.

Als Skatspieler führt Franz Müntefering, wie
er sagt, das Blatt gern eng an der Brust. Sein
Grundsatz, sich nicht in die Karten schauen zu
lassen, verrät immerhin die politische Lust an
der Pointe, der Überraschung, dem plötzlichen
Stich. Mit seiner Skat-Metapher bedient Münte-
fering spekulative Erwartungen und provoziert
zugleich vermeidbare Enttäuschungen. Denn die
Regierung setzt aus guten Gründen nicht auf
Coups oder den Durchmarsch des Durchregie-
rens. Ihre Politik der kleinen Schritte wirkt –
wenn wir die Regeln des Skatspiels anwenden
– wie ein faktischer, aber tatsächlich unerklärter
Ramsch mit der Pointe, dass die Regierung
bisher kaum einen Stich macht, also skattech-
nisch soweit erfolgreich mögliche Verluste mi-
nimiert. Dass ihr konjunkturell bedingte wirt-
schafts- und fiskalpolitische Erfolge auch nicht
zugerechnet werden, steht auf einem anderen
Blatt. Salopp könnten wir als Befund festhal-
ten, dass die Bundesregierung in ihrer politi-
schen Rhetorik paradoxes Erwartungsmanage-
ment betreibt. Herbert Achternbusch hat vor vie-
len Jahren als Maxime dafür vorgegeben: Du
hast keine Chance, aber nutze sie!

Das analytische Versagen der Medien
Damit erzeugt die Große Koalition wachsenden
Verdruss, vor allem bei ihren watchdogs in den
Medien. Die Regierung sei nicht in der Lage,
die Politik ihrer übergroßen parlamentarischen
Mehrheit argumentativ glaubwürdig zu vermit-
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teln. Im Kontrast dazu wird die Vergangenheit
beschworen, als mehr Demokratie gewagt wer-
den sollte und die politische Ressource der Rhe-
torik fruchtbarer für die Politikvermittlung und
die Orientierung der Bürger genutzt worden sei.
Längst verfolgt die Vierte Gewalt in hybrider
Selbstermächtigung als Nebenregierung eine
eigene politische Agenda – ohne Wählermandat
und ohne Beweiszwang für die Wirkung zwei-
felhafter Patentrezepte. Darüber haben sogar
manche Qualitätsmedien die Aufgabe einer dich-
ten analytischen Beschreibung von current
events preisgegeben oder zumindest ins Hinter-
treffen geraten lassen. Das Lamento über die
deplorable rhetorische Qualität unserer Spitzen-
politiker wirkt deshalb so larmoyant wie selbst-
vergessen. Denn was sind die Maßstäbe dieser
Kritik – und welchen Beitrag leistet sie zur rhe-
torischen (Selbst)-Aufklärung des Souveräns?
Während in den Beilagen des Nutzwert-Jour-
nalismus seitenweise Erläuterungen zur dop-
peldeutigen Sprache von Arbeitszeugnissen ge-
geben werden, vernachlässigen die politischen
Ressorts mehr und mehr die Aufgabe, den poli-
tischen Singsang kritisch und vor allem konti-
nuierlich zu analysieren. Kaum verwunderlich,
dass führende Politiker mehr und mehr zu der
Einsicht des alten Cato gelangen, dass gewisse
Tatsachen erst ins öffentliche Bewusstsein ge-
langen, wenn sie nur oft genug wiederholt wor-
den sind. Denn politisches Reden in den time-
slots der elektronischen Medien geht durch ei-
nen Zerhacker, der das Format des Redens selbst
zur Disposition stellt. Bis das entscheidende
Stichwort endlich gehört und auch verstanden
wird, können manchmal Monate vergehen, wie
Franz Müntefering feststellen konnte.

Politische Playback-Rhetoriker finden
übrigens in TV-Presentern wie Steffen Seibert,
Peter Hahne oder Sabine Christiansen ihre hy-
briden Clones. Indem sie besinnungslos nach-
plappern, was ihnen die politische Klasse tag-
täglich an abgegriffenen Formeln vorsetzt, de-
sertieren sie vor der eigentlichen Aufgabe der

Vierten Gewalt. Es ist offenbar höchste Zeit für
die Renaissance einer rhetorischen Kultur, die
von den Schulen über die Hochschulen bis zu
den Medien die Selbstverständigung des Sou-
veräns über die wichtigen großen und wichti-
gen kleinen Sachen des politischen Lebens end-
lich auch rhetorisch voranbringt. Dann kann
auch die Politik wieder zur großen Form fin-
den.

Ausblick auf die politische Rhetorik
der Berliner Republik
Wie hat sich seit Amtsantritt der Großen Koali-
tion die Debattenkultur im Bundestag verän-
dert? Sind die Abgeordneten der historischen
Bewährungsprobe, unter die sie die große Mehr-
heit der Regierung stellt, gerecht geworden?

Lassen wir zum Ausklang zunächst die am-
tierende Opposition Revue passieren. Die grü-
ne Fraktionsvorsitzende Renate Künast filibus-
tert. Ihr Kollege Fritz Kuhn ist gewiss das größte
analytische und rhetorische Talent seiner Partei.
Was er sagt, scheint alles richtig zu sein. Aber
viele Funktionäre der Grünen wollen nicht ein-
sehen, dass die Mehrheit ihrer Wähler eher dem
bürgerlichen Spektrum zuzurechnen ist, und
pflegen eine outrierte linke Rhetorik, die sie in
so vermeidbare wie vergebliche Konkurrenz zur
aufgeblasenen ‚Linken‘ setzt. Der frühere Um-
weltminister Jürgen Trittin hat einen Redestil
entwickelt, der ihn dafür prädestiniert, eines
Tages den größten Rotkäppchen-Wolf aller Zei-
ten zu spielen. So viel Harmlosigkeit traut ihm
nun wirklich keiner zu.

Oskar Lafontaine hat die beste Zeit als Red-
ner hinter sich. Ihm sitzt die Nemesis der Selbst-
überschätzung im Nacken. Er erweckt von Mal
zu Mal mehr den Eindruck, als ob er sich nicht
einmal selbst über den Weg traute. Die Mimik
und Gestik des so ohnmächtigen wie machtver-
sessenen Rechthabers stellen ihm selbst das
Bein, über das er unentwegt stolpert.

Auch die größte Oppositionspartei bleibt als
bürgerliches Korrektiv im Parlament bisher von
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begrenzter Substanz. Enttäuscht darüber, dass
ihr der Wunschpartner abhanden gekommen ist,
liebedienert sie schon wieder mit den Sozialde-
mokraten. Ohne die politische Rhetorik und das
liberale Pathos von Ralf Dahrendorf und Wer-
ner Maihofer wirken die Auftritte ihres staats-
männischen Vorsitzenden aber weiterhin nur
opportunistisch. Das politische Produkt der Li-
beralen hat zu viele Optimierungsschleifen im
Marketing-Kanal hinter sich, als dass es glaub-
würdig über die Rampe käme.

Während die Regierung über die größte
Mehrheit seit Jahrzehnten verfügt und bisher
jede Gelegenheit versäumt, die von ihr vorbe-
reiteten Entscheidungen einer ernsthaften par-
lamentarischen Debatte auszusetzen, zeigt sich
die Opposition dieser historischen Bewährungs-
probe des parlamentarischen Wettbewerbs nur
unzureichend gewachsen. Begreifen wir mit
Franz Walter diese Konstellation als Chance für
ideenreiche Vordenker, als Gelegenheit für gro-
ße Debatten über die Inhalte von Gesellschaft
und Politik, dann haben unsere Oppositions-
parteien noch einiges zu tun.

Damit kommen wir zu dem leidigen Gene-
rationsthema zurück. Politisch-demographische
Torschlusspanik beförderte im vergangenen
Jahrzehnt Studenten und junge Damen in Mi-
nisterämter und zu Parlamentarischen Staatsse-
kretären. Kaum a.D. führen sie die Attitüde von
elder statesmen spazieren. Jugend mag ihren
besonderen Charme haben, ist aber nicht unbe-
dingt der genuine Aggregatzustand politischer
Weisheit. Ein weiterer Grund, sich verwundert
die Augen zu reiben und die Ohren zu schlie-
ßen, wenn die Playback-Generation das Wort
ergreift. Man möchte diesem neuen juste milieu
zurufen: ‚Enrichissez-vous!‘ – aber bitte end-
lich mit politischer Substanz, damit die Repub-
lik nicht weiter an rhetorischer Auszehrung da-
hinsiecht.

Hans Hütt arbeitet als Public Affairs-Bera-
ter in Berlin.

Analyse
...................................................................................................................................

Zur Internetnutzung von NGOs in
Iran

Noch nie gab es in Iran so viele NGOs wie
heute. Vor allem junge, zukunftsorientierte Ira-
ner sehen die Mitarbeit in einer NGO als Chan-
ce, sich aktiv in sozialpolitische Themen einzu-
mischen und sich für gesellschaftlichen Fort-
schritt einzusetzen. Das Internet bietet hierfür
vielfältige Aktionsmöglichkeiten, die mit den
herkömmlichen Kommunikationsmitteln un-
denkbar oder nur schwer realisierbar sind. Die
NGOs in den westlichen Demokratien haben
dies längst erkannt und nutzen das Internet zu-
nehmend bei der Kommunikation, der Informa-
tionsbeschaffung sowie der Mobilisierung ih-
rer Mitglieder. Die iranischen NGOs hingegen
können das Internet erst seit ca. fünf Jahren
effektiv für ihre Aktivitäten einsetzen. Abgese-
hen von mangelnder Infrastruktur und langsa-
men Verbindungen wird die Nutzung zusätzlich
durch strenge staatliche Regulierungsmaßnah-
men erschwert.

Wie die iranischen NGOs unter diesen Be-
dingungen das Internet nutzen und welche neu-
en Kommunikations- und Organisationsstruk-
turen dadurch zustande kommen, sind Fragen,
die in diesem Beitrag behandelt werden.1 Zuvor
aber folgt ein kleiner Exkurs über die allgemei-
ne Lage der iranischen NGOs und deren Tätig-
keitsbereiche unter Berücksichtigung der staat-
lichen Repressionen gegen die Zivilgesellschaft.

Die gegenwärtige Lage der iranischen
Zivilgesellschaft
Die iranische Zivilgesellschaft zeichnet sich aus
durch überwiegend liberale und demokratische
Ideen und bildet damit einen Gegenpol zum
staatlichen Autoritarismus, welcher die politi-
sche Bühne in der iranischen Geschichte stets
dominierte. Als Hauptakteure bürgerlicher Par-
tizipation haben sich insbesondere die NGOs
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zur Aufgabe gemacht, den vom Staat vernach-
lässigten gesellschaftlichen Problemen entge-
genzuwirken. „He [Seyed Javid Aledavoud, di-
rector of the Iranian chapter of the Society for
the Prevention of Cruelty to Animals – d. Verf.]
says that in the absence of a pluralistic political
system, many Iranians have turned to NGOs as
the only way to fight for social change“ (Esfan-
diari 2004).

Offiziellen Angaben zufolge existieren in Iran
bereits ca. 5.000 registrierte NGOs – die Zahl
der nichtregistrierten NGOs dürfte bei über
12.000 liegen. Die NGOs werden unterteilt in
Organisationen mit öffentlichem Interesse
(Wohlfahrtsverbände, Umweltschutzvereine
etc.) sowie in Berufsverbände (z.B. Lehrerver-
einigungen).

Besonders während der Amtszeit des ehe-
maligen Staatspräsidenten Mohammad Khata-
mi, der sich für eine lebendige Zivilgesellschaft
einsetzte, ist die Zahl dieser Bürgerinitiativen
stark angestiegen. Die meisten NGOs beschäf-
tigen sich mit Umweltschutz, Armutsbekämp-
fung und der Betreuung von Behinderten, Kran-
ken, Obdachlosen sowie Drogenabhängigen –
politische Aktivitäten werden von den iranischen
Machthabern jedoch nicht geduldet und sind
daher eine Ausnahme.2 Der Leiter der Human
Rights Watch für den Bereich Naher Osten und
Nordafrika, Joe Stork, beklagt die derzeitige
Lage der iranischen NGOs: „With so many
NGO activists arrested or under surveillance,
the remaining members of civil society fear for
their safety“ (Human Rights Watch 2004).

Obwohl sich die iranischen NGOs überwie-
gend karitativ engagieren und damit den Staat
entlasten, beklagen dennoch viele Aktivisten die
mangelnde Akzeptanz und das geringe Vertrau-
en von Seiten der staatlichen Behörden. Wün-
sche oder Vorschläge werden kaum wahrgenom-
men und konstruktive Dialoge mit den Macht-
habern sind nur selten möglich (vgl. Katirai
2005: 41). Die offizielle Registrierung bedarf
zudem der Überprüfung durch drei Ministerien

und diese stellt eine große Hürde zur Erlangung
der staatlichen Erlaubnis dar.

Die Lage hat sich mit dem Gewinn der Par-
lamentswahlen 2004 durch die Konservativen
sowie der Wahl Ahmadinejads zum Präsidenten
im Juni 2005 noch weiter verschlechtert. Die
Machthaber verweisen bei kritischen Äußerun-
gen aus der Zivilgesellschaft auf die Verteidi-
gung sowie die Wahrung nationaler Interessen
und räumen diesen insbesondere im Hinblick
auf die Eskalation des Atomkonflikts, die Holo-
caust-Debatte und den Karikaturen-Streit oberste
Priorität ein. Kontakte mit dem Ausland werden
deshalb nicht selten als Kollaboration mit dem
‚Feind‘ betrachtet. Dieses Vorgehen ist jedoch
nicht unbegründet. Vor allem die USA, welche
einen Regimewechsel in Iran anstreben, versu-
chen mittels finanzieller Unterstützung iranischer
NGOs die Zivilgesellschaft zu stärken, mit dem
Ziel einer innenpolitischen Destabilisierung.

Repressionen gegen die iranische
Zivilgesellschaft
Die Reformbewegung Front zweiter Khordad
um den ehemaligen Staatspräsidenten Mo-
hammad Khatami hatte 1997 die Regierungs-
ämter mit dem Versprechen übernommen, die
demokratischen Strömungen in der iranischen
Zivilgesellschaft zu stärken. Khatami wurde
hauptsächlich von Frauen- und Studentenorga-
nisationen unterstützt, die in ihm den Garant für
die freie Entfaltung der Zivilgesellschaft sahen.
Die anfängliche Euphorie schlug jedoch sehr
schnell in Resignation um, als sich herausstell-
te, dass Khatami weder über die politische
Macht noch das erforderliche Engagement ver-
fügte, seine anfangs propagierten Ziele durch-
zusetzen. Im Nachhinein kann die Reformbe-
wegung nicht nur als gescheitert angesehen
werden, sondern vor allem als Zeichen für die
Unreformierbarkeit der Islamischen Republik.

In der Eröffnungsrede vor dem Kongress
der Jugend, welcher im September 2003 in Tehe-
ran stattfand und an dem über 850 iranische
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NGOs teilnahmen, gestand Khatami: „Das Re-
den fällt mir schwer. Ich weiß, ich habe Ver-
sprechungen abgegeben, die von der Bevölke-
rung begrüßt wurden. Aber sie wurden nicht
eingelöst. Es gibt Probleme, die teilweise durch
uns selbst erzeugt worden sind und teilweise
von außen kommen“ (Nirumand 2003b: 9).

Die Probleme, von denen Khatami sprach,
nahmen nach der Machtübernahme von Mah-
mud Ahmadinejad noch weiter zu. Die Men-
schenrechtsorganisation amnesty international
beklagt seit Jahren die willkürlichen Verhaftun-
gen von aktiven Mitgliedern regierungsunab-
hängiger Organisationen sowie die Weigerung
Irans, mit UN-Menschenrechtsbeauftragten zu
kooperieren.3

Die iranische Justiz geht gegen die NGOs
vor allem mit dem Vorwurf der ‚Gefährdung
der Sicherheit und Verletzung moralisch-religi-
öser Grundsätze‘ vor. Geheimdienstmitarbeiter
haben beispielsweise im September 2006 das
Büro des Akademikervereins in Teheran ge-
stürmt und sämtliche Unterlagen beschlagnahmt
(vgl. Nirumand 2006: 4). Der Verein hatte zuvor
die Regierung Ahmadinejads wegen Verletzung
der Menschenrechte kritisiert.

Die NGOs werden jedoch auch während
ihrer öffentlichen Kundgebungen und Demons-
trationen von staatlicher Seite angegriffen. Das
Europäische Parlament verurteilte in einer Er-
klärung das gewaltsame Vorgehen der iranischen
Behörden und forderte dessen Ende.4 Am Welt-
frauentag 2006 wurden die Aktivisten von Si-
cherheitskräften brutal angegriffen. Eine De-
monstration im Juni 2006, in der Frauenorgani-
sationen ein Ende der gesetzlichen Diskriminie-
rung von Frauen forderten und an der auch Frie-
densnobelpreisträgerin Shirin Ebadi teilnahm,
wurde gewaltsam aufgelöst. Am 5. Oktober
2006, dem Weltlehrertag, wurde die Demonst-
ration der iranischen Lehrervereinigungen eben-
falls gewaltsam niedergeschlagen, weil diese für
bessere Unterrichtsbedingungen protestiert hat-
ten.

Neben diesen offenkundigen Angriffen auf
die iranische Zivilgesellschaft versucht der Staat
zudem die strukturelle Unabhängigkeit der
NGOs zu beseitigen, um diese besser kontrol-
lieren zu können. Staatliche Hilfen werden den
NGOs entzogen und an islamische Verbände
oder regierungstreue Organisationen vergeben.
Diese übernehmen schließlich die Arbeit von
unabhängigen NGOs und drängen sie immer
mehr ins Abseits. „Das wird ein Umfeld schaf-
fen, in dem die Stimme der Zivilgesellschaft nicht
länger die Stimme des Volkes, sondern die des
Staates ist“,5 meint hierzu der iranische Men-
schenrechtsaktivist Omid Memarian (Özlü
2006).

Nutzung des Internets durch iranische
NGOs
Netzoptimisten wie Bill Gates, Howard Rhein-
gold und Nicolas Negroponte sehen den Com-
puter und die damit verbundene Online-Kom-
munikation als eine Chance, einigen wichtigen
Problemen dieser Welt wirksam entgegenzutre-
ten. Für sie bietet das Internet erstmals die Mög-
lichkeit zur basisdemokratischen Teilnahme an
gesellschaftspolitischen Prozessen (vgl. Buch-
stein 1996: 165). Dabei gehen sie davon aus,
dass der Mangel an technischen Mitteln der
Grund für das bisherige Scheitern bei der Lö-
sung jener Probleme war.

Diese sehr optimistische Haltung wird von
Neil Postmann in einem ZEIT-Interview scharf
kritisiert: „Diese Entwicklung ist jetzt schon
gefährlich und in gewisser Weise auch reaktio-
när. Denn die Netzwelt lenkt die Menschen oft
davon ab, die zentralen Probleme anzugehen.
Kinder verhungern in der Welt – das hat nichts
mit mangelndem Informationsfluß zu tun. Wir
haben längst genug Informationen, um zu wis-
sen, wie wir alle Menschen ernähren können“
(Postman 1996).

Jedoch sind die positiven Eigenschaften des
Internets nicht zu übersehen. Die unterschied-
lichsten Interessengruppen und Lobbyisten aus
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verschiedenen Ländern können miteinander zu-
sammenarbeiten und damit an politischer Parti-
zipationsmöglichkeit hinzugewinnen. „Ebenso
entstehen mit Hilfe des Internets Solidaritäts-
netzwerke, die ohne neue Kommunikationstech-
nologien nicht vorstellbar gewesen wären. Mai-
linglisten und Diskussionsgruppen, ob gegen
die Besetzung Tibets durch China oder gegen
die Militärjunta in Burma, ermöglichen die Zu-
sammenarbeit von Aktivisten und mobilisieren
eine weltweite Öffentlichkeit“ (Breidenbach/
Zukrigl 2003: 36).

Darüber hinaus bieten die neuen Kommuni-
kationstechnologien für privat organisierte Grup-
pen enorme Kosten- und Aufwandsvorteile.
Denn hinsichtlich der Kommunikation bedarf
es im virtuellen Raum eines geringeren Auf-
wands als in der realen Welt – „denn Menschen
mit gleichen Interessen können sich online fin-
den und organisieren, ohne dass sie viel Zeit
und Mühe investieren müssen“ (Siedschlag/
Rogg/Welzel 2002: 20). Das Internet erweist
sich somit nicht nur als zusätzlicher Kommuni-
kationskanal, sondern schafft ebenso neue Wege
zur Willensbildung und -artikulation.

Insbesondere für kleine und schwache Inte-
ressengruppen ist diese Art der Kommunikati-
on vorteilhaft. „Vor allem politische Gruppie-
rungen, die sich aufgrund eigener Schwerpunkt-
setzung oder Ausgrenzungsmechanismen des
politischen Systems nicht in das politische Main-
streaming einreihen lassen, profitieren vom Netz,
indem ihre Organisationslogistik und der dafür
notwendige Finanzaufwand durch die Online-
Kommunikation vereinfacht bzw. verringert wer-
den können und der Weg zwischen Planung und
Umsetzung aktiver Beteiligung im politischen
Prozess kürzer wird“ (Meckel 1999: 233f).

Auch für die iranische Zivilgesellschaft
könnte das Internet von großem Vorteil sein: Es
ermöglicht ihr den Aufbau eines einzigartigen
Kommunikationsnetzwerkes innerhalb der ver-
schiedenen iranischen Gruppen, Vereine und Or-
ganisationen, deren Wirkungsbereich bisher

meist auf die regionale Ebene beschränkt war.
Zudem überwindet es die Schwierigkeiten bei
der Kommunikation zwischen Exil-Iranern bzw.
der iranischen Diaspora und der Zivilgesell-
schaft in Iran, denn „das Internet hat auch die
Mauern eingerissen, die jahrelang zwischen der
Opposition im In- und Ausland bestand. Noch
nie funktionierte die Kommunikation der poli-
tisch engagierten Exilanten mit den Aktivisten im
Inland so gut wie heute“ (Nirumand 2003a: 4).

Die derzeitige technologische Entwicklung
der Internet-Infrastruktur weckt im Hinblick auf
eine landesweite elektronische NGO-Gemein-
schaft neue Hoffnungen (vgl. Rohde 2003: 91).
Da bisher die besten Internetverbindungen
lediglich auf Ballungsgebiete beschränkt blie-
ben, waren NGOs außerhalb in ländlichen Ge-
bieten aufgrund ihrer konventionellen Kommu-
nikationsmittel stark benachteiligt. Mit der ste-
tigen Expansion von Internetanschlüssen im
ganzen Land könnte eine ganz neue Dimension
von NGO-Aktivitäten erreicht werden.

Im Bereich der Ausbildung von NGO-Mit-
arbeitern ist das Iranian Civil Society Organi-
zations Resource Center (ICSORC) bemüht,
spezielle Empowerment-Projekte für iranische
NGOs anzubieten. Die Hauptaufgabe des IC-
SORC besteht darin, iranische NGOs in ihrer
Arbeit mit dem Internet, insbesondere in den
Bereichen der Informationsbeschaffung sowie
der Internetpräsenz, zu fördern.

Eine weitere Organisation, die die Entwick-
lung von iranischen NGOs unterstützt, ist das
Iranian Civil Society Organizations Training
and Research Center (ICTRC), welches im Jah-
re 2002 gegründet wurde, um den NGOs unter
anderem die Verbreitung von Informationen mit-
hilfe des Internets näher zu bringen. Hierzu hat
das ICTRC das Online Civil Society Project
(OCSP) ins Leben gerufen – eine Internet-Platt-
form für NGOs. Zum einen können die NGOs
auf dieser Plattform ihre Webseiten präsentie-
ren, E-Mail-Rundschreiben versenden sowie
Audio- und Videodokumente implementieren.
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Zum anderen sollen NGO-Aktivisten virtuell in
der Internet-Technologie ausgebildet werden
und die vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten
sowie die neuen Begriffe aus der Internetwelt
erlernen und anwenden.

Aufgrund ihrer unkomplizierten Handha-
bung sowie der geringen technischen Voraus-
setzungen gehört die E-Mail zu den beliebtesten
Kommunikationsmitteln im Internet. Die Mit-
glieder einer NGO kommunizieren mit Hilfe
von E-Mails weitaus kostengünstiger und ein-
facher als mit den herkömmlichen Mitteln wie
Telefon, Fax und Post. Ebenso wird die externe
Kommunikation mit anderen NGOs und der
Bevölkerung vereinfacht.

Die meisten der iranischen NGOs präsen-
tieren sich mit einer eigenen Homepage im In-
ternet. Diese sind oft sehr professionell gestal-
tet und beinhalten eine große Fülle von Infor-
mationen. Nicht wenige von ihnen sind auch in
englischer Sprache verfasst, um die Darstellung
der Aktivitäten auf internationaler Ebene sicher-
zustellen. Jeder kann auf diese Seiten zugreifen
und wertvolle Informationen erhalten, die bisher
nur sehr schwer zugänglich waren. Auf den
Seiten finden sich Informationen über vergan-
gene und zukünftige Projekte und Aktivitäten.
Im Downloadbereich stehen Publikationen in
Form von Aufsätzen oder Studien zur Verfü-
gung. Zusätzlich werden häufig Links zu ande-
ren NGOs angeboten. Viele NGOs bieten zudem
regelmäßige Informationen in Form von News-
lettern an, so dass die Interessenten nicht stän-
dig die Internetseite besuchen müssen, um sich
über Neuigkeiten zu informieren.

Einen wichtigen Bereich für NGOs stellen
die Online-Protestkampagnen dar. Das Internet
dient dabei als Publikationsplattform für Streik-
aufrufe, Boykottaktionen sowie Protestbekun-
dungen. „Online media is becoming increasin-
gly important in destabilizing authoritarian re-
gimes. What the development of the internet in
Iran demonstrates is the way in which diverse
oppositional groups, non-governmental orga-

nizations and civic associations can participate
in a struggle against the state by entering a virtu-
al space of cyber interaction“ (Rahimi, 2003: 110).

Die schweren Studentenunruhen am 8. Juli
1999, die gegen das Pressegesetz und das Ver-
bot der Zeitung Salam gerichtet waren, sollten
den Anstoß für weitere Proteste geben, die bis
heute andauern. Während der zahlreichen De-
monstrationen, die in fast allen großen Städten
stattfanden, spielte das Internet zunehmend eine
wichtige Rolle. Ab 2002 nutzten die Organisa-
toren der Demonstrationen vermehrt die Web-
logs, um die Studenten über den Ort und Zeit-
punkt von bevorstehenden Aktionen zu infor-
mieren. „So war etwa während der Studenten-
proteste im Juni 2003 das Internet die wichtigs-
te Quelle, um sich über die Geschehnisse zu
informieren. Dort wurden die Proteste auch
vorbereitet und organisiert“ (Alavi 2005: 265).

Mithilfe von ‚Online-Enthüllungen‘ werden
bedenkliche Aktivitäten von einzelnen Perso-
nen oder Unternehmen im Internet veröffent-
licht. Das dient einerseits dazu, die Bevölke-
rung über Missstände aufzuklären und anderer-
seits eine Gegenbewegung zu organisieren (vgl.
Bieber 1999: 166f). Auch die so genannten ‚ur-
gent actions’, die spontan und in einem sehr
kurzen Zeitraum stattfinden, zählen zu den
wirksamsten Protestmitteln im Internet. Des
Weiteren werden mit elektronischen Kettenbrie-
fen, einer Art elektronischer Unterschriften-
sammlung, die Teilnehmer dazu aufgerufen, die
E-Mail unter Angabe der eigenen Identität an
das betreffende Unternehmen zu versenden. Die
Menschenrechtsorganisation amnesty interna-
tional nutzt diese Methode, um die iranische
Regierung zur Freilassung von politischen Ge-
fangenen zu bewegen.

Fazit
Die Bedeutung des Internets für die iranischen
NGOs ist kritisch bzw. differenziert zu betrach-
ten. Einerseits birgt es ein großes Potenzial an
neuen Kommunikationsmöglichkeiten in sich.
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Andererseits behindern technische Unterent-
wicklung sowie gesetzliche Regulierung eine
effektive Nutzung.

Das Internet kann den iranischen NGOs eine
Fülle von neuen Möglichkeiten bei der Kom-
munikation, der Informationsbeschaffung so-
wie bei der Mobilisierung von Aktivisten bie-
ten. Auch im Vergleich zu anderen Medien und
Kommunikationsmitteln besitzt es zahlreiche
Vorteile. Daher bemühen sich die Dachorgani-
sationen von NGOs um die bessere Nutzbar-
machung des Internets für die iranische Zivil-
gesellschaft. Sie organisieren z.B. Seminare zum
Thema Internet, bieten Internet-Plattformen an
und vernetzen per Internet zahlreiche NGOs
miteinander.

Der positive Kosten-Nutzen-Faktor ist nicht
zu übersehen. Wo früher kostspielig per Tele-
fon und Brief kommuniziert und Aufmerksam-
keitsökonomie mit Hilfe von Flugblättern oder
Publikationen betrieben wurde, genügt heute
meist die Investition in einen Computer mit In-
ternetanschluss, um all die genannten Tätigkei-
ten realisieren zu können. Die E-Mail-Kommu-
nikation sowie der Austausch von Studienma-
terialen ist relativ einfach zu bewerkstelligen und
die Ankündigung spontaner Aktionen wie auch
Protestaufrufe können sich sehr schnell im In-
ternet ausbreiten.

Dennoch existieren zahlreiche Hindernisse,
die die Arbeit mit dem Internet erschweren. In
den westlichen Demokratien profitieren meist
kleine, schwache und marginalisierte NGOs
vom Internet. Sie haben in der realen Welt kaum
eine Möglichkeit, auf sich aufmerksam zu ma-
chen. Im Internet hingegen können sie sich ei-
ner globalen virtuellen Welt präsentieren.
Anders verhält es sich in Iran. Hier sind es die
großen NGOs, die das Netz dominieren. Sie
besitzen das nötige Know-how und die Gunst
der Machthaber, ihre eigene Internetseite ins
Netz zu stellen. Die kleinen NGOs müssen sich
meist mit der E-Mail-Kommunikation zufrie-
den geben.

Hinzu kommt die Filterung und Kontrolle von
Internetseiten. Auch hier sind lediglich system-
konforme NGOs in der Lage, sich in der virtuel-
len Welt zu präsentieren. Eine pluralistische Zi-
vilgesellschaft ist somit im iranischen Internetwe-
sen sehr schwer realisierbar. Doch genau eine
solche wäre die Basis für eine starke Bürgerge-
sellschaft. Die NGOs sind, wenn sie effektiv mit
dem Internet arbeiten wollen, auf eine freie und
unzensierte Internetnutzung angewiesen.

Wie bereits erwähnt, ist die Infrastruktur des
iranischen Internetwesens noch lange nicht so
weit ausgebaut, dass das Internet in allen Lan-
desteilen nutzbar wäre. Wie sollen NGOs aus
kleineren Städten oder gar Dörfern im Internet
präsent sein, wenn sie nicht einmal die techni-
sche Möglichkeit dazu bekommen? So ist die
virtuelle Marginalisierung der NGOs nur ein
Spiegelbild ihrer realen Marginalisierung.

Betrachtet man die Nutzerzahlen des Inter-
nets in Iran, so haben derzeit lediglich ca. 10 %
der Bevölkerung Zugang. Daher kann das In-
ternet in Iran nur als Ergänzung zu den anderen
Kommunikations- und Informationsmitteln ein-
gesetzt werden. In seiner Außenseiterrolle aber
besetzt es eine sehr starke Position und verfügt
zudem über das Potenzial, bald im Mittelpunkt
der iranischen NGOs zu stehen.

Aydin Nasseri studierte Politikwissenschaft,
Jura und Soziologie an den Universitäten Mainz
und Hamburg. Kontakt: aydinnasseri@
freenet.de

Anmerkungen
1 Vertiefend wird das Thema in dem Januar

2007 erschienenen Buch von Aydin Nasseri ‚In-
ternet und Gesellschaft in Iran‘ behandelt.

2 Beispielsweise wurde das Zentrum für die
Verteidigung der Menschenrechte (CDHR), das
von der Nobelpreisträgerin Schirin Ebadi mit-
begründet worden war, von Präsident Ahmadi-
nedschad im August 2006 als illegale Organi-
sation bezeichnet und verboten.
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3Siehe: http://web.amnesty.org/library/Index/
ENGMDE130902006?open&of=ENG-346,
Abruf: 21.12.06.

4Siehe: http://www.europarl.europa.eu/sides/
getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-
2006-0503+0+DOC+XML+V0//DE, Abruf:
21.12.06.

5Siehe: http://www.dw-world.de/dw/article/
0,2144,2202126,00.html, Abruf: 21.12.06.
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TAGUNGSBERICHT
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Ein weites Feld –
Die Linke und Bourdieu
Deutsch-französisches Kolloquium der
Rosa-Luxemburg-Stiftung am 26./27.
Januar 2007 in Berlin.

Pulsschlag

Aus Anlass des 5. Todestages von Pierre Bour-
dieu hat die Rosa-Luxemburg-Stiftung For-
scherinnen und Forscher von dies- und jenseits
des Rheins versammelt, die nicht nur bezüglich
des ‚Feldes Bourdieu‘ symbolisches Kapital
darstellen, also von Bedeutung sind, sondern
darüber hinaus zum Teil Pierre Bourdieu zu ih-
rem sozialen Kapital zählen durften, d.h. mit
ihm in dieser oder jenen Form zusammen gear-
beitet haben.

Ziel der Veranstaltung war es, in Gedenken
an Pierre Bourdieu dessen komplizierte Verbin-
dung zu ‚linker Politik‘ auszuloten sowie sein
Werk und Wirken darauf hin zu beleuchten. Dass
Werk und Wirken schon seit Beginn seiner wis-
senschaftlichen Arbeit mit seinen Feldforschun-
gen in Algerien nicht zu trennen waren, erwies
sich als ein roter Faden, der sich durch die Ver-
anstaltung zog. In diesem Sinne ließe sich Bour-
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dieus Arbeit als ‚Wahrheitspolitik‘ beschreiben
– ein Begriff, mit dem Alex Demirovic das Wir-
ken der Frankfurter Schule skizziert. Ein zwei-
ter – mit diesem Faden eng verwobener – Strang
ist das erkenntnis-soziologische Werkzeug
Bourdieus, das unter anderem in seinen Kon-
zepten: Habitus, Feld, Sozialraum, Kapitalar-
ten und sens pratique Niederschlag gefunden
hat. Diese Konzepte und ihr Ineinandergreifen
liegen all seinen Arbeiten über die verschiede-
nen von ihm beackerten Felder hinweg zu-
grunde. Diese Felder boten dennoch die Struktu-
rierungsgrundlage der Tagung. So gab es einen
einführenden Block, sodann zwei Panels zum
politischen, zwei zum ökonomischen und zwei
zum kulturellen Feld.

Bereits bei der Eröffnung der Veranstaltung
betonte Rainer Rilling, zusammen mit Effi Böh-
lke Organisator der Tagung, die Verbindung bzw.
die Untrennbarkeit von wissenschaftlicher und
emanzipatorischer Praxis bei Bourdieu. Es wurde
auf dessen Charakterisierung der ‚Soziologie
als Kampfsport‘ verwiesen. Diese Bezeichnung
ist auch der Titel eines Dokumentationsfilms
über und mit Bourdieu (‚La sociologie est un
sport de combat‘ von Pierre Carles), der am
Freitagabend nach dem Empfang gezeigt wurde
und die angenehme Tagungsatmosphäre unter-
mauerte sowie Bourdieu als ‚leibhaftigen Ak-
teur‘ präsent werden ließ.

Die Einführungsbeiträge von Lothar Peter
und Louis Pinto vertieften anhand des wissen-
schaftlichen Wirkens Bourdieus die Frage nach
dem Verhältnis von Wissenschaftlichkeit und
gesellschaftlicher Parteilichkeit. Peter bedauer-
te dabei die mit der Akademisierung einherge-
hende Entpolitisierung in der deutschen Bour-
dieu-Rezeption, wo es Bourdieu in seiner wis-
senschaftlichen Arbeit doch stets um Gesell-
schaftskritik ging. Als Verständnisgrundlage
Bourdieuscher Initiativen wurde der ‚Korpora-
tivismus des Universellen‘, d.h. das zu kollek-
tivierende Selbstbild eines reflexiven Intellek-
tuellen von anderen Konzeptionen wie denjeni-

gen Gramscis, Sartres oder Foucaults abge-
grenzt und Bourdieus spezifisch reflexives Wis-
senschaftsverständnis vorgestellt. Ganz in die-
sem Sinne führte Louis Pinto aus, dass Bour-
dieus kritischer Intellektualismus nichts mit in-
tellektuellem Prophetismus zu tun habe, son-
dern dass die von ihm bereitgestellten ‚Waffen
der Kritik‘ reflexiv als eine ‚Kritik der Waffen‘
eingesetzt werden können.

Das politische Feld
An diese Überlegungen konnte das Panel zum
politischen Feld direkt anknüpfen. Margareta
Steinrücke entkräftete die Unterstellung eines
werkgeschichtlichen Bruches bei Bourdieu, der
besagt, dass sein politisches Engagement seit
Anfang der 1990er Jahre einer ‚Art Altersvo-
luntarismus geschuldet‘ sei. Vielmehr ließe sich
Bourdieus Gesellschaftskritik als durchgängi-
ge Herrschaftskritik formulieren, die in der ana-
lytischen Gestalt des Konzeptes symbolischer
Gewalt ansetzt und damit vor allem die Aufde-
ckung der ‚verborgenen Mechanismen der
Macht‘ avisiert. Effi Böhlke führte diesen Blick
weiter und formulierte die an Bourdieu häufig
adressierte Frage nach der Autonomie politi-
scher Akteure, die sich mit dem Verweis auf die
Möglichkeit im ‚individuellen Habitusvollzug‘
vom ‚kollektiven Habitusschicksal‘ abzuwei-
chen und dabei ‚kognitive Spielräume’ zu nut-
zen, freilich nicht befriedigend beantworten lässt.
Im zweiten Panel zum politischen Feld konnte
Irene Dölling das Konzept symbolischer Ge-
walt am Beispiel von Diskursen zur vermeintli-
chen Geschlechterdifferenz verdeutlichen und
zeigen, dass die praxeologische Soziologie
Bourdieus für eine kritische Reflexion nicht nur
der Geschlechterverhältnisse, sondern auch von
Tendenzen in der Frauen- und Geschlechterfor-
schung unentbehrlich scheint.

Der Frage nach der Repräsentation der
‚Stimmlosen‘, der unterdrückten Klassen, wid-
mete sich Gérard Mauger. Trotz des relativen
Scheiterns von Bourdieus Aufrufen zu kollekti-
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ven Aktivitäten seitens Forschenden und sozial
Bewegten ließen sich daraus Anregungen zie-
hen; freilich nicht ohne die Ambivalenz der In-
tellektuellen zu reflektieren, die in ihrer einerseits
im Feld der Macht beherrschten, andererseits
im Sozialraum dennoch herrschenden Stellung
liegt und sie leicht selbst den Prinzipien der
Delegation, d.h. dem Sprechen für ‚Stimmlo-
se‘, anstatt mit und von ‚Stimmlosen‘, überant-
wortet.

Einen ironischen Schritt hinter Bourdieus
Konzepte zurück trat Manfred Lauermann, der
sich Bourdieus vermeintlicher Ablehnung des
Marxismus annahm. Lauermann konstatierte,
dass sich mit Bourdieus Werkzeugen die
schwierige Gestaltung von etwa Anti-Hartz-IV-
Protesten analysieren ließe, ohne auf marxisti-
sche Kategorien zurückgreifen zu müssen. Die
Diskussion darüber, ob Bourdieus Konzepte
nun eine Fundamentalkritik oder eine Weiter-
führung marxistischer Kategorien darstelle,
wurde am zweiten Tag weitergeführt.

Das ökonomische Feld
Explizit mit Bourdieus Verdiensten, eine Klas-
sentheorie für die deutsche Ungleichheitssozi-
ologie in modifizierter Form reanimiert zu ha-
ben, beschäftigte sich Beate Krais in einem
Panel zum ökonomischen Feld. Mit der Erläu-
terung des Bourdieuschen Sozialraumkonzep-
tes verwies sie auf dessen Abgrenzung bzw.
Weiterführung von marxistischen Klassenvor-
stellungen jenseits der Unterscheidung der
Klasse ‚an und für sich‘. Da außer den hervor-
ragenden Arbeiten Michael Vesters und Micha-
el Hartmanns (dessen Analyse sich auf die Eli-
ten beschränkt) keine fundierte, von Bourdieu
inspirierte sozialstrukturanalytische Untersu-
chung vorliegt, machte sie hier auf einen großen
Bedarf aufmerksam.

Franz Schultheis konnte mit seinem Beitrag
erneut verdeutlichen, dass die verschiedenen
Phasen in Bourdieus Schaffen bestenfalls ein
analytisches Konstrukt darstellen. Keinesfalls

kennzeichnen sie eine Entwicklung vom ‚har-
ten‘ Empiriker, der mit Methoden wie der Kor-
respondenzanalyse arbeitet, über den ‚weiche‘
qualitative Methoden anwendenden Phänome-
nologen hin zum unwissenschaftlichen Polit-
Polemiker. In einem wenig bekannten Interview
begegnet Bourdieu selbst jenem Vorwurf mit
dem Hinweis, dass Das Elend der Welt – wel-
ches in Kritiken als das Übergangswerk hin
zum unwissenschaftlichen Polemiker gesehen
wird – die Ideen dramatisiere, auf die Bühne
bringe, die in den Feinen Unterscheiden in Form
von Konzepten dargestellt würden. Schultheis
unterstrich die wirtschaftssoziologische Bedeu-
tung bereits des Bourdieuschen ‚Frühwerks‘,
nämlich der Studien in Algerien, die nicht nur
zeitökonomische und vergeschlechtlicht arbeits-
teilige Aspekte ausweisen und eine Ökonomie
der symbolischen Güter offenbaren, sondern
bereits eine Entwurzelung thematisieren, die auf
die mangelnde Passung zwischen dem traditio-
nellen (kabylischen) ökonomischen Habitus und
den strukturellen Anforderungen der Einzug hal-
tenden kapitalistischen Ökonomie zurückzufüh-
ren sind.

Diese mangelnde Passung ist das, was Lars
Schmitt in seinem Beitrag als Habitus-Struk-
tur-Konflikt analytisch zu fassen versuchte. Mit
einer auf das gesellschaftliche Funktionsprin-
zip der symbolischen Gewalt aufbauenden Heu-
ristik plädierte er anhand von Konfliktbeispie-
len für das analytische Zusammendenken von
sozialer Ungleichheit und Konflikten. Inwie-
weit Bourdieus Sozioanalyse nicht bloß einen
analytischen Zugang zu Konflikten, sondern
auch Aspekte für die Konfliktbearbeitung bzw.
für individuelle und kollektive Emanzipation
bereithält, wurde hier erneut diskutiert.

Frédéric Lebaron hatte zuvor neben den
bereits erwähnten ökonomischen Aspekten auf
die genuine Ökonomie symbolischer Güter in
Bourdieus gesamtem Werk verwiesen. Das öko-
nomische Feld ist zwar ‚nur‘ ein Feld neben
den zahlreichen anderen von Bourdieu bearbei-
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teten, aber erstens ist es dominant beispielsweise
gegenüber dem Feld der kulturellen Produkti-
on, zweitens unterliegen alle Felder – auch die
scheinbar interessefreiesten – der Ökonomie
symbolischer Güter und drittens wendet sich
Bourdieu mit diesem Konzept gegen die metho-
dologische Ökonomik rationaler Akteurstheo-
rien, die Handlungen aus bewussten Kosten-
Nutzen-Kalkülen der Akteure ableiten.

Rolf-Dieter Hepp beschäftigte sich in sei-
nem Beitrag mit der Bedeutung Bourdieus für
die Analyse aktueller Formen sozialer Ungleich-
heit, die in den letzten Monaten auch öffentlich
prominent unter dem Begriff der Prekarisierung
diskutiert wurden.

Das kulturelle Feld
Unter dieser Überschrift versammelten sich
Beiträge zu Literatur, Sport, Bildung und post-
moderner Theorie. Zunächst schilderte Joseph
Jurt Bourdieus Literatursoziologie als Analyse
des Zusammenhangs zwischen der Stellung der
jeweiligen Schriftstellerinnen und Schriftsteller
im Feld der Literaturproduktion und ihren Stel-
lungnahmen, d.h. ihren Werken. Sodann wur-
den Funktionen benannt, die Bourdieu der Lite-
ratur als symbolischer Form zusprach, nämlich
dass diese von größerer sozialer Wirkkraft sein
könne als diskursives Denken, da sie ohne die
Anwaltschaft sozialwissenschaftlichen Arbei-
tens Akteure (in den Texten) zum Sprechen brin-
gen könne, für die sonst gesprochen wird.

Obwohl ein gänzlich anderes Element von
Kultur, ist auch der Sport bei Bourdieu – der
selber ein passabler Rugby-Spieler war – eine
Ausdrucksform der Stellung im sozialen Raum.
So konnte Gunter Gebauer an verschiedenen
Sportarten ausweisen, welch klassenspezifisch
ungleicher Umgang mit Körper und anderen
Menschen sich in verschiedenen Sportarten
gleichzeitig verbirgt und zum Ausdruck kommt.
So ist Ringen als ‚Unterschicht-Sport‘ ‚schweiß-
treibendend‘, mit Männlichkeit assoziiert und
setzt direkten Körperkontakt voraus, wohinge-

gen Tennis nicht nur eine bestimmte Kleider-
ordnung, sondern nur einen sehr vermittelten
Gegnerkontakt aufweist. Außerdem ließe sich
Bourdieus Konzept des sens pratique nirgends
besser verdeutlichen als am Beispiel des Sports.
Dies bezieht sich sowohl auf die Entstehung
dieses praktischen Sinns durch mimetisches, d.h.
unbewusstes Nachahmungslernen, als auch auf
sein Funktionieren als Spielsinn, d.h. beispiels-
weise an der richtigen Stelle zu stehen, Bälle zu
antizipieren etc., wo jede Hinterfragung der ‚il-
lusio‘, d.h. der von den Spielenden wahrge-
nommenen Sinnhaftigkeit des Spielens, bereits
zum Scheitern führen würde.

In seinen Ausführungen konnte Gerhard
Schäfer Bourdieus bildungssoziologische
Werke wie die Illusion der Chancengleichheit
mit seinen Erfahrungen als Lehrer kombinie-
ren und auf qualitative Aspekte dessen hinwei-
sen, was die PISA-Studie nur in Zahlen als
Ergebnis verrät. Es wurde sowohl über die
‚Bertelsmannisierung‘ des Bildungswesens als
auch über die Notwendigkeit und Möglichkeit
einer rationalen Pädagogik im Sinne Bourdieus
diskutiert.

In dem letzten Beitrag konnte Stephan Moe-
bius vielgestaltig Bourdieus Verbindungen zu
postmodernen Ansätzen herausstellen. Dazu
wurden letztere in postmoderne (etwa Maffeso-
li, Baudrillard) und poststrukturalistische (etwa
Foucault, Butler) Programme unterteilt und die
Affinitäten und Unterschiede Bourdieus vor al-
lem zum Poststrukturalismus aufgegriffen. An-
knüpfungspunkte finden sich in dem kritischen,
desillusionierenden Charakter der Analyse der
Subjektabhängigkeit von Diskursen. Eine Ab-
grenzung besteht vor allem darin, dass Diskur-
se bei Bourdieu nicht gleichsam aus dem Nichts
emergieren, sondern ihrerseits von der sozialen
Stellung und dem Habitus ihrer ProduzentIn-
nen abhängig sind.

Hier wurde erneut die Freiheit des Subjek-
tes angesprochen, die sich nicht nur – und dies
war zu erwarten – als zentrale Frage der gesam-
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ten Tagung erwies, sondern im Gegensatz zu
Bourdieus wissenschaftlicher ‚sozioanalyti-
scher Wahrheitspolitik‘ und den Instrumenten
der kritischen Selbstreflexion eine noch wei-
testgehend ungeklärte Verbindung zu links-
emanzipatorischer Politik darstellt.

Lars Schmitt, Marburg

TAGUNGSANKÜNDIGUNG
...................................................................................................................................

Akteure auf dem Feld der sozialen Bewegun-
gen gezwungen sind, ihre Kommunikation stra-
tegischer zu organisieren.

Programm

Freitag, 24. Juni 2007
17.00 Uhr
Anreise, Anmeldung und Abendessen

19.00 Uhr
Begrüßung
Gunter Lehrke, Leiter der Journalisten-Akade-
mie der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn

19.15 Uhr
Einführung und Programmvorstellung
Jupp Legrand, Wiesbaden, Herausgeber FJNSB

19.30 Uhr
Fachvortrag ‚Kampagnen:
Inszenierte Öffentlichkeit als Instrument politi-
scher Kommunikation‘
PD Dr. Rudolf Speth, Berlin, verantwortlicher
Redakteur des Themenheftes

20.00 Uhr Diskussion

ab 21.00 Uhr Kamingespräch

Samstag, 25. Juni 2005

9.30 Uhr
Seminarmodul Konzeption
Grundaufbau FJNSB/Themenfindung
Dr. Ansgar Klein, Berlin, Herausgeber FJNSB
Heftkonzeption
PD Dr. Rudolf Speth, Berlin
Redaktionelle Planung inkl. Formate/Standards
Dr. Ludger Klein, St. Augustin, Redakteur des
FJNSB
Heftbeiträge/Akquise
Dr. Ludger Klein, St. Augustin

10.30 Uhr Pause

Pulsschlag

Redaktionsarbeit in
wissenschaftlichen/politischen
Fachzeitschriften
am Beispiel des Themenheftes ‚Kampagnen:
Inszenierte Öffentlichkeit als Instrument politi-
scher Kommunikation‘ des Forschungsjournals
Neue Soziale Bewegungen (FJNSB) vom 22.
bis 24. Juni 2007 im Gustav-Stresemann-Insti-
tut, Bonn.

Zum Themenschwerpunkt der zu bearbeiten-
den Manuskripte: ‚Kampagnen: Inszenierte
Öffentlichkeit als Instrument politischer Kom-
munikation‘

Wer heute noch einfach auf die Straße geht, um
zu demonstrieren, hat die Zeichen der Zeit nicht
erkannt. Heute führen alle politischen Akteure
Kampagnen, um bestimmte Ziele zu erreichen
und die politische Agenda zu beeinflussen.
Kampagnen sind kommunikative Feldzüge. Zu
jeder Kampagne gehört eine Strategie. Sie sind
zielorientiert, haben eine Dramaturgie, verfü-
gen über einen Plan, und werden interaktiv, po-
larisierend und fokussiert geführt. Der verstärkte
Einsatz von Kampagnen ist Ausdruck einer Pro-
fessionalisierung der politischen Kommunika-
tion. Öffentlichkeit bekommt immer mehr einen
inszenatorischen Charakter. Der Heftschwer-
punkt hat das Ziel, Trends zu beschreiben und
anhand von ausgewählten Kampagnen diese
Veränderungen anschaulich zu machen. Darüber
hinaus wird die Frage gestellt, ob nicht auch die
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10.45 Uhr
Workshop/Übung Manuskriptbearbeitung und
Review-Prozess
Textbearbeitung
Jupp Legrand, Wiesbaden, Herausgeber FJNSB

Textvorstellung/Arbeitsgruppenbildung

Arbeitsgruppen Textredaktion/
Übung in Textredigation.
Bearbeitet werden die Erstfassungen der in der
Redaktion für einen Heft-Themenschwerpunkt
eingegangenen Manuskripte (Betreuung der
AGs durch anwesende Redaktionsmitglieder).

12.15 Uhr Mittagspause

13.15 Uhr
Arbeitsgruppen
Textredaktion in individueller Arbeit und Grup-
penarbeit
Redaktionsbesprechung/Kollationieren

15.30 Uhr Pause

16.00 Uhr
Arbeitsgruppen
Textredaktion in individueller Arbeit und Grup-
penarbeit
Redaktionsbesprechung/Kollationieren

18.00 Uhr Abendessen

19.30 Uhr
Plenum Heftredaktion
Zusammenführung der Arbeitsgruppenergeb-
nisse

ab 21.00 Uhr
Kamingespräch: Laufende Heftplanungen des
FJNSB

Sonntag, 26. Juni 2005

9.30 Uhr
Presse-/Öffentlichkeitsarbeit; Webauftritt
Jan Rohwerder, Aachen, Redakteur des FJNSB

10.15 Uhr
Grundlagen Satz, Fahnen- und Umbruch-
korrektur
Dr. Ludger Klein, St. Augustin, Redakteur
FJNSB

10.30 Uhr Pause

10.45 Uhr
Übungen an der Beispielsatzfahne
Jupp Legrand, Wiesbaden, Herausgeber FJNSB

11.15 Uhr
Abschlussdiskussion
Dr. Ansgar Klein, Berlin, Herausgeber FJNSB

12.15 Uhr Mittagessen und Abreise

Leitung: Dr. Ansgar Klein/Jupp Legrand, Her-
ausgeber FJNSB
Wiss. Referent: PD Dr. Rudolf Speth
Redaktionsteam: Dr. Ludger Klein, Markus
Rohde, Jan Rohwerder, Dr. Karin Urich
Org. Leitung: Gunter Lehrke, Leiter der Jour-
nalisten-Akademie der Friedrich Ebert-Stiftung,
Bonn
Organisation: Marion Wolf, Journalisten-Aka-
demie der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn

Teilnahmebeitrag: 100,00 Euro

Anmeldung
Friedrich-Ebert-Stiftung,
Journalisten-Akademie
Gunter Lehrke und Marion Wolf
Godesberger Allee 149
53175 Bonn
Tel.: 0228 883-325/-326
Fax: 0228 883-695
E-Mail: Gunter.Lehrke@FES.de;
Marion.Wolf@FES.de
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Social Watch Report
Unter dem Titel ‚Kein Geld für die Armen?
Ursachen – Analysen – Alternativen‘ setzt sich
der Social Watch Report Deutschland 2006 in
drei Teilen mit der weltweiten sozialen Entwick-
lung, dem deutschen Beitrag zur Entwicklungs-
zusammenarbeit und der sozialen Entwicklung
in Deutschland auseinander. Besonders die deut-
sche Steuerpolitik wird kritisch beleuchtet,
gleichzeitig aber auch freiwilliges Engagement
als Ressource für soziale Entwicklung stark
gemacht.
Der Report, der gemeinsam von 14 deutschen
zivilgesellschaftlichen Organisationen heraus-
gegeben wurde, kann im Internet unter
www.social-watch.de herunter geladen werden.
Eine Printausgabe kann gegen eine Schutzge-
bühr von 5 Euro beim Evangelischen Entwick-
lungsdienst bestellt werden. Kontakt:
info@eed.de.

Ungleichheit als Projekt
Soziale Ungleichheit nicht als naturgegeben,
sondern als politisches Projekt begreifen – das
war das erklärte Ziel einer Tagung, die der Bund
demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler im November 2006 veranstaltet hat.
Die Tagung analysierte die Entwicklungen von
Ungleichheiten im globalen Kontext vor allem
mit Blick auf die letzten zehn Jahre. Besonders
die faktische Verschiebung von gesellschaftli-
chem Reichtum, die Produktion von Armut und
Niedriglohn sowie die ungleiche Entwicklung
wurden in mehreren Podiumsdiskussionen und
Workshops untersucht.
Informationen und weiterführende Links rund
um die Tagung gibt es unter www.bdwi.de/bdwi/
ungleichheit. Einen Tagungsbericht hat die Jun-
ge Welt veröffentlicht, der im Internet unter
www.jungewelt.de/2006/11-28/047.php abge-
rufen werden kann.

Politik und soziale Gerechtigkeit
Was verstehen deutsche Politikerinnen und Po-
litiker unter sozialer Gerechtigkeit? Eine reprä-
sentative Umfrage des Allensbach-Institutes, die
im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung durchge-
führt wurde, zeigt ein unterschiedliches Ver-
ständnis von sozialer Gerechtigkeit zwischen
Politikern und dem Durchschnitt der Bevölke-
rung: Während 60 Prozent der befragten Parla-
mentarier die Einkommens- und Vermögens-
verteilung in Deutschland gerecht finden, teilen
diese Auffassung nicht einmal 30 Prozent der
Bevölkerung. Das Gerechtigkeitsverständnis
der Abgeordneten geht über reine Verteilungs-
gerechtigkeit hinaus: Vor allem Chancen- und
Teilhabegerechtigkeit sind für die Politikerinnen
und Politiker die wichtigsten Grundpfeiler ei-
ner sozial gerechten Gesellschaft.
Eine Zusammenfassung der Studie ‚Soziale
Gerechtigkeit in Deutschland‘ sowie diverse
Schaubilder sind im Internet zugänglich:
www.bertelsmann-stiftung.de, Menüpunkt Pres-
se, Pressemeldung vom 18.12.2006.

Studie zu Hartz I-III
In acht Teilprojekten wurden die so genannten
Hartz-Reformen I-III zwischen 2004 und 2006
von namhaften Forschungsinstituten evaluiert.
Das Wissenschaftszentrum Berlin hat in Koo-
peration mit dem Institut für angewandte Sozi-
alwissenschaft Bonn ein Teilprojekt zur Frage
der Verbesserung der Wirkungsqualität der Ar-
beitsvermittlung durchgeführt. Der Projektbe-
richt kann nun im Internet in einer Kurz- und
einer Langfassung herunter geladen werden
unter www.wzb.eu/ars/ab/hartzevaluation.
de.htm.

Lebendige Geschichte
Das Projekt ‚Erlebte Geschichte – Lebendig
gestalten‘ hat einen Internetauftritt geschaffen,
der diverse Möglichkeiten der interaktiven Aus-
einandersetzung mit der Geschichte des Natio-
nalsozialismus bietet. Mit Hilfe von Zeitzeu-
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geninterviews sollen Erfahrungen von Men-
schen aus der Zeit von 1933 bis 1945 gesam-
melt und über das Medium Internet einem brei-
ten Publikum zugänglich gemacht werden.
Chronologisch und thematisch geordnete Au-
dio- und Videoclips mit Erlebnisberichten von
Zeitzeugen sind unter www.
zeitzeugengeschichte.de zu sehen und zu hören.
Zudem sind die Nutzer auch zur Mitarbeit auf-
gefordert: Eigene Interviews mit Zeitzeugen
können auf der Seite veröffentlicht werden.
Besonders Schulen und Bildungseinrichtungen
könnten dies für Projekte nutzen, erhoffen sich
die Projektgestalter.

McPlanet.com
Vom 4. bis 6. Mai 2007 findet in Berlin der 3.
McPlanet.com-Kongress statt. Der von Attac,
BUND, dem EED, Greenpeace und der Hein-
rich-Böll-Stiftung in Kooperation mit dem Wup-
pertal Institut für Klima, Umwelt, Energie ver-
anstaltete Kongress zur globalen Klimagerech-
tigkeit will vor allem die Frage nach der Ge-
rechtigkeit stellen: In insgesamt rund hundert
Veranstaltungen sollen Möglichkeiten eines ge-
rechten Klimaregimes ausgelotet werden.
Weitere Informationen zum Kongress und zu
Möglichkeiten der Mitarbeit unter www.
mcplanet.com.

Planspiele in der politischen Bildung
Politik spielerisch begreifen und politische Zu-
sammenhänge spielend erlernen – dies gelingt
mit der handlungsorientierten Lehr- und Lern-
methode der Planspiele. In fiktiven oder dem
aktuellen politischen Geschehen entlehnten Sze-
narien übernehmen die Teilnehmer und Teilneh-
merinnen der Planspiele die Rolle von Akteuren
und spielen Handlungs- und Entscheidungspro-
zesse nach.
Die Planspiele-Datenbank der Bundeszentrale
für politische Bildung gibt einen Überblick über
rund 150 Planspiele der politischen Bildung,
die von verschiedenen Organisationen zu un-

terschiedlichen Preisen angeboten werden. Die
Spiele sind nach Zielgruppenalter und themati-
schem Schwerpunkt recherchierbar unter
www.bpb.de, Menüpunkt Lernen/Unterricht.

Preis für schlimmste Lobbyarbeit in
der EU
ExxonMobil hat den ‚Worst EU Lobby Award
2006‘ gewonnen. Gut die Hälfte der fast 10.000
im Internet abgegebenen Stimmen fielen auf den
Konzern. Damit wird der Ölkonzern von den
Veranstaltern des Preises, zu denen unter ande-
rem LobbyControl und Friends of the Earth
Europe gehören, für das „schlimmste und un-
demokratischste Lobbying“ des vergangenen
Jahres ausgezeichnet. Besonders die Einfluss-
nahme auf die Klimaschutzdebatte in Brüssel
durch Finanzierung ausgewiesener Klimawan-
del-Skeptiker wurde hervorgehoben.
Weitere Informationen zu den Worst Lobby
Awards und zu den weiteren ‚Preisträgern‘ un-
ter www.worstlobby.eu.

Demokratieförderung
Der Deutsche Entwicklungsdienst (DED) hat
eine neue Broschüre ‚Demokratie stärken. Den
Dialog zwischen Staat und Zivilgesellschaft för-
dern‘ herausgegeben. In dieser Broschüre wird
Demokratieförderung als ein neuer Arbeits-
schwerpunkt des DED vorgestellt und mehrere
Fallbeispiele aus verschiedenen Ländern prä-
sentiert. Vor allem auf lokaler Ebene soll Parti-
zipationsförderung elementarer Bestandteil der
Projekte des DED werden.
Die Broschüre kann im Internet herunter gela-
den werden unter www.ded.de.

Neue Attac-Basisexte
Peter Wahl: ‚G8 – PR-Show oder Weltregie-
rung? Weltwirtschaftsgipfel und Globalisierung‘
(AttacBasisText 21)
Peter Wahl untersucht die Funktionsweise und
Wirkung der Gruppe der sieben führenden In-
dustriestaaten und Russlands (G8), ihre Ge-
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schichte, Zukunftsperspektiven und Alternati-
ven. Der Autor geht der Frage nach, ob die G8
zur informellen Weltregierung geworden sind
oder es sich bei ihren alljährlichen Gipfeln nur
um öffentlichkeitswirksame Fototermine han-
delt.
Winfried Wolf: ‚In den letzten Zügen – Bürger-
bahn statt Börsenwahn‘ (AttacBasisText 22)
Winfried Wolf plädiert für eine Verkehrswende,
in deren Zentrum der Ausbau der Schiene steht,
und für eine Bahn in öffentlichem Eigentum.
Wie der Autor zeigt, ist diese andere Verkehrs-
welt nicht nur möglich, sondern existiert bereits
– zumindest in zentralen Bestandteilen – in der
Schweiz.
Thomas Löding, Kay Oliver Schulze und Jutta
Sundermann: ‚Konzern, Kritik, Kampagne!
Ideen und Praxis für soziale Bewegungen‘ (At-
tacBasisText 23)
Politische Arbeit kann Spaß machen und effek-
tiv sein! Anhand von Beispielen erfolgreicher
Kampagnen gegen Großkonzerne ermuntert das
Buch, selber aktiv zu werden: David kann Go-
liath gehörig unter Druck setzen!
Die Basistexte sind im VSA-Verlag erschienen
und kosten 6,50 Euro. Bestellung: Attac-Mate-
rialversand, Tel.: (069)900 281-10, Fax: -99,
eMail: info@attac.de, www.attac.de/material.

Freiwilligendienste im Bundeshaushalt
Für die Freiwilligendienste werden nach einem
Beschluss des Haushaltsausschusses im Jahr
2007 eine Million Euro mehr zu Verfügung ge-
stellt. Damit soll für verbesserte Rahmenbedin-
gungen für Freiwilligendienste gesorgt werden.
Besonders die Teilnahme benachteiligter und
bildungsferner Jugendlicher an Freiwilligen-
diensten wie dem Freiwilligen Sozialen oder
Ökologischen Jahr sollen gefördert werden.

Online-Bibliothek
Als Ableger der Internetpräsenz Euromove-
ments.info ist die Online-Bibliothek ‚E-library
on and for social transformation‘ entstanden.

Hier sollen Texte und andere Medien zu sozia-
lem Wandel und sozialen Bewegungen versam-
melt und öffentlich zugänglich gemacht wer-
den. Zur Zeit sind fast 600 Quellen abrufbar.
Wer eigene Texte hat, kann diese hier online
stellen: Die Bibliothek ist als offenes Projekt
und Diskussionsraum konzipiert.
Weitere Informationen und Zugang zu der Bi-
bliothek: www.euromovements.info/e-library/
main.php.

40 Jahre terre des hommes
Am 8. Januar 1967 gründete Lutz Beisel mit
einer Gruppe Gleichgesinnter das Kinderhilfs-
werk terre des hommes Deutschland e.V. In den
40 Jahren wurden nach Angaben der Organisa-
tion rund 4500 Projekte mit einem Volumen von
ca. 290 Millionen Euro gefördert. Der terre des
hommes-Medienservice bietet Hintergrundin-
formationen und Projektbeispiele, Interviews,
Chroniken sowie Fotos und Plakatmotive. Alle
Unterlagen und Materialien können im Internet
unter www.tdh.de/medien herunter geladen
werden.

Weltgipfel zur biologischen Vielfalt
Der Weltgipfel zur biologischen Vielfalt der Ver-
einten Nationen wird im Mai 2008 in Bonn statt-
finden. Täglich sterben über 100 Arten aus,
weswegen der Schutz und Erhalt der biologi-
schen Vielfalt neben dem Klimaschutz als eine
der größten umweltpolitischen Herausforderun-
gen gesehen wird. Wichtigstes Ziel des geplan-
ten Gipfels sei neben einer Kontrolle der bishe-
rigen Maßnahmen verstärkte Aufmerksamkeit
für dieses Thema in einer breiten Öffentlichkeit
zu erlangen.
Weitere Informationen zum Weltgipfel und zum
Biodiversitätsabkommen auf der Webseite des
Bundesumweltministeriums unter www.bmu.de.

Konflikt- und Gewaltforschung
Das englischsprachige Online-Journal Interna-
tional Journal of Conflict and Violence erscheint

Treibgut



123

ab 2007 neu. Das Magazin, das von einem in-
ternationalen Forscherteam um den Bielefelder
Soziologen Wilhelm Heitmeyer herausgegeben
wird, erscheint halbjährlich mit themenspezifi-
schen Schwerpunkten. Ausgabe 1/2007 mit dem
Schwerpunkt Diskriminierung ist nun im Inter-
net zugänglich unter www.ijcv.org.

Nähe durch Internet
Das Internet lässt Politiker und Bürger näher
zusammenrücken. Über das Internetportal
www.abgeordnetenwatch.de können Bürger-
innen und Bürger den Abgeordneten des deut-
schen Bundestages Fragen stellen, die diese dann
online beantworten können. Sowohl Frage als
auch Antwort sind öffentlich einsehbar. Ersten
Eindrücken zufolge wird ein Großteil der Fra-
gen von den Abgeordneten beantwortet, das
Portal als Kommunikationsmedium zwischen
BürgerInnen und PolitikerInnen durchaus ge-
nutzt.

Online-Protest
Virtuelle Welten wie World of Warcraft oder
Second Life werden immer beliebter. Gerade
Second Life, eine sehr lebensnahe ‚virtuelle
Realität‘, wird als Plattform nicht nur von Wirt-
schaftsunternehmen, sondern auch von Partei-
en und AktivistInnen entdeckt. Ende 2006 schuf
eine Unterorganisation der rechtsextremen fran-
zösischen Partei Front National (FN) eine vir-
tuelle Dependance – und wurde prompt Ziel-
scheibe einer virtuellen Demonstration. Mehre-
re Spieler versammelten ihre virtuellen Charak-
tere vor der Niederlassung des FN und trugen
dabei Banner mit der Aufschrift ‚Ban the FN –
out of SL (Second Life)‘. Dieses Ziel blieb den
Demonstranten zwar bislang verwehrt, Protest-
Initiator Nicolas Mircovich hofft aber darauf,
bald eine Großdemonstration mit Hunderten von
TeilnehmerInnen gegen den FN organisieren zu
können.

Transatlantischer Ideenwettbewerb
Die Körber-Stiftung lobt den Transatlantischen
Ideenwettbewerb USable neu aus. Unter dem
Motto ‚Empowerment. Menschen stärken‘ sol-
len Projektideen gefördert werden, die Men-
schen helfen, sich für ihre eigenen Belange ein-
zusetzen. Ziel ist es, durch den Austausch von
best-practice-Beispielen in Deutschland und den
USA voneinander zu lernen. Für den Ideen-
wettbewerb stehen Preise und Fördermittel in
Höhe von 150.000 Euro zu Verfügung. Bewer-
bungsschluss ist der 31. Oktober 2007.
Weitere Informationen und Kontakt:
www.usable.de.

Bürgerpreis verliehen
Die Initiative ‚für mich, für uns, für alle’ hat den
Bürgerpreis für vorbildliches kulturelles Enga-
gement verliehen. Vergeben wurde der größte
deutsche Ehrenamtspreis in den Kategorien All-
tagshelden, Lebenswerk, Arbeit und Engage-
ment sowie Junior. Gewürdigt wurden Enga-
gierte, die durch kulturelle Initiativen die Le-
bensqualität in ihrem direkten Umfeld stärken.
Weitere Informationen unter www.buerger-
engagement.de.

Mehr Demokratie für Europa
Die European Citizens’ Initiative, ein Zusam-
menschluss von über 100 europäischen Nicht-
regierungsorganisationen, setzt sich für mehr
demokratische Mitbestimmungsrechte in der
Europäischen Union ein. Konkret fordern sie
die Einführung eines Initiativrechtes in der EU.
Damit könnten die Bürgerinnen und Bürger di-
rekter an der Gestaltung der politischen Agenda
beteiligt werden.
Wer diese Initiative unterstützen möchte, kann
sich auf der Webseite www.citizens-initiative.eu
weiter informieren, die Petition online unter-
schreiben oder sich Unterschriftenlisten (erhält-
lich in über 20 Sprachen) herunter laden.

Treibgut
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RENZENSIONEN
...................................................................................................................................

Sozialstaat und Gesellschaft
in der Krise

res, den Auswirkungen von Hartz IV auf Mig-
ranten und der europäischen Dimension der
deutschen Sozialpolitik. Statt sich sachlich mit
diesen Themenfeldern auseinander zu setzen,
Für und Wider abzuwägen und anschließend
Alternativen aufzuzeigen, beschränken sich die
meisten Beiträge auf eine zum Teil unerträgli-
che Polemik. So stellt beispielsweise Anne Al-
lex in ihrem Beitrag zu ‚Politischen Tendenzen
der Agenda 2010‘ die Ein-Euro-Jobs in eine
direkte Analogie mit dem Reichsarbeitsdienst
im Dritten Reich, bei dem Menschen in Arbeits-
lagern Zwangsarbeit ableisten mussten (Kind-
ler et al. 2004: 25f). Ein ähnlich grenzwertiges
Vokabular wählt sie bei der Kritik an der Be-
darfsgemeinschaft, also der Tatsache, dass bei
Menschen in Wohngemeinschaften das Einkom-
men aller zusammengezählt wird, wenn eine der
Personen Hartz IV beantragt. Hier spricht sie
davon, dass „das Geld der Sippe abgeschöpft“
wird (24) und versucht damit, die Politik von
Rot-Grün in rechtsradikale Zusammenhänge zu
stellen. Ähnlich unsäglich ist die Argumentati-
on von Frank Rentschler, der die Folgen des
‚Forderns und Förderns‘ für Arbeitslose als
„Vorauseilenden Gehorsam gegenüber dem ak-
tivierenden Staat“ bezeichnet (94). Die Arbeits-
losen werden dabei aus seiner Sicht von der
Regierung und der Gesellschaft kriminalisiert,
weil sie soziale Leistungen in Anspruch neh-
men.

Etwas sachlicher gehen die Autoren im
‚Schwarzbuch Rot-Grün‘ vor. Offensichtlich ist
hier die erste Aufregung über die Reformen
schon etwas verraucht. Zum einen ist das Buch
etwa ein Jahr später veröffentlicht worden, zum
anderen wurde es mit dem Wissen um die vor-
gezogenen Bundestagswahlen geschrieben, von
deren Ausgang sich die Autoren eine Abwahl
von Rot-Grün erhofften. Eine bürgerliche Koa-
lition ist für sie allerdings auch keine Alternati-
ve, wie sie im Vorwort bereits klar machen. Sie
setzen vielmehr darauf, die Menschen für ver-
schiedene Themenkreise zu sensibilisieren und

Die Diskussion um die Agenda 2010 und eine
neue Unterschicht beschäftigt seit Verkündung
der Gesetzeswerke auch die sozialpolitische Li-
teratur. In dieser Sammelrezension werden Bü-
cher vorgestellt, die sich kritisch mit den Refor-
men der rot-grünen Regierung auseinanderset-
zen, die aus Sicht einiger Autoren in der Konti-
nuität der Vorgängerregierungen und des Neoli-
beralismus steht. Die Auseinandersetzung mit
den Reformen und der Krise des Sozialstaats
erfolgt dabei mehr oder weniger konstruktiv.

Polemik hilft Hartz IV-Empfängern
nicht weiter
Mit zwei Büchern kommentiert der VSA-Ver-
lag die Agenda 2010. Bereits im Herbst 2004
erschien der Band ‚Die Folgen der Agenda 2010‘
von Holger Kindler, Ada-Charlotte Regelmann
und Marco Tullney. Er trägt den Untertitel ‚Alte
und neue Zwänge des Sozialstaats‘. Die Intenti-
on des Buches ist es aber weniger, die Zwänge
aufzuzeigen, denen der Sozialstaat und damit
auch die rot-grüne Regierung unterlagen. Viel-
mehr handelt es sich um eine äußerst polemi-
sche Auseinandersetzung mit dem Gesetzeswerk
der Agenda 2010, in deren Mittelpunkt die
Hartz IV-Bestimmungen stehen. Dabei überla-
gert die Polemik leider auch durchaus richtige
Argumente gegen die Gesetzgebung.

Die verschiedenen Autoren, weitgehend
Politikwissenschaftler und im Umfeld von Ge-
werkschaften und Arbeitsloseninitiativen tätig,
beschäftigen sich dabei mit der Agenda 2010,
den Ursachen und Folgen von Armut und Reich-
tum in Deutschland, den geschlechtsspezifi-
schen Auswirkungen der Arbeitsmarktreformen,
den Auswirkungen von Hartz IV auf die Finan-
zen der Kommunen, der Gesundheitsreform,
dem Vorschlag eines allgemeinen sozialen Jah-
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zum zivilen Ungehorsam zu motivieren. Das
Schwarzbuch beschäftigt sich mit sozialen The-
men wie Hartz IV, der Renten- und der Gesund-
heitsreform. Zudem stehen die Außenpolitik und
die so genannten Anti-Terror-Gesetze in der
Kritik. Was allerdings auch diesem Buch fehlt,
sind konstruktive Alternativen zu der Politik von
Rot-Grün und zu der Politik, die die Autoren
vom bürgerlichen Lager erwarteten und die
teilweise auch von der großen Koalition so
durchgesetzt wurde.

Krise und Zukunft des Sozialstaats
Deutlich weniger plakativ, dafür wesentlich wis-
senschaftlicher analysiert Christoph Butterweg-
ge ‚Krise und Zukunft des Sozialstaats‘ – und
kommt in den Schlussfolgerungen zu ganz ähn-
lichen Forderungen wie die Autoren des VSA-
Verlags. Zunächst setzt sich Butterwegge aber
mit den Grundlagen und Organisationsstruktu-
ren des Sozialstaats auseinander. Dabei unter-
scheidet er zwischen dem Fürsorge-Staat, der
nur das Überleben seiner Bürger absichert, und
dem Wohlfahrtsstaat, der auf Basis von Versi-
cherungen versucht, die Menschen gegen kurz-
fristige soziale Risiken wie eine zeitweilige Ar-
beitslosigkeit oder eine Krankheit abzusichern.

In einem historischen Rekurs schildert
Butterwegge das goldene Zeitalter des Wohl-
fahrtsstaats vom Kaiserreich bis zur Weltwirt-
schaftskrise Mitte der 1970er-Jahre. Bis dahin
wurde der Sozialstaat auf- und zum Wohlfahrts-
staat ausgebaut.

Die Weltwirtschaftskrise von 1973 erschüt-
terte das Prinzip des Wohlfahrtsstaats aber in
den Grundfesten. Der Wohlfahrtsstaat wurde
von Politik und Wirtschaft verantwortlich ge-
macht für den Niedergang der Wirtschaft. Dem
setzt Butterwegge seine zentrale These entgegen:
Der Sozialstaat sei „seit Mitte der 1970er-Jahre
restrukturiert und demontiert worden, obwohl
er weder Verursacher der damaligen Weltwirt-
schafts- und der im Grunde bis heute anhalten-
den Beschäftigungskrise war, noch aus seinem

Um- beziehungsweise Abbau irgendein Nutzen
für die wirtschaftliche oder gesellschaftliche
Entwicklung des Landes erwächst“ (Butterweg-
ge 2005: 9). Vielmehr bringt die neoliberale
Wende zwar das Ende des Wohlfahrtsstaates,
wie ihn die ,alte‘ Bundesrepublik kannte, mit
sich: „eine Hochleistungs-, Konkurrenz- und
Ellenbogengesellschaft nach US-amerikanischem
Muster bietet aber für die Mehrheit der Bevölke-
rung keine erstrebenswerte Alternative“ (9).

Begleitet wird der Sozialabbau, den Butter-
wegge für die Regierungen Schmidt, Kohl und
Schröder beschreibt, von einer breit gefächer-
ten Sozialstaatskritik, die als prinzipielle Kritik
vom Neoliberalismus, dem Kommunitarismus
und dem Feminismus formuliert wird und als
populäre Sozialstaatskritik vor allem von den
Massenmedien kommt. Neoliberale kritisieren
insbesondere die Bürokratisierung des Staats
und damit die Schwächung der wirtschaftlichen
Dynamik. Die Kommunitarier beklagen die
Dominanz des Marktes und die Entmündigung
der Zivilgesellschaft. Und die Feministinnen
bemängeln die Orientierung des Sozialleistungs-
systems am Industriearbeiter, was die Frau ein-
deutig benachteilige. Die populäre Kritik setzt
hingegen weniger beim System als beim Leis-
tungsempfänger selbst an. Er wird als ‚Sozial-
schmarotzer‘ bezeichnet, der sich in der ‚sozia-
len Hängematte‘ ausruht. So kommt es für
Butterwegge nicht von ungefähr, dass die Re-
gierungen aus dieser Logik heraus mit dem Prin-
zip ‚Fordern und Fördern‘ den Sozialstaat nach
und nach abgebaut haben.

Butterwegge zeigt im Unterschied zu den
Autoren des VSA-Verlags aber klare Alternati-
ven zum neoliberalen Um- beziehungsweise
Abbau des Sozialstaats auf. Die Bürgerversi-
cherung ist für ihn der Schlüssel dazu, den So-
zialstaat zukunftsfähig zu machen. Dies gelingt
aus seiner Sicht aber nur, wenn es sich um eine
einheitliche Versicherung handelt, zu der es kei-
ne konkurrierenden Versicherungssysteme gibt.
Faktisch bedeutet dies die Abschaffung der pri-
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vaten (Zusatz-)Versicherung. Außerdem müsse
die Bürgerversicherung solidarisch sein, um
zwischen „ökonomisch unterschiedlich Leis-
tungsfähigen einen sozialen Ausgleich“ herzu-
stellen (290). Dafür müssten sämtliche Ein-
kunftsarten, auch Zinse, Dividenden, Tantiemen,
Miet- und Pachterlöse mit einbezogen werden.
Nach oben dürfe es weder eine Versicherungs-
pflichtgrenze noch eine Beitragsbemessungs-
grenze geben, damit Privilegierte nicht in
exklusivere Sicherungssysteme ausweichen
können. Im Gegenzug dürften aber auch dieje-
nigen nicht ausgeschlossen werden, die den nach
Einkommenshöhe gestaffelten Betrag nicht auf-
bringen können. Der Staat müsse hier als ‚Aus-
fallbürge’ auftreten. Alle Bürger müssten auf-
genommen werden, ob erwerbstätig oder nicht.
Außerdem müsse gewährleistet sein, dass es
sich wirklich um eine Versicherung handelt, bei
der die Mitglieder durch das Entrichten von Bei-
trägen entsprechend geschützte Ansprüche er-
werben.

Als Ergänzung zur Bürgerversicherung for-
dert Butterwegge zudem eine ‚bedarfsabhängi-
ge Grundsicherung‘. Sie müsse deutlich über
dem Niveau der heutigen Sozialhilfe liegen „und
eine weder durch Existenzangst bestimmte noch
von Ausgrenzung bedrohte Teilhabe am gesell-
schaftlichen und kulturellen Leben ermöglichen“
(295).

Deutschland als gespaltene Gesell-
schaft
In einem nächsten Schritt kann die Krise des
Sozialstaats auch als Krise der Gesellschaft
insgesamt gesehen werden. Stephan Lessenich
und Frank Nullmeier charakterisieren in ihrem
Sammelband Deutschland deshalb als eine ‚ge-
spaltene Gesellschaft‘. 20 Autoren und Autor-
innen beschreiben darin „soziale Differenzie-
rungs-, Spannungs- und Konfliktlinien dieser
Gesellschaft, die die Frage nach ihrer ‚Einheit‘
auf eine veränderte Grundlage stellen“ (Lesse-
nich/Nullmeier 2006: 8). Das Mosaik, das die

Autoren zusammentragen, macht deutlich, dass
die deutsche Gesellschaft ihre Einheit „allenfalls
in der Vielzahl ihrer politischen und kulturellen,
materiellen und symbolischen Spaltungen und
Abspaltungen findet“ (8).

Die Herausgeber machen drei ‚Sozialfigu-
ren‘ aus: die der Überflüssigen, die im Wirt-
schaftsprozess nicht mehr gebraucht werden,
die der Abweichenden, die nicht in die ‚institu-
tionalisierten gesellschaftlichen Normalitätsan-
nahmen‘ passen, und die der Unsichtbaren, die
sich nicht mehr an politischen Prozessen betei-
ligen (können). Dies trifft sogar die Mittel-
schicht, die lange Zeit als Hoffnungsträger ei-
ner Zivilgesellschaft galt. Diese Sozialfiguren
leben gleich in mehreren Konkurrenzgesellschaf-
ten, die die Herausgeber als ein ‚Spaltprodukt
der Krise der Lohnarbeitsgesellschaft’ identifi-
zieren (21). Die Krise illustrieren die Autoren
in Essays entlang von Gegensätzen wie ‚Arm –
Reich‘, ‚Beschäftigt – Arbeitslos‘, ‚Sicher –
Prekär‘, ‚Kapital – Arbeit‘, ‚Alt – Jung‘ ‚Frau-
en – Männer‘, ‚Eltern – Kinderlose‘, ‚Gebildet
– Ungebildet‘, ‚Elite – Masse‘, ‚Ost – West‘,
‚Nord – Süd‘, ‚Stadt – Land‘, ‚Deutsche – Aus-
länder‘, ‚Gläubig – Ungläubig‘, ‚Links –
Rechts‘, ‚Beweglich – Unbeweglich‘ und ‚Ge-
winner – Verlierer‘. Die Autoren liefern dabei
vor allem Diskussionsstoff und weniger Lö-
sungen. Denn das ist auch der Weg, den die
Herausgeber aus der Krise anbieten: ganz im
Popperschen Sinne „neue Verantwortlichkeiten
und neue Verbindlichkeiten zur Eindämmung
von allseitiger Konkurrenz und allfälliger Spal-
tung zu erfinden“ (26).

Gesichter der Armut
Wie sich die soziale Spaltung in Deutschland
äußert, zeigen zwei weitere Bücher, die sich mit
den Gesichtern dieser neuen Armut in Deutsch-
land auseinandersetzen. Chrisoph Butterweg-
ge, Michael Klundt und Matthias Zeng unter-
suchten ,Kinderarmut in Ost- und Westdeutsch-
land‘. Dafür führten sie Befragungen in ver-

Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007



127

schiedenen vierten Klassen an Grundschulen in
Erfurt und Köln durch. Bei der Auswertung
von Beobachtungen, Interviews und Fragebö-
gen wurde deutlich, dass Kinderarmut ein mehr-
dimensionales Phänomen ist, mit unterschiedli-
chen Ursachen und Folgen. Die Folgen unter-
suchten die Wissenschaftler anhand der Kate-
gorien Gesundheit und Wohlbefinden, Bildung,
Taschengeld sowie Freizeit und Unterhaltung.
Bei den Ursachen stellten sie fest, dass diese
nicht in der deutsch-deutschen Situation begrün-
det liegen. Es handelt sich nicht um ein Problem
zwischen Ost und West, sondern zwischen Oben
und Unten. Die soziale Situation der Kinder
wird dadurch geprägt, in welchen Familienfor-
men, Einkommensverhältnissen und Wohnge-
bieten sie aufwachsen. Butterwegge und seine
Mitautoren sehen die Ursachen für Kinderar-
mut vor allem in der Globalisierung und der
neoliberalen Modernisierung. Diese drückt sich
in der Aushöhlung des Normalarbeitsverhält-
nisses, der Auflösung der Normalfamilie und
dem Um- beziehungsweise Abbau des Wohl-
fahrtsstaates aus. Die Gegenmaßnahmen, die
ihrer Einschätzung nach ergriffen werden müs-
sen, decken sich im Wesentlichen mit denen, die
Butterwegge auch in dem Band zu ‚Krise und
Zukunft des Sozialstaates‘ vorschlägt. Gefor-
dert werden entschlossene Schritte zur Umver-
teilung von Arbeit, Einkommen und Vermögen.

Das Phänomen der ‚sozialen Exklusion‘ stel-
len Nadja Klinger und Jens König in ihrem Buch
‚Einfach abgehängt. Ein wahrer Bericht über
die neue Armut in Deutschland‘ dar. Mit Essays
und Porträts von Menschen, die zur ‚neuen so-
zialen Unterschicht‘ gehören, zeigen sie ein-
drücklich, wie fließend die Grenzen zur ‚neuen
Unterschicht‘ geworden sind und wie schnell
selbst sicher geglaubte Bevölkerungsgruppen
wie Akademiker dazu gehören können. Auch
Fleiß und Berufserfahrung schützen davor nicht.

Karin Urich, Mannheim
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Fortschritt oder Stillstand?
Eine Bestandsaufnahme der
‚Bewegung der Bewegungen‘
Wie steht es um die globalisierungskritische
Bewegung? Nachdem sie Ende der 1990er Jah-
re und Anfang des neuen Jahrtausends große
Erfolge hat feiern können – die Proteste in Seatt-
le, Prag und Genua stehen paradigmatisch für
diesen großen Aufstieg – und aufgrund der
weltweit mobilisierten Massen bald zur ‚Bewe-
gung der Bewegungen‘ erkoren wurde, scheint
sie seit einigen Jahren stillzustehen. Nur noch
über die Sozialforen – und hier eigentlich nur
über die globalisierte Ausgabe des Weltsozial-
forums in Porto Alegre oder zuletzt in Nairobi –
oder über eher national orientierte Proteste –
beispielsweise die Anti-Hartz IV-Demonstrati-
onen in Deutschland – erreichen globalisierungs-
kritische Anliegen und Akteure noch eine brei-
tere Öffentlichkeit. Tatsächlich transnationale
Themen und Probleme sind scheinbar nicht mehr

Literatur



128

dringlich genug, um Massenproteste zu gene-
rieren.

Der Frage nach dem Zustand der Bewegung
widmet sich nun ein von Oliver Marchart und
Rupert Weinzierl herausgegebener Sammelband.
In drei thematischen Blöcken mit insgesamt
zwölf Beiträgen geben die Autorinnen und Au-
toren die im Titel des Buches angekündigte Be-
standsaufnahme – mit durchaus interessanten
Ergebnissen.

Globale Opposition, Gegenhegemonie
und das neue Prekariat
In den Beiträgen des ersten Teils – „Zum Stand
der Bewegung“ – wird verdeutlicht, was das
Neue an der globalisierungskritischen Bewe-
gung ist. Einig sind sich die AutorInnen darin,
dass die Bewegung tatsächlich international auf-
gestellt ist. Trotz ihrer Heterogenität sind sich
die unterschiedlichen Akteure einig in ihrer Ge-
genposition zur stark neoliberal ausgerichteten
Wirtschaftsglobalisierung. Dabei komme der
globalisierungskritischen Bewegung die Schaf-
fung gegenhegemonialer Strukturen zu. Diese
auf theoretische Annahmen Gramscis zurück-
zuführende Argumentation zieht sich im Übri-
gen wie ein roter Faden durch die Beiträge des
Sammelbandes und wird von vielen Autorinnen
und Autoren aufgegriffen.

Achim Brunnengräber zeichnet die Konti-
nuitäten und Neuerungen der globalisierungs-
kritischen Bewegung zu den Neuen Sozialen
Bewegungen nach. Neu sei vor allem die ver-
mehrte Einbindung von Betroffenen aus dem
sogenannten Süden. Gemeinsames Thema der
Akteure innerhalb Europas sei die wahrgenom-
mene Prekarisierung der Arbeits- und Lebens-
verhältnisse (Sylvia Riedmann).

Auf Ambivalenzen der Bewegung(en) weist
Ulrich Brand hin: Die „gegenwärtige […] Mo-
tivations- und Strategiekrise“ (37) beruhe auch
auf diversen Dilemmata, in denen sich die Be-
wegung in ihrem Verhältnis zur bürgerlichen
Öffentlichkeit, zum Staat und zur eigenen Wi-

dersprüchlichkeit befinde. Bestehende Differen-
zen und Interessenunterschiede, die aufgrund
der Internationalität der Probleme wie der Ak-
teure notwendigerweise bestünden, müssten
anerkannt und produktiv genutzt werden, um
„radikale Veränderungen globaler Verhältnisse“
(44) zu ermöglichen.

Nora Sternfeld geht der nach wie vor aktuel-
len Frage nach, ob der globalisierungskritischen
Bewegung antisemitische Tendenzen inhärent
sind und wie mit dem Problem des Antisemitis-
mus umgegangen wird. In ihrer erhellenden
Analyse weist sie nach, dass in einigen Diskur-
sen der Bewegung antisemitische Erklärungs-
muster für die Problemlagen der Welt aufzufin-
den sind. Die drängendere Angelegenheit sei
allerdings nicht die zum Teil unbewusste und/
oder naive Verwendung dieser Deutungsmus-
ter, sondern vielmehr der Diskurs um den Anti-
semitismus selber. Denn in diesem Diskurs, so
Sternfeld, gehe es in der Bewegung zumeist
nicht um Inhalte und deren antisemitische Ten-
denzen, sondern nur um die Diskussion des
Vorwurfs des Antisemitismus und die Frage,
wie denn diesem Vorwurf begegnet werden kön-
ne und müsse. Dies bleibt besonders erstaun-
lich, da doch der Kampf für eine andere, besse-
re Welt auch den Kampf gegen Antisemitismus
beinhalten müsste – so auch das Fazit Stern-
felds.

Globalisierungskritik und Demokratie
Im zweiten Teil des Buches – „Protest und radi-
kale Demokratie“ – wird das Verhältnis von
Demokratie und Globalisierung untersucht und
die demokratisierenden Möglichkeiten der Be-
wegungen werden ausgelotet. Hier zeigt sich,
dass die diagnostizierte Krise der Demokratie
vor allem eine Krise der repräsentativen Demo-
kratie ist (Dario Azzellini) – und keine Krise
der demokratischen Idee an sich. Allerdings, so
Joachim Hirsch, „zerbreche die historische Ver-
bindung von Kapitalismus und Demokratie mit
dessen globaler Durchsetzung“ (89). Die natio-
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nal verankerte Demokratie werde durch die vor-
anschreitende Internationalisierung des Staates
und die Privatisierung der Politik angegriffen.
Wichtig für die globalisierungskritische Bewe-
gung sei, dass sie ihre kritischen und radikalen
Positionen beibehalte, um damit eine tatsächli-
che Demokratisierung der internationalen Ebe-
ne in Gang setzen zu können, statt sich über
ihre institutionalisierten Teile (die NGOs) in eine
„Art Co-Management innerhalb der bestehen-
den Herrschaftsstrukturen“ (97) zu verwandeln.

Anhand zweier Beispiele aus Lateinamerika
analysiert Stefanie Kron die Rolle der Frau in
indigenen Demokratisierungsbewegungen. Sie
zeigt auf, dass den Frauen eine ambivalente Rolle
zugewiesen wird: Die Präsenz von Frauen in
den Protesten und vor allem das Bild der Mutter
– als Zeichen für die Gemeinschaft – wird ver-
wendet, um den Anliegen der Protestierenden
Nachdruck und Legitimität zu verleihen. Mit
Hilfe desselben Bildes aber werden die Frauen
dann auch von tatsächlicher Mitbestimmung
ausgeschlossen und ins Private gedrängt – weil
aus mehr Rechten vor allem mehr (familiäre)
Pflichten für die Frauen abgeleitet werden.

Einen Einblick in die Motive und Motivati-
onen der Akteure der Bewegungen aus Italien
und Österreich bietet der Beitrag von Rupert
Weinzierl. Er präsentiert die Ergebnisse einer
Studie mit zwanzig Intensivinterviews mit Ak-
tivistInnen aus der globalisierungskritischen
Bewegung. So werden die Möglichkeiten der
Bewegung (beispielsweise im Kampf gegen
eine neoliberale Wirtschaftsgestaltung)
durchaus unterschiedlich eingeschätzt, während
eine demokratischere Politikgestaltung als über-
greifende Zielvorstellung fast allen Akteuren
gemein ist.

Theoretische Grundlagen und kritische
Analysen
Der letzte Teil – „Theorie und Kritik der Bewe-
gung“ – wirft einen Blick auf theoretische Fun-
damente aktueller Globalisierungskritik. So be-

leuchtet Jens Kastner das Staatsverständnis pro-
minenter Globalisierungskritiker (Bauman,
Bourdieu, Chomsky, Marcos) und stellt deren
ambivalente Haltung gegenüber dem Staat
heraus – der zugleich als Unterdrückungsme-
chanismus und als mögliche Schutzmacht ge-
gen eine entfesselte Ökonomie wahrgenommen
wird. Weiterhin gibt es eine Auseinandersetzung
mit dem Begriff der ‚Maschine‘ und deren Be-
deutung in der heutigen Zeit (Gerald Raunig)
sowie die Dekonstruktion des Mottos ‚Eine
andere Welt ist möglich‘ (Jens Badura). Ab-
schließend setzt sich Oliver Marchart mit mög-
lichen Protestformen „zwischen Aktivismus und
Passivismus“ (194) auseinander. In diesem Teil
des Sammelbands werden neue Blickwinkel auf
die ‚Bewegung der Bewegungen‘ eröffnet, und
es wird verdeutlicht, dass die Suche nach einer
anderen Welt stets offen bleiben muss „als Such-
raum für die immer andere Möglichkeit des
Menschseins“ (153).

Das Buch bietet einen aufschluss- und fa-
cettenreichen Blick auf den aktuellen Zustand
der globalisierungskritischen Bewegung. In-
teressant ist die häufige Bezugnahme auf Ent-
wicklungen in Lateinamerika. Gerade von dort
scheinen Impulse für die gesamte globalisie-
rungskritische Bewegung auszugehen. Eine
stärkere Diskussion möglicher Inhalte zukünf-
tiger Proteste zusätzlich zur anti-neoliberalen
Grundhaltung wäre eine willkommene Ergän-
zung. Am Ende bleibt offen, ob die ‚Bewe-
gung der Bewegungen‘ aufgrund der Hetero-
genität der Akteure und der unterschiedlichen
Zielvorstellungen tatsächlich ihren Zenit über-
schritten hat, oder ob sie sich nur in einem
Zwischentief befindet und „langfristig von ei-
ner Intensivierung der Proteste auszugehen“
(29) ist, wie Achim Brunnengräber resümiert.
Zumindest für Deutschland ist mit Blick auf
den kommenden G8-Gipfel in Heiligendamm
letzteres zu erhoffen.

Jan Rohwerder, Aachen
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Revolution als alltäglicher
Horizont.
Eine Einführung in Theorie und Praxis
des (Post-)Operaismus

„Revolution“, heißt es am Schluss des Buches
von Martin Birkner und Robert Foltin, sei der
„Horizont postoperaistischer Politik“ (185). Für
sich genommen führt der Satz auf die falsche
Fährte. Denn in weiter Ferne sollte die Revolu-
tion im (post-)operaistischen Denken und Han-
deln gerade nicht bleiben. So viel jedenfalls hat
man verstanden nach der Lektüre des Buches,
das einen von den Arbeitskämpfen im Italien
der frühen 1970er Jahre bis zur globalisierungs-
kritischen Bewegung, vom ‚Massenarbeiter‘
zum schreienden ‚Wir‘ und von Antonio Neg-
ris Frühwerk bis zu Paolo Virno und John Hol-
loway führt – und das mit feministischer Kritik
an allen dreien nicht spart.

Unabhängiger Marxismus in Italien
Benannt nach dem italienischen Wort für Arbei-
ter (Operaio), hat sich im Anschluss an die Re-
volte von 1968/1969 in Italien ein unabhängi-
ger Marxismus herausgebildet. Während in
Deutschland mit der Kritischen Theorie und in
Frankreich mit dem Poststrukturalismus der
Marxismus jenseits der Partei vor allem theore-
tisch weiter entwickelt wurde, blieb die Orien-
tierung in Italien der Klassenkampf. Eine starke
ArbeiterInnenbewegung, die vor allem in der
Autoindustrie Norditaliens verankert war und
unabhängig von der Kommunistischen Partei
und ihren disziplinarischen Vorgaben agierte –
deshalb auch ‚Arbeiterautonomie‘ genannt –,

bot den Nährboden für diese Entwicklung. Vom
Klassenkampf auszugehen hieß aber nicht nur,
sich ihm zu widmen und mit Arbeits- und später
sozialen Kämpfen besonders verbunden zu sein.
Es bedeutete auch eine normative Hinwendung:
Ähnlich wie ,Autonomist Marxism‘ und ,Open
Marxism‘ im angloamerikanischen Raum se-
hen (post-)operaistische TheoretikerInnen in den
sozialen Kämpfen die Triebkräfte der Geschich-
te, oder, etwas vorsichtiger ausgedrückt, die
Auslöser sozialen Wandels. Aus dieser Grund-
annahme erklärt sich auch der grenzenlose Op-
timismus, den Negri und Michael Hardt in ih-
rem Buch ‚Empire‘ verbreitet haben. Jede reak-
tionäre politische Wende erscheint da als bloße
Reaktion des Kapitals auf die Bewegungen der
Multitude.

Vom Massenarbeiter zur Multitude
Birkner und Foltin helfen den LeserInnen, den
Bestseller von Negri und Hardt aus seinem
Kontext heraus zu verstehen, indem sie über-
zeugend nachzeichnen, wie in Negris Theorie
aus den an die Fabrik gebundenen ‚Massenar-
beitern‘ der ,gesellschaftliche Arbeiter‘ und
schließlich die Multitude wurde. Selbstverständ-
lich können auch Birkner und Foltin nicht ab-
schließend klären, was das überhaupt sein soll,
die Multitude. Aber ihre Unterscheidung von
drei Ebenen dieser dubiosen und viel diskutier-
ten ‚Menge‘ bewahrt immerhin vor Fehlschlüs-
sen: Die Multitude ist nämlich sowohl als onto-
logisches Konzept, als historisches Phänomen
wie auch als Klassenkonzept zu verstehen.
Insgesamt räumen die Autoren dem Ansatz Ne-
gris aber nicht einmal überdimensional viel Platz
ein.

Überraschend ist hingegen die große An-
zahl von Seiten, die sie den Schriften John Hol-
loways widmen. Eigentlich gar kein operaisti-
scher Theoretiker, steht der in Puebla lehrende
Politikwissenschaftler aber wie kaum ein ande-
rer für einen an sozialen Bewegungen orientier-
ten Neomarxismus. Mit den italienischen Ge-
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nossen gemeinsam ist ihm der überaus empha-
tische Tonfall, den er beispielsweise bei der Be-
schreibung der globalisierungskritischen Bewe-
gungen anschlägt. Im Gegensatz zu Negri und
Hardt spart Holloway sich in seinen Schriften
jedoch die ausufernden Bezugnahmen auf die
Philosophiegeschichte. Er konzentriert sich
zumeist auf die Geschehnisse um den Zapatisti-
schen Aufstand in Chiapas/Mexiko. Dabei kann
es unter anderem als sein Verdienst gewertet
werden, die universalen Momente des Zapatis-
mus herausgearbeitet zu haben. Eine Reduzie-
rung des Aufstands auf eine ethnisch beschränk-
te Revolte verbietet sich damit.

Kritik durch den Feminismus
Indem sie auch solche Konzepte unterbrin-
gen, die nicht gerade in Auseinandersetzung
mit Arbeitskämpfen in norditalienischen Au-
tofabriken entstanden sind, leisten Birkner und
Foltin genau den breiten Überblick, den man
von einer guten Einführung erwartet. Immer
referieren sie auch die Hauptkritikpunkte, so
dass über die Lektüre hinweg ein schöner,
inhaltlich mal mehr mal weniger ausgebreite-
ter Eindruck von den Debatten entsteht, die
seit mehr als 30 Jahren den Operaismus be-
gleiten.

Dass zu den KritikerInnen immer auch schon
Feministinnen gehörten – die Frauengruppe ,Lot-
ta Feminista‘ (Feministsicher Kampf) spaltete
sich 1972 von der operaistischen Organisation
,Potere Operaia‘ (Arbeitermacht) ab –, darauf
legen die Autoren besonderes Gewicht.
Schließlich teilen sie auch die postoperaistische
These von der ,Hegemonie der immateriellen
Arbeit‘. Dass diese auf Kommunikation, Af-
fekten, Gefühlen und Begehren basierenden
Tätigkeiten nicht ohne geschlechtersensible Per-
spektive interpretiert werden sollten, leuchtet auf
Anhieb ein.
Aber nicht nur der Feminismus ist ein Be-
zugspunkt. Auch auf die Rezeption postope-
raistischer Theorie im zapatistischen Ya Bas-

ta-Netzwerk, in der europäischen Prekariats-
bewegung, bei den italienischen ‚Ungehorsa-
men‘ und im politischen Antirassismus in
Deutschland gehen sie ein. Damit gelingt es
ihnen, einem ihrer zentralen Anliegen gerecht
zu werden, nämlich die multiplen ‚Einsatz-
möglichkeiten‘ der postoperaistischen Theo-
rie zu demonstrieren.

Strategiedebatte erneut eröffnet
Zu bezweifeln ist allerdings, ob die paar tau-
send Kulturprekären, die auf MayDay-Demons-
trationen gehen, von ähnlicher Relevanz für eine
Diagnose der Gegenwartsgesellschaften sind,
wie es die ArbeiterInnen in den Turiner Fiat
Werken der 1960er Jahre waren. Aber, ob die
‚immaterielle Arbeit‘ nun hegemonial ist oder
nicht: Man muss dieser postoperaistischen Zeit-
diagnose gar nicht zustimmen, um die strategi-
schen Anregungen aufzugreifen. Und das er-
möglicht das Buch durchaus: Ob mit oder ohne
Massenbasis, die Debatte um Strategien sozia-
ler Bewegungen ist abermals eröffnet. Auch
wenn die revolutionäre Umwälzung dabei im
Auge behalten wird, es geht doch ums Hier und
Jetzt. In schlichter Dualität fasst die Berliner
Zeitschrift Texte zur Kunst die Frage nach der
Verbindung von Revolution und Alltag auf der
Titelseite ihrer letzten Ausgabe in den Worten
des Postoperaisten Paolo Virno: „Flucht oder
Ungehorsam“.

Jens Kastner, Wien
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Streik für die Menschenwürde

Das global wichtigste politische Ereignis in der
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2005 war
nicht, wie vielleicht viele annehmen mögen, die
Wahl der ersten Bundeskanzlerin in der Ge-
schichte dieses Staates; das wichtigste Ereignis
fand – fernab der medialen Öffentlichkeit – am
Düsseldorfer Flughafen im Streikdorf der Flug-
caterer-Firma Gate Gourmet statt – und es dau-
erte bis zum siebten April des Jahres 2006. Was
macht einen Streik, auch wenn er von der Öf-
fentlichkeit weitgehend ignoriert wird, zu ei-
nem globalen Ereignis, dessen Reichweite wir
heute noch nicht ahnen können?

Längster Streik in der Geschichte der
Bundesrepublik
Die erste Antwort scheint auf der Hand zu lie-
gen: Mit sechs Monaten war der Streik der Gate
Gourmet-ArbeiterInnen einer der längsten in der
Geschichte dieses Staates. Wenn das Schule
macht, dann gute Nacht, Kapitalismus. So soll-
te man meinen. Den AutorInnen des nun er-
schienen Buchs zum Streik ist aber recht zu
geben, wenn sie konstatieren: „Die lange Dauer
des Streiks ist ein Zeichen von Hartnäckigkeit.
Aber nicht von Stärke. Im Gegenteil. Die Strei-
kenden sind gegen den Gegner Texas Pacific
Group, den auch die NGG völlig unterschätzt
hatte, nicht durchgekommen. Wenn sie mit dem
Streik Macht entfaltet hätten, wäre die Firma
nach ein paar Tagen Streik zum Einlenken ge-
zwungen gewesen“ (Flying Pickets 2006: 93).
Das sehen die Streikenden ähnlich. Ein Aktiver
fragt in seinem Streiktagebuch: „Hat der Streik
denn überhaupt etwas bewirkt oder verändert?
Kaum zum Guten, er hat sogar negative Ent-
wicklungen beschleunigt, die sonst nicht in die-
sem Tempo möglich gewesen wären“ (90).

MigrantInnen streiken mit
Aber die außerordentliche Länge war nicht das
einzig Besondere an dem Streik bei Gate Gour-

met. Es ist nämlich außerdem auf den ersten
Blick ungewöhnlich, wer hier gestreikt hat: „Bei
Gate Gourmet Düsseldorf stammt etwa die Hälf-
te der ArbeiterInnen aus anderen Ländern, davon
die Hälfte aus der Türkei, die übrigen kommen
aus allen Ecken der Welt“ (97). Auch das ist
jedoch nicht wirklich neu: Im Neusser Werk
Pierburg waren es 1973 ebenfalls Arbeitsmig-
rantinnen, die eine vergleichslose Streikwelle
auslösten und damit die so genannte ‚Leicht-
lohngruppe II‘ auf den ‚Müllhaufen der Ge-
schichte‘ beförderten. In der offiziellen gewerk-
schaftlichen Geschichte ist dies kaum in das
Bewusstsein gelangt, aber es ist vielleicht auch
dem Streik bei Gate Gourmet zu verdanken,
dass diese so relevante Episode der Geschichte
der Arbeiterbewegung, wie auch Debatten um
die Kampfform Streik überhaupt, wiederent-
deckt werden.

Streik auf dem Flughafen schmerzt
besonders
Der dritte Aspekt, der den Streik bei Gate Gour-
met historisch so relevant erscheinen lässt, kann
nicht so einfach relativiert werden: Ihm ging ein
spektakulärer Streik am Flughafen London/
Heathrow voraus, der tagelang vom Bodenper-
sonal mit einem Solidaritätsstreik unterstützt
wurde und damit einen der wesentlichen globa-
len Verkehrsknotenpunkte am 11. und 12. Au-
gust 2005 für 36 Stunden vollkommen lahm
legte. Die AutorInnen des Buches kommentie-
ren: „Aus zwei Gründen könnten Flughäfen eine
besondere Bedeutung für die Arbeiterkämpfe
bekommen: Erstens lassen sie sich nicht, wie
andere Fabriken in Billiglohnländer verlagern
(...). Zweitens funktioniert die Arbeit am Flug-
hafen wie eine eng verkettete Just-in-time-Pro-
duktion, wodurch auch Aktionen von kleinen
Arbeitergruppen zur völligen Blockade des Flug-
betriebs führen können“ (99). Diese Interpreta-
tion harmoniert mit anderen Untersuchungser-
gebnissen etwa Beverly J. Silvers (Silver 2005)
oder Karl-Heinz Roths (Roth 2005), die die
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Zukunft einer ‚Arbeitermacht‘ ebenfalls unter
anderem im Transportsektor sehen.

Kampf gegen ‚Heuschrecke‘
Beide Streiks – Heathrow und Düsseldorf –
wandten sich ferner gegen den globalen Finanz-
investor Texas Pacific Group (TPG; USA), der
der Öffentlichkeit noch gut in Erinnerung sein
dürfte, denn er ist die berühmte ‚Heuschrecke‘,
die Franz Müntefering im April 2005 benannte.
Es ging in diesem Fall um ein anderes Investi-
tionsgeschäft der TPG: die Übernahme des Ar-
maturenherstellers Grohe. Das geschäftliche
Interesse der TPG liegt nicht in der Produk-
tionssphäre, sondern sie will solche Betriebe
mit Gewinn wieder abstoßen. Die AutorInnen
des Buches benennen dieses Geschäftsgebaren,
angelehnt an Beverly J. Silver, als „Flucht des
Kapitals aus der Produktion, in der sich profit-
bringende Anlagemöglichkeiten nicht mehr fin-
den lassen.“ Und: „Diese Verschiebung und nicht
die räumlichen Verlagerungen sind der eigentli-
che Grund für die globale Schwächung der Ar-
beiterbewegungen (...)“ (Flying Pickets 2006:
22).

Dass – naheliegender Weise – auch die Strei-
kenden bei Gate Gourmet Düsseldorf das Bild
der Heuschrecke aufnahmen, war durchaus
Anlass für Kritik; dies aber – das zeigt das vor-
liegende Buch – durchaus zu Unrecht. Es ist
den HerausgeberInnen – den ‚flying pickets‘
(Umherschweifende Streikposten) – hoch an-
zurechnen, dass sie eben keine objektivistische
Analyse des Streiks angefertigt haben, sondern,
wie schon Jochen Gester und Willi Hayek in
ihrem Buch zum wilden Streik bei Opel Bo-
chum (Gester/Hayek 2005), die Streikenden
selbst zu Wort kommen lassen. In den Berich-
ten und Interviews wird schnell klar, dass hier
niemals ein Finanzkapital gegen ein produzie-
rendes Kapital aufgerechnet wurde, sondern
dass sich die Streikenden der Komplexität der
Funktionsweise des Kapitalismus durchaus be-
wusst waren – oder vielmehr bewusst wurden.

Streik schafft Klassenbewusstsein
Das ist wohl der relevanteste Aspekt des vorlie-
genden Buches. Es erscheint als fortgesetzte
Bestätigung der Marxschen These ‚Das Sein
bestimmt das Bewusstsein‘. Die Streikenden,
die sich reflektiert teilweise als „sehr bürger-
lich“ beschreiben, gewannen durch den halb-
jährigen Streik ein Verständnis des kapitalisti-
schen Systems und noch viel mehr, nämlich das
sprichwörtliche Klassenbewusstsein.

Es sind diese Berichte und Interviews, die
das Buch so lesenswert machen. Der Streik bei
Gate Gourmet hat die Wirkung, die sich Oskar
Negt (1968) seinerzeit von Arbeitnehmersemin-
aren in den Betrieben versprochen hatte: Er fun-
gierte als Erfahrungsaustausch und durch den
Zusammenhang mit dem Streik in Heathrow
sogar als globaler Austausch.

Wie vor einem Jahr das Buch zum Opel-
Streik, geht auch dieses Buch jenen Weg konse-
quent weiter: Es präsentiert die verschiedensten
Erfahrungen, Verständnis für die Situation der
KollegInnen im selben und in anderen Betrie-
ben, unabhängig davon, ob diese nun solida-
risch waren oder gezwungen wurden, als Streik-
brecher zu fungieren.

Liebevoll aufgemacht, wie es allgemein bei
dem Verlag Assoziation A üblich ist – mit zahl-
reichen Abbildungen, die zum Großteil ebenfalls
von den Streik-AktivistInnen zur Verfügung
gestellt wurden – präsentiert dieses Buch ein
Stück sozialer Geschichte Deutschlands, das
sonst wohl vergessen worden wäre, obwohl es
zukunftsweisend ist. In den aktuellen Klassen-
und sozialen Kämpfen, wie den Streiks in den
niedersächsischen Flüchtlingslagern Blanken-
burg und Bramsche/Hesepe, sollten wir an die
Pionierleistung der KollegInnen von Gate Gour-
met zurückdenken. Sie haben den Arbeitskampf
nicht wirklich gewonnen, aber sich ihre „Wür-
de am Arbeitsplatz“ zurück erobert und damit,
denn das war zurecht Motto des Streiks, einen
erfolgreichen Kampf um die Menschenwürde
geführt: „(D)er Kampf war wichtig, er war tat-
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sächlich unvermeidbar, er hat Grenzen aufge-
zeigt und Möglichkeiten bewiesen, die auch
heute noch, trotz aller Repressionen und Angst,
vorhanden und machbar sind. (...) (W)enn wir
alle zusammen nochmals bis an den Abgrund
geführt würden, wir müssten das wieder tun“
(Flying Pickets 2006: 90).

Torsten Bewernitz, Münster
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Ein Leben für die Arbeiterbewegung

Wolfgang Abendroth, der ‚Partisanenprofessor
im Land der Mitläufer‘ (Habermas), hätte im
September 2006 seinen hundertsten Geburtstag
gefeiert. Dies konnte er nicht, er ist bereits 1985
gestorben. Aber 21 Jahre nach seinem Tod schei-
nen seine Theorien aktueller denn je. Wolfgang

Abendroths Biographie ist so facettenreich wie
der hier besprochene Sammelband, herausge-
geben von Hans-Jürgen Urban, Michael Buck-
miller und Frank Deppe. Alle sind sich einig,
dass Abendroths Leben ein Leben von der und
für die Arbeiterbewegung war. Der Sammel-
band erschien im Zuge einer Tagung, veranstal-
tet durch den Funktionsbereich Gesellschafts-
politik/Grundsatzfragen/strategische Fragen der
IG Metall.

Wer sich bewegt, verändert etwas
Wolfgang Abendroths Leben war ein Zusam-
menspiel aus Theorie und Praxis. Bereits in den
ersten Texten wird den LeserInnen ein Einblick
in das vielfältige Wirken Abendroths gegeben:
Er war Jurist, Politikwissenschaftler, Aktivist,
Zeitzeuge, Widerstandskämpfer, Outsider und
Gewerkschafter. Diese Vielfalt spiegelt sich auch
in den AutorInnen des Sammelbandes wider.
Jürgen Peters, Vorsitzender der IG Metall und
Jürgen Habermas, emeritierter Professor für
Philosophie und Soziologie, eröffnen den Sam-
melband mit einer Laudatio auf Abendroth. So
berichtet Jürgen Peters nicht ohne Stolz die
Anekdote, dass für Abendroth eine IG Metall-
Vorstandssitzung verschoben wurde, weil die-
ser als Referent nicht konnte – ein absolutes
Novum für die Gewerkschaft.

Hier zeigt sich die Bedeutung, die Abend-
roth als ‚Gewerkschafts-Gast‘ hatte. Mit sei-
ner hohen Überzeugungskraft trat er immer
für seine manchmal auch unbequeme Mei-
nung ein. Doch es gab auch Spannungen und
Konflikte zwischen ihm und den Gewerk-
schaften, zumal seine marxistische Haltung
nicht immer auf Gegenliebe traf. Doch
schlussendlich ist es Abendroths Forderung,
historisch konkrete Umstände zu analysieren,
um als Individuum und politische Organisa-
tion handeln zu können. Diese Forderung ist
aktueller denn je und sollte Gewerkschaften
auch heute noch als Ratschlag dienen, nach
neuen Wegen zu suchen.
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Jürgen Habermas empfiehlt die Erinnerung
an einen großen Theoretiker, der bis heute Vor-
bildfunktion haben sollte, schon allein, weil er
sich trotz enormer Repressionen nie abgewen-
det hat, sondern seinen Ideen treu blieb (22).

Dass seine Theorien heute nicht mehr an je-
dem politikwissenschaftlichen Institut zu fin-
den sind, hat sicher viele Gründe. Einer darunter
ist seine marxistische Theorie selbst. Wer zwi-
schen den Zeilen von Demirovics Aufsatz ,The-
orie, Praxis und Demokratie‘ liest, stellt fest:
Marxistische Ideen sind auch im deutschen
Hochschulsystem derzeit nicht mehr gewollt.
Bei Auseinandersetzungen um Eliteförderungen
erscheinen Marx‘ Kapitalismuskritik und
Abendroths Weiterführung dessen als obsolet
(28). Doch gerade das Wissen über Alternati-
ven müsste wieder stärker in den Fokus gera-
ten.

In dem Aufsatz geht es jedoch um mehr als
die Kritik am Lehrinhalt der Hochschulen.
Abendroths Differenz zur Kritischen Theorie,
namentlich zu Adorno und Horkheimer, wird
beleuchtet und zeigt einen anderen Umgang
mit der Bewertung der Geschichte der Arbei-
terbewegung, insbesondere im Nationalsozia-
lismus.

Daran anschließend stellt Frank Deppe die
Frage, ob wir in Abendroth den von Gramsci
benannten ,organischen Intellektuellen’ vorfin-
den, also das Verbindungsglied zwischen der
revolutionären Partei und der unorganisierten
Arbeiterklasse.

Weggefährten und Schüler
Dass Abendroth diese Trennung zwischen The-
orie und Praxis für sich selber aufgehoben hat,
belegen die Darstellungen seiner Weggefährten
und Schüler. Im zweiten Abschnitt ,Aktualität
der Arbeiterbewegung‘ zeigen Uli Schöler und
Hans-Jürgen Urban dies beispielhaft auf. So
demonstrieren Stationen aus seinem Leben, dass
Theorie und Praxis nicht immer einfach zu ver-
binden sind. Der Ausschluss aus der SPD ist

ein Beispiel dafür. Ein anderes ist der Anspruch,
den er an Gewerkschaften formuliert hat. Solch
hohe gesellschaftliche Verantwortung ist nicht
immer einfach umzusetzen (86), und nicht immer
sind alle bereit, die notwenigen Debatten auch
zu führen.

Zur aktuellen Situation der Linken
Die juristische Auslegung der Abendroth-
schen Theorie im dritten Abschnitt beleuchtet
auf der einen Seite seine staatstheoretischen
Überlegungen. Auf der anderen Seite finden
sich hier erneut viele aktuelle Interpretations-
und Diskussionsansätze. So schreibt Joach-
im Perels: „Abendroths Interpretation des
Begriffs des sozialen Rechtsstaats ist der
umfassende Versuch, den Normgehalt einer
verfassungsgestaltenden Grundentscheidung
im Blick auf die Möglichkeit einer legalen
Veränderung der kapitalistischen Gesellschaft
ohne jede Abstriche festzuhalten“ (103). Er
zeigt hier auch die Aktualität dieser Theorie,
die derzeit ebenso anwendbar ist bei Fragen
nach der Aushöhlung des Sozialstaates als
auch bei Fragen nach der Stellung des Rech-
tes für soziale Kämpfe.

Der vierte Abschnitt ist überschrieben mit
,Einheit und Spaltung‘. An Abendroths Rechts-
verständnis anschließend kommt Michael Buck-
miller zu dem Schluss, dass die Arbeiterbewe-
gung auch auf rechtlicher Ebene ihre Positionen
verteidigen und vor grundsätzlichen Fragen
nicht zurückweichen darf. Er schreibt: „sollte
die Bewegung dies nicht schaffen, wohlmög-
lich zurückweichen, mindert sich grundlegend
die Chance der eigenen Legitimation durch das
Recht“ (154).

Abgerundet wird das Bild Abendroths im
letzten der fünf Abschnitte. In kurzen Schilde-
rungen gewinnen die LeserInnen noch einmal
Einblick in persönliche Begegnungen mit ihm.
Treffen und Gespräche mit Abendroth zu The-
men wie dem Godesberger Programm (Heinz
Brakemeier), der Zusammenarbeit mit der SPD
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(Jakob Moneta), der Studentenbewegung und
Frauenbewegung (Franziska Wiethold) oder
der internationalen Linken am Beispiel La Paz
(Stefan Schmalz) zeigen exemplarisch, dass
alle sich einig sind über die Bedeutung Abend-
roths für den Zeitgeist ab 1950 bis heute.

Kein Lehrbuch und trotzdem zum
Lernen
,Antagonistische Gesellschaft und politische
Demokratie‘ ist ein Sammelband einer Tagung.
Es erhebt nicht den Anspruch auf Vollständig-
keit zum Leben Abendroths und möchte auch
keine Einführung in sein politisches Werk sein.
Trotzdem zeigen die Aufsätze eine Vielzahl von
Anknüpfungspunkten, an denen die Linke an-
setzen kann und muss. Durch die gelungene
Abstimmung der Texte aufeinander liest sich
das Buch nicht nur spannend, sondern weckt
Lust auf mehr. Vielleicht ist dies das größte
Verdienst, die Ideen Abendroths auch in Zei-
ten der Veränderung nicht in Vergessenheit
geraten zu lassen und als Handwerkszeug zur
Verfügung zu stellen, um in aktuellen Debat-
ten doch Alternativen und Utopien entwickeln
zu können.

Stephanie Schmoliner, Hamburg

Besprochene Literatur
Urban, Hans-Jürgen/Buckmiller, Michael/

Deppe, Frank (Hg.) 2006: Antagonistische Ge-
sellschaft und politische Demokratie – Zur Ak-
tualität von Wolfgang Abendroth. Hamburg:
VSA-Verlag.
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FRICK, KLAUS N.
Chaos en France.
Peter Pank in Avignon.
Berlin: Archiv der Jugendkulturen 2006

Als Protagonist eines Fortsetzungsromans
trampte und soff sich der Punk Peter 10 Jahre
lang durch 35 Folgen in den Fanzines ZAP und
OX. Das Berliner Archiv der Jugendkulturen
legt mit ‚Chaos en France‘ nun eine überarbei-
tete und ergänzte Buchfassung der Abenteuer
Peter Panks im Herbst 1986 in Frankreich vor.

Dessen beschaulicher, verlängerter Urlaubs-
alltag in Avignon wird durch eine alkohol- und
drogenbegünstigte Unfall-Spritztour mit einem
gestohlenen Auto sowie seine turbulente Lie-
besbeziehung mit der semi-punkesken Neben-
erwerbs-Prostituierten Manu jäh gestört. Von
den französischen Flics gesucht, seines siche-
ren Unterschlupfs in Avignon verlustig und ei-
ner Truppe gereizter Psychos knapp entronnen,
begibt er sich mit dem Chaoten Pico auf eine
dubiose Drogenkurier-Tour nach Südfrankreich,
die ihn nahe der spanischen Grenze auf abge-
drehte deutsche Drop-Outs am Strand und spä-
ter auf eine Gruppe gastfreundlicher Punks in
Perpignon treffen lässt. Nachdem eine Liebes-
nacht mit der älteren Alice in einem besetzten
Vorstadtviertel durch die gewaltsame Räumung
des Viertels unschön beendet wird, reist Peter
Pank nach Avignon zurück, wo er von den Dro-
genhändlern, deren Geschäfte er zuvor durch
seine polizeibekannten Eskapaden und die miss-
glückte Kurierfahrt empfindlich gestört hatte,
dazu gezwungen wird, erneut als Drogenkurier
auf einem Lkw zurück nach Deutschland zu
reisen, einer ungewissen Zukunft im winterli-
chen Stuttgart entgegen.

Der Abenteuerroman um Peter Pank lässt
das Lebensgefühl der 1980er/90er Jahre Punks
Revue passieren, eignet sich hervorragend zur
Betroffenheitslektüre für ehemalige OX-Lese-
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rInnen und dient den Lebenden zur Mahnung,
den Toten zur Erinnerung.
Markus Rohde, Bonn

�

JESSE, ECKHARD (HG.)
Friedliche Revolution und deutsche
Einheit.
Sächsische Bürgerrechtler ziehen Bilanz.
Berlin: Links Verlag 2006.

Die Arbeit mit Zeitzeugen ist eine der zentralen
Säulen bei der Erforschung der Ereignisse wäh-
rend der friedlichen Revolution und auf dem
Weg zur deutschen Einheit. Die Rekonstruktion
des Umbruchs über eine Kollektivbiographie
ist dabei ein Ansatz, den Eckhard Jesse ver-
folgt.

Jesse veranstaltete bereits im Wintersemes-
ter 1999/2000 eine Ringvorlesung an der Tech-
nischen Universität in Chemnitz. Damals ka-
men 14 Bürgerrechtler zu Wort, die in erster
Linie aus Berlin und dem Umfeld der in Berlin
agierenden Bürgerbewegungen kamen. Im Win-
tersemester 2004/2005 fand nun eine zweite
Vorlesungsreihe statt. Dieses Mal waren aus-
schließlich Bürgerrechtler aus Sachsen eingela-
den. Damit würdigt Jesse die herausragende
Rolle, die Sachsen während der friedlichen Re-
volution spielte.

Mit den Montagsdemonstrationen in Leip-
zig und dem Durchbruch zum Dialog nach ge-
waltsamen Ausschreitungen am Hauptbahnhof
in Dresden rückte Sachsen in den Brennpunkt
des Umbruchs. Hier wurde die Gewalt beendet
und der Weg zu demokratischen Veränderun-
gen in der DDR bereitet. Hier legten sich die
Bürgerrechtler aber auch als erstes auf den Weg
zur Deutschen Einheit fest. Dabei spielte der
Kohl-Besuch in Dresden im Dezember eine
entscheidende Rolle. Danach forderte nicht nur
das Volk auf der Straße die Wiedervereinigung
und die Einführung der sozialen Marktwirt-

schaft. Auch große Teile der Bürgerbewegung
in Sachsen schlugen konsequent diesen Weg
ein.

Dass es trotz dieser zentralen Entscheidun-
gen keine einheitliche Bürgerbewegung gibt,
wird in den Vorlesungen, die die Bürgerrechtler
in Chemnitz hielten, ganz deutlich.

Zu Wort kommen Bürgerrechtler, die heute
noch in der Politik tätig sind, aber auch diejeni-
gen, die sich inzwischen zurückgezogen haben.
Es sind Martin Böttger, Wieland Orobko, Heinz
Eggert, Matthias Kluge, Wolf-Dieter Beyer,
Annemarie Müller, Herbert Wagner, Gunda
Röstel, Uwe Schwabe, Tobias Hollitzer, Hans-
jörg Weigel, Cornelia Matzke, Arnold Vaatz,
Matthias Rößler, Christian Führer und Werner
Schulz. Sie alle werden von Eckhard Jesse in
Kurzbiographien vorgestellt, ehe die Vorlesungs-
texte folgen. Die 16 Bürgerrechtler sprechen
darin über ihre Sozialisation in der DDR und
ihre Motivation, sich im Herbst 1989 zu enga-
gieren. Außerdem reflektieren sie ihre heutige
Position und ihre Haltung zur deutschen Ein-
heit und zu den vergangenen Jahren im verein-
ten Deutschland. Dabei finden sich einige Akti-
ve, die einen dritten Weg der Wiedervereini-
gung vorgezogen hätten. Für den Großteil
scheint die Einheit aber zumindest im Rück-
blick ohne Alternative. Dennoch sehen auch die-
se Bürgerrechtler die Herausforderung, die De-
mokratie auch in der Bundesrepublik täglich neu
zu gestalten und zu verteidigen.

Karin Urich, Mannheim
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Datenbank Bewegungsforschung

Das Forschungsjournal Neue Soziale Bewegun-
gen gibt in einer Datenbank einen Überblick
über laufende Forschungsvorhaben zum Bereich
Protest und Neue Soziale Bewegungen. Des-
halb sind alle Forscherinnen und Forscher, Stu-
dentinnen und Studenten sowie Forschungs-
einrichtungen aufgerufen, entsprechende Pro-
jekte an das Forschungsjournal zu melden. Die-
se werden dann auf der Internet-Seite des For-
schungsjournals (www.fjnsb.de) veröffentlicht.

Benötigt werden folgende Angaben: 1. Titel
des Vorhabens, 2. Zeitraum, auf den sich das
Projekt bezieht, 3. Name und Anschrift des Be-
arbeiters/der Bearbeiterin, 4. Name und An-
schrift der Institution, an der die Arbeit entsteht,
5. Name und Anschrift des Betreuers/der Be-
treuerin, 6. Art und Stand der Arbeit (Abschluss-
arbeit, Projekt, Dissertation etc.), 7. Laufzeit
des Forschungsvorhabens, 8. Art der Finanzie-
rung.

Diese können per Post (Karin Urich, Hoher
Weg 15, 68307 Mannheim oder per E-Mail
(DrKarinUrich@aol.com) an die Rubrikverant-
wortliche übermittelt werden.
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Christoph Butterwegge: Legitimationsmuster und Massenakzeptanz der Sozialstaatsreform, FJ
NSB 1/2007, S. 6-12.
Der Autor entlarvt die drei Legitimationsmuster ‚Sachzwangdiskurs‘, ‚Verschiebung des Gerech-
tigkeitsbegriffs‘ sowie ‚immanente Schlüssigkeit des neoliberalen Konzepts‘ als Mythen, die sich
als anschlussfähig an den Alltag vieler Menschen erweisen. Der Sachzwangdiskurs argumentiere
mit der übertriebenen Großzügigkeit des Wohlfahrtsstaates, massenhaftem Leistungsmissbrauch,
demografischem Wandel, dem Globalisierungsprozess sowie der Standortschwäche Deutschlands.
Der Gerechtigkeitsdiskurs operiere mit einer Verschiebung von der Bedarfs- zu einer vermeintli-
chen Leistungsgerechtigkeit, Beteiligungs- ersetze die Verteilungsgerechtigkeit und die Rede von
der Generationengerechtigkeit verschleiere die soziale Ungleichheit innerhalb aller Generationen.
Das ‚Umbau‘-Konzept des Neoliberalismus wird von verschiedenen Interessengruppen und Par-
teien vertreten und dadurch legitimiert. Mit der wissenschaftlichen Demaskierung dieser Legitima-
tionsmuster als Mythen weist der Autor auf gravierende negative Folgen des neoliberalen ‚Umbau-
prozesses‘ hin.

Christoph Butterwegge: Reforming the Welfare State: Patterns of legitimation and acceptance, FJ
NSB 1/2007, pp 6-12.
The author exposes three patterns of legitimation as myths, which are compatible with everyday life
of many people. These patterns are ‚practical necessity‘, ‚shifting the concept of justice‘ and
‚immanent logic of the neoliberal concept‘. The arguments concerning practical necessity refer to
demographic change, globalization and abuse of the welfare state. The discourse on justice shifts
the concept of justice from needs to achievements and from distribution to participation. The neo-
liberal concept of reorganization is supported by several pressure groups and parties and thereby
legtimized. Scholarly unmasking these patterns as myths reveals the negative impacts of the neoli-
beral process of reorganization.

Dieter Rucht: Zum Profil der Protestierenden in Deutschland, FJ NSB 1/2007, S. 13-21.
Zu seiner Darstellung der Protestlandschaft in Deutschland nutzt Dieter Rucht drei Arten von
Quellen: (1) Die Protestereignisanalyse von Tageszeitungen kann v.a. über die Protestthemen
Auskunft geben, was nur bedingten Rückschluss auf die Sozialstruktur der Protestierenden er-
laubt. (2) Die Befragungen bei Demonstrationen lassen Rückschlüsse auf die Sozialstruktur zu,
beschränken sich aber auf die Anti-Irakkrieg-Proteste sowie auf Demonstrationen gegen Hartz IV.
(3) Bevölkerungsumfragen erfassen tatsächliche oder intendierte Protestbeteiligung, sind aber
nicht nach Bereichen differenziert. Trotz der Heterogenität der Themen und des Einsickerns von
Protest in immer breitere Kreise sind erstens Protestneigung und Bildung nach wie vor hoch
korreliert und dominieren zweitens die Themenkomplexe ‚Arbeitswelt und soziale Sicherung‘,
‚globale Solidarität und Gerechtigkeit‘ sowie neuerdings ‚Ethnien/Minderheiten‘. Diese scheinen
sich unter einem weit gefassten Begriff von (globaler) Gerechtigkeit zu verschränken.

Dieter Rucht: Protesting Germans: Who are they?, FJ NSB 1/2007, pp 13-21.
Rucht describes the structure of protest in Germany using three sources: (1) Analyzing newspapers
informs mainly about the issues of protest. (2) Results of questionaires, which were achieved
during demonstrations tell you something about the social structure, though these are limited to the
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protest against the Iraq war and against the Hartz IV legislation. (3) General polls show the actual
or intended participation in protests, but are not differentiated by topics. Though topics are hetero-
geneous and protesting spreads further and further the inclination to protest still depends on
education. Furthermore topics concerning ‚labour and welfare‘, ‚global justice‘ and recently ‚mino-
rities‘ dominate. It seems that these emulgate to a wide concept of (global) justice.

Michael Vester: Weder materialistisch noch idealistisch. Für eine praxeologische Bewegungsana-
lyse, FJ NSB 1/2007, S. 22-33.
In diesem Beitrag werden einige Mythen der Sicht auf Protest entlarvt, die zum Teil den unbewuss-
ten Ideologisierungen der intellektuellen Perspektive selbst geschuldet sind. Zunächst wird die
Gegenüberstellung von ‚materiell‘ und ‚ideell‘ hinterfragt und dann am Beispiel des intellektuellen
Feldes gezeigt, wie dieser Dualismus entstehen konnte. Die folgenden Abschnitte sind der Sozial-
struktur, ihren Kontinuitäten und Verschiebungen gewidmet, wobei verdeutlicht wird, dass Klas-
senzugehörigkeiten nicht an Merkmale gebunden sind, sondern an den habituell vermittelten,
sozialen Praxen festgemacht werden können. Anhand der Empirie der sozialen Milieus und der mit
diesen nicht vollkommen deckungsgleichen politischen Lager skizziert Vester die Spannungslini-
en, an denen soziale Konflikte sich weiterhin entzünden werden.

Michael Vester: Neither materialist nor idealist. Pleading for a praxeological movement analysis,
FJ NSB 1/2007, pp 22-33.
Vester unmasks some myths within the analysis of protest. First the dichotomy between materialist
and post-materialist is questioned and its development explained. The following parts deal with
social structure and claim that belonging to a class is not to understand by distingiuishing features
but by learned social practises. For this process of learning ,habitus‘ is pivotal. Analyzing social
milieus Vester sketches the demarcation lines which tend to cause conflict in future.

Lars Schmitt: Soziale Ungleichheit und Protest. Waschen und Rasieren im Spiegel von ‚Symbo-
lischer Gewalt‘, FJ NSB 1/2007, S. 34-45.
Am Beispiel der Szene zwischen Kurt Beck und einem Erwerbslosen wird einleitend die Bedeu-
tung von Symbolen bei der Verbindung von sozialer Ungleichheit und Protest veranschaulicht. In
einem ersten Schritt wird Pierre Bourdieus Konzept der symbolischen Gewalt als ‚Brille’ vorge-
stellt, mit der anschließend das Verhältnis von Ungleichheit und Protest betrachtet wird. In einem
zweiten Schritt werden die notwendigen Voraussetzungen diskutiert, damit soziale Ungleichheit in
kollektiven Protest überführt wird. Dieser wird somit als Reaktion auf symbolische Gewalt vorge-
stellt, um in einem dritten Schritt zu fragen, inwieweit Protest selbst als symbolische Gewalt
fungiert, also soziale Ungleichheit verschleiert und somit reproduziert. Abschließend wird über-
legt, was diese Analyse für Protestaktivitäten bedeutet.

Lars Schmitt: Social inequality and protest. Washing and shaving as ‚symbolic violence‘, FJ NSB
1/2007, pp 34-45.
The article illustrates the meaning of symbols when social inequality and protest is intertwined.
First, the relation between inequality and protest is explained referring to Bourdieu’s concept of
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symbolic violence. Secondly the prerequisites are discussed, which need to be met if social inequa-
lity shall be transformed into collective protest. As from this perspective protest is a reply to
symbolic violence a third question has to be answered: in how far is protest itself symbolic violence
and does veil and reproduce social inequality? Last but not least the consequences such an analyses
may have for protest-movements and mobilization strategies are discussed.

Fabian Virchow: Die extreme Rechte auf der Straße – Protest von Deprivierten?, FJ NSB 1/2007,
S. 46-51.
Angesichts der beobachtbaren Protest-Aktivitäten der extremen Rechten in Deutschland zur ‚sozi-
alen Frage’, in deren Rahmen sich NPD und neonazistische Netzwerke als scharfe Kritiker des
Sozialabbaus, der Globalisierung und von Massenarbeitslosigkeit inszenieren, geht der Autor der
Frage nach, ob sich unter den Teilnehmenden zu signifikanten Anteilen Deprivierte befinden. Diese
Frage, so stellt sich heraus, ist mit den gegenwärtig verfügbaren Daten nicht abschließend zu
beantworten, so dass der Autor eine detaillierte Beforschung der entsprechenden Protestaktivitäten
vorschlägt, die insbesondere Dimensionen und Referenzebenen von Deprivation mit tatsächlichem
Protestverhalten in Beziehung setzt.

Fabian Virchow: The Extreme Right in the Streets – Is it a Protest of the Marginalized?, FJ NSB
1/2007, pp 46-51.
The author investigates if there is a relevant share of marginalized people taking part in the recent
protest activities the German extreme right has staged on ‘social issues’ thereby portraying itself as
a fierce critic of the reduction on social security systems, of globalization and mass unemployment.
However, data currently available do not give a clear picture. Therefore, the author asks for a more
detailed research on the respective protest activities by which dimensions and references of margi-
nalization should be related to real protest behaviour.

Dieter Rink und Axel Philipps: Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz IV-Demonstrationen
2004, FJ NSB 1/2007, S. 52-60.
Es wird zunächst die Vorgeschichte von sozialpolitischen Protesten in Ostdeutschland skizziert,
sodann die Anti-Hartz IV-Demonstrationen in der Entwicklung der Teilnehmerzahlen als wellen-
förmig beschrieben. Am Beispiel des Sozialforums Leipzig, der PDS und rechter Gruppierungen
werden Framings und Mobilisierungsstrategien aufgezeigt. Als Fazit wird festgehalten, dass nicht
von einer sozialen Bewegung gesprochen werden kann, weil die Rahmungen nicht für tragfähige
politische Bündnisse und eine übergreifende Solidarisierung mit den Betroffenen sorgten, sondern
eher ‚Nebenwirkungen’ im politischen Bereich hatten. Hier nennen die Autoren die Unterstützung
der Gründung der WASG, die ‚Westausdehnung’ der PDS und als bedenklichste Nebenwirkung
die symbolische und politische Expansion rechter Gruppierungen.

Dieter Rink und Axel Philipps: Mobilizationframes within Anti-Hartz IV demonstrations 2004,
FJ NSB 1/2007, pp 52-60.
After sketching the history of social protests in East Germany the development of participants in
Anti-Hartz IV demonstrations is described as a wave.
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Strategies of mobilizing and framings are exemplified by the Sozialforum Leipzig, the PDS and
rightwing groups. It is argued that social movement is not the adequate term, since there are no
stable coalitions and no general solidarity, but side effects in the political sphere as support for the
founding of the WASG, the west-expansion of the PDS and the questionable political and symbolic
expansion of rightwing groups.

Karin Lenhart: Hartz IV-betroffene Frauen – Zwischen Protest und politischer Entfremdung, FJ
NSB 1/2007, S. 61-70.
Karin Lenhart schildert zunächst allgemeine Defizite von Hartz IV, um in einem zweiten Schritt die
diesbezügliche Betroffenen- und vor allem Geschlechterblindheit zu diagnostizieren und aufzuzei-
gen, inwieweit Frauen in besonderer Weise durch Hartz IV geknebelt sind. Als Ergebnis von
qualitativen Interviews, die zu zwei Zeitpunkten mit Empfängerinnen von Hartz IV geführt wur-
den, präsentiert Lenhart das Spannungsfeld zwischen genereller politischer Entfremdung und
Ohnmachts- und Entfremdungsgefühlen, die der Protest und dessen mediale Stigmatisierung selbst
hervorrufen, sowohl auf der Seite derjenigen befragten Frauen, die am Protest teilnahmen, als auch
bei denjenigen, die ferngeblieben sind.

Karin Lenhart: Women affected by Hartz IV - Between protest and political alienation, FJ NSB 1/
2007, pp 61-70.
In a first step Karin Lenhart shows the genaral deficits of Hartz IV in order to describe in a second
step in how far especially women are negatively affected, due to the legislatons blindness referring
to gender.
Presenting the results of qualitative interviews, conducted with female recipients of Hartz IV at two
distinct points of time, Lenhart shows the tension between general political alienation and feelings
of alienation and helplessness caused by protest and its medial stigmatization.

Didier Chabanet: Die politischen Konsequenzen von Arbeitslosigkeit und prekärer Beschäfti-
gung in Europa, FJ NSB 1/2007, S. 71-80.
Seit Mitte der 1970er Jahre sieht sich Europa mit dem Problem der Massenarbeitslosigkeit kon-
frontiert. Dieses konnte bislang nicht behoben werden, auch wenn die erzielten Erfolge beträchtlich
zwischen den einzelnen Ländern variieren. 1997 hat die Europäische Union die Europäische Be-
schäftigungsstrategie auf den Weg gebracht, deren nicht-verbindliche Leitlinien nationale Politiken
harmonisieren und den Erwerbslosen den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt erleichtern sollen.
Dessen ungeachtet sind die Bürger Europas wegen der hohen Arbeitslosigkeit und der Unsicher-
heit von Arbeitsplätzen weiterhin sehr unzufrieden. Die Arbeitslosen ihrerseits mobilisieren auf der
nationalen Ebene, auch wenn die Bewegung nicht in der Lage war, sich politisch zu stabilisieren.

Didier Chabanet: The political consequences of unemployment and precarity in Europe, FJ NSB
1/2007, pp 71-80.
Since the mid-1970s Europe has been faced with mass unemployment. It has been unable to
eradicate, even if the results achieved vary from country to country. In 1997 the EU itself adopted
a European employment strategy whose non-binding provisions help harmonize national practices
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and are intended to aid a return to work. However, unemployment and job insecurity continue to
generate dissatisfaction among European citizens. The unemployed themselves are mobilizing at
the national level, even if the movement has not succeeded in achieving a politically stable exis-
tence.

Dieter Boris: Soziale Bewegungen als Form des Unterschichtenprotests. Das Beispiel Lateiname-
rika, FJ NSB 1/2007, S. 81-87.
Mit seinem Beitrag stellt Dieter Boris heraus, dass die diagnostizierten Affinitäten zwischen Neuen
Sozialen Bewegungen und Mittelschichten einer typisch eurozentrischen Sichtweise entspringen.
Am Beispiel sozialer Bewegungen in Lateinamerika demonstriert er, dass hier durchaus von Unter-
schicht-Protesten gesprochen werden kann. In einem ersten Abschnitt wird auf die lange Geschich-
te von Bewegungen eingegangen. Ein zweiter beschäftigt sich mit dem relativen Verschwinden von
Protestbewegungen nach dem Übergang von Militärdiktaturen zu demokratischen Regierungen
und dem sprunghaften Wiederaufleben unter neoliberalen Bedingungen seit Ende der 1990er Jah-
re. Sodann wird das aktuelle Verhältnis zu den neuen Mitte-Links-Regierungen systematisiert und
abschließend die Analyse zusammenfassend mit Ansätzen der Bewegungsforschung konfrontiert.

Dieter Boris: Social movements as protest of the lower class: Latin America, FJ NSB 1/2007, pp
81-87.
Dieter Boris claims that the perception of new social movements as a middleclass phenomenon is
due to an euro-centric view. Referring to Latin America he shows that protest can be seen as a form
of protest used by lower classes. After describing the history of movements he deals with their
disappearance after the transformation from military dictatorships to democracy and their reappea-
rance after the neoliberal turn. Furthermore he analyzes the relationship between the movements
and the new center-left governments.

Lars Schmitt und Frank Ulrich Montgomery im Dialog zu den Ärzteprotesten: FJ NSB 1/2007,
S. 88-93.
Lars Schmitt: Protestierende Götter in Weiß – Risiken und Nebenwirkungen der Ärzteproteste.
Ärzteproteste werden als Musterbeispiel dafür geschildert, dass bei sozialen Protesten v.a. der
legitime Habitus der Protestierenden eine wichtige Rolle spielt. Es wird gefragt, inwieweit die
Ärzteproteste mit ihrem Rekurs auf Verteilungsfragen tieferliegende Probleme des medizinischen
Feldes verschleiern. Es wird für eine kulturelle Öffnung des Medizinstudiums für alle sozialen
Milieus plädiert und damit einhergehend für einen Wandel des Bildes vom ‚Gott in Weiß’ hin zu
dem Bild vom ‚helfenden Menschen‘, dem Patienten auf Augenhöhe begegnen können.
Frank Ulrich Montgomery: Ärztestreiks in Deutschland – „...sag’ mir, was soll es bedeu-
ten...“.
Die Ärztestreiks werden mit Verweis auf die schlechten Arbeitsbedingungen gerechtfertigt. Die
Erfolge der bisherigen Proteste dürften aber über tiefer liegende Probleme nicht hinwegtäuschen,
weshalb mit weiteren, schwererwiegenderen Protesten zu rechnen sei. Es wird einerseits kritisiert,
dass es politischen Entscheidungsträgern nur um Machterhalt ginge und dabei Leistungsbereit-
schaft und Patientenbindung der Ärzte instrumentalisiert würden. Andererseits dürfe es auch keine
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Gleichmacherei à la ver.di geben. Wenn das Mysterium des Arztberufes schwindet, wäre das
schlecht für die Medizin und ihre Patienten.

Lars Schmitt and Frank Ulrich Montgomery arguing about protests by doctors: FJ NSB 1/
2007, pp 88-93.
Lars Schmitt: Protesting doctors – On risks and side effects.
Protesting doctors are regarded as the best example that a legtimate habitus is important within
social protests. Schmitt asks, if doctors veil deep seated problems within the medical field by
referring to questions of distribution. He argues that medical studies should be more open to all
social milieus and that doctors schould not be imagined as ‚white gods’ but ‚helping men and
women’.
Frank Ulrich Montgomery: Striking doctors in Germany – ,...tell me what it ought to mean…’.
The strikes are justified by the bad working conditions. But though there was success further
problems should not be forgotten. It is criticized that politicians are only interested in sustaining
power and that physicians’ willingness to work and their moral commitment within the physician-
patient-relationship is instrumentalized. Furthermore there should be no egalitarization but the
mysterium of the medical profession should be hold up, since it is better for medicine and patients.
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